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Sattelfest

Hier handelt es sich um einen positiven Hinweis in unserem
Ausdrucksspektrum menschlicher Begriffe im weitesten Sinne für die
Bereitstellung einer produktiven Hilfs- und Gebrauchsfähigkeit im
Rahmen gesellschaftlicher Arbeit oder menschlicher Nutzbarkeit.

Mit der Verwendung vieler Worte und Begriffe weist die menschliche
Sprache so auf die Voraussetzungen zum Zweck der Umwelt-, Lebens- und
Wirklichkeitsbewältigung wie auf Werkzeuge, Hilfsmittel, mithin
Prothesen und ähnlichem, hin, auf die der Mensch wohl kaum verzichten
kann.

Der erste Schritt jener Aneignung allerdings, der, als Beginn des
Raubes betrachtet, das Fortleben menschlicher Schaffenskraft und
Selbstverwirklichung als unabweisliche Bedingung des menschlichen
Tuns, im sitzergreifenden Sinne gar als beutebewährter Gebrauch und
verstoffwechselnder Verzehr, bestimmt, wäre dann die Triebfeder und
der Endpunkt aller Taten. Jedoch läßt sich dieser Umstand, von welchem
Ausgangspunkt auch immer betrachtet, offensichtlich auf die
erfolgreichste Art, sich zu behaupten, festschreiben und über die
Jahrtausendlinie des anwachsenden Selbsterhaltes auf eine zunehmend
vorherrschende Taktik zurückführen, welche gut und gerne als das
Überleben zu Lasten der eigenen Art bezeichnet werden kann, wenn auch
dem Satteln eines unterworfenen Wesens eine tragende Funktion
zugesprochen werden sollte.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. März 2019
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WALD/381: Hambacher Forst - Ruf nach dem Staat ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Gerichtsurteil Hambacher Wald: Keine weitere Zerstörung für
Braunkohle



Im Gerichtsverfahren um den Erhalt des Hambacher Waldes hat das
Verwaltungsgericht Köln heute die Klagen des BUND abgewiesen. Der
Umweltverband hatte gegen den Hauptbetriebsplan des Tagebaus Hambach für
die Jahre 2018-2020 und die Enteignung seines angrenzenden Grundstücks
geklagt. Dazu erklärt Stefanie Langkamp, Expertin für Kohlepolitik der
Klima-Allianz Deutschland:

"Ministerpräsident Armin Laschet sollte jetzt das Heft in die Hand nehmen
und den Hambacher Wald als EU-Naturschutzgebiet nachmelden. Der Wald
entspricht den Kriterien der EU-Richtlinie für Flora-Fauna-Habitate und ist
daher besonders schützenswert. Auch die Kohlekommission hat sich für seinen
Erhalt ausgesprochen. Er darf nicht mehr für den Braunkohleabbau von RWE
gerodet werden.

Genauso wichtig ist, dass der Braunkohleabbau nicht mehr zur Begründung für
Enteignungen herangezogen werden darf. Sieben Dörfer sind in NRW noch durch
RWE-Tagebaue bedroht. RWE schafft jeden Tag neue Fakten: reißt Häuser ab,
fällt Bäume und setzt Anwohner massiv unter Druck. Solche gravierenden
Grundrechtseingriffe sind nicht mehr hinnehmbar und angesichts des
beschlossenen Kohleausstiegs auch nicht mehr nötig. Laschet muss sich dafür
einsetzen, dass weitere soziale Härten vermieden werden und sich zum Erhalt
der Dörfer bekennen.

Die Bundesregierung muss spätestens bis zur Sommerpause ein
Kohleausstiegsgesetz auf den Weg bringen, das festlegt, die schmutzigsten
Kohleblöcke in Neurath und Niederaußem bis 2022 abzuschalten. Damit kann
sie die Dörfer und den Wald erhalten.?


Hintergrund:

An den Tagebauen Hambach und Garzweiler sind die Dörfer Manheim,
Morschenich, Keyenberg, Kuckum, Berverath, Oberwestrich und Unterwestrich
vom Braunkohleabbau bedroht. Eine Studie des DIW zeigt, dass der Hambacher
Wald und alle Dörfer durch den Kohlekompromiss erhalten werden können.
Voraussetzung hierfür ist, dass sich die in der Kohlekommission vereinbarte
Abschaltung von 3,1 GW Braunkohle bis 2022 aus Kraftwerksblöcken in den
Kohlekraftwerken Neurath und Niederaußem zusammensetzt.

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, kurz FFH-Richtlinie, ist eine
Naturschutz-Richtlinie der Europäischen Union. Weitere Informationen finden
Sie auf der Webseite der EU-Kommission: 

http://ec.europa.eu/environment/nature/legislation/habitatsdirective/index_en.htm

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren über 120 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.03.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2019 
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KOHLEALARM/576: Klimakampf und Kohlefront - die Kirche fordern ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 12.03.2019

Bündnis protestiert bei der Frühjahrstagung der katholischen Bischöfe am
13. März in Lingen



Dorfbewohner*innen aus dem Rheinischen Revier, katholische Christinnen und
Christen, Umweltschutz- sowie Anti-Atom-Gruppen aus dem Münsterland und
Kritische Aktionärinnen und Aktionäre protestieren am 13. März bei der
Frühjahrsvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz in Lingen für die
Erhaltung von Dörfern und Kirchen an den Tagebauen Garzweiler und Hambach.

Bei einer Kundgebung am Mittwochnachmittag vor dem Ludwig-Windthorst-Haus
in Lingen überreicht das Bündnis den Bischöfen den "Appell katholischer
Christen: Schöpfung bewahren! Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!".

"Seit die Kohlekommission ihre Empfehlungen an die Politik vorgelegt hat,
beschleunigt RWE den Abriss der Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und
Hambach", berichtet Barbara Ziemann-Oberherr aus dem Erkelenzer Ortsteil
Keyenberg. Sie hat wie viele Menschen aus den Dörfern an den
Braunkohletagebauen den Appell katholischer Christen unterzeichnet.
"Bedroht sind auch fünf Kirchen am Grubenrand: Die in meiner Gemeinde in
Keyenberg wäre wohl als erste dran, dann auch Kuckum, Berverath,
Morschenich und Manheim. Tag für Tag erleben wir, wie der Konzern vor
unserer Haustür die Vorbereitungen für den Kohleabbau vorantreibt. Viele
von uns empfinden dies als Psychoterror, um uns zum Verlassen unserer
Heimat zu zwingen."

Mehr als 40.000 Menschen im Rheinischen Revier wurden wegen des
Braunkohletagebaus zwangsumgesiedelt. Dutzende von Kirchen im Bistum Aachen
und im Erzbistum Köln fielen den Baggern zum Opfer. "Nun appellieren wir an
die katholische Kirche, die einer der größten Grundeigentümer und
Immobilienbesitzer im Rheinland ist, keine weiteren Kirchen zu entwidmen,
auf die Entschädigung von RWE zu verzichten und sich schützend vor ihre
Gemeinden zu stellen", sagt Markus Dufner vom Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre. "Würden die Bischöfe sich mit den Menschen am
Tagebaurand solidarisieren, würde dies auch den Ministerpräsidenten und
Katholiken Armin Laschet unter Druck setzen." Peter Bastian von der
Initiative Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster ergänzte: "Derselbe Armin
Laschet, der vor einem Jahr vorschlug, den Braunkohlestrom von RWE nach
Belgien zu liefern, wenn dort die Hochrisiko-AKW Doel 2 und Tihange 3
stillgelegt würden. Dies hatte den Zusammenschluss der Anti-Kohle- und der
Anti-Atom-Bewegung zur Folge. Und jetzt stehen wir solidarisch hier, aber
keiner der Bischöfe will mit uns reden."

"Die christliche Verantwortung für die Bewahrung der Schöpfung hat zwar
Ausdruck in der Enzyklika 'Laudato si' von Papst Franziskus gefunden, aber
es fehlt die konkrete Umsetzung in der Praxis", so Markus Dufner. "Wir
müssen die Politik gemeinsam dazu bringen, mit der klimaschädlichen
Kohleverstromung so schnell wie möglich aufzuhören."

Beteiligte Organisationen:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre 

Sofortiger Atomausstieg (Sofa)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen - Elternverein Restrisiko
Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf



Petition:

Online-Petition "Appell katholischer Christen: Schöpfung bewahren!
Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!"

https://weact.campact.de/petitions/appell-katholischer-christen-schopfung-bewahren

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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KOHLEALARM/575: Klimakampf und Kohlefront - zielstrebig und entschlossen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 11. März 2019

Ende Gelände plant Massenaktion des zivilen Ungehorsams für Juni +++
Rheinisches Braunkohlerevier soll stillgelegt werden +++
Terminankündigung



Köln, 11. März 2019: Ende Gelände wird vom 19. bis 24. Juni 2019 mit einer
Massenaktion des zivilen Ungehorsams die Tagebaue im Rheinischen
Braunkohlerevier blockieren und so den sofortigen Kohleausstieg selbst in
die Hand nehmen. Tausende Klimaaktivisten*innen aus ganz Europa werden
erwartet. Ende Gelände fordert den sofortigen Kohleausstieg als
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.

"Die Politik hat beim Klimaschutz auf ganzer Linie versagt. Mit dem
Ergebnis der Kohlekommission rasen wir weiter ungebremst auf eine Welt vier
bis sechs Grad heißer zu. Kohle-Konzerne und Regierungen verfeuern unsere
Zukunft. Um die Klimakrise aufzuhalten, müssen wir den Kohleausstieg selbst
in die Hand nehmen und die Tagebaue blockieren." erklärt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ein Kohleausstieg erst 2038 bedroht unter anderem die Dörfer am Tagebau
Garzweiler. Sie sollen für die geplante Tagebau-Erweiterung des
Kohle-Konzerns RWE zwangsumgesiedelt werden. Als größte CO2-Quelle Europas
bedroht das rheinische Braunkohle-Revier zudem ganze Inselstaaten und
Küstenregionen im globalen Süden, wo Menschen schon jetzt durch die Folgen
der Klimakrise ihre Lebensgrundlage verlieren.

"Wir stellen uns schützend vor die Menschen, deren Zuhause von der
Braunkohle bedroht ist. Die großen Proteste für den Erhalt des Hambacher
Forstes im letzten Herbst waren erst der Anfang. Neue Polizeigesetze und
Versuche, unsere Aktionen für Klimaschutz zu kriminalisieren, schüchtern
uns nicht ein. Wir müssen ungehorsam sein, um unsere Zukunft zu retten. Wir
stehen dabei solidarisch mit den Schülerinnen und Schülern des
Klimastreiks. Gemeinsam kämpfen wir für ein gutes Leben für alle Menschen
und für die nächsten Generationen", so Kathrin Henneberger.

Die Aktion ist auch eine Reaktion auf das Versagen der Bundesregierung beim
Klimaschutzgesetz. Parallel zum Aktionswochenende von Ende Gelände werden
deshalb auch weitere Großdemonstrationen sowie Klimastreiks stattfinden.
Anlässlich der zeitgleich in Bonn stattfindenden UN-Klimaverhandlungen
werden Gäste aus den Ländern des globalen Südens bei den Protesten anwesend
sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.03.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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AUSSTELLUNG/4456: Stuttgart - Wo ist Afrika? Neue Sammlungspräsentation ab 16. März 2019


Linden-Museum Stuttgart

Wo ist Afrika?

Neue Sammlungspräsentation ab 16. März 2019



Unter dem Titel "Wo ist Afrika?" zeigt das Linden-Museum Stuttgart ab 16.
März 2019 die Neupräsentation der Afrika-Sammlungen.

Wo ist Afrika? fordert auf, die Kontexte und Narrative der
Afrika-Sammlungen des Linden-Museums neu kennen zu lernen und sie gemeinsam
mit dem Museum kritisch zu befragen. Die Ausstellung zeigt, wie die
Sammlungen entstanden, wie sie sich entwickelten und welchen
Klassifizierungsprinzipien sie gehorchten.

Ein Großteil der ausgestellten Objekte wurde im Kongobecken und in Regionen
erworben, die heute innerhalb der Staatsgrenzen von Kamerun, Mosambik,
Nigeria und Tansania liegen. Der früheste Erwerb erfolgte 1881, der letzte
2018. Viele Objekte gelangten in der Kolonialzeit während des "Wettlaufs um
Afrika" zu Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts in die
Sammlungen.

Wo ist Afrika? untersucht, welche Geschichte und Geschichten den
Objekten eingeschrieben sind: Die Ausstellung konzentriert sich auf
Beziehungen und Bewegungen, die die Objekte über die Zeit erfahren haben.
Sie lotet aus, in welche Prozesse sie heute eingebunden sind und welchen
Platz sie in Zukunft vielleicht einnehmen werden. Sie eröffnet einen
Deutungsraum der kulturellen Kreativität, in dem es möglich wird, sich
einem historisch und ästhetisch komplexen Begriff von "afrikanischer
Kultur" zu nähern.

"Die neue Afrika-Ausstellung des Linden-Museums ist ein kraftvoller Beitrag
zu der zwingend notwendigen Debatte, wie wir mit Kulturobjekten aus
verschiedenen Kontinenten und Zeiten in einer globalisierten Welt umgehen.
Welche Fragen richten wir heute an sie, welche Geschichten erzählen sie
uns? Dabei geht es auch darum, wie wir uns zu unserer kolonialen
Vergangenheit stellen. Die Präsentation ermöglicht, dass das Thema nicht
nur in Fachkreisen, sondern auch in der Gesellschaft ankommt und diskutiert
wird. Gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der Herkunftsländer
erprobt das Linden-Museum neue und partizipative Konzepte für die
Präsentation der Objekte. Das Museum gibt damit der Mehrstimmigkeit Raum
und verabschiedet sich vom eurozentrischen Blick. Die Ausstellung stellt
auch wichtige Fragen an unser heutiges Zusammenleben und trägt damit zum
gesellschaftlichen Zusammenhalt bei", betont Kunststaatssekretärin Petra
Olschowski.

Wo ist Afrika? verfolgt einen prozessorientierten Ansatz,
präsentiert eine Vielzahl an parallelen Erzählungen und sucht den
öffentlichen Dialog.

Die Ausstellung wird gefördert vom Land Baden-Württemberg und der Robert
Bosch Stiftung.

www.twitter.com/lindenmuseum

www.facebook.com/LindenMuseumStuttgart

www.instagram.com/lindenmuseum

 * 

Quelle:

Linden-Museum Stuttgart

Hegelplatz 1, 70174 Stuttgart

E-Mail: info@lindenmuseum.de

Internet: www.lindenmuseum.de
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AUSSTELLUNG/4455: Trier - "Alexander von Humboldt zum 250. Geburtstag ...", 20.03.-26.05.2019


Universität Trier

Ausstellung zu Alexander von Humboldt

Anlässlich seines 250. Geburtstags zeigt die Universitätsbibliothek Trier
ab dem 20. März zwei Monate lang Exponate zum Leben des bekannten
Naturforschers.



Trier hat ein Humboldt-Gymnasium, Südamerika den Humboldtstrom und die Welt
ein Humboldt-Jahr - denn 2019 feiert man den 250. Geburtstag des großen
Reisenden, Naturforschers und Weltbürgers Alexander von Humboldt
(1769-1859). Aus diesem Anlass zeigt die Universitätsbibliothek Trier vom
20. März bis zum 26. Mai 2019 die Ausstellung "Alexander von Humboldt zum
250. Geburtstag - Landschaften und Lebenszeugnisse". Sie ist zu den
Öffnungszeiten der Universitätsbibliothek zugänglich. Der Eintritt ist
frei.

Konzipiert hat sie der Düsseldorfer Kurator Dieter Hänsch, der über viele
Jahre hinweg eine herausragende Sammlung von Zeugnissen aus und um
Humboldts Leben aufgebaut und zahlreiche bedeutende Stücke als Exponate zur
Verfügung gestellt hat. Zwei Schwerpunkte bestimmen die Ausstellung:
Humboldts Reiseziele damals und heute (in eigenhändiger oder
zeitgenössischer Ansicht und im motivgleichen Foto der Gegenwart) sowie
Dokumente seines Lebens und seiner Zeit (Autographen, Medaillen und eine
große Zahl originaler Porträtstiche Alexander von Humboldts, von Personen
aus seinem Umfeld und weiterer Zeitgenossen). Ergänzt wird die Schau durch
Originalausgaben aus dem Bestand der Universitätsbibliothek.



Ausstellungseröffnung mit Vortrag des Kurators Dieter Hänsch
Datum: Mi., 20.03.2019, 18:15 Uhr
Ort: Universitätsbibliothek Trier
Universitätsring 15
Kosten: Eintritt frei

www.ub.uni-trier.de

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Telefon: +49 (0) 651 201 - 0

Internet: www.uni-trier.de
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LESUNG/4261: Stuttgart - Heinz Bude, Solidarität, 25.04.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Donnerstag, 25.04.19, 19.30 Uhr

Außer Haus: Bildungszentrum Hospitalhof, Büchsenstraße 33,
Stuttgart

Solidarität

Heinz Bude

Lesung und Gespräch



"Der Schritt zurück ins Leben verlangt die Befreiung vom Selbsthass
und vom Hass auf die Anderen." (Achilles Mbembe)

"Mbembe lässt keinen Zweifel, dass nur die kommende Solidarität einer neuen Welt die
gegeneinanderstehenden Solidaritäten der alten Welt auflösen kann.
Dem Norden wie dem Süden bleibt die Einsicht, dass die eine Welt die
einzige Welt ist, die wir haben", schreibt der Soziologe Heinz Bude
in seinem neuen Buch "Solidarität". Solidarität war einmal ein
starkes Wort; es geriet in Verruf, als jeder für sein Glück und seine
Not selbst verantwortlich gemacht wurde. Heute sind Gesellschaften
tiefer denn je zwischen Arm und Reich gespalten. Wir sollten uns
hingegen, so Bude, nicht damit begnügen, materielle Not zu lindern,
sondern im Anderen vielmehr uns selbst als Mensch erkennen. Die
Erfahrung von Solidarität stellt dabei vielmehr die Frage: Wofür
lohnt es sich zu leben? Und die Richtung einer Antwort kommt mit
Albert Camus gesprochen aus dem Dasein selbst, das sich nicht im
Bemühen um Selbstvervollkommnung, sondern vielmehr im Empfinden einer
Weltbezogenheit gegenwärtig wird.

Heinz Bude lebt in Berlin und ist Inhaber des Lehrstuhls für
Makrosoziologie an der Universität Kassel. 1997-2015 leitete er den
Bereich "Die Gesellschaft der Bundesrepublik" am Hamburger Institut
für Sozialforschung. Zuletzt erschien "Das Gefühl der Welt. Über die
Macht von Stimmungen" (2016) und "Adorno für Ruinenkinder. Eine
Geschichte von 1968" (2018).

In Zusammenarbeit mit dem Hospitalhof Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8446: München - Vom Urknall, Sternenstaub und der Frage nach der Entstehung des Lebens, 20.03.19


Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) - 13.03.2019

Vom Urknall, Sternenstaub und der Frage nach der Entstehung
des Lebens

• Frühjahrstagung der Sektion Materie und Kosmos der Deutschen
Physikalischen Gesellschaft

• Rund 1.200 Fachleute aus aller Welt diskutieren vom
17. bis 22. März 2019 aktuelle Fragen der Physik

• Öffentlicher Abendvortrag zeigt: Wir sind alle Sternenstaub



München / Bad Honnef, 13. März 2019 - Im Rahmen der Frühjahrstagungen der
Deutschen Physikalischen Gesellschaft (DPG) treffen sich vom 17. bis 22.
März 2019 rund 1.200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem In-
und Ausland, um in München über aktuelle Fragen der Physik zu diskutieren.
Schwerpunkte der Tagung der Sektion Materie und Kosmos sind die
theoretischen und mathematischen Grundlagen der extraterrestrischen Physik
sowie der Gravitation- und Relativitätstheorie und die Physik der Hadronen
und Kerne. Darüber hinaus tagen hier die Fachverbände Kurzzeit- und
angewandte Laserphysik, Plasmaphysik, Umweltphysik und Geschichte der
Physik sowie die Arbeitskreise Beschleunigerphysik, Chancengleichheit,
junge DPG und die Arbeitsgruppe Philosophie der Physik.


Für den Terminkalender

Öffentlicher Abendvortrag (Eintritt frei)

Urknall, Sternenstaub und Frage nach der Entstehung des Lebens

Mittwoch, 20. März 2019, 19:30 Uhr

Technischen Universität München, Plenarsaal, Arcisstraße 21

Prof. Dr. Andreas Burkert, Universitätssternwarte, Ludwig Maximilians
Universität, München

Kostenfreie Teilnahme für Lehrkräfte

Die DPG lädt auch in diesem Jahr wieder Lehrerinnen oder Lehrer ein,
kostenfrei an der Tagung teilzunehmen. Dazu reicht die Vorlage einer
Bestätigung der Schule.


Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition
bis in das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit mehr
als 60.000 Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt.
Als gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen.
Die DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen den
Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und möchte
allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere Schwerpunkte
sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und der
Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

Website: https://www.dpg-physik.de/


Weitere Informationen zur Tagung:

http://muenchen19.dpg-tagungen.de/

Informationen zu allen Frühjahrstagungen der DPG:

https://www.dpg-physik.de/presse/presseinformationen/presseinformationen-zu-den-dpg-tagungen-2019/aktuell

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution389

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG), 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BIBLIOTHEK/653: Projektstart an der Universitätsbibliothek Leipzig - Die Sprache der Mikroben (idw)


Universität Leipzig - 13.03.2019

Projektstart an der Universitätsbibliothek Leipzig: Die Sprache der
Mikroben



An der Universitätsbibliothek (UB) Leipzig ist mit "Mikroben als Sonden
der Buchbiographie" ein neues Forschungsprojekt gestartet, das vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert wird. Das
Verbundprojekt analysiert die Kleinstlebewesen in spätmittelalterlichen
Handschriften aus dem Bestand der UB. Es hinterfragt dabei die verbreitete
Annahme, dass Mikroben vor allem schädlich seien und daher beseitigt
werden müssten. Stattdessen werden sie als Chance gesehen, neue
Erkenntnisse über Geschichten einzelner Bücher zu gewinnen.

Beteiligt sind neben der UB Leipzig in weiteren Teilprojekten das Seminar
für Philosophie der TU Braunschweig und das Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche
Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen in Braunschweig (DSMZ). Im
einrichtungsübergreifenden Verbundprojekt werden mikrobiologische Analysen
spätmittelalterlicher Bände (1250-1500 n. Chr.) vorgenommen, die
interdisziplinär von Philosophie, Mikrobiologie und Kulturwissenschaft
betrachtet werden. Letzteres ist der Ansatz der Leipziger Forscher in
ihrem Teilprojekt unter der Leitung von Prof. Dr. Ulrich Johannes
Schneider, Direktor der UB Leipzig.

Traditionell bezieht sich die Bedeutung des Kulturguts Buch auf seine
nichtlebenden Komponenten, weshalb Bibliotheken als Zusammenstellungen von
toten Objekten definiert werden. Das gemeinsame Forschungsprojekt der UB
Leipzig, der TU Braunschweig und des Leibniz-Instituts DSMZ stellt die in
der Konservierungspraxis verbreitete Annahme infrage, dass Mikroben für
Artefakte schädlich seien und daher beseitigt werden müssten. Stattdessen
wird im Projekt die Annahme gedanklich durchgespielt, dass die stets
gegenwärtigen Mikroben als genuiner Bestandteil des Kulturguts zu
betrachten sind. Der Leipziger Projektleiter Prof. Schneider erklärt: "Wir
gehen davon aus, dass die geläufigen Wissensordnungen für das Buch und die
Bibliothek um eine materielle Komponente ergänzt werden müssen."

Bibliothekarische Sammlungen werden nach wie vor als der Gegensatz zu
sogenannten "Lebendsammlungen" begriffen, was im Projekt nun umgekehrt
wird - zunächst im Vergleich der Handschriftensammlungen der UB Leipzig
mit der Mikrobenbank des Leibniz-Instituts DSMZ. Die Ergebnisse werden mit
historischen Studien der herangezogenen Handschriften kombiniert. So wird
das Verhältnis zwischen dem Buch als Objekt und seinem Inhalt, den es
überliefert, in den Blick genommen. Dieser Zugang ist experimentell und
neu. Er bietet die Grundlage für weitere Forschungen, die vielleicht sogar
eine Neubewertung buchhistorischer Aspekte der spätmittelalterlichen
Geschichte rechtfertigen.


Weitere Informationen unter:

www.ub.uni-leipzig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/242: Türkei - Osman Kavala seit 500 Tagen unschuldig in Haft, Amnesty fordert sofortige Freilassung


Amnesty International - Pressemitteilung vom 14. März 2019

Türkei: Osman Kavala seit 500 Tagen unschuldig in Haft - Amnesty fordert
seine sofortige Freilassung

Der türkische Kulturförderer wurde am 1. November 2017 festgenommen. Am
Freitag (15.03.) verbringt Kavala seinen 500. Tag in Isolationshaft im
Hochsicherheitsgefängnis Silivri



BERLIN - Erst vor wenigen Wochen, am 20. Februar, hat die Staatsanwaltschaft
die Anklageschrift gegen Osman Kavala und seine 15 Mitangeklagten
vorgelegt. Darin fordert sie verschärfte lebenslange Haft. "Ohne Beweise
wird Osman Kavala und den Mitangeklagten vorgeworfen, sie hätten die
Proteste gegen die Bebauung des Gezi-Parks in Istanbul im Sommer 2013
geplant und finanziert", sagt Marie Lucas, Europa-Expertin bei Amnesty
International in Deutschland. "Die türkischen Behörden versuchen, diesen
demokratisch legitimen Protest als Versuch darzustellen, die
verfassungsgemäße Ordnung und die Regierung der Republik Türkei zu stürzen.
Diese absurde Behauptung dient als Begründung für den erhobenen
Terrorvorwurf und die irrwitzige Strafforderung."

Amnesty International fordert den türkischen Justizminister auf, dafür
Sorge zu tragen, dass diese absurde Anklage fallen gelassen wird und dass
Osman Kavala und der ebenfalls in diesem Verfahren inhaftierte
Universitätsdozent Yiğit Aksakoğlu unverzüglich freigelassen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/342: Afrin unter türkischer Besatzung - Menschenrechtler ziehen eine verheerende Bilanz


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. März 2019

Afrin unter türkischer Besatzung: Menschenrechtler ziehen eine
verheerende humanitäre und wirtschaftliche Bilanz



Ein Jahr nach dem völkerrechtswidrigen Angriff auf Afrin halten
türkische Truppen die kurdische Region in Nordsyrien weiter besetzt.
Die humanitären und wirtschaftlichen Auswirkungen der Besatzung sind
erschütternd: Hunderte Zivilisten wurden getötet, tausende verhaftet
und hunderttausende vertrieben. Zugleich wurden zehntausende
Olivenbäume verbrannt und Ölpressen zerstört oder abtransportiert.
Der wichtigste Wirtschaftszweig liegt damit am Boden. Die Zerstörung
der wirtschaftlichen Grundlagen wird den Geflüchteten die Rückkehr in
ihre Heimat zusätzlich erschweren.

Ein Jahr nach dem völkerrechtswidrigen Angriff auf Afrin halten
türkische Truppen die kurdische Region in Nordsyrien weiter besetzt.
Kamal Sido, Nahostexperte der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
ist schockiert über die humanitären und wirtschaftlichen Auswirkungen
der Besatzung: "Das türkische Militär und von der Türkei unterstützte
Islamisten haben eine Spur der Verwüstung durch die Region gezogen",
so Sido heute in Göttingen. "Die Kriegsverbrechen und
Menschenrechtsverletzungen sind nur durch die Unterstützung des
russischen Präsidenten Wladimir Putin und Duldung der NATO-Staaten
möglich."

Übereinstimmenden Berichten von "Afrinpost" und Menschenrechtlern
zufolge sind die humanitären Auswirkungen erschütternd: Seit Beginn
der Besatzung am 18. März 2018 sollen mindestens 225 Zivilsten
getötet und 17 weitere zu Tode gefoltert worden sein. 467 Zivilisten
wurden verletzt, weitere 2500 verhaftet. "Mindestens 300.000 Kurden
aus Afrin befinden sich auf der Flucht, viele in den
Flüchtlingslagern in Schahba im Norden von Aleppo. Diese sind von der
Außenwelt nahezu vollständig abgeschnitten", berichtet Sido, der in
ständigem Kontakt mit Informanten in Nordsyrien steht.

Auch die wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Region und ihre
Bewohner sind verheerend: Seit der Besatzung sollen etwa 120.000
Olivenbäume abgeholzt und von türkischen Offizieren und
syrisch-islamistischen "Warlords" als Brennholz verkauft worden sein.
Weitere 20.000 Olivenbäume wurden verbrannt. Rund ein Drittel der
ursprünglich 325 Olivenpressen und 18 von 26
Olivenverarbeitungsfabriken wurden zerstört oder entfernt. Die Erlöse
aus diesem besonders wichtigen Wirtschaftszweig sanken im Vergleich
zum Vorjahr 2017 um etwa 109 Millionen Dollar. Von den 32 Hektar
Waldfläche in Afrin wurden etwa zehn Hektar von den Besatzern
verbrannt. Von 1.100 Fabriken und Manufakturen wurden 770 zerstört,
geplündert oder zum Weiterverkauf abgebaut, über 70 Prozent der
Lederverarbeitungsfabriken wurden zerstört oder geplündert.
Zehntausende Schafe, Ziegen und Kühe wurden geschlachtet oder
abtransportiert. Geflügelarms wurden zerstört oder geplündert. Die
Verluste in diesem Wirtschaftssektor werden auf 25 Millionen Dollar
geschätzt.

Flucht und Vertreibung zeigten sich auch deutlich in der Bevölkerung
Afrins: "Ein Jahr nach Beginn der Besatzung sind alle Armenier und
die etwa 1200 kurdischen Christen geflohen. Der Anteil der Kurden an
der Bevölkerung sank von 96 auf unter 35 Prozent", erklärt Sido. Auch
Heiligtümer der Yeziden und der Aleviten sowie historische Ruinen
wurden zerstört oder geplündert. Von 325 Schulen in der Region wurden
70 zerstört oder in Kasernen und Gefängnisse umwandelt. "Die Türkei
beabsichtigt eine Assimilierung und Zwangsislamisierung Afrins. Die
Zerstörung der wirtschaftlichen Grundlagen wird den Geflüchteten die
Rückkehr in ihre Heimat zusätzlich erschweren", mahnt der
Nahostexperte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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ASIEN/028: Vertreibungen in Kambodscha - Beschwerdeverfahren gegen Zuckerzertifizierer Bonsucro


Fian - Pressemitteilung vom 13. März 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Vertreibungen in Kambodscha: 

Beschwerdeverfahren gegen Zuckerzertifizierer Bonsucro



Am Montag haben Vertreter von mehr als 700 kambodschanischen Familien
Beschwerde gegen die private Zertifizierungsstelle für Nachhaltigkeit der
Zuckerindustrie, Bonsucro, wegen Verstößen gegen die OECD-Richtlinien für
multinationale Unternehmen eingereicht. Die Familien waren gewaltsam
vertrieben worden, um einer Zuckerplantage des thailändischen
Bonsucro-Mitglieds Mitr Phol Platz zu machen. Laut Beschwerde hat Bonsucro
es versäumt, Mitr Phol für dessen Menschenrechtsverstöße zur Rechenschaft
zu ziehen.

Die Beschwerde wurde bei der britischen Nationalen Kontaktstelle zu den
OECD-Richtlinien für multinationale Unternehmen eingereicht - einer
Regierungsstelle, die sich mit Menschenrechtsverstößen durch britische
multinationale Unternehmen befasst. Bonsucro hat seinen Hauptsitz im
Vereinigten Königreich. Die Menschenrechtsorganisation FIAN begleitet die
Fälle der durch Zuckerrohrkonzerne Vertriebenen in Kambodscha seit vielen
Jahren und beobachtet, dass sich Unternehmen immer öfter hinter solchen
privaten Nachhaltigkeitsplattformen und deren vagen Versprechen verstecken.
FIAN begrüßt den Schritt der Betroffenen daher ausdrücklich.

"Wir dachten, Bonsucro würde uns helfen, Gerechtigkeit zu finden, aber
stattdessen schützen sie nur den Ruf ihres Mitglieds", sagte Hoy Mai, eine
der vertriebenen Bäuerinnen, die acht Monate im Gefängnis verbrachte,
während sie schwanger war, weil sie friedlich gegen den Raub ihres Landes
demonstrierte. Vertreter der vertriebenen Familien hatten bereits 2011 eine
Beschwerde gegen Mitr Phol beim Beschwerdemechanismus von Bonsucro
eingereicht. Ein Jahr später zog sich das thailändische Unternehmen aus
Bonsucro zurück, anstatt sich mit der Beschwerde zu befassen. Im Jahr 2015
nahm Bonsucro Mitr Pohl wieder auf - den Beschwerdeprozess jedoch nicht.

Schon 2015 hatte die thailändische Nationale Menschenrechtskommission den
Fall untersucht und Mitr Phol für die Landnahmen verantwortlich erklärt.
Sie hat das Unternehmen aufforderte, "die Auswirkungen zu korrigieren und
zu beheben". Bis heute hat sich Mitr Phol geweigert, den kambodschanischen
Familien, irgendeine Form von Entschädigung zu gewähren.

Die Beschwerde wurde im Namen der kambodschanischen Familien von der
internationalen NGO Inclusive Development International und den
kambodschanischen Organisationen Equitable Cambodia und LICADHO
eingereicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. März 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln
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APPELL/137: Wirtschaftliche Sanktionen gegen Syrien beenden (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 14. März 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Wirtschaftliche Sanktionen gegen Syrien beenden

Syrien-Geberkonferenz in Brüssel - 8 Jahre Syrienkrieg



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert die Bundesregierung und
die EU-Staaten anlässlich der Syrien-Geberkonferenz auf, die
wirtschaftlichen Sanktionen gegen Syrien zu beenden. "Sanktionen, die
gewollt oder ungewollt die Zivilbevölkerung als Geiseln nehmen, lehnen wir
im Gegensatz zu Waffenembargos ab," erklärt Susanne Grabenhorst,
stellvertretende IPPNW-Vorsitzende. Die Sanktionen verkomplizieren,
verlangsamen oder verhindern Gesundheitsversorgung und humanitäre Hilfe,
vor allem durch die Behinderung der Finanzierung und des Handels mit
wichtigen Gütern wie Medikamenten, Gerätschaften, Ersatzteilen und
Software.

Die humanitäre Situation ist nach acht Jahren Krieg in weiten Teilen des
Landes äußerst kritisch. Von den ursprünglich 21 Millionen Einwohnern des
Landes sind mindestens 500.000 Menschen ums Leben gekommen. 6,2 Millionen
Menschen sind zu Flüchtlingen im eigenen Land geworden. Laut einem
aktuellen UN-Bericht sind 11,7 Millionen Menschen in Syrien dringend auf
humanitäre Hilfe angewiesen, darunter fünf Millionen Kinder. Aufgrund von
fehlendem Wasser und zerstörten Kanalisationssystemen gibt es
Hygieneprobleme. Vor dem Krieg konnte sich Syrien selbst mit
Nahrungsmitteln versorgen. Heute haben 9 Millionen Menschen in Syrien nur
begrenzten Zugang zu Nahrungsmitteln.

15 Millionen Syrer*innen verfügen über keine adäquate
Gesundheitsversorgung. Die einst gute Gesundheitsversorgung in Syrien
leidet nicht nur unter den Folgen des Krieges, sondern auch unter den seit
2011 von der EU und den USA verhängten und ständig verschärften
wirtschaftlichen Strafmaßnahmen. Mehrere UN-Dokumente kritisieren diese.
Die UN-Kommission für Wirtschaft und Soziales in Westasien bezeichnete die
Sanktionen als die "kompliziertesten und weitreichendsten
Sanktionsmaßnahmen, die jemals verhängt wurden". Der UN-Sonderermittler für
die humanitären Folgen der Sanktionen gegen Syrien, Idriss Jazairy, betonte
in seinem Bericht von September 2018 die Bedeutung der grundlegenden
humanitären Bedürfnisse der Menschen in ganz Syrien und ihre Sicherung ohne
Vorbedingungen. Die Sanktionen mit ihren negativen Konsequenzen für
humanitäre Hilfe müssten beendet oder zumindest neu gefasst werden, da sie
das Leiden der Zivilbevölkerung steigern würden.

Auch Hilfsorganisationen wie beispielsweise Oxfam äußern sich kritisch zu
den Wirtschaftssanktionen und bestätigen, dass die Sanktionen auf
Finanzdienstleistungen die humanitäre Hilfe in Syrien enorm erschweren oder
verunmöglichen. In einem aktuellen Briefing der Organisation heißt es: "Das
syrische Volk sollte nicht den Preis geopolitischer Entscheidungen zahlen.
Die humanitäre Hilfe sollte entpolitisiert werden, bedarfsorientiert sein
und im Einklang mit den Grundsätzen einer guten humanitären Spende
geleistet werden."

Die syrische Regierung muss sich ihrerseits dafür einsetzen, dass
humanitäre Mitarbeiter*innen freien Zugang zu allen Gebieten haben, ihre
Sicherheit gewährleisten und bürokratische Hürden abbauen. Obwohl 7,2
Millionen der hilfsbedürftigen Menschen in Regionen leben, die von der
syrischen Regierung kontrolliert werden und in denen Hilfsorganisationen
mit der Regierung zusammenarbeiten, waren in Brüssel keine staatlichen
Vertreter*innen aus Syrien geladen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland
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AUFRUF/060: »Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!« (Pro Asyl)


Pro Asyl - Presseerklärung vom 14. März 2019

Zivilgesellschaftliches Bündnis mobilisiert: »Ein Europa für Alle -
Deine Stimme gegen Nationalismus!«

PRO ASYL - Bundesweite Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge ruft zur
Beteiligung an Demonstrationen vor der Europawahl mit auf



Gemeinsam mit mehr als 60 Organisationen, darunter Campact, Parität,
Diakonie, Greenpeace und vielen anderen ruft PRO ASYL - Bundesweite
Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge zur Beteiligung am europaweiten
Demonstrationstag am 19. Mai vor der Europawahl auf. Das Bündnis
mobilisiert zu Demonstrationen in Berlin, Frankfurt, Hamburg, Leipzig,
Köln, München und Stuttgart.

Anlässlich der heutigen Veröffentlichung des Aufrufes »Ein Europa für Alle -
 Deine Stimme gegen Nationalismus!« appelliert PRO ASYL-Geschäftsführer
Günter Burkhardt:

»Ein europäisches Parlament bestimmt von Nationalisten und Rassisten ist
eine Gefahr für uns alle. Zivilisatorische Mindeststandards werden
eingerissen, wenn Tausende im Mittelmeer ertrinken und Europa das
Zurückschleppen von Bootsflüchtlingen in die Hölle Libyens finanziert. In
Hotspots und Haftlagern an der EU-Grenze versinkt der Rechtsstaat im
Schlamm. Das Recht auf Asyl wird außer Kraft gesetzt, wenn Europa sich
Flüchtlinge vom Hals hält und nach dem Türkei-Deal weitere Deals mit 
Nicht-EU Staaten schließen will.

Es ist höchste Zeit, die Stimme zu erheben für das Recht auf Leben, das
Recht auf Schutz vor Folter und Erniedrigung, das Recht auf Asyl und das
Recht auf einen Rechtsstaat, in dem Behördenentscheidungen durch Gerichte
geprüft werden - denn all dies steht auf dem Spiel.«

Auszüge aus dem Aufruf des Demonstrationsbündnisses:

»Die Europawahl am 26. Mai 2019 ist eine Richtungsentscheidung über die
Zukunft der Europäischen Union. Nationalisten und Rechtsextreme wollen mit
ihr das Ende der EU einläuten und Nationalismus wieder groß schreiben. Ihr
Ziel: Mit weit mehr Abgeordneten als bisher ins Europaparlament
einzuziehen. Wir alle sind gefragt, den Vormarsch der Nationalisten zu
verhindern!

Wir halten dagegen, wenn Menschenverachtung und Rassismus
gesellschaftsfähig gemacht, Hass und Ressentiments gegen Flüchtlinge und
Minderheiten geschürt werden. Wir lassen nicht zu, wenn Rechtsstaat und
unabhängige Gerichte angegriffen, Menschen- und Freiheitsrechte
eingeschränkt und das Asylrecht abgeschafft werden sollen.

Deshalb appellieren wir an alle Bürger*innen Europas: Geht am 26. Mai
wählen - tretet ein gegen Nationalismus und Rassismus: Für ein
demokratisches, friedliches und solidarisches Europa!

Unser Europa der Zukunft?

• verteidigt Humanität und Menschenrechte. Statt seine Grenzen zur
Festung auszubauen und Menschen im Mittelmeer ertrinken zu lassen,
garantiert es sichere Fluchtwege, das Recht auf Asyl und faire
Asylverfahren für Schutzsuchende.

• steht für Demokratie, Vielfalt und Meinungsfreiheit




Weitere Informationen unter:

www.ein-europa-fuer-alle.de

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Presseerklärung vom 14. März 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DISKUSSION/097: Berlin - Debatte über das Bedingungslose Grundeinkommen auf Spanisch, 16.3.2019 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 13. März 2019

Debatte über das Bedingungslose Grundeinkommen in Berlin 
auf Spanisch

am Samstag, 16. März 2019 im Mehringhof-Theater



Das Bedingungslose Grundeinkommen ist ein hochaktuelles
gesellschaftspolitisches Thema, das in Deutschland und weltweit als
neuartiger Vorschlag in verschiedenen Ländern in allen politischen
Lagern intensiv diskutiert wird.

Am Samstag, 16. März wird im Mehringhof-Theater in Berlin-Kreuzberg
das Grundeinkommen zur Debatte gestellt. Der Anlass richtet sich
bewusst an die spanischsprachige Community. Speziell für die
Veranstaltung wurde Daniel Raventos, Professor an der Universität
Barcelona und Vorsitzender des Basic Income Earth Network (BIEN) sowie
Mayte Quintanilla aus Madrid von der Organisation 'Humanisten für das
Bedingungslose Grundeinkommen' eingeladen.

Noch nie zuvor wurde so viel über das Bedingungslose Grundeinkommen
(BGE) gesagt und geschrieben wie im Jahr 2018. Ökonomen,
Geschäftsleute, politische Parteien, nationale und internationale
Bürgerverbände entwickeln diese Idee zunehmend, denn es ist klar, dass
das globale Wirtschaftssystem nicht genügend Arbeitsplätze weltweit
für alle Menschen im erwerbsfähigen Alter schafft und in der
westlichen Welt, die jüngsten massiven Lohnkürzungen infolge der
jüngsten Wirtschaftskrise und der daraus resultierenden Unsicherheit
dazu geführt haben, dass viele Menschen trotz Vollzeitbeschäftigung
nicht genug Geld zum Leben haben.

Der Druck auf die Menschen, die staatliche Beihilfen erhalten, und das
soziale Stigma, das sie erleiden, wirken sich oft auf ihre Gesundheit
und ihr geistiges Gleichgewicht aus. Diese Situation der
wirtschaftlichen Unsicherheit, die Hoffnungslosigkeit und der
mangelnden Zukunftserwartungen führt zu einer wachsenden Polarisierung
der Gesellschaft.

Hinzu kommt der prognostizierte Verlust von bis zu 50% der derzeitigen
Arbeitsplätze in den nächsten zwanzig Jahren durch Robotik und
Automatisierung. An dieser Entwicklung gibt es eigentlich nichts
auszusetzen und es gibt sehr viel zu tun in der Welt. An Arbeit wird
es nicht fehlen. Bezahlte Arbeitsplätze wird es allerdings immer
weniger geben.

Das Grundeinkommen für jeden Mensen bedingungslos und ohne
Gegenleistung scheint der logische Schritt zu sein. Es müssen nicht
Arbeitsplätze geschaffen werden, damit die Menschen ein Einkommen
haben, sie müssen ein Grundeinkommen erhalten, damit sie arbeiten und
tätig werden können.

Für die Einführung des BGE braucht es allerdings einen
Paradigmen-Wechsel in der Gesellschaft. Das Einkommen muss von der
Arbeit getrennt werden. Die Arbeit ohne Bezahlung muss den gleichen
Stellenwert erhalten wie die bezahlte Arbeit. Zusätzlich setzt es
Vertrauen in die Mitmenschen voraus. Das Grundeinkommen ist der
nächste Schritt in der wachsenden Selbstbestimmung der Menschheit.

Debatte über das Bedingungslose Grundeinkommen

Samstag, 16. März 2019 von 17.00 bis 19.00 Uhr

Mehringhof Theater, Gneisenaustrasse 2a, Berlin Kreuzberg

Hinterhof, Theatereingang, 2. Stock links


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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TREFF/299: Bremen - Cyberpeace-Forum mit Theaterstück, 15. und 16.03.2019


Bremer Friedensforum

Cyberpeace-Forum in Bremen mit Theaterstück



Bremen. Am 15. und 16. März findet das zweite Cyberpeace-Forum in der
Hansestadt statt.

Den Auftakt am Freitagabend um 19 Uhr bildet ein Gastspiel des
"TheaderFreinsheim" im Gemeindezentrum Zion, Kornstraße 31, mit dem Stück
"Geliebter Leopard - Ein Stück Aufrüstung für den Frieden" von und mit Anja
Kleinhans.

Das Cyberpeace-Forum wird am Samstag von 14 bis 18 Uhr im Haus der
Wissen-schaft (Sandstraße 4/5, 28195 Bremen) fortgesetzt mit Vorträgen und
Diskussion unter dem Motto "Gegen wachsende Rüstungsanstrengungen in
Deutschland, Europa und anderswo".

Die Veranstaltung besteht aus drei einstündigen Vortrags- und
Diskussionsblöcken zu folgenden Themen:

Hans-Jörg Kreowski (FIfF und Universität Bremen): Cyberpeace statt Cyberwar

Andrea Kolling (European Network Against Arms Trade und Fachgruppe
Rüstungsexport der Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung, Bremen):
Von der Verdoppelung des Wehretats zu neuen Rekorden bei deutschen
Rüstungsexporten

Franz Wanner (Bildender Künstler, München): Battle Management Language.
Sprachlose Mythen militärischer Strukturen (videografischer Vortrag)

Moderation: Eva Böller (Bremer Friedensforum) und Norbert Schepers
(Rosa-Luxemburg-Initiative)

Der Eintritt am Samstag ist frei.

Die Veranstaltung wird organisiert vom Cyberpeace-Team Bremen, einer
Kooperation von:


	Bremer Friedensforum

	Bremerhavener Initiative Mut zum Frieden

	Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung

	DFG-VK-Gruppe Bremen

	Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung (FIfF) Regionalgruppe Bremen

	GEW Bremen

	Rosa-Luxemburg-Initiative - Rosa-Luxemburg-Stiftung Bremen






Weitere Informationen zum Theaterstück:

Iris ist die Urenkelin einer Rüstungsfirmendynastie und Kuratorin der
firmeneigenen Stiftung zur Hilfe traumatisierter Kinder. Sie führt
intensive Briefgespräche mit Navid, einem jungen Mann aus Afghanistan, der
als Kind, nachdem seine Familie von den Taliban ermordet worden war, nach
Deutschland gebracht wurde, wo er durch die Stiftung eine Pflegefamilie und
einen neuen Lebensstart ermöglicht bekam. Beide verbindet eine intensive
Liebe zu dem Leoparden, wobei stets fraglich bleibt, ob diese gefährliche
Kraftkreatur als grausamste Zerstörung oder eigentlicher Heilsbringer
erscheint.

Ist Krieg notwendig? Hat die bedeutungsvolle Rolle der Rüstungsindustrie im
Weltgeschehen ihre tiefmenschliche, sinnmachende Berechtigung? Unbequeme
Fragen ? eingebettet in eine feine, musikalisch hochwertig begleitete
Liebesgeschichte - letztendlich zu sich selbst.

Regie: Uli Hoch

Spiel: Anja Kleinhans

E-Cello: Burkard Maria Weber

Eintrittskarten gibt es an der Abendkasse für 10 Euro (ermäßigt 5 Euro)

http://www.theader.de



Weitere Informationen zur Vortrags- und Diskussionsveranstaltung:

Die Bundeswehr hat seit knapp einem Jahr ein Kommando Cyber- und
Informationsraum. Neben Land, Luft, Wasser und Weltraum ist damit ein
fünftes Schlachtfeld nun auch offiziell eröffnet. Darüber hinaus wird der
Rüstungsetat Schritt für Schritt erhöht, um die Bundeswehr aus der Sicht
der Regierung auf zukünftige Aufgaben in der Europäischen
Verteidigungsunion und der NATO vorzubereiten. Diese Maßnahmen reihen sich
ein in die weltweite Aufrüstung bei konventionellen und nuklearen Waffen.
Insbesondere kann eine gigantische Aufrüstung für den Cyber- und
Drohnenkrieg beobachtet werden, was völkerrechtswidrig gerade auch
Zivilpersonen und zivile Infrastrukturen wie Strom- und Wasserversorgung,
Verkehr, Gesundheitswesen und die Netzwerke von Staat und Wirtschaft in den
Industriestaaten bedroht. In vielen Teilen der Welt ist Krieg mit
schrecklichen Folgen für die Betroffenen. Die wachsenden
Rüstungsanstrengungen weltweit bergen die Gefahr weiterer Kriege. Dass sich
die Völker der Welt mit der Unterschrift unter die UN-Charta verpflichtet
haben, ihre Konflikte friedlich zu lösen, scheint völlig vergessen. Das
Cyberpeace-Forum dient der Diskussion über Kriegsgefahren und
Friedenschancen, wobei moderne Rüstungstechnologie einen besonderen Fokus
bilden.


Links:

http://cyberpeace.fiff.de/Kampagne/Cyberpeaceforum2019

https://www.bremerfriedensforum.de/1113/aktuelles/Gegen-wachsende-Ruestungsanstrengungen-in-Deutschland-Europa-und-anderswo/

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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LESUNG/6367: Köln - KURZE liest im Café Duddel, 11.4.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

KURZE liest im Café Duddel - Teil 2

Donnerstag, 11.4.2019, 19 Uhr, Café Duddel, Zülpicher Wall 8, 50674
Köln

Eintritt frei



Sieben weitere Autor*innen stehen auf der Bühne und lesen brandneue
kurze Texte. Nach der bis auf den letzten Stehplatz gefüllten,
wunderbaren ersten Lesung meldet sich die KURZE, Anthologie des
Schreibens, zurück im Café Duddel! Diesmal mit Annika Bethan, Lisa
Domin, Rike Hoppe, Jonathan Laar, Leonard Prandini, Lisa Roy, Florian
Schmitz. Es moderiert Katharina Singh.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8578: Und morgen, den 15. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.03.2019 bis zum 16.03.2019 +++
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Der eine oder andere

Ausblick zum blauen Himmel,

wenn ich mit Jean-Luc wandere

durch Regennaß und Schimmel.
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MARKT/191: EU-Parlament stimmt für Richtlinie gegen unfaire Handelspraktiken bei Lebensmitteln (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. März 2019

EU-Parlament stimmt für Richtlinie gegen unfaire Handelspraktiken
bei Lebensmitteln

Rukwied: Neuerliche Preiskämpfe der Handelsketten sind Warnsignal



Der Deutsche Bauernverband begrüßt ausdrücklich den Beschluss des
Europäischen Parlamentes zur EU-Richtlinie gegen unfaire
Handelspraktiken in der Lebensmittellieferkette vom 12. März 2019.
"Wir brauchen diese Mindestregeln für transparentere und ausgewogenere
Kräfteverhältnisse in der Lebensmittelkette. Die neuerlichen
Preiskämpfe deutscher Handelsketten sind hier ein Warnsignal", betont
DBV-Präsident Joachim Rukwied.

Der Deutsche Bauernverband begrüßt die Aufnahme weiterer unlauterer
Handelspraktiken und eine Ausweitung des Schutzbereiches über kleine
und mittlere Betriebe hinaus. Außerdem haben die Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, den Anwendungsbereich der Richtlinie im Rahmen der
nationalen Umsetzung darüber hinaus zu erweitern.

"Wir gehen davon aus, dass Lebensmitteleinzelhandel und große
Unternehmen der Lebensmittelindustrie sämtliche Lieferanten -
unabhängig von der Umsatzgrenze von 350 Millionen Euro - fair
behandeln. Die Bundesregierung ist gefordert, eine für die
Durchsetzung des Verbots unlauterer Handelspraktiken in der
Lebensmittelversorgungskette geeignete Behörde zu benennen", hebt
Rukwied hervor.

Der DBV bekräftigt seine Forderung, durch weitere Schritte die
Position der Landwirte in der Lebensmittellieferkette zu stärken. Dies
betrifft insbesondere die Erweiterung der kartellrechtlichen
Privilegierungen für eine wirksame Zusammenarbeit der Erzeuger und der
von diesen getragenen Vermarktungs- und Verarbeitungsorganisationen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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FRAGEN/028: Versorgungsketten nach einem Brexit - Teurere Produkte und Lieferverzögerung drohen (idw)


Universität zu Köln - 13.03.2019

Versorgungsketten nach einem Brexit: Teurere Produkte und
Lieferverzögerung drohen

Ein No-Deal Brexit, also ein Austritt Großbritanniens aus der
Europäischen Union, rückt näher. Wie sich das auf die Lieferkette von
Produkten auswirken kann, erklärt Junior-Professor Andreas Fügener,
Supply Chain Management-Experte an der Universität zu Köln im Gespräch.



Das britische Unterhaus hat am Dienstagabend das mit Brüssel
ausgehandelte Brexit-Abkommen erneut abgelehnt. Ein No-Deal Brexit
Großbritanniens, also ein Austritt aus der Europäischen Union ohne
Austrittsabkommen, rückt Ende März näher. Das hätte vielfältige
Konsequenzen, beispielsweise auf das sogenannte Supply Chain Management, die
Organisation der Versorgungskette. Diese bezeichnet die Lieferkette eines
Produkts vom Rohstofflieferanten eines Unternehmens, dessen Zulieferer, die
Zulieferer der Zulieferer bis zu den Endkunden. Welche Auswirkungen ein
Brexit auf die Lieferkette haben kann, erklärt Junior-Professor Andreas
Fügener, Supply Chain Management-Experte an der Universität zu Köln.


Herr Professor Fügener, oft ist dem Verbraucher nicht bewusst,
welche Auswirkungen der Austritt aus dem EU-Binnenmarkt auf ein Produkt
hat, das man im Alltag nutzt oder konsumiert. Können Sie uns Beispiele
nennen?

Der wahrscheinlich relevanteste Punkt ist, dass die Produkte verteuert
werden, da Grenzübertritte durch wahrscheinliche Zölle teurer werden, und
dass es zu Lieferverzögerungen kommt, da an den Grenzen intensivierte
Kontrollen durchgeführt werden.

Wenn man also Lieferketten hat, die über verschiedene Grenzen gehen und
man darauf angewiesen ist, dass die Teilprodukte rechtzeitig ankommen,
entsteht große Unsicherheit.

Ein solches Beispiel sind medizinische Produkte, wie große
Magnetresonanz-Tomographen (MRT), die regelmäßig gewartet werden müssen.
Nehmen wir an, dass ein MRT eines britischen Krankenhauses von einem
deutschen Unternehmen produziert wurde und auch von diesem gewartet wird.
Das Unternehmen müsste nun kurzfristig große Lagerbestände an Ersatzteilen
in Großbritannien aufbauen, um die Wartung auch in der Zukunft sicher
leisten zu können. Mittelfristig kann das dazu führen, dass die
Krankenhäuser höhere Servicegebühren leisten müssen. Dies wiederum hat eine
Verteuerung der Gesundheitsversorgung zur Folge, die sich auch auf die
Patienten und Steuerzahler auswirken kann.

Ein weiterer Aspekt ist, dass man langfristig Lieferketten neu aufbauen
wird, da Grenzübertritte zwischen der EU und Großbritannien unsicherer,
teurer und damit unattraktiver werden.

Werden diese Lieferketten lokal aufgebaut? Wäre das nicht positiv für
die Umwelt?

Das kann in zwei Richtungen gehen. Ein britisches Unternehmen bestellt zum
Beispiel momentan günstige Teile aus Deutschland, da es keine Zölle gibt
und die Lieferwege gut planbar sind. Dies wird nach dem Brexit
unattraktiver. Man kann die Versorgungswege nun lokal aufbauen, was
vielleicht etwas teurer ist, aber vielleicht auch Vorteile bietet, zum
Beispiel im Bereich des Umweltschutzes, da weniger Transporte anfallen.
Es könnte aber auch sein, dass durch den Brexit eine Lieferung aus einem
Drittland, beispielsweise aus Südostasien, attraktiver als die Lieferung
aus Deutschland wird, sodass das Unternehmen sogar weitere Transportwege
in Kauf nimmt. Dies wäre aus Umweltgesichtspunkten ein Nachteil.

Es wird von einzelnen EU-Gegnern oft behauptet, auch in der derzeitigen
Brexit-Diskussion, dass ohne EU-Abkommen viel präzisere und damit für ein
einzelnes Land günstigere Handelsabkommen ausgehandelt werden können. Wie
beurteilen Sie das?

Natürlich hat eine EU in Abkommen eine deutlich größere Verhandlungsmacht
als ein einzelnes Land. Davon abgesehen kann dieses im Einzelfall auch
profitieren. Es wird ja auch über die EU-Standardisierung gesprochen. Wenn
sie wegfällt, kann man für ein Land präziser produzieren, da es seine
eigenen Spezifika hat. Auf der anderen Seite steigt natürlich auch die
Komplexität für Länder, die in mehrere Länder exportieren wollen.

Momentan kann ein EU-Mitglied in jedes EU-Land problemlos exportieren,
wenn die Standards des Binnenmarkts eingehalten werden. Teilprodukte, die
mit Schnittstellen geregelt sind, kann ich aufgrund der EU-Norm in jedem
EU-Land kaufen und verwenden. Das wird viel schwieriger, wenn jedes Land
wieder seine eigenen Spezifikationen hat. Denn ich muss im Vorfeld bei
jedem Produkt wissen, wohin ich das verkaufen möchte.

Es gibt sogenannte Pooling-Effekte: Ich habe zum Beispiel 1000 Stück eines
Produktes produziert und geplant, 500 nach Großbritannien und 500 nach
Frankreich zu liefern. Wenn am Ende aber nur 200 Briten, dafür aber 800
Franzosen das Produkt wollen, gibt es im EU-Binnenmarkt kein Problem.
Anders ist das, wenn beide Länder eigene Regeln haben.

Komplexität und Unsicherheit in der Produktion und im Produktionsdesign
sind dann sehr hoch und teuer, da sich ein Unternehmen dagegen absichern
muss. Also entstehen höhere Bestände verschiedener Produkttypen als
wahrscheinlich benötigt. All diese Kosten werden mittel- oder langfristig
auf den Verbraucher umgelegt.

Wenn ein Produkt in vielen Ländern hergestellt wird, nimmt diese
Komplexität auch noch zu. Wird das unterschätzt?

Nehmen Sie zum Beispiel in der Autobranche den Mini, der nicht
ausschließlich in Großbritannien produziert wird. Viele Teile stammen aus
Deutschland und anderen EU-Ländern, wobei ein Teilprodukt während der
Weiterverarbeitung mehrmals die Grenze überschreiten kann. Das Auto wird
dann in Großbritannien finalisiert und anschließend beispielsweise nach
Deutschland verkauft. Auch hier wird die Produktion teurer, langsamer und
unsicherer.

Für Großbritannien könnte das natürlich den positiven Effekt haben, dass
man Arbeitsschritte wieder dorthin verlagert, was sich günstig auf
britische Arbeitsplätze auswirken kann. Es könnte aber auch sein, dass die
Muttergesellschaft, in diesem Fall BMW, sich entscheidet, die Produktion
vollständig nach Kontinentaleuropa zu verlagern, da dort der größere
Absatzmarkt ist.

Das größte Risiko ist die Unabwägbarkeit - sowohl kurz- als auch
langfristig. Kurzfristig weiß niemand, was kommt. Möglicherweise kommt der
Brexit nicht zustande, oder es entsteht nach dem Brexit doch ein
Binnenmarkt ohne Zölle. Andererseits könnte es gerade im Falle eines
ungeordneten Brexits zu großen Einschränkungen kommen, die unmittelbar zu
großen Kosten führen.

Was ist für Sie in diesem Brexit-Prozess besonders interessant?

Angenommen man ist gegen Globalisierung und befürwortet lokale Produktion
nahe an den Absatzmärkten, dann ist der Gedanke erstmal reizvoll, dass man
Grenzübertritte unattraktiver macht, was dazu führt, dass die Leute
vermehrt lokale Produkte konsumieren.

In England könnte beispielsweise der Cheddar im Vergleich zu einem
französischen Käse günstiger werden. Das geht zwar zulasten der Vielfalt,
aber stellenweise zugunsten der Umwelt. Andererseits wird es dann wieder
relativ gesehen attraktiver, günstigere Produkte aus weit entfernten
Gegenden zu importieren.

Auch wenn man also anstrebt, lokale Märkte zu stärken, kann es dennoch
passieren, dass gerade aus fernen Ländern vermehrt Produkte ins Land
kommen, wohingegen es ungünstiger wird, aus dem nahen Ausland zu
importieren.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PARTEIEN/375: Brexit - Mays verlorener Posten ... (SB)


Brexit - Mays verlorener Posten ...



Mit Erstaunen und Erschrecken verfolgen politische Beobachter im
Vereinigten Königreich wie auch die Diplomaten im restlichen Europa
den völlig chaotischen Versuch des Parlaments in London, das Votum des
britischen Volkes vom Juni 2016 für einen Austritt Großbritanniens und
Nordirlands aus der EU in die Tat umzusetzen. Bei der ersten
Abstimmung am 15. Januar über das nach zweijährigen Verhandlungen vor
Weihnachten mit Brüssel vereinbarte Austrittsabkommen hat die
konservative Minderheitsregierung von Premierministerin Theresa May
mit 432 zu 202 Stimmen - ein Minus von 230 - die schwerste Niederlage
in der parlamentarischen Geschichte ihres Landes erlitten. Am 12. März
hat May das Unterhaus erneut abstimmen lassen und wieder verloren -
242 zu 291 -, diesmal mit einem Minus von nur 149 Stimmen. Des
weiteren hat May am darauffolgenden Tag eine Abstimmung verloren, bei
der es darum ging, den ungeordneten Austritt aus der EU "vom Tisch zu
nehmen".

Gegen den Willen der Premierministerin und konservativen
Parteivorsitzenden, die mit der Drohung des sogenannten
No-Deal-Brexits Brüssel zu Zugeständnissen zwingen zu können glaubt,
stimmten 312 Abgeordnete für die Resolution und 308 dagegen. Die
Mehrheit für die Opposition kam deshalb zustande, weil zahlreiche
Abweichler in den Reihen der Tories, darunter mehrere Minister und
Staatssekretäre - und das trotz ausdrücklichen Fraktionszwangs -
entweder gegen die No-Deal-Option votierten oder sich der Stimme
enthielten. May, die längst als politische Leiche gilt, kann die
Rebellen für ihr demonstrativ illoyales Verhalten nicht einmal
bestrafen. Normalerweise wird das Ausscheren eines Regierungsmitglieds
aus der Linie des eigenen Kabinetts mit der Verbannung auf die
Hinterbänke bestraft. Doch dazu ist May unfähig. Ihre Autorität ist
dahin. Sie darf lediglich das Brexit-Kreuz bis zum ungeordneten
Austritt am 29. März oder aber einer Einigung zwischen London und
Brüssel über das weitere Vorgehen tragen. Danach wird sie Number 10
Downing Street räumen müssen. Der Machtkampf um ihre Nachfolge ist
längst ausgebrochen. Ex-Außenminister Boris Johnson, der sich deshalb
extra einen ordentlichen Haarschnitt verpassen ließ und mittels Joggen
einige Pfunde abgespeckt hat, gilt als Favorit.

May war am 11. März, sozusagen in letzter Minute, nach Brüssel
geflogen, um vom EU-Kommissionsvorsitzenden Jean-Claude Juncker und
dem EU-Chefunterhändler Michel Barnier Zusicherungen zu erhalten, mit
denen sie am nächsten Tag das Withdrawal Agreement doch noch durch das
Unterhaus bekommen könnte. Hauptproblem war und ist die
Backstop-Klausel, die auch nach dem EU-Austritt die Entstehung einer
harten Grenze zwischen Nordirland und der Republik Irland verhindern
sollte. May hatte den Backstop mit Brüssel vereinbart, doch haben im
Januar rund 130 harte Brexiteers bei den Konservativen sowie die zehn
Abgeordneten der protestantisch-fundamentalistischen Democratic
Unionist Party (DUP) aus Nordirland gegen das Austrittsabkommen
votiert aus angeblicher Sorge, der Backstop könnte das Vereinigte
Königreich auf ewig in einer Zollunion mit der EU halten.

Eine schriftliche Zusage seitens der EU, daß dies nicht der Fall sei,
hat bei der zweiten Abstimmung den Europhoben bei den Tories und der
DUP nicht gereicht. Entscheidend war bei der Debatte die Aussage des
britischen Justizministers Geoffrey Cox, der im Unterhaus erklärte, er
sehe keinen rechtlichen Weg, wie das Vereinigte Königreich den
Backstop abschütteln und damit die Zollunion verlassen könne, solange
eine Lösung für die irische Grenzfrage nicht gefunden worden sei.
Interessant waren daher die 1477seitigen Pläne Londons für die
Regulation der britischen Grenzen im Fall eines ungeordneten
Austritts, die am 13. März veröffentlicht wurden. In einer solchen
Situation will die May-Regierung die Zolltarife für alle
nicht-europäischen Länder praktisch auf Null setzen. Die Zölle für
landwirtschaftliche Güter aus der EU sollen hingegen drastisch erhöht
werden - um auf diesem Weg Irland, dessen Bauern und
landwirtschaftliche Unternehmen rund die Hälfte ihrer Fleisch- und
Molkereiprodukte nach Großbritannien exportieren, zu erpressen.

London kündigte zudem an, keine Zollkontrollen in Irland selbst,
sondern bestenfalls zwischen der Grünen Insel und dem britischen
Festland - sozusagen in der Irischen See - durchführen zu wollen.
Dagegen war erstaunlicherweise kein einziger Protest seitens der DUP
zu hören, obwohl gerade deren Vertreter seit über einem Jahr die
Brexit-Verhandlungen mit der hysterischen Forderung blockieren,
Nordirland dürfe künftig auf gar keinem Fall anders behandelt werden
als das restliche Königreich. Um zu verhindern, daß die Republik zum
Einfallstor für billige Waren aus Großbritannien und der restlichen
Welt werde, müßte die EU selbst für Zollkontrollen sorgen, wenn nicht
zwischen den 26 Grafschaften der Republik und den sechs im irischen
Nordosten, dann spätestens an den Seehäfen Irlands, Spaniens,
Frankreich, Belgiens und der Niederlande.

Doch möglicherweise kommt es gar nicht soweit. Nach dem Votum des
Unterhauses gegen den No-Deal-Brexit finden bereits Verhandlungen
zwischen der May-Regierung auf der einen und den harten Brexiteers von
der European Research Group (ERG) sowie der DUP auf der anderen Seite
statt, wie man nächste Woche bei einer dritten Abstimmung das
Withdrawal Agreement doch noch verabschiedet bekommt. Berichten
zufolge bastelt Justizminister Cox bereits an einer "Optimierung"
seiner letzten Expertise. Demnach dürfte das Vereinigte Königreich den
Backstop doch noch eigenhändig mit der Behauptung aufkündigen, die EU
handele nicht in gutem Glauben gemäß dem Wiener-Abkommen von 1962, das
zwischenstaatliche Verträge regelt, sondern übe auf unzulässige Weise
Zwang auf London aus. Auf die Frage eines Journalisten, warum Cox
nicht bereits bei seinem Auftritt vor zwei Tagen im Unterhaus auf
diese Möglichkeit hingewiesen hat, lautet die lapidare Antwort eines
anonymen Kabinettskollegen: "Inkompetenz".

Am heutigen Abend soll das Unterhaus über eine weitere Resolution der
Regierung abstimmen, bei der es darum geht, die EU um eine
Verschiebung des Austrittsdatums zu bitten, um katastrophale Folgen im
innereuropäischen Handel und Reiseverkehr Ende März zu vermeiden. Mit
einer satten Mehrheit für die Resolution wird gerechnet. Doch ob die
EU der Bitte folgt ist eine andere Frage. Bei den restlichen EU-27 ist
man von dem politischen Zirkus, der sich seit mehr als zwei Jahren an
der Themse abspielt, reichlich genervt. EU-Chefunterhändler Barnier
lehnt ein Aufschnüren des Austrittsabkommens kategorisch ab. Seine
deutsche Stellvertreterin Sabine Weyand hat per Twitter gewitzelt, die
jüngste Entscheidung des Unterhauses gegen den No-Deal-Brexit sei mit
einem Votum auf der Titanic, der Eisberg möge aus dem Weg gehen,
vergleichbar.

Zudem gibt es praktische Gründe, die gegen eine Brexit-Verschiebung
sprechen. Ende Mai finden Wahlen zum EU-Parlament statt. Wird der
Brexit verschoben, müßten die Briten daran teilnehmen, sonst verstieße
die Zusammensetzung des Gremiums später gegen die EU-Verträge. Doch
eine Teilnahme Großbritanniens an der EU-Wahl lehnen viele überzeugte
Europäer ab. In einem Interview im Heute Journal des Zweiten Deutschen
Fernsehens am 12. März warnte Manfred Weber, bayrischer
Spitzenkandidat der Europäischen Volkspartei bei der EU-Wahl, vor
einem Übergreifen des politischen Chaos-Bazillus von London auf
Brüssel und Strasbourg. Doch möglicherweise ist es bereits zu spät.
Medienberichten zufolge haben Nigel Farage von der United Kingdom
Independence Party (UKIP) und Aaron Banks, 2016 Hauptfinanzier der
Brexit-Kampagne, bereits Kontakt mit Matteo Salvini, Innenminister
Italiens und Kopf der neofaschistischen Lega, aufgenommen, damit bei
der entscheidenden Sitzung des Europäischen Rats am 21. März Rom sein
Veto gegen eine Aufschiebung des Brexits einlegt. Auch wenn es
momentan nicht danach aussieht ist die Gefahr eines ungeordneten
Brexits nach wie vor groß.

14. März 2019
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AUFBAU/561: Füreinander sorgen - noch immer Frauenarbeit!?


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Füreinander sorgen - noch immer Frauenarbeit!?



Gleichstellungsparagraphen haben nichts daran geändert, dass das
Füreinandersorgen Frauenarbeit geblieben ist, sowohl im unbezahlten
Haus- und Familienbereich, wie auch in bezahlten
Dienstleistungssektoren. Die Zeit wäre reif, die damit verbundenen
Geschlechterrollen umzuwerfen.



(fk) Das letzte Jahr war geprägt von öffentlichen Diskussionen
zu Sexismus, die Debatte ging von Belästigung und Missbrauch bis zur
anhaltenden Lohnungleichheit der Geschlechter. So begrüssenswert die
öffentliche Aufmerksamkeit darüber ist, so notwendig ist es, auch über
die Ursachen der patriarchalen Ausbeutung zu reden. Solange wir die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Öffentlichen wie auch im
Privaten ignorieren, wird es bei einer oberflächlichen Kritik bleiben.
Die besondere Unterdrückung der Frau hat ihre Ursachen in ihrer
spezifischen Funktion im gesellschaftlichen Produktions- und
Reproduktionsprozess.

"Nach materialistischer Auffassung ist das in letzter Instanz
 bestimmende Moment in der Geschichte die Produktion und
 Reproduktion des unmittelbaren Lebens." 

 Karl Marx



Unter geschlechtsspezifischer Frauenarbeit verstehen wir vorwiegend
die unbezahlten Familien- und Hausarbeiten, sowie die
institutionalisierten oder privatwirtschaftlich organisierten Sorge-
und Pflegearbeiten, die mehrheitlich von proletarischen Frauen
ausgeführt werden. Das vorherrschende traditionelle
Geschlechterverständnis führt immer noch zu einer Klassifizierung in
Frauen- und Männerberufe. So werden «Frauenberufe» mehrheitlich
schlechter bezahlt. Frauen in «Männerberufen» werden als Mannsweiber
für suspekt gehalten und auch Männer in «Frauenberufen» müssen diese
Entscheidung stets besonders rechtfertigen. Zwar hat sich diese
Sichtweise durch den politischen Aufbruch der 68er Jahre relativiert,
doch die reaktionären Entwicklungen werfen uns immer wieder zurück.


Der unbezahlte Sektor

Ungefähr die Hälfte der Bruttowertschöpfung in der Schweiz wird im
unbezahlten Sektor erwirtschaftet, Frauen verrichten den Grossteil
davon. Das Bundesamt für Statistik schätzte diesen Wert im Jahre 2016
auf 408 Milliarden Franken. Haus- und Sorgearbeit ist wirtschaftlich
also hoch relevant.

Das Problem ist, dass dieser erhebliche Teil der gesellschaftlichen
Leistung der Frau einen bestimmten Charakter der Produktion aufweist:
Ihre Produktion ist Gebrauchswertproduktion, Produktion zum Zweck der
Reproduktion des unmittelbaren Lebens. Ihre Arbeit ist
gesellschaftlich nützlich und unbedingt notwendig. Sie ist nicht nur
nützlich und produktiv, sie erfordert zum Teil erhebliche
Qualifikationen. Sie ist aber in allem durch eines gekennzeichnet: Sie
ist für den unmittelbaren Gebrauch bestimmt, nicht zum Tausch.

Diese Tatsache setzt der Teilnahme der Frau an der
Tauschwertproduktion auf dem kapitalistischen Arbeitsmarkt Grenzen.
Der Zwang zur Gebrauchswertproduktion wird für sie zur Fessel. Volle
Teilnahme an der gesellschaftlichen Warenproduktion ist nur für jene
Schichten der Frauen möglich, die die Hausarbeit auf Dienstpersonal
abwälzen können.

Tatsächlich produziert die Frau in diesem Bereich jedoch eine Ware,
die für die KapitalistInnen kostbarer ist als jede andere: Es ist die
Ware Arbeitskraft, «deren Gebrauchswert selbst die eigentümliche
Beschaffenheit besitzt, Quelle von Wert zu sein» (Marx). So wertvoll
diese Ware jedoch ist, die die Frau produziert, sie bringt ihr wenig
Nutzen. Nicht die Herstellung der Ware Arbeitskraft wird von den
KapitalistInnen bezahlt, sondern die Verwertung dieser Ware im
kapitalistischen Produktionsprozess. Nur wer selbst in diesen Prozess
eintritt, wird entlohnt.

Was ist das Ergebnis? Die Arbeit der Frau im Haus wird nicht als Ware
Arbeitskraft gehandelt und bezahlt, sondern ähnlich wie in
feudalistischen Verhältnissen in Naturallohn entlohnt, wie Essen,
Wohnen, Kleidung, etc. Wie alle rückständigen Produktionsprozesse
unterliegt der Einzelhaushalt und die darin geleistete Arbeit der
gesellschaftlichen Ächtung, ja, die unentlohnte Verausgabung der
Arbeitskraft in diesem Bereich wird schliesslich gar nicht mehr als
gesellschaftliche Arbeit oder überhaupt Arbeit angesehen.

Dass Frauen heute lohnarbeiten ist keine erwähnenswerte Tatsache mehr.
Allerdings wird deswegen die Reproduktionsarbeit kaum gerecht zwischen
den Geschlechtern umverteilt: In der Schweiz werden 63% der
unbezahlten Arbeit von Frauen verrichtet. Das fordistische
Ernährer-Hausfrau-Modell schwindet zwar immer mehr, bleibt jedoch in
Bezug auf Normen, Werte und Zuweisungen weiter in den Köpfen und
Gewohnheiten. Praktisch werden die Frauen in Teilzeitarbeit und
Billig-Jobs getrieben und erhalten zusätzlich die Arbeiten, die der
Abbau des Sozialstaats, die Krise im Gesundheitssystem in die Familie
rückverlagert. Entsprechend klein sind die Renten im Alter.

Gerne wird in dieser Diskussion die work-life-balance erwähnt, und
Frauen, die Familie und Karriere unter einen Hut bringen, werden als
Vorbilder propagiert. Scheitert diese organisatorische Sisyphusarbeit,
dann liegt die Schuld beim Individuum. Oder aber die finanzielle
Situation lässt zu, dass man die Arbeit anderen überlässt, indem
insbesondere MigrantInnen für Haus- und Sorgearbeit angestellt werden.
All dies bedeutet, dass Abhängigkeiten und ungleiche Machtverhältnisse
weiterhin bestehen bleiben.


Mythos Mutterliebe und heilige Kleinfamilie

Als Folge dieser spezifisch weiblichen Funktion finden wir das
patriarchale Konstrukt der Einzelehe, und damit einhergehend noch
immer die Idee der romantischen Liebe. Historisch gesehen bezog der
Ehemann den Lohn, die Frau, welche die Hausarbeit verrichtete, tat
dies aus Liebe und war finanziell von ihm abhängig. Frauen, die sich
dem gesellschaftlichen Diktum widersetzten, wurden bestraft indem sie
sozial geächtet sowie auf dem Arbeitsmarkt schlechter bezahlt wurden,
unabhängig von ihrer Stellung, daher selbst, wenn sie die gleiche
Arbeit wie Männer ausführen.


Bezahlte Sorgearbeit

Auch die bezahlte Pflegearbeit machen Frauen aus «Berufung», und da
Frauenarbeit, kann sie auch minder bezahlt werden - so die
gesellschaftliche Praxis. Die eigentliche Ware ist hier im
Dienstleistungsverhältnis die direkte Beziehung zwischen ProduzentIn
und KonsumentIn oder die direkte Arbeit am Menschen. Produktions- und
Konsumationsprozess sind nicht voneinander trennbar. Das bedeutet
auch, dass Pflege«effizienz» für die kapitalistische Verwertung nicht
beliebig beschleunigt werden kann, anders als beispielsweise bei der
Produktion von Autos. Tatsächlich aber findet eine Überführung dieser
Tätigkeiten in die Zeitlogik der Wertschöpfung statt, in dessen
antagonistischem Widerspruch die Menschen auf beiden Seiten zerrieben
werden, wie dies etwa in der Altenpflege im Minutentakt einsehbar ist.
Alle Arbeiten mit Menschen, die fürsorglich, pflegend und heilend
geschehen, müssen in der Logik kapitalistischer Rationalisierung zur
Karikatur werden, die pflegenden Subjekte entweder zu ZynikerInnen
oder durch ethisches Mitfühlen zur Verzweiflung getrieben und die
Objekte des Handelns bis zum Toleranzpunkt des blossen Überlebens
vernachlässigt werden.

Dieser Prozess ist nichts Neues, er ist schon seit Beginn des
Kapitalismus im Gang, wird aber jetzt, in Zeiten der entgrenzten
Marktgesetze, allgemein verschärft und intensiviert und erfahrbar als
Krise des Bildungswesens, des Gesundheitswesens, der Altenpflege.


Geschlechterrollen aufbrechen

Es ist an der Zeit, Geschlechterrollen und ihre spezifischen
Funktionen in Ökonomie und Ideologie aufzubrechen. Reproduktionsarbeit
- bezahlt oder unbezahlt - kann nicht mehr die Aufgabe von
proletarischen Frauen sein, sie muss vergesellschaftet und
kollektiviert werden. Sie muss von Allen ausgeübt werden können und
anständig entlohnt werden. Dazu muss die Grundstruktur der
kapitalistisch-patriarchalen Ökonomie radikal umgewälzt, die
Profitgesetze über den Haufen geworfen werden. Die Kritik an der
kapitalistischen Verwertung der Menschen bis in ihre Subjektivitäten
hinein benötigt die Perspektive der freien Assoziation der
ProduzentInnen.

"Der Skandal des Kapitalismus liegt darin, dass er Krieg als
 produktiv wertet, nicht aber Kindererziehung, Kochen und
 Sex."

 Silvia Frederici



Dieses Ziel, Geschlechterrollen zu hinterfragen, verbindet uns auch
mit verschiedenen Queerbewegungen, die sich vermehrt in die Schlacht
gegen reaktionäre Denk- und Handlungsweisen werfen. Die traditionellen
Rollenbilder und biologistische Geschlechtskonzepte reproduzieren
heteronormative Ideologien, Homophobie und Diskriminierungen von
Menschen, die sich nicht in diese Geschlechtsnormen hinein zwängen
lassen. Rechte Kräfte beklagen den «perversen Zeitgeist» und hetzen
wieder offen gegen Schwule, Lesben und Transgender-Personen im Namen
von «Familie, Volk und Nation». Das Kapital in der Krise nutzt
Homophobie für seine Interessen und verschiedene Regierungen haben die
Repression wieder verschärft. Dabei spielen fundamentalistische
Religionen aller Richtungen eine wichtige Rolle. Jedes Jahr werden
rund um den Globus Tausende Menschen wegen ihrer sexuellen und
geschlechtlichen «Abweichungen» geschlagen, belästigt, vergewaltigt,
gefoltert oder ermordet.

Als KommunistInnen kämpfen wir mit den Queerbewegungen gegen
Geschlechter- und Körpernormen, gegen den Zwang, so zu sein, wie sie
uns vorschreiben, gegen die Arbeitsteilung zwischen Frau und Mann, für
eine Gesellschaft, in der alle so sein, so lieben und Sex haben
können, wie sie wollen. Nur die Bourgeoisie als Klasse und
patriarchale Denk- und Handlungsweisen müssen abgeschafft werden.


Ein neuer Frauenstreiktag ist notwendig

Die Care-Arbeit ist der Elefant im Raum, über den niemand reden will
und der doch omnipräsent ist. Denn ohne Sorgearbeit geht nichts, sie
macht die Arbeit in den Betrieben überhaupt erst möglich. Genau
deswegen ist ein Streik im Care-Bereich spannend: Er zeigt auf, dass
ohne diese Arbeit nichts mehr geht. Lehnen sich bspw. die
KinderbetreuerInnen gegen die prekären Arbeitslöhne auf und streiken,
dann muss jemand auf die Kinder aufpassen. Solidarisieren sich auch
die anderen Frauen mit den BetreuerInnen und streiken ebenfalls, dann
müssen die Männer diese Arbeit übernehmen. Müssen die Männer auf die
Kinder aufpassen, können sie nicht im Betrieb arbeiten - dann steht
die ganze Produktion still. Dieses Gedankenspiel ist zwar ein
theoretisches, verdeutlicht jedoch die praktische Relevanz der
Sorgearbeit. Wenn Frau will, steht alles still! - hiess es bereits im
Jahre 1991 am 14. Juni.

 * 
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Gerechtigkeit, ein marxistischer Begriff

In einem Interview, das am 29. November 2018 in der Hamburger
Wochenzeitung "Die Zeit" erschien, antwortete der Vorstandschef des
Versicherungskonzerns Allianz, Oliver Bäte (geb. 1965), auf die Frage,
ob es nicht ungerecht sei, wenn ein normaler Allianz-Angestellter sich
in München keine Wohnung mehr leisten könne: "Gerechtigkeit ist für
mich ein marxistischer Begriff. Ich weiß nicht, was das ist." Auf den
Einwand hin, Gerechtigkeit sei auch ein sehr christlicher Begriff und
ein Thema der Aufklärung, meinte Bäte: "Aber was einer als gerecht
oder ungerecht empfindet, ist sehr subjektiv." Er glaube, es gebe
viele Menschen, die sagten, der Bäte verdiene zuviel Geld (2017 waren
das fast 5 Millionen Euro), und das sei ungerecht.

Was er ansonsten in diesem Gespräch zum Besten gab, war von ähnlichem
Kaliber. Das Fazit: Einen wie Bäte interessieren Menschen nicht, ganze
Gesellschaften erst recht nicht. Er ist eine Stimme der Barbarei, ein
Typus, der gebraucht wird.

Um sich vor Augen zu führen, welche wirtschaftliche und politische
Macht dieser Mann repräsentiert, genügen einige Blicke auf die in
München sitzende Allianz. Sie ist einer der größten
Versicherungskonzerne der Welt und rangiert auf einer Liste der
weltgrößten Unternehmen überhaupt auf Platz 22. Sie beschäftigt
weltweit 140.000 Mitarbeiter und 500.000 Vermittler, erlöste 2017
einen Umsatz von 126 Milliarden Euro und einen Überschuß von 7,2
Milliarden Euro. Ein Konzern mit solchen Ziffern ist zwangsläufig an
jedem imperialistischen Verbrechen beteiligt. Das war historisch so:
Die Allianz versicherte z. B. die Konzentrationslager Auschwitz und
Dachau. Und es ist heute so: Vor einigen Jahren wurde aufgedeckt, daß
Allianz-Investitionen auch an Hersteller verbotener Streubomben
flossen. Über das Geflecht mit der "legalen" Rüstungsproduktion wurde
nichts veröffentlicht.

Die Aktien der Allianz befinden sich zu mehr als vier Fünfteln in den
Händen sogenannter institutioneller Investoren, darunter Blackrock
(fast sieben Prozent). Blackrock verwaltet Vermögen in Höhe von 5,7
Billionen Euro, ist damit größter Konzern auf diesem Gebiet und wird
auch von bürgerlichen Journalisten und Ökonomen als "heimliche
Weltmacht" bezeichnet. Auf die Allianz trifft das ebenso zu, wird
hierzulande aber von bürgerlichen Journalisten verschwiegen. Der
CDU-Politiker Friedrich Merz, der seine Ambitionen, Bundeskanzler zu
werden, nicht aufgegeben hat, steht an der Spitze des Aufsichtsrats
von Blackrock Deutschland.

Das "Zeit"-Interview mit Bäte erschien eine Woche vor dem
CDU-Parteitag, auf dem Merz nur knapp bei der Wahl zum Vorsitzenden
unterlag. Zuvor hatte er noch im Stil einer Drückerkolonne verkündet,
wer in jungen Jahren fünf Euro täglich in Aktien investiere, könne im
Alter davon profitieren. Ende Dezember bekräftigte er den Unfug noch
einmal. Die Art von Bäte und Merz, über soziale Fragen oder
"Gerechtigkeit" zu reden, gehört zum Stil einer neuen Generation
imperialistischen Führungspersonals: offensichtlicher Unfug und mehr
Armut fürs Volk, mehr Reichtum für Reiche.

Denn das Erreichte reicht ihnen nicht. Das Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung
veröffentlicht am Ende jedes Jahres seine Berechnungen zu Armut und
Reichtum in der Bundesrepublik. Ende 2018 lautete der Befund: 2017
lebten in Ostdeutschland 17,8 Prozent der Bevölkerung mit weniger als
60 Prozent des durchschnittlichen Haushaltseinkommens und damit in
relativer Armut, in Westdeutschland waren es 15,3 Prozent. Das sei, so
das WSI, "der größte Anteil in Armut lebender Personen seit Beginn der
Zeitreihe." Den hat das Institut auf 2005 gelegt, damals betrug die
Armutsquote 14,7 Prozent. Den Bäte und Merz geht dieser Anstieg nicht
schnell genug. Die Millionen Schicksale hinter solchen Zahlen haben
Imperialisten noch nie interessiert.

Arnold Schölzel
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Schweizer für Beitritt zum Atomwaffen-Verbotsvertrag

Der Protest hat gewirkt: Die Schweizer Ständerat fordert nun auch den
sofortigen Beitritt zum internationalen Atomwaffenverbot. Damit machen
sich beide Kammern des dortigen Parlaments für einen Kurswechsel der
Regierung stark. Zuvor hatten mehr als 20.000 Menschen die Petition
für das Atomwaffenverbot unterschrieben, auch viele aus Deutschland.

Das Beispiel macht uns Mut, denn es kann zum Vorbild für die
Bundesrepublik werden. Auch die deutsche Bundesregierung boykottiert
bislang das UN-Abkommen. Auch wir haben eine Petition gestartet,
bisher haben schon mehr als 70.000 Personen unterschrieben. Die
Bevölkerung haben wir ohnehin auf unserer Seite: 70 Prozent wollen den
deutschen Beitritt zum Verbotsvertrag und den Abzug der US-Atombomben
aus Büchel in Rheinland-Pfalz.

Wir wollen den Druck erhöhen, unter anderem mit einer großen Aktion in
Büchel während des Sommers. Außerdem werden wir weiter mit
Politikerinnen und Politikern sprechen und Werbung für die
Abgeordnetenerklärung zum Atomwaffenverbot machen. Und sobald wir bei
unserer Petition 100.000 Unterschriften zusammenhaben, wollen wir sie
an Außenminister Heiko Maas (SPD) übergeben.

Wir haben große Pläne und können auf ein erfolgreiches Jahr 2018
zurückblicken. In Zeiten von Konflikten zwischen Atommächten ist der
Kampf für eine friedliche Welt besonders wichtig. Unsere Arbeit wäre
ohne das ehrenamtliche Engagement zahlreicher Menschen nicht möglich.
Wir brauchen aber auch die finanziellen Ressourcen, um Publikationen
zu drucken, um Protestaktionen auf die Beine zu stellen, um
Lobbygespräche zu führen, um Seminare zu veranstalten. [...]

Die Petition für das Atomwaffenverbot wird von drei Organisationen
getragen: ICAN, IPPNW und "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt".
Auch in Zukunft wollen wir an einem Strang ziehen, um der Welt ohne
Massenvernichtungswaffen ein Stück näher zu kommen. Die Spenden werden
wir gleichmäßig aufteilen. Jeder Euro fließt direkt in die Arbeit
gegen Atomwaffen.

Wie wichtig das Engagement ist, zeigt die aktuelle Diskussion über den
Kauf von neuen Flugzeugen für die Bundeswehr. Laut einem Bericht der
"Stuttgarter Nachrichten" will das Verteidigungsministerium
Kampfflugzeuge kaufen, die Atomwaffen transportieren können. Wir haben
daher einen gemeinsamen Brief an Ministerin Ursula von der Leyen (CDU)
verfaßt.

Gemeinsam kämpfen wir gegen atomare Aufrüstung!

Xante Hall

(ICAN)


I can, we can, you can!

ICAN, das steht für International Campaign to Abolish Nuclear Weapons
(Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen). Der Name
wird englisch ausgesprochen: "I can" - "Ich kann". Damit sagen wir:
Ich kann mir eine Welt ohne Atomwaffen vorstellen. Und ich kann etwas
dafür tun, daß diese Idee Wirklichkeit wird.

Eigentlich müßte es aber heißen: "We can". Denn zu ICAN gehören viele:
Hunderte Partnerorganisationen auf der ganzen Welt, Tausende
Aktivisten und Unterstützer. Sie alle glauben: Atomwaffen gehören
verboten und abgeschafft. Daran arbeiten sie mit viel Hartnäckigkeit
und Geschick.

2017 hat ICAN den Friedensnobelpreis gewonnen. Der Preis würdigt jedes
Jahr die Menschen und Organisationen, die nach Meinung des
Nobelkomitees am meisten für Völkerverständigung, Abrüstung und
Frieden bewirkt haben.

Der Atomwaffen-Verbotsvertrag

ICANs größter Erfolg ist der UN-Vertrag zum Verbot von Atomwaffen. Bis
2017 waren Atomwaffen die einzigen Massenvernichtungswaffen, für die
es keinen internationalen Vertrag gab, der den Besitz und Einsatz
eindeutig verbietet. Diese Lücke wurde jetzt geschlossen. 122 Staaten
haben den Vertrag zum Verbot von Atomwaffen verhandelt. Am 7.7.2017
wurde er in der UN-Generalversammlung beschlossen. ICAN war dabei die
treibende Kraft.

Der Vertrag verbietet Einsatz, Besitz und Stationierung von Atomwaffen
- und zwar für alle Staaten, die ihm beitreten. Das unterscheidet den
Verbotsvertrag zum Beispiel vom Atomwaffensperrvertrag: der
Sperrvertrag etabliert die Kategorie der "anerkannten
Atomwaffenstaaten". So legitimiert er den Besitz von Atomwaffen. Diese
seltsame Ausnahme wollen wir beenden. Die gleichen Regeln sollen für
alle gelten.

Das hat schon einmal funktioniert: bei biologischen und chemischen
Waffen, Landminen und Streubomben. Diese Waffen töten unterschiedslos.
Sie bedrohen vor allem die Zivilbevölkerung. Deshalb gibt es für sie
wirksame internationale Verbote. Atomwaffen erfüllen die gleichen
Kriterien: Jeder Einsatz würde den Mord an Zivilisten bedeuten. Jetzt
wollen wir auch Atomwaffen völkerrechtlich ächten - so wie andere
Massenvernichtungswaffen.
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Würde statt Waffen!

Aktuellen Berechnungen zufolge soll der Militärhaushalt bis 2024 auf
85 Milliarden Euro pro Jahr steigen - das sind Gelder der
Steuerzahler, die bei für die Mehrheit der Bevölkerung sinnvollen
Dingen fehlen: im sozialen Bereich, bei Kitas und Schulen, in der
kommunalen Infrastruktur, in Krankenhäusern und Altenheimen oder beim
Klimaschutz. Zugleich schafft mehr Geld für Rüstung nicht mehr
Sicherheit. Im Gegenteil: die Spannungen mit Rußland haben in einem
gefährlichen Maße wieder zugenommen.

Wie könnte man das Geld sinnvoller ausgeben?

• Mit den 5,3 Milliarden Euro, die für das Mehrzweck-Kampfschiff
MKS 180 veranschlagt sind, könnten über die nächsten fünf Jahre
insgesamt über 250.000 Wohnungen im sozialen Wohnungsbau finanziert
werden.

• Mit den 8 Milliarden Euro, die allein im Jahr 2019 für
Rüstungsanschaffungen eingeplant sind, könnten die Städte und
Gemeinden über 37.000 Pflegekräfte zusätzlich für fünf Jahre nach
Tariflohn bezahlen.

• Mit der Erhöhung des Rüstungshaushalts 2019 um 4,38 Milliarden
Euro könnte die große Koalition schnell, kostengünstig und ökologisch
Kitas für 146.000 Kinder bauen oder die allein im Jahr 2017 in
Deutschland geschlossenen 175 öffentlichen Schwimmbäder wieder
eröffnen und 263 neue errichten.

• Mit einem Bruchteil des Geldes könnte allen Erstkläßlern ein
beitragsfreies Jahr in einem Sportverein ihrer Wahl finanziert werden,
inklusive eventuell notwendiger Sportkleidung.

Die Lobby der Waffenindustrie ist groß. Unter anderem mit
Parteispenden an fast alle Parteien sorgt sie für Mehrheiten im
Bundestag für immer mehr Aufrüstung. "Aufstehen!" macht Druck für die
Interessen der Mehrheit der Menschen im Land. Für soziale
Gerechtigkeit und eine friedliche Außenpolitik. Wir wollen Würde statt
Waffen!


Aus einem Flugblatt, das am 17. November letzten Jahres bei
einer Friedensdemonstration in Potsdam verteilt wurde.

 * 

Antrag an die 2. Tagung des 6. Parteitages der Partei Die Linke (22. -
24. Februar)

Für friedliche Beziehungen zu Rußland - der Vergangenheit und der
Zukunft wegen 

Der Parteitag möge beschließen:

Am 1. September 1939 begann Hitlerdeutschland den Zweiten Weltkrieg.
Er kostete 27 Millionen Bürger der Sowjetunion das Leben. Die Menschen
dieses Landes, darunter sehr viele Russen, trugen die Hauptlast bei
der Zerschlagung der faschistischen Barbarei.

80 Jahre danach droht das atomare Inferno eines Dritten Weltkrieges.
Die Ankündigung Trumps, aus dem INF-Vertrag auszusteigen, und die
daraus folgende Stationierung landgestützter atomarer Kurz- und
Mittelstreckenraketen in Europa würde die Gefahr eines Atomkrieges auf
unserem Kontinent aufgrund extrem verkürzter Vorwarnzeiten wesentlich
erhöhen. Albert Einstein werden die Worte zugeschrieben: "Ich bin mir
nicht sicher, mit welchen Waffen der dritte Weltkrieg ausgetragen
wird, aber im vierten Weltkrieg werden sie mit Stöcken und Steinen
kämpfen."

Ein solches Inferno gilt es zu verhindern. Ohne ein friedliches
Verhältnis zu Rußland - dem die im Rahmen der NATO an dessen Grenzen
stationierten Bundeswehrkontingente ebenso entgegenstehen wie die
Wirtschaftssanktionen und die vorherrschende Russophobie besonders in
den Medien - kann der Friede in Europa und in der Welt auf Dauer nicht
gesichert werden.

In dieser Haltung sehen wir uns eins mit der Mehrheit der deutschen
Bevölkerung. 2016 sprachen sich 81 Prozent der Deutschen für eine
engere Beziehung zu Rußland aus. Die Mehrheit der Deutschen sieht
zudem in Rußland einen zuverlässigeren Partner als in den USA.

Dieser Stimmung entspricht die deutsche Außenpolitik seit geraumer
Zeit in keiner Weise. Diese Stimmung zu ändern ist offenkundig ein
elementares Anliegen der veröffentlichten Meinung. So waren in den
letzten Monaten laut einer Untersuchung 90 Prozent der politischen
Kommentare zu Rußland in den deutschen Leitmedien von
rußlandfeindlichem Charakter. Wie weit das geht, soll ein Beispiel
belegen: In der Zeitschrift "Geo", die man nicht unbedingt in der
ersten Reihe militaristischer Scharfmacherei vermutet, wird zur
Rechtfertigung der Stationierung der Bundeswehr an der russischen
Grenze geschichtsvergessen ein frischer Angriffsgeist von der "Truppe"
gefordert: "Die Deutschen sollen in Adazi üben, anzugreifen. ... Den
Angriff haben die Deutschen vernachlässigt. - Schnell entscheiden,
schnell handeln. Jetzt, wo der Gegner wieder Rußland heißt und so nah
ist, sind diese Fähigkeiten gefragt."

Ein an Goebbels erinnernder Sprachgebrauch, der in seiner berüchtigten
Sportpalastrede 1943 nach Stalingrad forderte: "Es muß schnell und
gründlich gehandelt werden, sonst ist es zu spät."

Angesichts all dessen bedarf es einer Kraft in der BRD, die nicht
aufhört, unablässig dieser Meinungsmanipulation entgegenzutreten, und
die auf eine ehrliche Zusammenarbeit mit Rußland setzt. "Die Linke"
muß sich in den Kommunen, in den Landtagen, im Bundestag und im
EU-Parlament für eine Politik einsetzen, die der herrschenden,
kreuzgefährlichen Konfrontationspolitik gegenüber Rußland konsequent
entgegentritt. Somit hilft sie zugleich zu verhindern, daß sich die
geschichtsrevisionistische AfD aus wahltaktischen Gründen als
rußlandfreundlich maskieren kann.

"Die Linke" organisiert bundesweite Protestaktionen gegen die seitens
der USA geplante Aufkündigung des INF-Vertrages und die daraus
erwachsenden katastrophalen Folgen.

"Die Linke" fordert:

1. Die Bundesregierung verlangt den Verbleib der USA im INF-Vertrag.
Sie lehnt im gegebenen Fall die erneute Stationierung atomarer
US-Mittelstreckenraketen auf deutschem und europäischem Boden ab und
fordert den Abzug aller US-Atomwaffen aus der BRD, statt sie zu
modernisieren.

2. Die Bundesregierung tritt gemeinsam mit Rußland für diplomatische
Lösungen zur Beendigung des Syrienkrieges ein. Einen Einsatz der
Bundeswehr in Syrien lehnt sie kategorisch ab. Deutschland setzt sich
als Signatarmacht weiter für die Einhaltung und Umsetzung des Minsker
Abkommens ein.

3. Als Mitglied der NATO, deren Auflösung "Die Linke" in ihrem
Programm fordert, verlangt die BRD das Ende der Konfrontationspolitik
gegen Rußland. Die im Rahmen der NATO im Baltikum stationierten
Bundeswehrkontingente müssen sofort abgezogen werden. Das gleiche
sollte, entsprechend der deutschen Verfassung, für den Rückzug der
Bundeswehr aus allen Auslandseinsätzen und für die Auflösung aller im
Ausland befindlichen deutschen Militärstützpunkte gelten. Die NATO und
ihre Mitgliedstaaten haben in den letzten Jahren nachweislich viermal
so viele Manöver durchgeführt wie die Russische Föderation. Die
Bundesregierung verlangt ein Ende aller NATO-/US-Militärmanöver in
Ost- und Nordeuropa.

4. Der Militäretat der NATO-Staaten übersteigt den der Russischen
Föderation um das Vierzehnfache. Anstatt den
NATO-Aufrüstungsforderungen auf 2 Prozent des BIP zu folgen, tritt die
Bundesregierung dafür ein, daß die Rüstungsausgaben um jährlich zehn
Prozent gesenkt werden. Mit Rußland werden Verhandlungen über
gemeinsame Abrüstungsanstrengungen aufgenommen. Der an Rußlands
Grenzen errichtete sogenannte Raketenabwehrschirm muß verschwinden.

5. Abzulehnen ist ebenfalls eine von Präsident Macron - nicht zuletzt
mit Verweis auf Rußland - erneut ins Spiel gebrachte EU-Armee. Es ist
skandalös, daß sich die Bundeskanzlerin Merkel in ihrer Rede vor dem
Europäischen Parlament ebenfalls und mit Nachdruck für die Bildung
einer EU-Armee ausgesprochen hat.

6. Die Sanktionen gegen Rußland müssen sofort beendet werden und die
Beziehungen zu Rußland wieder auf gegenseitiger Achtung und souveräner
Gleichheit beruhen.

7. Bundesregierung und Bundestag unterstützen Aktionen und
Initiativen, die einer Politik des Friedens und der Zusammenarbeit mit
Rußland dienen. Sie unterstützen Städtepartnerschaften beider Länder,
setzen sich für die Erleichterung des Reiseverkehrs ein und fördern
den wirtschaftlichen, kulturellen und wissenschaftlichen Austausch
zwischen beiden Ländern.

Begründung:

"Kein Wort von der oft ausgestreckten Hand und den vielen
Enttäuschungen" Rußlands gegenüber dem Westen, bemerkte der
sozialdemokratische Publizist Albrecht Müller zu Recht zum kürzlich
veröffentlichten Rußlandpapier der SPD. Der Grundtenor bleibe weiter
bestehen: "im Westen die Guten ... in Rußland die Bösen". Kein Wort
zum friedlichen Abzug der russischen Truppen aus Deutschland. Kein
Wort zur Zusage an Rußland, die NATO nicht in Richtung Osten
auszuweiten. Kein Wort zum Angebot Putins im Bundestag 2001 zur
freundschaftlichen Zusammenarbeit Deutschlands mit Rußland. Kein Wort
zum warnenden Hinweis des russischen Präsidenten auf der 43.
Sicherheitskonferenz, in der internationalen Politik das Völkerrecht
einzuhalten und "die UNO nicht durch die NATO oder die EU" zu
ersetzen. "Die Linke" sollte aus Gründen der Friedenserhaltung und des
normalen Anstands Rußland mit dem gebotenen Respekt begegnen.

Antragsteller: Ellen Brombacher, Wolfgang Gehrcke, Stephan
Jegielka, Zaklin Nastic (MdB), Hans-Henning Adler, Ali Al Dailami (BAG
Migration, Integration und Antirassismus), Klaus Bartl (Sachsen, MdL),
Fabio De Masi (MdB), Dr. Diether Dehm (MdB), Gabriele Eichner,
Matthias Eichner, Sylvia Gabelmann (MdB), Heiderose Gläß, Dr. Reinhold
Gläß, Harri Grünberg (Cuba Sí), Christian Harde, Andrej Hunko (MdB),
Peter Kebsch, Dr. Joachim Kessler (MdB), Dr. Johanna Klages, Prof. Dr.
Hermann Klenner (Ältestenrat), Dr. Helga Lemme, Dr. Marianne Linke
(BAG Gesundheit und Soziales), Sabine Lösing (MdEP), Prof. Dr. Moritz
Mebel, Dr. Alexander S. Neu (MdB), Prof. Dr. Norman Paech, Gina
Pietsch, Friedrich Rabe (Bundesausschuß), Dr. Andrej Reder, Christiane
Reymann, Dr. Johanna Scheringer-Wright (Ökologische Plattform, MdL),
Joachim Traut, Alexander Ulrich (MdB), Jochem Visser, Andreas Wagner
(MdB), Dr. Friedrich Wolff, Pia Zimmermann (MdB), Kommunistische
Plattform, Cuba Sí

 * 

Einheit der Völker contra Imperium

Als wir Mitte Dezember letzten Jahres den kubanischen Präsidenten
Miguel Díaz-Canel Bermúdez hörten, wie er vor den Delegationsleitern
des XVI. Gipfels von ALBA-TCP in Havanna sagte: "Das Große Vaterland
fordert von uns vereint aufzutreten, um unsere zweite und definitive
Unabhängigkeit weiter zu festigen", führte er uns wieder an die Seite
Fidels: "Es muß Frieden und das Recht auf ein angenehmes und würdiges
Leben für alle geben. Das wird uns nicht spontan gewährt. Wie für alle
großen Eroberungen der menschlichen Gattung ist dafür unsere Einheit
erforderlich ..." Auf der anderen Seite führte er uns zu Chávez, den
Lateinamerika "Comandante der Einheit und der Hoffnung" nannte.

Angesichts eines bedrohlichen und bösartigen Imperiums, das sich vom
Streben nach Gerechtigkeit, Zusammenwirken, Integration und
Solidarität zwischen den Völkern gestört fühlt, weil diese Tugenden
gegen sein auf Ausbeutung ausgerichtetes Wesen zielen, ist die
Einheit, zu der uns auch Martí und Bolívar aufriefen, entscheidend.
Heute ist Venezuela die Zielscheibe der Verzweiflung dieser imperialen
Gier, alles zu zerstören, das nach Frieden riecht. Der Präsident des
Landes, Nicolás Maduro, hatte, kurz bevor er sich zum ALBA-TCP-Gipfel
aufmachte, das angeklagt, was, unter der Regie einer der militärischen
Falken der USA, des Nationalen Sicherheitsberaters John Bolton, im
Gange ist. Er ist es, der, mit den Worten des venezolanischen
Staatschefs, "einen Plan terroristischen und interventionistischen
Zuschnitts dirigiert, um die Demokratie zu vergewaltigen und Venezuela
eine Diktatur aufzuzwingen". Gemäß seinem Plan soll es eine
ausländische militärische Intervention geben, einen Staatsstreich, der
die Ermordung des Präsidenten beinhaltet und die Einsetzung von dem,
was sie als Übergangsregierung bezeichnen. Dafür, so Maduro laut
"Telesur", existiere in Komplizenschaft mit der Regierung Kolumbiens
ein Programm zur Ausbildung von Söldnern, das sowohl auf dem Gebiet
der USA als auch auf dem Kolumbiens durchgeführt werde. Es handelt
sich dabei um über 770 Söldner, sowohl Venezolaner als auch
Kolumbianer. Die Idee ist, Angriffe gegen an der Grenze stationierte
Militäreinheiten so zu simulieren, daß es so aussieht, als gingen
diese Übergriffe von den venezolanischen Streitkräften aus, wodurch
eine Eskalation der Gewalt geschaffen würde, die Verwirrung bei der
öffentlichen Meinung stifte und jede Art von militärischer Aktion
gegen Venezuela rechtfertigen würde.

Maduro gab auch geheimdienstliche Berichte bekannt, aus denen
hervorgeht, daß auf dem Luftwaffenstützpunkt Eglin in Florida Command
Forces angekommen seien, die dafür ausgebildet würden, chirurgische
Aggressionen gegen Luft- und Militärstützpunkte in Venezuela
durchzuführen. Laut "Telesur" ist es Ziel der terroristischen
Gruppierung, auf den Stützpunkten Libertador de Palo Negro (Aragua),
dem Marinestützpunkt von Puerto Cabello (Carabobo) und dem
Luftwaffenstützpunkt von Barcelona (Anzoátegui) zu landen, sie zu
übernehmen und zu neutralisieren. Ausbildungsort ist auch der
Luftwaffenstützpunkt Tolemaida, einer der sieben in Kolumbien
eingerichteten US-Stützpunkte.

Als ob dieser makabre Plan nicht schon ausreichen würde, hat die
US-Regierung die Finanzressourcen, mit denen Offiziere dazu bestochen
werden sollen, Aufstände innerhalb des Militärs anzuzetteln, von 40
Millionen auf 120 Millionen Dollar erhöht. In dieses Manöver ist laut
Maduro auch der ehemalige Oberst der Bolivarischen Nationalgarde
Oswaldo Gracía Palomo involviert. Wenn man dem Faden der Aggressionen
gegen Venezuela folgt, führt die Spur mühelos zu diesem ehemaligen
Offizier. Er war direkt Ausführender der umstürzlerischen Pläne und
Angriffe gegen die Nationalen Bolivarischen Streitkräfte und wird von
den venezolanischen Behörden wegen seiner Beteiligung am versuchten
Präsidentenmord vom 4. August in Caracas gesucht.

Es ist zwingend erforderlich, daß die progressiven Kräfte in ihrer
Anklage vereint auftreten, denn die Tentakel eines John Bolton und
seiner radikalen Angriffe treffen auch im Süden Venezuelas, bei der
gewählten Regierung Brasiliens, auf offene Ohren. Der Nationale
Sicherheitsberater der USA und Schöpfer der Unsicherheit der Völker
Amerikas hat Jair Bolsonaro, der im Januar das Amt übernahm, Missionen
übertragen. Die ausführende Hand dabei ist Vizepräsident Hamilton
Mourao, ein Verteidiger der letzten brasilianischen Militärdiktatur
(1964-1985), ein Mann, bei dem man den Eindruck hat, er sehe zu viele
billige Action-Filme, wenn er sagt: "... die Helden töten" oder
"Verfassungen kann man ändern, ohne das Volk zu fragen", oder "Die
Regierung kann sich selbst stürzen und die Armee an die Spitze der
nationalen Sicherheit stellen." Er ist außerdem ganz besessen von der
Mission Venezuela, denn er wiederholt jeden Tag, daß er in Venezuela
einfallen werde, und er treibt den Einsatz seiner Streitkräfte gegen
die bolivarische Nation voran.

Wer gehört zur Troika des Bösen oder dem Dreieck des Terrors, von dem
Bolton spricht? Kuba vielleicht, Venezuela und Nikaragua, die keine
Pläne haben, in irgendein Land einzufallen, und auch keine Millionen
ausgeben, um verfassungsmäßige Ordnungen zu unterhöhlen, aber sehr
wohl für Hilfsstrategien, um Leben zu retten, lesen und schreiben zu
lehren oder Projekte, sich gegen den Klimawandel zu verteidigen,
dessen Vorhandensein die USA abstreiten? Oder ist der Berater so daran
gewöhnt, das Böse zu tun, daß er glaubt, die ganze Welt sei wie er,
der Kuba in die Reihe der Länder einfügte, die von der Regierung von
George W. Bush hätten bombardiert werden sollen, und der behauptet
hatte, es wäre völlig egal, wenn die zehn Stockwerke des UNO-Gebäudes
in New York verschwänden?

Was Bolton angeht, so lassen ihn und das Imperium die Einheit
verzweifeln. Angesichts solcher Aggressivität und der Drohung, die
über den Völkern Amerikas schwebt, ist die Einheit, für die ALBA-TCP
steht, unabhängig von der wirtschaftlichen Größe ihrer Mitglieder oder
deren geographischen Lage, eine Bastion gewesen. Beim ALBA-Gipfel in
Havanna hob der Premierminister von St. Vincent und den Grenadinen
Ralph Gonsalves das Gewicht hervor, das das Bündnis im Kontext der
internationalen Politik aufgrund seiner Positionen erlangt habe. Er
verteidigte das Recht Venezuelas, angesichts der imperialen
Aggression, der es ausgesetzt ist, seinen weiteren Weg selbst zu
bestimmen, und sagte: "Ohne die Einheit der ALBA-Länder wäre es
bereits zu einer militärischen Intervention in Venezuela gekommen."

Oscar Sánchez Serra 

(Red. bearbeitet aus "Granma", Havanna)
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Demokratie durch Konterrevolution überrumpelt

Auf die kleine Revolution, welche die dreizehn Jahre darstellten, die
Brasilien von der Arbeiterpartei PT regiert wurde, ist eine ganze
Konterrevolution gefolgt. Bei den Präsidentschaftswahlen am 7. und 28.
Oktober trat der schlimmste denkbare Fall ein: Mit Jair "Messias"
Bolsonaro wurde ein erklärter Feind der Demokratie und Anhänger der
Militärdiktatur von 1964 bis 1985 zum neuen Staatschef Brasiliens
bestimmt. Der 42. Präsident des größten südamerikanischen Landes trat
am Neujahrstag das Amt an. Am Ende des Superwahljahres 2018 - neben
dem Präsidenten wurde an den elektronischen Urnen auch über den
Kongreß, die Gouverneure und die Parlamente der Bundesstaaten neu
entschieden, zeichnet sich der Weg in den autoritären Staat deutlich
ab.

Der langjährige Kongreßabgeordnete rechter Splitterparteien und
frühere Hauptmann wird Nachfolger von Michel Temer von der
rechtskonservativen MDB. Dieser war erst 2016 an die Spitze des Landes
gerückt, nachdem die zwei Jahre zuvor gewählte Präsidentin, Dilma
Rousseff von der PT, durch ein Komplott von Justiz, Medienkonzernen
und Opposition per Amtsenthebungsverfahren vom Kongreß abgesetzt
worden war. Stimmen von Abgeordneten wurden dafür gekauft. Der Sturz
von Rousseff war ein Schlüsselmoment des von den Geld-Eliten und
US-Stellen beförderten Rollbacks in Lateinamerika. Die Kampagne zur
Dämonisierung der Arbeiterpartei unter Mithilfe von Teilen des
Justizapparats spaltete die Gesellschaft und mobilisierte die weiße
Mittelklasse zur sozialen Revanche. Die 2013 mit einsetzender Krise
mittels der Globo-Medien inszenierten Massenproteste nach dem Muster
farbiger Revolutionen waren eine Demonstration der Möglichkeiten für
Massenmanipulation. Doch der Umschlag in eine neue Qualität erfolgte
da noch nicht.

Aufwertung des Militärs

Unter Temer vollzog sich ein grundsätzlicher politischer Kurswechsel.
Soziale Programme wurden zurückgefahren, Arbeitsrechte wurden
abgebaut, die Privatisierung wurde vorangetrieben. US-Konzerne
erhielten Zugriff auf Brasiliens gewaltige Pre-Sal-Ölvorkommen. Ein
wirtschaftlicher Aufschwung blieb aus, den gab es nur bei prekärer
Beschäftigung. Gleichzeitig wurde die Repression gegen die sozialen
Bewegungen weiter verschärft. Vom Vertrauensverlust in die
Institutionen profitierten vor allem die Streitkräfte. Anfang 2018
stellte die Regierung die Metropole Rio de Janeiro unter
Militäraufsicht, Soldaten sollen dort der Kriminalität Herr werden. Im
Mai paralysierte ein spontaner Streik der Fernfahrer wegen hoher
Dieselpreise große Teile des Landes, abgewürgt werden konnte er nur
mit Zugeständnissen, der Einschaltung der Gerichte und dem Einsatz des
Militärs.

Temer, wie etliche seiner Minister tief in Korruptionsskandale
verwickelt, ist in der Bevölkerung vollkommen diskreditiert, selbst
Bundesgenossen suchten mehr und mehr Distanz zum unpopulären
Staatschef. Auch international genoß die Regierung des
De-facto-Präsidenten wenig Prestige. Die Politik regionaler
Integration lag auf Eis, gegenüber Venezuela unter dem
Linksnationalisten Nicolas Maduro wurde auf Konfrontation geschaltet,
Brasiliens Wende verringerte das Gewicht des BRICS-Bündnisses großer
Schwellenländer als globaler Akteur.

Als Verkörperung des traditionellen Filzes aus Wirtschaft und Politik
wurde Temer zu Bolsonaros Wegbereiter. Seine mit ihm assoziierten
gediegenen Vertreter der Kapitalfraktion, São Paulos
Exgouverneur Geraldo Alckmin (PSDB) und Henrique Meirelles von Temers
MDB, ließen sich nicht zu Hoffnungsträgern aufbauen. Ein solcher blieb
für viele hingegen der Präsident der Jahre 2003 bis 2010 Lula da Silva
von der Arbeiterpartei. Bis zum Ausschluß ihres Kandidaten durch das
Oberste Wahlgericht Ende August lag Lula nach allen Umfragen stets
unangefochten in Führung. Millionen Brasilianer verbinden mit seinem
Namen eine Zeit wirtschaftlichen Aufschwungs, die mit einer Politik
für die kleinen Leute, für abgehängte Regionen, breitere
Bildungschancen und zur Überwindung des institutionellen Rassismus
einherging.

Seit dem 7. April sitzt der große Mann der brasilianischen Linken als
politischer Gefangener im Gefängnis von Curitiba in Einzelhaft. Am Tag
vor der Entscheidung über die Haft hatte Heereschef Eduardo Villas
Boas per Twitter Druck auf das Oberste Gericht ausgeübt. In zweiter
Instanz war Lula in einem im Eilverfahren vorangetriebenen kafkaesken
Prozeß ohne Beweise zu mehr als zwölf Jahren wegen Geldwäsche und
Korruption verurteilt worden. Richter Sergio Moro, der Lula ins
Gefängnis brachte und so den Favoriten der Wahl ausschaltete, wird nun
Justizminister in der Regierung Bolsonaro.

Verkannte Gefahr

Zu Beginn des Jahres war Bolsonaro nur als Außenseiter ins Rennen um
die Präsidentschaft eingestiegen. In den Umfragen führte er mit großem
Abstand auf Lula das Verfolgerfeld an. Vorne lag er allerdings schon
länger in der Präferenz der "oberen Zehntausend". Schlagzeilen hatte
der Hinterbänkler immer wieder mit rassistischen, frauenfeindlichen
und homophoben Aussagen gemacht, mit seiner Verehrung für die Folterer
der Diktatur und Todesdrohungen gegen politische Gegner. Ein Stil, den
er während des Wahlkampfes beibehielt. Daß der Psychopath frei
herumlaufen und politische Ämter bekleiden durfte, sagt einiges über
Brasiliens Umgang mit seiner Geschichte. Doch nach der Ausschaltung
von Lula auch gegen internationales Recht - an seiner Stelle trat nun
der PT-Politiker Fernando Haddad mit der Kommunistin Manuela
d'�acute;vila als Vizekandidatin an - rückte Bolsonaro auf den ersten
Platz in der Wählergunst vor. Daß der Faschist in einer
wahrscheinlichen Stichwahl gewinnen würde, glaubte noch im August kaum
jemand. Zudem standen Bolsonaro und seiner Koalition "Brasilien über
alles, Gott über allen" nur wenig Sendezeit für Wahlspots in Radio und
TV zu.

Falschmeldungen verbreitet

Doch ein spektakulärer Vorfall während eines Wahlkampfauftritts am 6.
September in Juiz da Fora veränderte das Szenario. Ein geistig
Verwirrter attackierte den ultrarechten Kandidaten mit einem Messer.
Das brachte Bolsonaro enorme Publicity. Der Mann, der wenige Tage
zuvor noch gedroht hatte, "die PT-Bande erschießen" zu wollen, konnte
nun in der Opferrolle auftreten. Einflußreiche evangelikale Prediger
besuchten den Politiker am Krankenbett, priesen diesen als von Gott
gesandt. In den sozialen Netzwerken wurden Fake News verbreitet, die
den Attentäter mit der Linken in Verbindung brachten. Auf den Straßen
attackierten fanatisierte Bolsonaro-Anhänger Andersdenkende
(mindestens drei wurden im Wahlkampf ermordet).

Für die PT-geführte Koalition wurde es noch schwieriger. Dennoch
gelang der "Stimmentransfer" von Lula zu Haddad weitgehend. In den
Tagen vor der Wahl schnellten die Werte für Bolsonaro jedoch
sensationell nach oben. Mit 46 Prozent zog er bereits als klarer
Favorit in die Stichwahl ein. In dieser erlitt das demokratische Lager
drei Wochen später eine Niederlage. Dazu trug die wahnhafte
antikommunistischen Paranoia bei, die gegen die PT seit Jahren
geschürt wurde und an die Bolsonaros Kampagne anknüpfen konnte. Mit
Hilfe Tausender gefälschter Accounts wurden dabei auf Whats-App
Erfindungen zur Verleumdung des linken Kandidaten verbreitet, die
Angst und Haß schürten. Dutzende große Unternehmen sponserten illegal
die Attacke im Informationskrieg. Kalkuliert wurde dabei mit der
Ignoranz der Mittelschichten und dem verbreiteten politischen
Analphabetismus.

Einen Lichtblick bietet der Nordosten, wo die Linke ihre Hochburgen
behaupten konnte. Die neue Regierung steht für Rückschritt auf allen
Gebieten, und der Verfolgungsdruck auf linke Parteien und Bewegungen
wird im gerade begonnenen neuen Jahr dramatisch zunehmen. "Brasilien,
liebe es oder verlasse es!" - der Slogan der Diktatur feiert beim
großen Fernsehkanal "SBT" bereits Wiederauferstehung.

Peter Steiniger
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Augenblicke in Panmunjon

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Die PDL zum Thema Flucht und Migration

In einer gemeinsamen Erklärung der Partei- und
Fraktionsvorsitzenden von Die Linke, die Ende November vergangenen
Jahres zum Thema "Flucht und Migration" verbreitet wurde, heißt es:


Flucht und Vertreibungen sind ein globales Phänomen und eine direkte
Folge von Kriegen, Gewalt und politischer Verfolgung, von Hunger- und
Klimakatastrophen. Die aktuelle Debatte u. a. in Deutschland zeigt,
wie weit es der Rechten gelungen ist, die gesellschaftlichen
Herausforderungen der Flucht- und Migrationsfrage zu besetzen. Die
rechtspopulistischen Nationalisten verknüpfen gezielt soziale
Ungerechtigkeiten mit rassistischen Parolen für ihren chauvinistischen
Kulturkampf, sie spalten die Gesellschaft und vergiften den
demokratischen Zusammenhalt. Flucht und Migration sind emotionale und
zugleich hochpolitische Themen, denn es geht hier nicht nur um
Menschen, die zu uns kommen, sondern auch um die Frage, wie wir leben
wollen. Denn der Kampf um den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist eine
Wesensfrage unserer Demokratie selbst. "Die Linke" hat den Auftrag,
diese gesellschaftliche Debatte verantwortungsvoll zu führen. Wir
halten deshalb gemeinsam fest:

(1) Niemand flüchtet freiwillig

Jede Flucht ist ein Versuch, sich in eine bessere Zukunft zu retten.
Flüchtlinge sind die Botschafter der Ungerechtigkeiten, der Kriege und
anderer Gewaltverhältnisse, einer ungerechten Handelspolitik, von
Waffenlieferungen, diktatorischen Regimen und Verfolgung. Menschen,
die um ihr Leben kämpfen, die Hand zu reichen, ist für uns "Linke"
selbstverständlich. Der Schutz von Geflüchteten und die Wahrung ihrer
Menschenwürde müssen an erster Stelle stehen. Anstatt die
Flüchtlingsabwehr weiter auszudehnen, müssen legale und gefahrenfreie
Wege nach Europa eröffnet werden. Seenotrettungen dürfen nicht weiter
kriminalisiert werden. Wir treten dafür ein, die Genfer
Flüchtlingskonvention und die Europäische Menschenrechtskonvention
uneingeschränkt gelten zu lassen und die UN-Kinderrechtskonvention
vollständig umzusetzen.

(2) Asyl ist ein Grundrecht

Im Gegensatz zu allen anderen im Bundestag vertretenen Parteien haben
wir als Die Linke jede Einschränkung des Asylrechts geschlossen
abgelehnt. Denn das Recht auf Schutz und Asyl ist eine
zivilisatorische Errungenschaft. Insbesondere nach dem Schrecken des
2. Weltkrieges stehen wir unbeirrt für Asyl als Grundrecht. Es ist
mittlerweile normal geworden, Asyl nicht mehr als Grundrecht zu
verteidigen. Wir wollen dagegen das Grundrecht auf Asyl vollständig
wiederherstellen. Wir fordern, daß der Zugang zum individuellen
Asylrecht in Europa erhalten bleibt und lehnen jede automatische
Rückführungsregelung in Transitländer bzw. "Drittstaaten" ab. Der
EU-Türkei-Deal und jede weitere Zusammenarbeit mit Diktaturen und
Unrechtsregimen zur "Migrationskontrolle" sind sofort zu beenden. Das
Konstrukt der "sicheren Herkunftsstaaten" darf nicht ausgeweitet
werden. Es gehört abgeschafft.

(3) Fluchtursachen bekämpfen

Um Fluchtursachen weltweit nachhaltig bekämpfen zu können, brauchen
wir den Mut und den Realismus einer strukturverändernden
Globalpolitik. Das geht nicht ohne einen echten Paradigmenwechsel in
der Außen- und Sicherheitspolitik. Die Interventionskriege mit ihren
katastrophalen Folgen für die Stabilität in ganzen Regionen müssen
sofort beendet werden. Aber auch in der Klima- und
Außenwirtschaftspolitik sowie in den internationalen
Handelsbeziehungen und der Entwicklungshilfe muß es einen
grundlegenden Wandel geben. Bereits 1970 hatten die Länder des
globalen Nordens zugesagt, 0,7% ihres Bruttonationaleinkommens (BNE)
für die Entwicklungszusammenarbeit aufzuwenden. Angesichts der
globalen Krisen und Notlagen bedarf es zugleich einer menschenwürdigen
Versorgung von Geflüchteten. Das Budget des "Flüchtlingshilfswerks der
Vereinten Nationen" (UNHCR) darf nicht länger hauptsächlich durch
freiwillige Beiträge von Regierungen, zwischenstaatlichen Akteuren,
Stiftungen oder Privatpersonen bestritten werden. Wir fordern die
Bundesregierung auf, sich im Rahmen der zweijährigen Mitgliedschaft
Deutschlands im UN-Sicherheitsrat für verbindliche
Pflicht-Beitragsumlagen für das UNHCR einzusetzen, damit eine
umfassende Hilfe- und Versorgungsleistung der UN-Hilfswerke für
Flüchtlinge künftig garantiert werden kann.

(4) Rechte für Arbeitsmigranten und -migrantinnen

Arbeitsmigration ist eine globale Realität. Nach Schätzung der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) sind mehr als 150 Millionen
Menschen Arbeitsmigranten. Arbeitsmigration bzw. wirtschaftlich
bedingte Flucht oder Migration sind eine individuelle Antwort auf die
bestehende globale Ungleichheit. Es sind Reaktionen auf die Weigerung
der reichen Länder, durch faire Handelsbeziehungen und
Einkommensverteilung eine gerechte globale Entwicklung zu ermöglichen.
Dem Bestreben internationaler Konzerne, sich die Arbeitsmigration
zunutze zu machen, um die Arbeitskraft billig zu halten,
gewerkschaftliche Mindeststandards zu unterlaufen und die Arbeitenden
selbst zu entrechten, erteilen wir eine klare Absage. Wir begrüßen,
daß die Vereinten Nationen mit dem UN-Migrationspakt Flucht und
Migration als globales Problem anerkennen und unterstützen
grundsätzlich alles Bestreben, die Rechte von Geflüchteten und
Arbeitsmigranten zu stärken. Gleichzeitig bilden sich in der
Vereinbarung die derzeitigen Weltungleichheitsverhältnisse ab. So
haben sich die Interessen der Wirtschaftsverbände und des reichen
Westens gegen die Interessen der südlichen Halbkugel durchsetzen
können, so daß die Ursachen für Flucht und Migration weiterhin
unangetastet bleiben werden. Das zeigt sich unter anderem an der
Auslegung der Bundesregierung, die mit dem Pakt effektivere
Grenzkontrollen und Abschiebungen rechtfertigt und Arbeitsmigration
aus nationalökonomischem Interesse vorantreibt. "Die Linke"
kritisiert, daß in dem Pakt die Rechte der Migranten und Migrantinnen
und die Verpflichtungen der Staaten nicht einklagbar sind und die
Folgeerscheinungen der Migration wie z. B. "Brain-Drain" unzureichend
thematisiert werden.

Deutschland sollte als Land mit dem weltweit größten Überschuß im
Warenhandel und Kapitalverkehr statt dessen aktiv für die
Rechtsverbindlichkeit des internationalen ILO-Übereinkommens zum
Schutz der globalen Wander"arbeitnehmer" einsetzen. Zum Ausgleich der
mit der globalen Arbeits- und Fachkräftemigration in Industrieländer
einhergehenden Gefahr der Abwanderung und des Abwerbens
hochqualifizierter Fachkräfte aus den ärmeren Herkunftsländern
schlagen wir die Schaffung eines multinationalen Kompensationsfonds
vor, der aus einer globalen Finanztransaktionssteuer finanziert werden
könnte. Ein solcher Kompensationsfonds könnte für
Bildungsinvestitionen wie zur Bekämpfung der Armut und von
Klimafolgeschäden im globalen Süden genutzt werden. Unmittelbar
fordern wir, daß die globalen Rekrutierungsagenturen für
Arbeitsmigration nur noch lizensiert arbeiten dürfen, ihre Gebühren
und Verträge müssen transparent sein und Anwerbegebühren von
"Arbeitgebern" getragen werden.

Das Thema Arbeitsmigration wird auch innerhalb unserer Partei intensiv
diskutiert. Bei diesen Diskussionen, ob und wie Arbeitsmigration
reguliert und beschränkt werden soll und wie Einwanderung gestaltet
werden kann, wollen wir als "Linke" die sozialen Grundrechte der
Betroffenen schützen und ermöglichen.

(5) Deutschland ist eine Einwanderungsgesellschaft

Europa ist längst ein Kontinent der Einwanderung wie Deutschland eine
Einwanderungsgesellschaft ist. Die individuelle Entscheidung zur
Auswanderung ist gespeist durch die Hoffnung auf ein besseres Leben.
Zugleich ist Migration nicht selten mit hohen menschlichen
Entbehrungen, traumatischen Fluchterfahrungen und oftmals auch
erniedrigenden Erfahrungen in den Ankunftsländern verbunden. Als Die
Linke streiten wir für eine demokratische Migrations- und
Integrationspolitik, die die Freiheit und Würde der einzelnen schützt
und die soziale Sicherheit und das Recht auf politische und kulturelle
Teilhabe aller garantiert. Wir lehnen eine Migrations- und
Integrationspolitik ab, die Menschen allein danach einstuft, inwieweit
sie ökonomisch nutz- und verwertbar sind.

(6) Soziale Sicherheiten für alle

Als demokratische Sozialistinnen und Sozialisten stehen wir für
soziale Sicherheiten und gleiche Rechte für alle. Lohndumping und
Schwarzarbeit lassen sich nur durch sozialstaatliche Standards und
flächendeckende Tarifverträge wirksam bekämpfen. Migranten und
Geflüchtete dürfen nicht in prekäre Arbeitsverhältnisse mit geringen
Rechten gezwungen werden.

Gemeinsam mit Migranten kämpfen wir für bessere Arbeits- und
Lebensbedingungen. Deshalb fordern wir einen gesetzlichen Mindestlohn
von 12 Euro für alle in Deutschland arbeitenden Menschen. Wir setzen
uns auch für eine soziale Offensive für alle ein und fordern ein
besseres Leben der Mehrheit der Bevölkerung durch Investitionen in
bezahlbares Wohnen, Schulen und Kitas (besonders in sozial
benachteiligten Stadtteilen) und in die Infrastruktur der Kommunen.

(7) Gemeinsam gegen jede Form des Rassismus

Rassismus findet unabhängig von Flucht und Migration statt und
betrifft auch viele, die in Deutschland geboren wurden und täglich
diskriminiert werden. Wir erleben nicht nur eine Verrohung der Sprache
und verbale Angriffe auf demokratische und emanzipatorische Werte,
sondern erfahren auch im Alltag, wie die Gefahr der physischen Gewalt
von rechts wächst. Rassismus gibt es in den Institutionen, und er ist
zugleich ein gesellschaftliches Problem, das auf dem Boden sozialer
Ungerechtigkeit in den letzten Jahren zunehmend an Akzeptanz gewonnen
hat. Als antifaschistische Partei engagiert sich Die Linke in
vielfältigen zivilgesellschaftlichen Bündnissen gegen Antisemitismus,
gegen jede andere Form von Rassismus und den autoritären Rechtstrend.

Wir begrüßen alle sozialen Bewegungen, die dem Kulturkampf von rechts
etwas entgegensetzen. Für diejenigen, die hier geboren sind und schon
lange hier leben, aber auch für jene, die zu uns kamen oder auf der
Flucht sind, gilt unser Grundgesetz im umfänglichen Sinn, denn: "Die
Würde des Menschen ist unantastbar."

 * 

Denk ich an Europa in der Nacht ...

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Was sagt Karl Marx der Linken heute?

Meine Gedanken zum Thema "Was sagt Marx der Linken heute?" sind
vielfältig. Ich schreibe dazu gerade ein Büchlein, das "Sorgen um die
Linkspartei" heißen wird. Der nachgestellte Titel soll mein Anliegen,
das ich angesichts "200 Jahre Karl Marx" habe, deutlich machen: "Mehr
Marx als Murks".

Erste Vorbemerkung: Die Linke ist keine marxistische Partei. Im
Erfurter Programm von 2011 stehen allerdings wichtige Leitgedanken des
Marxismus: Unsere Gesellschaft ist eine Klassengesellschaft. Die
sozialistische Zielstellung von Freiheit und Gleichheit erfordert die
Beseitigung der Kapitalherrschaft. Die Lageanalyse der
kapitalistischen Produktionsweise im Programm orientiert sich deutlich
an Marx und Engels. Im Programm gibt es jedoch auch jede Menge
ethisch-sozialistischer Positionen und an Bernstein angelehnte
Vorstellungen von der stückweisen Einführung des Sozialismus im
Kapitalismus.

Aus der Sicht ihrer Politik ist die Lage in der Partei m. E.
bedenklicher. Es freut mich, daß in der Parteiführung eine moderne
Klassenpolitik gefordert wurde, so im Vorfeld des Leipziger
Parteitages.(1) Aber das Marx-Engelssche Verständnis von
Klassenpolitik scheint mir das noch nicht zu sein.

Zweite Vorbemerkung: Große Zweifel sind angebracht, daß Karl
Marx bei der Antwort auf die Frage "Was sage ich der Linken?" voll des
Lobes für unsere Partei wäre.

Sicher ist, er würde nicht sagen: Macht weiter so!

Wenn ich Marx wäre, wäre mein Einstieg: "Was fragt Ihr mich? Ich bin
doch kein Marxist, wie einige Eurer Politiker immer wieder unter
Hinweis auf meine polemische Bemerkung an die Adresse der
französischen Possibilisten erzählen."

Wie ich vor nunmehr 64 Jahren als 17jähriger bei nächtelangen
Diskussionen im kleineren Kreis zum Kommunistischen Manifest mit
meinem Freund Willy (damals SPD-Kreisvorsitzender in
Braunschweig-Land) bereits mitbekam, war Karl Marx ein höchst
militanter Streiter gegen Ignoranten und Dilettanten. Wilhelm
Liebknecht kommentierte seine Erfahrungen in den Debatten der
sogenannten Schwefelbande mit Marx Anfang der fünfziger Jahre des 19.
Jahrhunderts: "Das sanftlebige Fleisch der Beschaulichkeit peitschte
er grausam mit der Rute seines Spotts."(2)

Dritte Vorbemerkung: Mit dem Thema unserer jetzigen Runde zu
Marx: "Die Linke zwischen Mosaik und Klassenkampf" werde ich nicht so
richtig warm. Ich sehe da keinen Gegensatz. Und der eigentliche
Gegensatz in der Linkspartei ist mit diesem Satz nicht zu erfassen.

Eine Mosaiklinke kann mit unterschiedlichen Akzenten natürlich auf den
Positionen des Klassenkampfes stehen. Nur wenn in der "Mosaik-Linken"
(wie in unserer Partei der Fall) die Gegner der Klassentheorie von
Marx und Engels mit dabei sind, dann hat man einen unversöhnlichen
Gegensatz in der Partei selbst. Daraus folgen weitere Gegensätze. Der
wichtigste strategische Gegensatz in der "Linkspartei" ist der
zwischen einer Strategie des Mitregierens (und damit des
Brückenschlags zur herrschenden Klasse) und einer Strategie der
Schaffung von politischer, gewerkschaftlicher und geistig-kultureller
Gegenmacht der Lohnarbeiterklasse.

Zusammenhang von Klassentheorie und Marxismus

Karl Marx hat als Wissenschaftler und Revolutionär (1999 wählten ihn
die Hörerinnen und Hörer der BBC zum größten Denker des letzten
Jahrtausends) vor allem drei Verdienste: Zum einen entdeckte er das
Entwicklungsgesetz der menschlichen Geschichte.

Er fand den Schlüssel zum Verständnis der Geschichte weder im
Sittengesetz noch im Staat. Er fand ihn in der Gesellschaft: im
Widerspruch zwischen den Produktivkräften und den
Produktionsverhältnissen, in dem aus dem Widerspruch zwischen den
jeweiligen Eigentümern der Produktionsbedingungen und den
unmittelbaren Produzenten hervorwachsenden Kämpfen der
Gesellschaftsklassen für ihre Interessen.

Zum anderen enthüllte Karl Marx die Bewegungsgesetze der
kapitalistischen Produktionsweise und der von dieser erzeugten
Gesellschaft.

Wie Rosa Luxemburg bildhaft formulierte, hat Marx "seine
wissenschaftliche Blendlaterne an die verborgensten Triebfedern des
ökonomischen und politischen Räderwerkes der bürgerlichen Gesellschaft
gehalten".(3) Damit ermöglichte er eine Lageanalyse völlig neuer
Qualität, wenn man denn diese Blendlaterne kennt und sie zu nutzen
vermag.

Schließlich entwickelte Karl Marx (in der Tradition der Aufklärung)
die klassische deutsche Philosophie weiter: zu einer
Handlungsphilosophie, die zugleich eine nach vorne offene
Gesellschafts-, Entwicklungs-, Politik-, Befreiungs- und
Revolutionstheorie ist.

Ihr kennt alle den Satz: "Die Philosophen haben die Welt nur
verschieden interpretiert, es kömmt [aber] darauf an, sie zu
verändern."(4) (1888 hat Engels das "aber" dazugesetzt.)

Diese Sicht revolutionierte das philosophisch-politische Denken
grundlegend. Karl Marx und mit ihm Friedrich Engels waren die
führenden Köpfe dieser Revolution. Die materialistische Klassentheorie
ist Kern ihrer gemeinsamen Handlungstheorie. Sie ist Grundlage und
Bezugspunkt für eine Handlungsorientierung zur Veränderung der
Welt, zur Beseitigung von Ausbeutung, Klassen und Unterdrückung,
von Kriegen und Naturzerstörung.

Marx und Engels sagen uns, wofür zu kämpfen ist, und wer, mit welchen
Mitteln gegen wen kämpfen muß, aber auch, welche Mittel dabei unter
welchen Umständen untauglich sind. Wichtige Werke in diesem
Zusammenhang sind (von Ende 1843 bis Anfang 1848): der geniale
theoretische Entwurf von Marx "Zur Kritik der Hegelschen
Rechtsphilosophie (Einleitung)", der Bestseller von Engels "Die Lage
der arbeitenden Klasse in England", das "Elend der Philosophie" von
Marx, die "Grundsätze des Kommunismus" von Engels und das "Manifest
der Kommunistischen Partei" von beiden.

Einige Aspekte dieser Klassentheorie sind besonders aktuell und
wichtig

Ich sehe aus der Sicht des Jahres 2018, im Rückblick auf 170 Jahre
Klassenkämpfe, vor allem fünf Punkte (wenn Die Linke Marx und Engels
tatsächlich als politischen Berater will).

1. ging es Marx und Engels darum, daß mit der kapitalistischen
Klassengesellschaft die praktische Möglichkeit und Notwendigkeit des
Sozialismus entsteht.

Ihre Grundthese war: Das Proletariat, die neue Klasse schafft die neue
Gesellschaft.

Punkt 1: Die kapitalistische Produktionsweise brütet die materiellen
Existenzbedingungen für die neue Gesellschaft aus.

Punkt 2: Das Proletariat kann sich nicht befreien, ohne die
Gesellschaft überhaupt von Klassenherrschaft und Ausbeutung zu
befreien. Seine Interessen drängen es dazu, gegen das Kapital und für
eine sozialistische Gesellschaft zu kämpfen.

2. Unabdingbare Voraussetzung für die neue Gesellschaft ist die
Emanzipation der Arbeiterklasse, ihre Entwicklung zur Klasse "für sich
selbst".

Michael Vester bezeichnet im "Historisch-kritischen Wörterbuch des
Marxismus" unter dem Stichwort "Klasse an sich / für sich" das dabei
entwickelte Konzept von Marx im "Elend der Philosophie" als nach wie
vor taugliches, methodisch "stringentes Konzept der
Klassenentwicklung".(5) Ich stimme Michael Vester rundum zu.

Dieses Konzept geht von der Klasse als objektive sozialökonomische
Struktur aus: Die Herrschaft des Kapitals habe für die Masse
hinsichtlich der Stellung als Lohnarbeiter eine "gemeinsame
Situation, gemeinsame Interessen" geschaffen. Sie sei damit aber
nur "Klasse gegenüber dem Kapital". Um Klasse "für sich selbst",
politischer Akteur zu werden, sieht Marx zwei Dimensionen vor:
gewerkschaftliche "Koalierung" und politische "Koalierung". Es folgen
zwei Dimensionen der Revolution: Eroberung der politischen Macht und
Gestaltung der neuen Gesellschaft.(6)

Michael Vester macht in diesem Zusammenhang zwei Bemerkungen zu den
geschichtlichen Erfahrungen mit diesem Konzept - und auch da folge ich
ihm:(7)

Erste Erfahrung: Eine kausale Stufenfolge von Eigentumslosigkeit,
Verelendung, Empörung, Emanzipation und gesellschaftlicher
Umgestaltung gab es nicht.

Zweite Erfahrung: Es gilt, die komplizierte Widersprüchlichkeit und
den zyklischen Charakter sozialer Entwicklungen und Klassenkämpfe zu
studieren. 1976 in Italien erhielt die KPI 34,4 Prozent; 2018 bekamen
die kommunistischen Parteien der Allianz "Macht fürs Volk" in Italien
gerade einmal 1,1 Prozent der Stimmen.

3. Nach Marx und Engels ist die politische Koalierung im Rahmen des
Konzepts der Emanzipation der Arbeiterklasse zur Klasse "für sich
selbst" identisch mit der Schaffung einer kommunistischen bzw.
sozialistischen Partei.

Im Manifest sprachen sie von der "Organisation der Proletarier zur
Klasse und damit zur politischen Partei".(8) 25 Jahre später nannte
Friedrich Engels als erste "Bedingung" für den Sieg über die
Bourgeoisie die "Organisation des Proletariats als selbständige
politische Partei".(9) Er nannte genau das Klassenpolitik.

Zunächst ging es beiden darum, eine Klassenpartei für die
bevorstehende Revolution zu schaffen. Dann erkannten sie: es geht um
eine Klassenpartei im Rahmen einer längerfristigen
Gegenmachtstrategie, wobei sie nach wie vor in absehbarer Zeit eine
Revolution erwarteten. Von dieser Gegenmachtstrategie haben wir uns
bedauerlicherweise als Partei in vieler Hinsicht verabschiedet. Ich
halte das für falsch. Organisation der Klasse als politische Partei,
als Teil einer Gegenmachtstrategie muß m. E. für Die Linke wieder ein
aktuelles Thema werden.

Wir sollten grundsätzlich und intensiv darüber nachdenken, wie in und
mittels einer sozialistischen Partei die Lohnarbeiterklasse selbst die
politische Bühne betritt.

4. Von besonderer Bedeutung im Rahmen der Klassentheorie ist das
Verständnis der politischen Institutionen als Klasseninstitutionen,
als Teil der Kapitalherrschaft.

Karl Marx enthüllte, im dritten Band des "Kapitals", "das innerste
Geheimnis, die verborgne Grundlage der ganzen gesellschaftlichen
Konstruktion und daher auch der politischen Form" als hervorwachsend
aus dem Verhältnis der Eigentümer der Produktionsbedingungen zu den
unmittelbaren Produzenten.(10)

Ich bin immer wieder erstaunt über die Ignoranz in unserer Partei
gegenüber diesen verborgnen Mechanismen der Klassenherrschaft. Die
Regierungsfrage wird erörtert, ohne die Machtfrage zu erörtern, z. T.
wird sie mit dieser verwechselt.

Das Parlament erscheint als Zentralachse des politischen Lebens.
Herbeifabuliert wird ein linkes Parteienlager.

Auf dem Leipziger Parteitag beantwortete der Leitantrag durchaus
überzeugend die Eigentumsfrage. Aber kaum ein Wort fiel darüber, wie
die Machtfrage zu beantworten ist.

Mitregieren ist offenbar mittlerweile Konsens bzw. nicht mehr zu
hinterfragende Mehrheitsposition in der Parteiführung. In jedem
Wahlkampf kündigen wir einen politischen Richtungswechsel an. Die
Menschen wundern sich zu Recht, daß daraus nie etwas wird, auch nicht,
wenn wir führende Regierungspartei sind.

Meine Bilanz in den drei Bundesländern, in denen wir gegenwärtig
mitregieren, ergibt immer wieder das gleiche: Rosa Luxemburg hatte
recht mit ihrem bissigen Kommentar von 1898 zum Eintritt des
Sozialisten Alexandre Millerand in das Kabinett Waldeck-Rochet: "Wild
nicht erlegt und Flinte zugleich verloren",(11) also Kapitalismus wie
gehabt, aber die Partei ist schlechter geworden.

5. Wenn Marx als Berater der "Linken" heute gewollt ist, so muß
sich eine an Marx orientierende sozialistische Partei bei der
Lageanalyse zur Konzipierung ihrer Politik seiner "Blendlaterne" auch
tatsächlich bedienen wollen und können.

Zu den "verborgensten Triebfedern des ökonomischen und politischen
Räderwerkes", die man nur mit der Blendlaterne von Karl Marx aufdecken
kann, gehören wichtige Aspekte einer klassenbezogenen Gesellschafts-
und Politikanalyse (einschließlich der Marxschen Dialektik des
politischen Überbaus).

Der US-amerikanische Großinvestor Warren Buffet sagte 2010, seine
Klasse, die Kapitalistenklasse, habe im "Klassenkrieg" gesiegt. Ist
das richtig? Inwieweit nicht?

Aus der Führung der Linkspartei ist zu hören, die neoliberale
Kapitaloffensive gehe zu Ende. Aber die Krise der Kapitalverwertung
als Hauptursache für diese Offensive hält an. Und machtpolitisch sitzt
der Neoliberalismus sowieso fest im Sattel.

Wie steht es politisch um die Lohnarbeiterklasse? Sie ist derzeit
wieder einmal vor allem "Klasse gegenüber dem Kapital". Wenn dazu
Zustimmung, sollte die Schlußfolgerung sein: Ihre Entwicklung zur
Klasse "für sich selbst" muß zur Kernfrage linker Politik werden.

Seit Jahren findet eine soziale Polarisierung der kapitalistischen
Klassengesellschaft statt. Wird sich dieser Trend fortsetzen?
Wahrscheinlich! Aber wie? Nach Marx haben wir nach der 26. demnächst
mit der 27. zyklischen Überproduktionskrise zu rechnen. Diese wird
zugleich eine Krise des hochspekulativen Finanzsystems sein. Sind wir
womöglich am Anfang einer anhaltenden Verfallskrise der
kapitalistischen Produktionsweise? Brauchen wir einen Plan B hin zum
entschiedenen Klassenkampf, der sich den anwachsenden Gefahren des
Rechtspopulismus und der Kriegsvorbereitung stellt und zugleich den
Klassenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit zum Herrschaftskonflikt
ausweitet?

Wir sollten als Partei und in der Partei derartige Fragen systematisch
diskutieren.

Die Mehrzahl der Funktionsträger unserer Partei hat aber nur vage
Vorstellungen von der Politik- und Handlungstheorie, wie sie Marx und
Engels konzipiert haben. Gefragt als Berater war Karl Marx auch in
diesem Jahr wenig. Eine marxistische Schulung Jugendlicher findet fast
nicht statt. Dies alles beunruhigt mich außerordentlich.

Prof. Ekkehard Lieberam

Leipzig
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Wieviel Marx braucht Die Linke?

Die Partei Die Linke beruft sich offiziell auf das Werk von Karl Marx
und Friedrich Engels. Doch welchen Marx und welchen Engels meint sie
dabei? Ich darf hier einen ihrer wichtigsten Vordenker zitieren -
Dieter Klein. Als einer der Autoren des Chemnitzer Grundsatzprogramms
der PDS von 2003 schrieb er: "Laßt euch nicht von dem Begriff libertär
schockieren, das ist Marx. Der sprach von der freien Entwicklung des
einzelnen."(1) Dabei paraphrasierte Dieter Klein jenen berühmten Satz
aus dem Manifest der Kommunistischen Partei, der wörtlich lautet: "An
die Stelle der alten bürgerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und
Klassengegensätzen tritt eine Assoziation, worin die freie Entwicklung
eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist."(2)

In der DDR wurde dieser Satz als Zeugnis des Vorrangs der Gesellschaft
bzw. des Kollektivs gegenüber dem einzelnen verstanden. Zum Ende der
DDR hin wurde dann dieses Verhältnis in Frage gestellt. In seinem Buch
mit dem metaphorischen Titel "Abendlicht" schreibt Stephan Hermlin
1979 über die Umkehrung seines Denkens: "Längst schon glaubte ich, es
(das Manifest) genau zu kennen, als ich, es war etwa in meinem
fünfzigsten Lebensjahr, eine unheimliche Entdeckung machte. Unter den
Sätzen, die für mich seit langem selbstverständlich geworden waren,
befand sich einer, der folgendermaßen lautete: 'An die Stelle der
alten bürgerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und
Klassengegensätzen tritt eine Assoziation, worin die freie Entwicklung
aller die Bedingung für die freie Entwicklung eines jeden ist.' Ich
weiß nicht, wann ich begonnen hatte, den Satz so zu lesen, wie er hier
steht. Ich las ihn so, er lautete für mich so, weil er meinem
damaligen Weltverständnis auf diese Weise entsprach."(3) Hermlin las
also "die freie Entwicklung aller" statt "die freie Entwicklung eines
jeden", wie es tatsächlich heißt. Mit anderen Worten: Dieser Satz sei
nach Hermlin 140 Jahre lang von Millionen Marxisten immer falsch
verstanden worden. Aus dieser wundersamen "Entdeckung" folgerten er
und ihm darin folgend Dieter Klein sowie die Brüder Brie in Umkehrung
ihres bisherigen Denkens, daß zuvorderst die "freie Entwicklung des
einzelnen" komme, die erst die "Befreiung aller" möglich mache.

Bereits im Programm der PDS von 1993 wurde jener Satz des Manifests in
diesem Sinne an prominenter Stelle zitiert, wenn auch bereits in
leicht abgeänderter Form. Im Abschnitt 3 "Sozialistische Erneuerung"
heißt es gleich zu Beginn: "Der Sozialismus ist für uns ein
notwendiges Ziel - eine Gesellschaft, in der die freie Entwicklung der
einzelnen (nicht "eines jeden", wie es im Original heißt) zur (im
Original heißt es: "die") Bedingung der freien Entwicklung aller
geworden ist (aus "ist" wurde hier "geworden ist").(4)

Wiederum anders und bereits beträchtlich vom Wortlaut des
Originaltextes entfernt, begegnet uns der Satz im "Ingolstädter
Manifest" der PDS von 1994, vorgestellt von Gregor Gysi. Darin heißt
es: "Eine Gesellschaft, wo die freie Entwicklung eines jeden einzelnen
zur Bedingung der freien Entwicklung aller geworden ist, stellt
unseren Maßstab dar."(5)

Noch weiter verballhornt wird jener Satz schließlich im Erfurter
Programm der Partei Die Linke von 2011: "Wir wollen eine Gesellschaft
des demokratischen Sozialismus aufbauen, in der die wechselseitige
Anerkennung der Freiheit und Gleichheit jeder und jedes einzelnen zur
Bedingung der solidarischen Entwicklung aller wird."(6) Diese
Formulierung erinnert nun wirklich nicht mehr an den Ausgangstext!

Der berühmte Satz aus dem "Kommunistischen Manifest" begleitet also
die PDS bzw. Die Linke auf ihrem Weg seit 1989 und - wie ich gezeigt
habe - ist dabei bis zur Unkenntlichkeit entstellt worden. Diese
Abänderungen markieren zugleich den Weg der Partei weg von Marx und
Engels.

Denn liest man jenen Satz im Kontext des Manifests, wird schnell klar,
daß es sich hier nicht um ein liberales bzw. libertäres Postulat
handelt, nach dem der einzelne aufgerufen ist, sich selbst zu
befreien, auf daß - geschieht es nur massenhaft genug - am Ende alle
befreit sind. Vielmehr geht es hier um die Aufhebung des
Klassengegensatzes und von Klassen überhaupt. Davon handelt der
Absatz, der dem Satz vorangeht. Marx und Engels gingen also davon aus,
daß erst die Aufhebung des Klassengegensatzes die freie Entwicklung
eines jeden möglich macht - und nicht umgekehrt. So auch der Philosoph
Hans Heinz Holz: "So kann ein jeder sich frei entwickeln, ohne die
Möglichkeiten anderer zu schmälern. Erst wenn ein jeder dazu
freigesetzt ist, sich zu entwickeln, sind alle frei, und dies ist erst
wirklich Freiheit - entgegen jener Freiheit von einzelnen in
Klassengesellschaften, die sich durch die Unfreiheit anderer erhält."

Marx und Engels kannten natürlich den Artikel 34 der französischen
Revolutionsverfassung von 1793, in dem es heißt: "Unterdrückung der
Gesamtheit der Gesellschaft ist es, wenn auch nur eines ihrer Glieder
unterdrückt wird."(7) Die Forderung aus dem "Manifest", die Klassen,
Privilegien und Bevorrechtigungen sämtlich aufzuheben, zielt daher auf
die Abschaffung der bürgerlichen Gesellschaft, in der Freiheit "ein
Privileg" ist, das nur für die Auserwählten, für die Besitzenden gilt,
wie es Domenico Losurdo formuliert hat. In der klassenlosen
Gesellschaft soll hingegen keiner unberücksichtigt bleiben, keiner
vergessen werden: "Keiner oder alle", heißt es denn auch so treffend
bei Heiner Müller in seinem Stück "Germania 3. Gespenster am toten
Mann". "Keiner weniger" heißt der Titel eines bewegenden chinesischen
Films - und besser kann man es nicht sagen.

Die hier dargestellte Auseinandersetzung um eine Formulierung im
"Kommunistischen Manifest" ist daher alles andere als eine
philologische Spitzfindigkeit - denn stellt man diesen Satz auf den
Kopf, wie es Hermlin, Klein, Gysi, die Bries und mit ihnen jene
Delegierten, die die Parteiprogramme mehrheitlich beschlossen haben,
getan haben, landet man unweigerlich - zumindest ideologisch - im
gegnerischen Lager. Für den Liberalismus steht nun einmal die "freie
Entwicklung des einzelnen" im Mittelpunkt seines Weltbildes. Sie ist
Ausgangs- und zugleich Endpunkt seines gesamten Denkens. Wie heißt es
doch im "konsumistischen Manifest", wie sie es nennen, so treffend?
Wenn jeder an sich denkt, ist an alle gedacht! Einen liberalen oder
auch libertären Sozialismus kann man mit allen möglichen Zitaten
begründen - nicht aber mit den Aussagen von Karl Marx oder Friedrich
Engels.

Im März 2010 forderte Petra Pau Die Linke dazu auf, sich zu einer
"modernen sozialistischen Bürgerrechtspartei"(8) zu transformieren.
Bereits zuvor war der heutige Berliner Kultursenator Klaus Lederer zu
der Schlußfolgerung gekommen, daß für Die Linke nur noch die Aufgabe
bleibt, "etwas für Autonomie und Selbstverwirklichung zu tun".(9)

Heute muß man feststellen, daß die Partei Die Linke auf diesem Weg in
den seitdem vergangenen Jahren ein großes Stück vorangekommen ist.
Denn mit welchen Themen tritt sie öffentlich vor allem in Erscheinung?
Sie versteht sich als feministische Bewegung, befürwortet dabei die
quotierte Besetzung von Aufsichtsräten in Großunternehmen und schreibt
ihre Texte neuerdings mit Sternchen. Sie streitet für die Rechte von
gleichgeschlechtlichen Paaren und setzt sich für die Rechte von
Minderheiten ein. Sie wendet sich gegen Rassisten und Nazis, kämpft
für die individuellen Rechte von Flüchtlingen und Migranten und
verlangt die Selbstbestimmung über die eigenen Daten. Sie fordert die
Änderung von Gesetzen, etwa von Polizeigesetzen, welche die
Privatsphäre unangemessen einschränken, sie wendet sich gegen jegliche
Ausforschungen durch Behörden usw., usw.

In all diesen Kampagnen, großen und kleinen, Initiativen und Gruppen
verliert sich die Partei Die Linke, ist sie nur noch ein Stein unter
vielen anderen in einer sogenannten Mosaik-Linken.

Ich möchte hier nicht mißverstanden werden - es ist selbstverständlich
Aufgabe einer linken Partei, sich bei der Verteidigung demokratischer
Rechte und beim Schutz von Minderheiten zu engagieren und dabei klar
Stellung zu beziehen. Dies war immer auch ein Anliegen der
Arbeiterbewegung. Ich erinnere hier nur an die Kämpfe in der alten
Bundesrepublik gegen die Notstandsgesetze und gegen die Berufsverbote.

Zur Wahrheit gehört aber auch, daß SPD, Grüne, FDP und oft sogar
Liberale in der CDU - etwa in der Frage der Anerkennung der
gleichgeschlechtlichen Ehe - hier nicht nachstehen. Es ist eine
Tatsache, daß in dem strikt neoliberal ausgerichteten Irland erst
kürzlich mit der Aufhebung des Abtreibungsverbots die Gegner der
Kirche einen großen Sieg feiern konnten. Und in Belgien, an dessen
Regierung die flämische Rechte maßgeblich beteiligt ist, soll jetzt
sogar jegliche Strafbarkeit für Schwangerschaftsabbrüche abgeschafft
werden. Der französische Präsident Hollande setzte gegen Kirche und
Konservative in einem Kulturkampf die gleichgeschlechtliche Ehe durch.
Dazu verband er sich mit Liberalen, die wüste Gegner der
Gewerkschaften sind. Mit ihrer Hilfe wurden unter Hollande
Schutzrechte für die Lohnabhängigen gleich reihenweise abgebaut.

Die Beispiele zeigen: Der Erhalt und sogar der Ausbau von
Bürgerrechten und von Schutzrechten für Minderheiten harmoniert
durchaus mit Härte und Unnachgiebigkeit bei der Abwehr von Forderungen
der Lohnabhängigen und sozial Benachteiligten. Das ist es, was die
US-amerikanische Soziologin Nancy Fraser "progressiven
Neoliberalismus" nennt. SPD und Grüne sind klassische Vertreter dieses
progressiven Neoliberalismus. Und die Partei Die Linke bemüht sich,
hier den Anschluß nicht zu verpassen.

Die eigentliche Aufgabe einer wirklich sozialistischen Partei liegt
aber in der Vertretung der sozialen Rechte der Mehrheit der
Bevölkerung. Ihre geschichtliche Mission besteht darin, "alle
Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein
geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist".(10) Nur
eine solche Partei kann sich auf Marx und Engels berufen.

Andreas Wehr

Berlin
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Hartz IV - ein neues Gewand für alte Ausbeutung?
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Die Zahl armutsgefährdeter Kinder steigt auf fast zwei Millionen


• Die Zahl der armutsgefährdeten Kinder ist in Deutschland in den
vergangenen zehn Jahren von 1,79 auf 1,85 Mill. im vergangenen Jahr
gestiegen. 2005 waren es noch 1,51 Mill.

• Das geht aus Daten des Europäischen Statistikamts Eurostat
hervor. Als von Armut bedroht gelten Haushalte mit weniger als 60
Prozent des mittleren Einkommens.

• Der Anteil der Unter-16-Jährigen in solchen Haushalten stieg
von 11,6 Prozent im Jahr 2005 über 14,7 Prozent im Jahr 2008 auf 17,2
Prozent im Jahr 2010. Dann sank der Anteil mit Schwankungen auf 15,1
Prozent 2017.

Das Hartz-IV-System ist ein wesentlicher Indikator für Kinderarmut in
Deutschland. Laut Zahlen der Bundesagentur für Arbeit war im
vergangenen Jahr fast jedes siebte Kind auf Hartz IV angewiesen. Das
entsprach 14 Prozent aller Kinder in Deutschland.

Vor fünf Jahren war es laut Statistik lediglich jedes achte Kind
gewesen. Die Kinderarmut in Deut schland sowie die Armutsgefährdung in
Deutschland haben also zugenommen. ("Eurostat")
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Eine aktuelle Warnung aus dem Jahr 1981

Demokratie muß verteidigt werden

In wenigen Wochen wird das Bonner Grundgesetz zweiunddreißig Jahre
alt. Dieser Geburtstag mag zwar nicht gerade besonders aufregend sein;
er ist aber nach meinen Begriffen schon allein deshalb von Bedeutung,
weil es hierzulande noch zu keiner Zeit eine Demokratie gegeben hat,
die sich über einen so verhältnismäßig langen Zeitraum hätte behaupten
können. Liegt es daran, daß wir neuerdings besonders gute Demokraten
sind, oder liegt es an der bestehenden Qualität unserer freiheitlichen
Grundordnung? Von den ganz besonders Klugen unserer Bundesrepublik
hören wir es ja schon öfter mal, daß unser Grundgesetz zu den besten
und demokratischsten Staatsverfassungen dieser Welt gehöre. Vielleicht
ist da sogar was Wahres dran. Ich persönlich lebe gern in diesem Land.

Man sage mir aber bitte nicht, daß es in dem Strahlenglanz unserer
Demokratie nicht auch so mancherlei unschöne Flecken gibt. Daß der
Otto von Habsburg unser Volk in Straßburg vertritt, daß es für die
Bundeswehrrekruten zwar sieben Hindenburg-Kasernen, aber nur eine mit
dem Namen unseres hochverehrten Gustav Heinemann gibt, daß da ein
Kommunist sehr wohl im Rathaus, nicht aber auf der Lokomotive Platz
nehmen darf, verschafft mir schon Unbehagen. Und es soll mir doch
keiner damit kommen, daß man diese Liste demokratischer Fehltritte
nicht noch beliebig fortsetzen könnte. Vielleicht aber sind es gerade
diese ewig dummen Ungereimtheiten, die unsere Bundesrepublik so
kopfschüttelhaft interessant erhalten. Darf man's mit zornigem Langmut
tragen? Ich will's versuchen. Da ist aber auch etwas anderes noch.
Eine Sache, die mir beileibe nicht mehr nur läßlich böse, sondern
schon eher bedrückend erscheint. Und manchmal sogar etwas Furcht
einflößt. Es ist der mitunter schon fast possenhafte Frevel, daß da
über Hitler und sein "Tausendjähriges Reich" zwar sehr viel gefilmt
und geschrieben - nach meiner Überzeugung aber viel zu wenig
nachgedacht und angeprangert wird. Ich frage mich ernsthaft, ob diese
Geistlosigkeit nicht den Boden bereitet, auf dem der Neofaschismus
seine modrigen Blüten treibt. Und wer wollte oder könnte leugnen, daß
es bei uns nicht schon wieder eine ganze Fülle nazistischer Umtriebe
gibt. Die Bombenexplosion in München, die Schüsse in Hamburg und an
der Schweizer Grenze lassen da keinerlei Zweifel mehr zu. Müssen wir
da nicht endlich unruhig werden, und müssen wir uns nicht immer wieder
besorgt fragen, wo das alles seinen Anfang genommen hat?

Waren es vielleicht die mitunter schon fast lächerlichen
Gerichtsentscheidungen gegen frühere Naziverbrecher, bei denen man
glauben mußte, daß die Menschenquälerei in den Konzentrationslagern
nichts weiter als ein entschuldbares Kavaliersdelikt gewesen wäre? War
es die Tatsache, daß man in den fünfziger Jahren hierzulande schon
wieder Zeitungen kaufen konnte, in denen deutscher Nationalstolz
beschworen und der ehrenvolle Tod auf dem Schlachtfeld verherrlicht
werden durfte? Oder waren es die ersten Kameradschaftstreffen
ehemaliger SS-Knechte, die ja schon so bestürzend früh wieder zur
ärgerlichen Tradition unseres bundesrepublikanischen Alltags geworden
waren? Wer wüßte das schon genau zu sagen, und wer schon könnte uns
all das aufzählen, was danach an braunen Merkwürdigkeiten noch
hinzugekommen ist?

Da war der Aufmarsch uniformierter Schwarzhemden in Hannover, da war
das zu einer Nazi-Demonstration umfunktionierte Kappler-Begräbnis in
Soltau, da waren die naßforschen Leutnants der Bundeswehrhochschule in
Neubiberg, die an einer symbolischen Judenverbrennung unheimliches
Vergnügen fanden, da waren die Herren Generale, die mit einem
nazistischen Obristen in Freiburg kameradschaftliche Verbrüderung
feierten, und da waren die schon etwas tapsig-wackeren
Ritterkreuzträger, die sich am Grab eines ehemaligen Großadmirals die
erste Strophe des Deutschlandliedes nicht haben verkneifen können.
Auch diese Liste dumm-dreister Borniertheiten könnte man beliebig lang
fortsetzen. Bis einem der Atem ausgeht. Und dann wird mir sicher so
manch einer noch sagen wollen, daß das alles nichts weiter als
politische Instinktlosigkeiten sind und daß man diese Mustersammlung
neonazistischen Ungeistes nicht allzu ernst nehmen sollte. Aber genau
da fängt die Sache an, abenteuerlich zu werden. Ich stehe dieser auch
von unseren verantwortlichen Politikern viel zu oft demonstrierten
Gelassenheit nicht nur mit großer Sorge gegenüber, ich habe zuweilen
Angst vor der Frage, was uns aus dieser unbekümmerten Gutgläubigkeit
noch alles widerfahren könnte.

Der von den Historikern da und dort verkündete Glaubenssatz, daß sich
die Geschichte nicht wiederholen werde, verschafft mir da wenig
Zuversicht. Er ist nach meiner Überzeugung ohnehin nichts weiter als
eine in diesem Jahrhundert für uns und unser Volk so überaus
schmerzlich widerlegte Vermutung, die sicher auch weiterhin auf recht
tönernen Füßen steht. Die beiden Weltkriege, die so gespenstisch
parallel dem Irrsinn und Größenwahn zweier Kraftprotze entsprungen
sind, unterscheiden sich doch lediglich darin, daß der zweite
Kriegsverbrecher dieser geschichtlichen Fortsetzungsfolge nicht zu den
gekrönten Häuptern zählt. Beweis genug, daß sich die historischen
Ereignisse mitunter doch wiederholen. Das falsche Dogma unserer
Geschichtsprofessoren kann uns da auch nicht weiterhelfen. Ich halte
es deshalb schon eher mit dem Wort des spanisch-amerikanischen
Philosophen George Santayana, der einmal gesagt hat: "Wer sich nicht
an das Vergangene erinnert, ist dazu verurteilt, es noch einmal zu
erleben."

Und weil wir die Heimsuchung faschistischer Gewaltherrschaft nicht in
einer zweiten Auf lage erleben wollen, sollten sich alle Demokraten
hierzulande dazu aufgerufen fühlen, wachzuhalten, was damals wirklich
geschah, und wachsam zu sein, daß es nicht wieder geschieht. Mir
scheint, daß das auch eine der großen geschichtlichen Aufgaben unserer
deutschen Gewerkschaftsbewegung ist.

Mich hat es sehr nachdenklich gestimmt, als mir der unvergessene
Adolph Kummernuß am Rande eines DGB-Kongresses einmal sagte, wir
sollten nicht nur darüber reden, was zwischen 1933 und 1945 gewesen
ist. Wir sollten auch darüber nachdenken, was sich vor dieser Zeit
getan hat, und wir sollten mit gesunder Skepsis beobachten, was sich
in unserer Demokratie begibt und entwickelt. Er wehrte sich damals mit
aller Leidenschaftlichkeit gegen das allzu bequeme Märchen, daß vor
der braunen Machtübernahme alles zum besten gestanden hätte. Und er
verurteilte ebenso leidenschaftlich den Lug und Trug, daß nach ihrem
Ende automatisch wieder alles rundum in Ordnung wäre.

Waren es nicht auch in den zwanziger Jahren vornehmlich Leute des
Militärs und sonstige Strammsteher, die sich von ihrem
obrigkeitsstaatlichen Denken nicht eine Minute lang haben entfernen
können und die aus dieser ewiggestrigen Gesinnung heraus mit
unausgegorenen Hitzköpfen gemeinsame Sache machten, als sie der
faschistischen Machtergreifung den Weg bereiteten? Und hat man diesen
Leuten nicht viel zu lang und viel zu teilnahmslos zugeschaut, als sie
Jahr für Jahr ihren niederträchtigen Spott kübelweise über die
Weimarer Republik ausgeschüttet und ihr Zug um Zug den Lebensnerv
abgewürgt haben? Und sind nicht die heutigen Neofaschisten Leute
ähnlichen Kalibers, denen man wiederum mit viel Gleichmut
gegenübertritt? Wie entsetzlich lang hat doch die Wehrsportgruppe
Hoffmann mit Panzerwagen und Totenkopfemblem ihr skurriles Spiel
ungestraft treiben können! Und würde nicht dieser hochgezwirbelte
Schnurrbart auch heute noch junge Leute strammstehen lassen, wenn
nicht das Münchner Attentat hätte aufhorchen lassen? Waren das nicht
schon diabolische Parallelen zu den späten zwanziger Jahren? Ich will
der Wahrheit willen gar nicht bestreiten, daß auch die in der Weimarer
Republik so hoffnungslos gespaltene deutsche Gewerkschaftsbewegung
Schuld auf sich genommen hat. Sie hat entschieden zu lang gezaudert
und gezögert, dieser fürchterlichen Entwicklung mit der gebotenen
Entschlossenheit entgegenzutreten. Und das nicht zuletzt auch deshalb,
weil man geglaubt hat, daß sich der damalige faschistische Spuk von
selbst wieder auflösen werde. Ein im wahrsten Sinne des Wortes
tödlicher Aberglaube, den die "Arbeitnehmer" und ihre Gewerkschaften
sehr teuer haben bezahlen müssen. Neben dem millionenfachen Mord an
den Juden war die blutige Spur der nazistischen Tötungsmaschinerie
gerade unter den Arbeitern ganz besonders breit und unheilvoll.

Aus diesen Erfahrungen haben wir nach 1945 politische
Schlußfolgerungen gezogen. Die Erkenntnis, daß jede Spaltung eine
Verzettelung gewerkschaftlicher Kräfte bedeutet, hat uns dazu bewogen,
nach dem Zusammenbruch eine kraftvolle Einheitsgewerkschaft ins Leben
zu rufen. Und die Überzeugung, daß Widerstandsrecht und
Widerstandspflicht zum unveräußerlichen Bestandteil jeder
demokratischen Grundordnung gehört, hat uns veranlaßt, in unseren
Gewerkschaftssatzungen den spontanen Streikaufruf für all die Fälle
festzuschreiben, in denen unsere Demokratie durch politische Fanatiker
gefährdet oder gar tödlich angegriffen wird. Wir sind vorbereitet, und
es soll sich keiner im Zweifel darüber sein, daß er den Feinden
unserer demokratischen Grundordnung Komplizendienste erweist, wenn er
unsere Einheitsgewerkschaft aus den Angeln zu heben versucht. Wer den
festen und einheitlichen Block unserer Gewerkschaftsbewegung nach
Konfession oder Parteibuch auseinanderdividieren will, muß sich im
klaren darüber sein, daß er damit unserer Demokratie ans Leder geht.
Und darauf werden wir die richtige Antwort nicht schuldig bleiben. All
diejenigen aber, die da glauben sollten, daß die neofaschistischen
Umtriebe hierzulande nur harmlose Blitzlichter wären, müssen sich
sagen lassen, daß Gefahr im Verzuge ist. Als politische Mosaiksteine
sind sie sehr ernst zu nehmen - sie sind im übrigen ein deutlicher
Beweis dafür, daß der Faschismus in unserer Bundesrepublik beileibe
noch nicht mit Stumpf und Stiel ausgerottet ist. Da ist noch immer
einiges virulent in unserem Land - einfältige Gutmütigkeit wäre hier
ebensowenig eine läßliche Sünde wie der Aberglaube, daß uns unsere
Demokratie gewissermaßen als Himmelsgeschenk für alle Zeiten in den
Schoß gegeben ist. Demokratie ist ein Auftrag an alle Staatsbürger,
Tag für Tag dafür zu kämpfen, daß sie uns erhalten bleibt. Laßt uns
wachhalten, was damals geschah, und laßt uns wachsam sein, daß es
nicht wieder geschieht!

Kurt Georgi (1920-1999),

von 1977 bis 1981 Vorsitzender der Gewerkschaft Holz und Kunststoff.


RF-Archiv
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Gedenken an einen Antifaschisten in Leipzig

Manch Besucher rieb sich verwundert die Augen, als er Anfang Dezember
vergangenen Jahres das Stadion der BSG Chemie Leipzig betrat.

Über den Eingängen und an der Tribüne prangte unübersehbar der Name
"Georg-Schwarz-Sportpark". So hieß das Stadion zwischen 1949 und 1992
und so kennen es viele Fans noch, sofern sie alt genug sind. "Anlaß
ist die Einweihung der restaurierten Gedenktafel für den einstigen
Namensgeber des Sportparks", erläuterte Pressesprecher René Jacobi.
Der Arbeiterstadtteil Leipzig-Leutzsch ist eng verbunden mit dem Leben
und Wirken von Georg Schwarz. Hier organisierte der
KPD-Landtagsabgeordnete gemeinsam mit Gleichgesinnten den Widerstand
gegen das faschistische Regime. Den mutigen Einsatz für Menschlichkeit
bezahlten er und weitere Antifaschisten mit dem Leben - sie wurden im
Januar 1945 in Dresden hingerichtet. Daran erinnern wollten Verein und
Fans mit der Restaurierung der Gedenktafel für Schwarz. Diese war
nicht von allen ehemaligen Verantwortlichen mit Würde und Respekt
behandelt worden. So ordnete ein früherer Manager an, die Tafel auf
den Müll zu werfen. Engagierte Fans sicherten die Reste und bewahrten
sie über viele Jahre auf.

Möglich gemacht wurde die Restaurierung durch den Steinmetzbetrieb
Wegener aus Köhra und zahlreiche Spenden. Am Samstag vor dem Spiel
fand im Tribünenbereich eine Ausstellung zu Leben und Wirken von Georg
Schwarz und anderen Widerstandskämpfern statt.

C. K.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Bürgerliche Faschismustheorien und ihre Funktion

Sendung des Deutschlandsenders vom 27. März 1975
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Rechte Geschichtspropaganda bei unseren Nachbarn

Gerechtigkeit nur ein Traum?

In Ländern wie Österreich sitzen lupenreine Faschisten in der
Regierung - so lesen wir in dem vor kurzem publizierten Gespräch von
Noam Chomsky mit Emran Feroz ("Kampf oder Untergang! Warum wir gegen
die Herren der Menschheit aufstehen müssen", erschienen im
Westend-Verlag).

Die Republik Österreich ist nicht erstmals in ihrer 100jährigen
Geschichte zur Vorreiterin aggressiver Rechtspolitik in Europa
geworden. Schon Adolf Hitler, dessen Selbstdarstellung von seinem Weg
als oppositioneller Jugendlicher hin zum "Staatsmann" große
Verbreitung gefunden hat, hat in Wien viel Erfahrung gesammelt und in
Bürgermeister Karl Lueger "den gewaltigsten deutschen Bürgermeister
aller Zeiten" kennengelernt.

Seit Monatsbeginn illustriert das Haus der Geschichte Österreichs
(HDGÖ) im intellektuellen Mainstream aufbereitete Geschichtsfolklore.
Sie läßt die Gegenwart besser verstehen, auch dann, wenn plakative und
scheinbar randständige Regierungsvorlagen im Nationalrat ohne viel
Contra bestätigt werden. Zuletzt hat eine Regierungsvorlage das Verbot
des Tragens oder der Verwendung von Abzeichen oder Symbolen der
kurdischen PKK betroffen. Diese werden als im Widerspruch zu den
Grundwerten der Republik Österreich stehend und als Aufruf,
Verherrlichung oder Unterstützung von Gewalt verboten. Steht ein
Abzeichen oder ein Symbol der PKK tatsächlich im Widerspruch zu den
Grundwerten der Republik?

Unterdrücktes Volk

Das kurdische Volk zählt geschätzte 20 Millionen Menschen. Seine
staatliche Zugehörigkeit ist auf mehrere Staaten verteilt. Die UNO hat
sich vor 60 Jahren am 10. Dezember 1948 in ihrer
Menschenrechtsdeklaration das Ziel gesetzt, daß künftig niemand mehr
auf unserer Welt Opfer von Massenmorden und Massendeportationen, von
Konzentrationslagern und Folter, von Gesinnungsterror und Rassenwahn,
von Kriegen und Annexionen werden soll. Alle Menschen, ob Frau oder
Mann, ob schwarz oder weiß, ob arm oder reich, ob gläubig oder
atheistisch, sollen frei und gleich an Würde und an Rechten sein.

Der langjährige SPÖ-Justizminister Christian Broda hat 1984 auf einem
Symposium über die Situation der Kurden begründet, in welcher
Verantwortung die Republik Österreich zur Geschichte eines
unterdrückten Volkes steht. Der Kampf um die Menschenrechte müsse, so
Broda, auch ein Kampf für die Rechte der Kurden sein. Wörtlich sagte
er: "Die Menschenrechtsverletzungen, deren Opfer die Kurden tagtäglich
werden, sind eng verflochten mit den Problemen der Welt von heute, sie
sind ein Teil unserer Weltprobleme, und sie sind deshalb selbst ein
Weltproblem. Ihre Probleme sind unsere Probleme. Der Kampf um die
Menschenrechte der Kurden ist eng verflochten mit dem Kampf um die
Menschenrechte in der ganzen Welt. Es ist ein Kampf im Zeichen und im
Namen der unteilbaren Menschenrechte.

Ein Österreicher weiß um die Bedeutung der internationalen Solidarität
und der weltweiten Anteilnahme an den bedrohten Menschenrechten im
eigenen Land. Wir haben ihre Bedeutung erlebt, als vor einem halben
Jahrhundert (1934) in unserem Land die demokratischen Freiheitsrechte
beseitigt, der letzte tapfere Widerstand mit Kanonen und
Maschinengewehren niedergeworfen wurde und die Todesurteile von
Standgerichten gefällt und innerhalb von längstens drei Stunden
vollstreckt wurden.

Vier Jahre später - im März 1938 - haben wir erfahren, was es
bedeutet, alleingelassen zu werden, wenn die Übermacht überlegener
fremder Armeen der militärischen Okkupation den Weg bahnt. Damals hat
sich gezeigt, wie rasch jene Staaten, die es nicht wagten, der Gewalt
gegenüber einem kleinen friedlichen Volk entgegenzutreten, selbst bald
darauf zum Opfer überlegener gewaltsamer Aggression und Okkupation
geworden sind. [...] Keine Diktatur und kein Gewaltregime ist
unempfindlich gegen die Weltmeinung. Eine Weltöffentlichkeit und eine
Weltmeinung gegen die Verletzung der Menschenrechte der Kurden
aufzubauen, daran wollen wir mitarbeiten und dazu wollen wir
beitragen."

Ideologische "Abendlandwerte"

Broda ist ein in der Vergangenheit versunkener humanistischer Jurist,
der auch engagiert gegen die Todesstrafe aufgetreten ist. In den 90er
Jahren verschärften sich die grausamen Menschenrechtsverletzungen
gegen die kurdische Bevölkerung. Die türkischen Machthaber erhalten
ihre Waffen aus den USA und aus Deutschland, dessen Militärausgaben
eben einen neuen Höchstwert erreicht haben. Die ideologische
Absicherung der "Abendlandwerte" gegen die "russischen Horden" kann
diese Aufrüstung allein nicht begründen. Chomsky stellt fest, daß im
Jahre 1997 - als die Massaker gegen die Kurden einen Höhepunkt
erreicht hatten - Bill Clinton Ankara mehr Waffen geschickt hat, als
das Land in der gesamten Nachkriegszeit bis dahin erhalten hatte.

In der vom Nationalrat bestätigten Diktion unserer "demokratischen
Faschisten" ist die PKK "eine straff hierarchische Organisation mit
separatistisch-marxistischer Ausrichtung" und will "die Errichtung
eines unabhängigen Staates".

Nicht nur ein Verbot von Symbolen

Das Verbot von Zeichen der kurdischen oder palästinensischen
Befreiungsbewegung durch unsere der Strache-Kurz-Regierung
ausgelieferten Republik ist nicht nur ein Verbot von Symbolen, sondern
das Verbot, der Solidarität mit unterdrückten Völkern in irgendeiner
Weise Ausdruck zu geben. Was hat das alles mit dem HDGÖ zu tun?

Nach der Niederlage der österreichischen Arbeiter im bewaffneten Kampf
gegen die zur faschistischen Machtübernahme angetretenen, von ihren
Finanziers ausgehaltenen Figuren wie Dollfuß und Schuschnigg im
Februar 1934 haben viele dieser Arbeiter als Interbrigadisten das
spanische Volk in seinem Befreiungskampf gegen seine Unterdrücker mit
der Waffe unterstützt.

Der Kommandeur der XI. Brigade, in der viele österreichische Arbeiter
bei der Verteidigung von Madrid gekämpft haben, war der
altösterreichische Jude Manfred Stern, bekannt unter dem Kampfnamen
"General Kleber". Hemingway erwähnt ihn in seinem Roman "Wem die
Stunde schlägt".

Der Austrofaschismus hat, so wie Mussolini und Hitler, diese
österreichischen Arbeiter und aktiven Humanisten verfolgt und sich mit
dem "Caudillo" so verbündet, wie er das heute mit Erdogan tut. Für das
HDGÖ ist die österreichische Arbeitersolidarität nicht darstellbar.
Das Schweigen über die aktive Solidarität österreichischer Arbeiter
verhindert das Hinterfragen der aktiven und gewinnbringenden
Mittäterschaft österreichischer System-Eliten an den Greueltaten in
der Welt.

Alles hat ein Vorher

Es gibt manche Beispiele im HDGÖ, die zu hinterfragen sind. Das
Porträtfoto mit dem jugendlichen Gesicht von John F. Kennedy (1961)
blendet die Massen der durch seine forcierte Kriegsbarbarei in Vietnam
napalmverbrannten Kinder einfach aus, das Foto aus Salzburg mit dem
Protest gegen Richard Nixon (1972) verschweigt beredt, daß dies ein
Protest gegen den US-Völkermord in Vietnam und Solidarität mit seinem
Volk war. Experte für die US-Kriege war Henry Kissinger, dessen
Schüler der für das HDGÖ mitverantwortliche Ex-Bundespräsident Heinz
Fischer ist. Alles hat ein Vorher, auch diese Regierung hat durch die
Politik ihrer Vorgänger ein Vorher.

Ziemlich am Beginn der Ausstellung des HGDÖ wird Hans Kelsen als
Konzipient des österreichischen Verfassungspapiers "heiliggesprochen".
Wenige Monate zuvor hat Kelsen bekanntlich die k. u. k. Generalität
über eine juristisch ordentliche Militärdiktatur beraten. Das
Manuskript zur zweiten Auf lage "Vom Wesen und Wert der Demokratie"
ist ausgestellt, es sei dank diplomatischer Unterstützung "nach
Europa" zurückgekommen.

Es wäre nützlicher gewesen, die von Kelsen publizierte Frage "Was ist
Gerechtigkeit?" aufzulegen. Dort hat er die für unsere Gegenwart im
Interesse der herrschenden System-Eliten passende Antwort gegeben:
Diese sei ein Traum.

Prof. Dr. Gerhard Oberkofler
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Chance für Mumia?

Das "Bundesweite Netzwerk gegen die Todesstrafe" erklärte Ende
Dezember vergangenen Jahres zur Entscheidung des Richters Leon Tucker
in Philadelphia, das Berufungsrecht für Mumia Abu-Jamal wieder in
Kraft zu setzen:

Nach 37 Jahren im Gefängnis, fast 29 davon im Todestrakt, ist das
Urteil von Richter Leon Tucker vom Court of Common Pleas
(erstinstanzliches Gericht für Zivil- und Strafsachen) in
Philadelphia, USA, ein juristischer Durchbruch für Mumia Abu-Jamal. Es
eröffnet ihm endlich die Chance auf ein neues Verfahren, in dem er die
vielen ungehörten Beweise für seine Unschuld vorlegen könnte. Der
Inhalt der bemerkenswerten Entscheidung: Das Oberste Gericht des
US-Bundesstaates Pennsylvania war befangen, als es 1998 Abu-Jamals
Berufung gegen seine Verurteilung zum Tod wegen Mordes an dem
Polizeibeamten Daniel Faulkner zurückwies. Ronald Castille war als
Richter an dieser Entscheidung gegen Abu-Jamal beteiligt. Juristischer
Haken: Castille war vorher als Leiter der Staatsanwaltschaft von
Philadelphia Ankläger gegen Abu-Jamal und darüber hinaus ein
öffentlich scharfer Befürworter der Verhängung von
Todesstrafe-Urteilen und eiliger Hinrichtungstermine, insbesondere
gegen "Polizistenmörder".

Abu-Jamal war für den Mord an dem Polizeibeamten Daniel Faulkner am 9.
Dezember 1981 verhaftet und im Juli 1982 zum Tod verurteilt worden -
eine Tat, die er von Anfang an und seither unermüdlich bestritten hat.
Er verbringt fast 29 Jahre im Todestrakt, bis das Todesurteil im
Dezember 2001 wegen verfassungswidriger Verfahrensfehler aufgehoben
wird, womit die Staatsanwaltschaft sich aber erst Ende 2011 endgültig
zufriedengibt. Entscheidend für den Fall - Abu-Jamal ist
Afroamerikaner und ehemaliger Black-Panther-Aktivist. Der erschossene
Polizist war weiß und Mitglied der notorisch rechtslastigen
Polizeibruderschaft FOP.

Abu-Jamal hat mit Hilfe engagierter Anwältinnen und Anwälte zahllose
Versuche unternommen, Gehör zu finden und zu seinem Recht zu kommen.
Nach 37 Jahren könnte das jetzt möglich werden. Richter Tucker in
seinem Präzedenzurteil: "Falls ein Richter zuerst als Staatsanwalt /
Ankläger und dann als Richter gearbeitet hat, stellt das einen Fall
automatischer Voreingenommenheit und der Verletzung eines ordentlichen
Verfahrens dar." Und: "Das Gericht befindet, daß der Rückzug durch
Richter Castille angemessen gewesen wäre, um die Neutralität des
rechtlichen Verfahrens in Abu-Jamals Berufung vor dem Pennsylvania
Supreme Court sicherzustellen." Amnesty International hat bereits im
Jahr 2000 auf 32 Seiten zum Fall Abu-Jamal die dramatischen
Verfahrensfehler aufgelistet und abschließend ein neues Verfahren
gefordert.

Alle Augen richten sich nun auf den neuen, bürgerrechtsorientierten
Bezirksstaatsanwalt Philadelphias, Larry Krasner. Er war vor einem
Jahr mit großer Mehrheit für sein Versprechen ins Amt gewählt worden,
mit dem notorisch rassistisch motivierten Fehlverhalten seiner Behörde
in einer Stadt mit fast 50 Prozent schwarzer Bevölkerung aufzuräumen.
Seine Behörde hat das Recht, innerhalb von 30 Tagen Berufung gegen
dieses Urteil einzulegen. Daran, ob er darauf verzichtet, wird sich
sein Anspruch messen lassen, wirklich etwas Neues zu bewegen.

 * 

Erinnerung an Michail Scholochow

Der Schriftsteller Michail Scholochow wurde am 24. Mai 1905 im Vorwerk
Krushilin der Staniza Wjoschenskaja im Gebiet Rostow geboren. Schon
von früher Jugend an beteiligte er sich am Kampf um die Durchsetzung
und Festigung der Sowjetmacht im Dongebiet. Zwanzigjährig
veröffentlicht er in Moskau seine ersten Bücher: die "Don-Erzählungen"
und "Flimmernde Steppe". Alexander Serafimowitsch ("Der eiserne
Strom"), der damals prophezeite, daß Scholochow in einem Jahr in der
ganzen Sowjetunion und in zehn Jahren in der ganzen Welt bekannt sein
werde, behielt recht.

Die ersten Bände seines berühmtesten Romans, "Der stille Don",
erschienen 1928. Seit dieser Zeit genießt das vielbändige Werk, das
die historisch-revolutionäre Umgestaltung seiner Heimat am Beispiel
des widersprüchlichen Donkosaken Melechow schildert, ungebrochene
Popularität breiter Leserschichten inner- und außerhalb der Staaten
der früheren Sowjetunion. Nicht zuletzt mit diesem Buch wurde der
Beweis erbracht, daß die großen revolutionären Umgestaltungen auch von
künstlerischem Fortschritt begleitet wurden.

Es kein Zufall, daß seit Scholochows Tod die bürgerliche Journaille in
unterschiedlichen Varianten immer wieder die Lüge auftischt,
Scholochow hätte den "Stillen Don" nicht selbst geschrieben. Im Jahr
1965 erhielt er in Stockholm für das mehrbändige Werk den Nobelpreis
für Literatur. Scholochow sagte zur Entstehungsgeschichte seines
großen Romans: "Ich wollte über das Volk schreiben, in dessen Mitte
ich geboren bin und das ich kenne."

Internationale Bekanntheit errang auch sein Roman "Neuland unterm
Pflug", in dem Scholochow eindringlich die vielgestaltigen Probleme
bei der sozialistischen Umgestaltung des Dorfes schilderte. Nicht
weniger tiefen Eindruck hinterließen bei seinen Millionen Lesern
Scholochows so eindrucksvoll verfilmten Bücher über den Großen
Vaterländischen Krieg, "Ein Menschenschicksal" und "Sie kämpften für
die Heimat". Scholochow hatte als Frontkorrespondent der Zeitungen
"Prawda" und "Krasnaja Swesda" selbst den schweren und opferreichen
Kampf der Roten Armee gegen die faschistische Wehrmacht miterlebt.

"Scholochow mied nie die Widersprüche des Lebens", schrieb Konstantin
Fedin, "einerlei, welche Epoche er schilderte. Nie versteckte er
tragische Situationen in tröstlichen Feldblumensträußen. Aber die
Wahrheit ist so stark, daß die Bitterkeit des Lebens, wie fürchterlich
es immer ist, vom Willen und Drang zum Glück, von der Freude seiner
Verwirklichung überwunden wird."

Michail Scholochow starb vor 35 Jahren, am 21. Februar 1984.

RF
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BUCHTIPS

Alfred Kosing: Epochen und Epochenwechsel in der neueren Geschichte


Probleme der Theorie und der Politik

In welcher Epoche leben wir? 1960, auf einer Konferenz der
kommunistischen und Arbeiterparteien in Moskau, meinte man, daß die
Menschheit sich in der Epoche des weltweiten Übergangs vom
Kapitalismus zum Sozialismus befindet. Eine solche Feststellung
bestimmte nicht nur den Charakter gesellschaftlicher Veränderungen,
sondern legte strategische Handlungsoptionen fest. Kosing fragt, aus
welchen objektiven und subjektiven Gründen diese Bewertung derart
einseitig und fehlerhaft sein konnte, daß sie für die kommunistische
Weltbewegung eine überwiegend falsche politische Aufgabenstellung und
Orientierung zur Folge hatte.

Verlag am Park, Berlin 2018, 242 Seiten, 16,99 €




Peter Michel: Gewissenstrommler

Essays zur bildenden Kunst 1994-2018

In der kapitalistischen Gegenwart wird der Wert von Kunst zumeist in
Euro berechnet und manipuliert. Geistige Werte spielen auf dem
Kunstmarkt eine marginale Rolle. Deshalb gibt es bis heute
Schwierigkeiten mit Kunst, die in der DDR entstand. Sie wird
verunglimpft, in den Depots "vergessen" oder gar vernichtet. Peter
Michel hat sich als ein "Gewissenstrommler" jahrzehntelang mit
ideologisch motivierter Intoleranz gegenüber dieser Kunst
auseinandergesetzt. Seine Erfahrungen und seine detaillierten
Kenntnisse können helfen, Vorurteile abzubauen und achtungsvoll mit
diesem Erbe umzugehen.

Verlag Wiljo Heinen, Berlin 2018, 270 Seiten, 14 €




Kerem Schamberger / Michael Meyen: Die Kurden

Ein Volk zwischen Unterdrückung und Rebellion

Wer weiß um den Krieg, den die Regierung in Ankara seit 2015 gegen die
Kurden führt? Wer erinnert sich an die Repressionen in den 90ern?
Hierzulande kennt man allenfalls die PKK und fragt sich vielleicht
verwundert, warum immer noch Tausende mit den Farben und Symbolen
dieser "Terrororganisation" in ganz Europa auf die Straßen gehen.
Schamberger und Meyen zeigen, daß die Verfolgung der Kurden in der
Gründungsgeschichte der Türkei wurzelt und daß der eigentliche Putsch
dort schon 2015 stattfand - ein ziviler Putsch durch die AKP. Doch der
Westen will sein Bündnis mit dem Erdogan-Regime nicht gefährden und
läßt deshalb ein 25-Millionen-Volk im Stich.

Westend-Verlag, Frankfurt a. M. 2018, 240 Seiten, 20 €




Günter Piening: Die Macht der Migration

Zehn Gespräche zu Mobilität und Kapitalismus

In diesem Buch werden migrationspolitische Debatten reflektiert und
die machtvollen Effekte von Migration, Einwanderung und Mobilität in
einer zunehmend transnationalen Welt diskutiert. In einer Zeit, in der
an Menschenrechten, humanistischen Idealen und Liberalismus
ausgerichtete Grundsätze zurückgedrängt werden, wollen die Beiträge
der tiefen Kluft zwischen linken Forderungen und der
gesellschaftlichen Stimmung etwas Positives entgegensetzen: das der
Migration innewohnende demokratisierende Potential für einen
kapitalismuskritischen, solidarischen Gesellschaftsentwurf.

Unrast-Verlag, Münster 2018, 112 Seiten, 9,80 €
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Erinnerungen an Nadeshda Konstantinowna Krupskaja

(26.2.1869 - 27.2.1939)

Sie war ein ungewöhnlicher, ein hervorragender Mensch, die
bedeutendste und schönste Gestalt einer russischen Frau in unserer
großen Revolution. Sie war eine aufrechte und unermüdliche
Mitkämpferin Lenins, seine Frau, Freundin und Gefährtin. Sie war Lenin
eine unersetzliche Kampfgefährtin in den ersten Jahren der Schaffung
und des Aufbaus der Partei, als die haßerfüllten zaristischen Henker
die Bolschewiki verhafteten, sie in die Gefängnisse warfen und
verbannten. Nadeshda Konstantinowna Krupskaja kämpfte mutig und
standhaft für den Sieg der Idee Lenins und für die Festigung der
Partei. Leidenschaftlich verteidigte sie die Partei gegen die Intrigen
der Menschewiki und gegen die anderen Feinde des Bolschewismus.

Nadeshda Krupskaja war rein äußerlich sehr zurückhaltend und
selbstbeherrscht. Gleichzeitig war sie aber unerbittlich gegenüber den
Feinden der Partei, haßte labile und schwankende Kampfgefährten
zutiefst und von ganzem Herzen. Mit welch unerschöpflicher Geduld und
Herzlichkeit aber verstand sie es, die Arbeiter zu begeistern und
ihnen die Ideen Lenins sowie die Ziele und Aufgaben der Bolschewiki zu
erläutern!

Als Lenin viele Jahre fern von der Heimat im Exil leben mußte und auch
von dort aus die Tätigkeit der Partei leitete, war Nadeshda nicht nur
einfach seine persönliche Sekretärin, sondern ersetzte den ganzen
Apparat des Auslandsbüros der Partei. Das war in den
verantwortungsvollsten Jahren des Kampfes unserer Partei, die während
des ersten Weltkriegs die große Revolution von 1917 vorbereitete.

Nadeshda hielt nicht nur die Verbindung mit den Bolschewiki in Rußland
aufrecht, sondern führte auch - sie beherrschte einige Fremdsprachen -
einen ungeheuer großen Schriftverkehr mit den Anhängern Lenins in
anderen Ländern. Viele von ihnen bildeten später den Kern der
kommunistischen Parteien in einigen Ländern Europas, Asiens und
Amerikas.

Nadeshda Krupskaja war ungewöhnlich arbeitsfähig. In ihrer Arbeit war
sie fleißig, exakt und sorgfältig. Bei ihr reichte für alles die Zeit,
Energie und herzliche Anteilnahme. Junge Bolschewiki, die Rußland
hatten verlassen müssen, suchten und fanden bei Nadeshda Rat und
moralische Unterstützung. Mit klugen und herzlichen Worten verstand
sie es, deren Glauben an den Sieg der Linie der Partei und an der
Verwirklichung der großen Ideen des Kommunismus zu festigen.

Im April 1917 kehrte Nadeshda zusammen mit Lenin nach Rußland zurück.
Der angespannte revolutionäre Kampf der Partei Lenins gegen die
Bourgeoisie, die die Macht an sich gerissen hatte, führte in den
Oktobertagen schließlich zum Sieg. Unter der Sowjetmacht beauftragte
die Partei Nadeshda mit verantwortlichen staatlichen Funktionen auf
dem Gebiet der Volksbildung. Nadeshda Krupskaja war von Beruf
Pädagogin und verstand deshalb ausgezeichnet, daß der Kampf gegen
Unwissenheit sowie kulturelle und politische Rückständigkeit des
Volkes eine der Hauptaufgaben der jungen Sowjetrepublik darstellte.
Ihr war klar, daß der sozialistische Aufbau nur möglich war, wenn die
Volksbildung umfassend entwickelt ist. Nadeshda Krupskaja wurde so zu
einer Persönlichkeit, der das sowjetische Volk eine gewaltige und
gleichzeitig ehrenvolle Aufgabe übertragen hatte, die in der
Beseitigung des Analphabetentums und in der Schaffung von Schulen,
Lehrgängen, Lesestuben, Bibliotheken u. a. im ganzen Land bestand.

Nadeshda Krupskaja sorgte in den ersten Jahren der Sowjetmacht für
bessere Lebensbedingungen und für die Befriedigung der Bedürfnisse der
Lehrer. Sie reagierte mit großer Anteilnahme auf die Belange der
Schüler und Studenten. Nadeshda unterbreitete auf Beratungen und
Kundgebungen konkrete Vorschläge zur Erweiterung der Arbeit auf dem
Gebiet der Volksbildung.

Nadeshda trat stets mit gutdurchdachten Reden auf. Sie erläuterte die
Probleme mit Worten, die jede Arbeiterin und jede Bäuerin verstand.
Sie sprach leise, aber ihre Stimme klang angenehm. Ihre Herzenswärme
schwang in ihren Reden mit.

Es war nicht erstaunlich, daß Nadeshda Krupskaja aus allen Gegenden
des Landes Briefe erhielt, Zehntausende Briefe. Sie freute sich sehr
und war stolz darauf, wenn der Brief einer Kolchosbäuerin oder
Arbeiterin das Wachstum ihres politischen Reifegrades und ihrer
bewußten Teilnahme am Aufbau des Sozialismus unter Beweis stellte.
Wenn Nadeshda auf Mängel und Unordnung in unserem Sowjetstaat und im
Alltag hingewiesen wurde, antwortete sie sicher und ruhig: "Das alles
wird die Partei überwinden. Das alles werden wir umgestalten." -
Nadeshda ließ selbst in den schwersten Situationen oder bei
politischen Mißerfolgen niemals den Mut sinken. Bei all jenen, denen
das Glück zuteil geworden war, sie persönlich zu kennen, wird sie für
immer als unerschütterlich standhafter und zielstrebiger Mensch in
Erinnerung bleiben. Die meisten kennen Nadeshda Krupskaja nur von
Aufnahmen aus den letzten Lebensjahren, als ihre Gesundheit bereits
stark untergraben war. Sie trug einfache, dunkle Kleider, war glatt
gekämmt und ernst. Wer sie jedoch näher kannte, weiß, daß in ihr bis
zu ihrem Tode die Lebensfreude sprühte. In ihrer Jugend hatte Nadeshda
sehr gerne gelacht und gescherzt.

Die Verdienste von Nadeshda als aktive Parteifunktionärin sind gut
bekannt. Aber nur wenige wissen um ihre Verdienste auf dem Gebiet der
Parteiarbeit unter den Frauen.

1905 erschien in Rußland die legale Ausgabe der Broschüre "Die
werktätige Frau" von N. K. Krupskaja unter dem Pseudonym Sablina. In
der Broschüre wurde die Notwendigkeit begründet, die breite Masse der
Frauen in den revolutionären Kampf um ihre Befreiung von der
Rechtlosigkeit in der Politik und im Alltagsleben einzubeziehen, ihr
politisches Bewußtsein zu heben und sie mit der Arbeit der Partei
vertraut zu machen. Nadeshda Krupskaja gehörte zum Redaktionskollegium
der ersten Ausgabe der Zeitschrift "Rabotniza" (Arbeiterin), arbeitete
mit uns, die wir zum Prawda-Verlag gehörten, in der Redaktion des
"Listok Rabotnizy" (Blatt der Arbeiterin) sowie mit der Zeitschrift
"Kommunistka" (Kommunistin) zusammen und beteiligte sich an der
Herausgabe der ersten Hefte der Zeitschrift "Krestjanka" (Bäuerin).
Sie nahm auch an Beratungen der Partei über die Arbeit unter den
Frauen und an einigen internationalen Konferenzen kommunistischer
Frauenorganisationen teil. Wenn Entwürfe von Dekreten der Sowjetmacht
erörtert wurden, die in erster Linie die Frauen betrafen, beriet sich
Lenin mit Nadeshda, und auch wir, die Mitarbeiterinnen der
Frauenabteilung, holten uns gern Rat von ihr ein, was die Fragen der
Abteilung betraf.

Nadeshda Krupskaja verhielt sich neben der Arbeit unter den Frauen mit
besonderer Herzlichkeit und Aufmerksamkeit zur Jugend. Sie leistete
einen großen Beitrag zur Schaffung und Festigung des Komsomol.

Der standhafte, kompromißlose und mutige Charakter Nadeshdas, ihr
leidenschaftliches, mitfühlendes Herz und ihre grenzenlose Liebe zu
Lenin, ihrem Freund und Gatten, und zur Partei bildeten bei ihr eine
Einheit und dienen uns als Vorbild dafür, wie in unserer Epoche des
aufgebauten Sozialismus in der UdSSR und zu Beginn der nachfolgenden
Etappe - des Sieges des Kommunismus - eine Sowjetbürgerin sein muß.

Alexandra Kollontai

(Februar 1949; RF-Archiv)
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WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (9)

Revolutionäre Traditionen und sterbende Industrie

Ein Katzensprung ist es für den Wanderer vom idyllischen
Beamtenstädtchen Heidelberg zur Industriestadt Mannheim. Kurfürst Carl
Philipp hatte Heidelberg 1720 verlassen und sich das einstige kleine
Fischerdorf Mannheim als seine Residenz ausgesucht.

Den bereits von seinen Vorgängern angelegten hufeisenförmigen
Stadtplan mit durch Straßen eingeteilten Bauquadraten behielt er bei
und plazierte sein neues Schloß wie eine Bühne vor dem Konzertsaal.
Noch heute gibt es im Zentrum keine Straßennamen, sondern
Schachbrett-Adressen. Mannheimer wissen Bescheid, wenn sie etwa hören:
"Karl wohnt in Q5,17." Auswärtige hingegen verzweifeln daran und irren
suchend durch die Quadrate der Innenstadt.

Innerhalb des 19. Jahrhunderts wuchs die Einwohnerzahl von 25.000 auf
das Vierfache. Mannheim platzte vor neuer Industrie und entsprechenden
Arbeitermassen aus allen Nähten. Und die Stadt wurde zur Keimzelle der
neuen Mobilität. Fahrraderfinder Carl Drais lebte hier, Autopionier
Carl Benz, der Elektroauto-Erfinder Andreas Flocken. Die
Lanz-Traktorenwerke siedelten sich ebenso an wie die MWM (Motorenwerke
Mannheim), die Luftschiff-Werke Schütte-Lanz, Zughersteller Bombardier
und das Elektrounternehmen BBC (später ABB, dann Alstom, jetzt General
Electric). Hinzu kam am Zusammenfluß von Rhein und Neckar einer der
größten Binnenhäfen Europas, was sich durch die gigantische
Rheinbegradigung Johann Gottfried Tullas im 19. Jahrhundert noch
verstärkte.

Die Arbeiter- und Industriestadt wurde ein Mittelpunkt revolutionärer
Bewegung sowohl 1848 als auch in den folgenden Epochen. Vor allem der
Stadtteil Neckarstadt war traditionell rot. Als Hitler 1934 auch dort
einen Umzug veranstaltete, wurde seine Kolonne aus den Häusern mit
Geschirr und Blumentöpfen beworfen, die Straße war mit Scherben
übersät. Er traute sich danach nie mehr in dieses Wohngebiet.

Der Wanderer könnte noch viel erzählen über die Zeit des Faschismus in
Mannheim - der Geburtsstadt von Herbert Mies (von 1973 bis 1990
Vorsitzender der DKP) und der DDR-Minister Heinz Hoffmann und Paul
Wandel.

Eine Nachkriegsepisode Mannheims hat die Stadt allen anderen
westdeutschen Städten voraus: Fast wäre ein Kommunist
Oberbürgermeister geworden.

Am 31. Juli 1949 sollte in Mannheim ein neuer Stadtchef gewählt
werden. Überall im Land wollten Sozialdemokraten mit den Kommunisten
zusammengehen, hatten sie doch gemeinsam in den Zuchthäusern und KZs
gesessen. Die Mannheimer KPD schlug daher der örtlichen SPD vor, einen
gemeinsamen Kandidaten aufzustellen. Doch da griff der Parteivorstand
in Hannover ein und verbot die Zusammenarbeit. So gingen die
Mannheimer Sozialdemokraten ein Bündnis mit der CDU ein und
nominierten Hermann Heimerich. Die Alternative der KPD war daraufhin
Erwin Eckert.

Eckert war in der Weimarer Zeit Stadtpfarrer in Mannheim gewesen,
hatte sich wegen der Zustimmung seiner SPD zum Panzerkreuzerbau mit
ihr überworfen und war zur KPD übergetreten. Sofort hatte ihn die
badische Kirchenleitung hinausgeworfen, obwohl er Christ geblieben
war, und ihn in die völlige Mittellosigkeit entlassen. Faschistische
Pfarrer hingegen wurden weiter geduldet wie der in Waldwimmersbach bei
Heidelberg, der bereits 1928 eine Hakenkreuzfahne über den Altar
legte.

Eckert, zu dessen Predigten vor dem Krieg Tausende Mannheimer
strömten, war nach wie vor bekannt und beliebt. Bei der Wahl 1949
unterlag er zwar mit knapp 35 % Wählerstimmen (Heimerich, SPD: 65 %),
aber nie zuvor oder danach hatte in Westdeutschland ein Kommunist ein
derart hohes Ergebnis erzielt.

Ohnehin hatte die KPD - später die DKP - ein beachtliches Renommee in
der Arbeiterstadt. Von 1945 bis 1994 saßen ununterbrochen Kommunisten
im Gemeinderat, selbst während der Zeit vom KPD-Verbot 1956 bis zur
Konstituierung der DKP 1968.

Im heutigen Zeitalter des unproduktiven Kapitalismus stirbt auch die
Industrie in Mannheim. Werke schließen, werden verlagert, entlassen
Beschäftigte in großer Zahl.

Die Stadtverwaltung unter einem SPD-Oberbürgermeister versucht mit
kulturellen Angeboten gegenzuhalten, und tatsächlich bietet Mannheim
mittlerweile ein besseres Kulturprogramm als das nahe Heidelberg. So
wird das Feuer der viele Jahrzehnte gepflegten Konkurrenz zwischen den
beiden Städten auch heute noch am Glimmen gehalten.

"Monnem hinne!", frotzeln die Heidelberger gerne, indem sie den Ausruf
der Schaffner in den Eisenbahnzügen des frühen 20. Jahrhunderts
wiederholen. Diese Züge wurden in der Mitte entkoppelt, und der
hintere Teil fuhr eben nach Mannheim weiter, der vordere nach
Heidelberg. Mannheimer revanchieren sich mit der Invektive
"Schloßbeleuchter!", wenn sie dem Heidelberger "Neckarschleimer"
Kontra geben. Und noch im Jahr 2000 gab es heftige regionale
Auseinandersetzungen in der Gewerkschaft ver.di, weil die
Geschäftsstellen der beiden kurpfälzischen Städte zusammengelegt
werden sollten.

Die US-Armee, in Mannheim jahrzehntelang mit zahlreichen Kasernen
präsent, hat sich zurückgezogen - bis auf die "Coleman-Barracks" im
Norden. Hier werden Panzer, LKW und schweres Kriegsgerät konzentriert,
das gegen Rußland eingesetzt werden soll, wie Ben Hodges,
kommandierender General der US-Armee in Europa, offenherzig zugibt. Es
ist das größte US-Militärlager in Deutschland. Die imperialistische
Kriegsgefahr nimmt also auch hier zu.

Der Wanderer verläßt die Stadt im Dreiländereck
Baden/Rheinland-Pfalz/Hessen und vollführt einen Schlenker über das
nahe badische Weinheim an der Bergstraße und das hessische Lampertheim
im Ried, bevor er weiter nach Westen stiefelt.

Hans Dölzer †

 * 

Zur Klärung eines oft falsch verwendeten Begriffs

Was ist eigentlich tragisch?

Man muß kein Altphilologe sein und muß weder das Graecum noch das
kleine oder das große Latinum haben, um zu wissen, was Tragik ist. Ein
guter Deutsch-Unterricht mit der Lektüre eines klassischen Dramas von
Goethe oder Schiller tut es auch. Aber was ist mit unseren
Journalisten, den Presse-, Rundfunk- und Fernsehreportern los? Hatten
die allesamt keinen guten Deutsch-Unterricht? Oder haben sie während
ihrer Schulzeit wichtige Lektionen versäumt? Und haben sie sich danach
auch nicht mehr ausreichend weitergebildet, weil in der
Medienlandschaft ohnehin "anything goes"?

Wie auch immer - mit der deutschen Sprache stehen viele auf Kriegsfuß.
Sprachlich stümpert man herum, daß es einen graust. Man gedenkt "den
Toten", läßt sich nicht "auseinanderdividieren", interviewt "den
Held", verwechselt Referenz und Reverenz und begeht eine linguistische
Torheit nach der andern.

Eine besonders auffällige der Eseleien ist, daß - wohl aufgrund eines
begrenzten Wortschatzes - jedes Ereignis, bei dem Menschen zu Tode
kommen, als "tragisch" bezeichnet wird. Wenn ein Schulbus oder ein
Motorradfahrer verunglückt, ein Kind aus dem Fenster stürzt oder
ertrinkt, ein Zug entgleist, ein Wohnblock in Flammen aufgeht, ein
Fährschiff versinkt, ein Flugzeug abstürzt, ein Vulkan ausbricht, eine
Bombe oder ein Tankwagen explodiert - immer hat sich ein "tragischer"
Unfall ereignet, immer ist es "tragisch", und immer ist die
Bezeichnung "tragisch" unzutreffend, also falsch!

Wohlbemerkt: alle soeben genannten Ereignisse sind traurig, in hohem
Maße beklagenswert, schrecklich, furchtbar, entsetzlich oder gar
grauenhaft. Aber tragisch? Nein! Tragisch sind sie nicht! Nicht die
Bohne! Denn hier stehen keine miteinander konkurrierende Werte auf dem
Spiel, Werte, von denen jeweils nur einer auf Kosten des anderen
realisiert werden kann. In keinem dieser Fälle ist so etwas wie ein
Dilemma, eine Zwickmühle zu erkennen, eine Situation, in der eine
handelnde Person (der "Held" der Tragödie) angesichts einer
Alternative, wie immer sie entscheidet und was immer sie tut oder
läßt, unausweichlich in der einen oder anderen Richtung schuldig wird.

Die nachstehenden konkreten Beispiele mögen zeigen, was das Wort
Tragik wirklich bedeutet:

Als tragisch wäre die Situation eines Arztes zu bezeichnen, der als
Helfer bei einer extrem schwierigen Geburt entscheiden muß, ob er den
Fötus im Mutterleib zerstückeln soll, um das Leben der Mutter zu
retten, oder ob er dem Ungeborenen zum Leben verhelfen und dabei das
Leben der Mutter gefährden soll.

Und tragisch könnte auch die Situation eines Politikers sein, der
entscheiden muß, ob er Truppen in ein anderes Land entsenden soll mit
dem Auftrag, in einen dort tobenden Bürgerkrieg einzugreifen, um jene
Menschen zu beschützen, die sonst aller Voraussicht nach von einem
grausamen Gegner wie etwa dem IS massakriert werden würden, und der
zugleich vor der Frage steht, ob er, um Menschenrechte zu schützen,
gegen das Völkerrecht verstoßen darf, wodurch er womöglich (gleichsam
Benzin ins Feuer gießend) das Kriegsgeschehen noch ausweiten würde,
oder ob er das Völkerrecht achten und dadurch Menschenrechte
preisgeben soll. Was wiegt schwerer? Das konkrete Menschenrecht des
einzelnen oder das Völkerrecht, das indirekt ja auch Werte und Rechte
des einzelnen in seiner Gemeinschaft schützt? - Wer möchte es wagen,
dies zu entscheiden?

Gemeinsam ist den hier geschilderten Situationen, daß in ihnen nicht
Wert gegen Unwert, sondern Wert gegen Wert steht, wobei nicht beide
zugleich und in gleicher Weise verwirklicht werden können, sondern
immer der eine zugunsten des anderen bevorzugt, der andere zugunsten
des einen hintangesetzt oder gar vernichtet werden muß. Auch
Nichtentscheiden oder Davonlaufen hilft hier nicht weiter, denn auch
durch Unterlassung kann man schuldig werden, im privaten Leben ebenso
wie im öffentlichen und politischen Raum. (Siehe auch, was das StGB
unter dem Stichwort "unterlassene Hilfe" hierzu sagt.) Die Ethik rät,
in solchen schwer entscheidbaren Situationen das "kleinere Übel" zu
wählen, damit der höhere Wert bewahrt oder verwirklicht werden kann.
Das klingt theoretisch plausibel. Das Problem ist nur: Wie erkenne ich
jeweils, welches das kleinere und welches das größere Übel oder
welches der höhere und welches der niedere Wert ist? In der Praxis
gehen die Ansichten darüber oft extrem auseinander, so daß die
letztgültige Entscheidung in der konkreten Situation immer nur vom
einzelnen in nicht delegierbarer, eigener persönlicher Verantwortung
getroffen werden kann.

"Aus der tragischen Situation", schreibt Nicolai Hartmann in seiner
"Ethik", "gibt es den schuldlosen Ausgang nicht." Dies ist die wahre
Tragik: das unausweichliche, notwendige Schuldigwerden. Dies ist die
Crux des menschlichen Daseins in einer nun einmal so und nicht anders
beschaffenen Welt, die Crux unserer Existenz, die niemand uns abnehmen
kann und die - entgegen anderslautenden (kirchlichen) Meldungen - auch
Jesus den Gläubigen nicht abgenommen hat (von dem es heißt, daß er die
Tragik durch seinen Opfertod am Kreuz überwunden habe), ist doch die
Welt seit seinem Tod genauso tragisch strukturiert wie zuvor ...

Theodor Weißenborn

 * 

Politische Justiz in der Ära Adenauer

Unter dem Titel "Staat ohne Recht. Des Bonner Staats strafrechtliche
Sonderjustiz" erschien 1959 eine Publikation von Juristen aus der BRD
und der DDR. Darin wurde die rechts- und verfassungswidrige
Strafverfolgung zahlloser westdeutscher Kommunisten nach dem
Verbotsurteil der KPD mit dokumentarischen Belegen gebrandmarkt. Von
den damaligen Autoren lebt nur noch Prof. Erich Buchholz. Seit 1988
kämpft die "Initiativgruppe zur Rehabilitierung der Opfer des kalten
Krieges" nicht nur für die Aufhebung der Unrechtsurteile gegen die KPD
und deren Mitglieder. Sie wollen, wie Buchholz und Dobrawa, daß diese
Vorgänge nicht vergessen und unter dem Propagandaberg "Unrechtsstaat
DDR" begraben werden. Die beiden Juristen Buchholz und Dobrawa haben
Wesentliches zum Thema zusammengetragen.

Aus dem Vorwort:

Mitte Dezember 2015 informierte das öffentlich-rechtliche, also das
Staatsfernsehen der Bundesrepublik, über den Stand des
Verbotsverfahrens gegen die NPD vor dem Bundesverfassungsgericht. Dazu
hieß es, daß dieses Gericht erst- und bislang einmalig im Jahre 1956
das Verbot einer politischen Partei beschlossen hatte. Nicht
mitgeteilt wurde jedoch, um welche Partei es sich gehandelt hatte.
Mithin war die Nachricht unvollständig. Sie war überdies aber auch
falsch.

Verboten worden war damals die Kommunistische Partei Deutschlands.
Allerdings war sie nicht die erste Partei. Bereits vier Jahre zuvor
hatte - auf Veranlassung von Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU) - das
Bundesverfassungsgericht eine Partei verboten. Das war gleichsam der
Probelauf für ein neues, in der deutschen Rechtsgeschichte noch nie
erfolgtes Verbotsverfahren. Es ging ohne Komplikationen über die
Bühne. Am 23. Oktober 1952 sprachen die Verfassungsrichter ihr Urteil.
Die Sozialistische Reichspartei, die sich in der Nachfolge der
faschistischen NSDAP sah, mußte ihre Tätigkeit einstellen.

War's nur die Nachlässigkeit des Nachrichtenredakteurs, daß die KPD in
dieser Meldung unerwähnt blieb? Oder war es mit Absicht verschwiegen
worden, weil es sich doch um die einzige kommunistische Partei
handelte, die jemals in Europa nach dem Krieg verboten worden war? In
jenem Staat, in welchem nach dessen eigenem Rechtsverständnis das
Deutsche Reich fortbestand. Im Hitlerstaat war bekanntlich die KPD
auch verboten worden.

Erich Buchholz / Ralph Dobrawa: Politische Justiz in der Ära
Adenauer. 

Verlag am Park, Berlin 2018. 140 S., 14 Euro, ISBN 978-3-947094-20-2
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Zweierlei Maß bei Recht und Gerechtigkeit

Im Koalitionsvertrag zwischen den Parteien Die Linke, SPD sowie
Bündnis 90/Die Grünen für die 6. Wahlperiode des Thüringer Landtags
wurde festgehalten: "Die DDR war eine Diktatur, kein Rechtsstaat. Weil
[...] jedes Recht und jede Gerechtigkeit in der DDR ein Ende haben
konnte, wenn einer der kleinen oder großen Mächtigen es so wollte,
weil jedes Recht und jede Gerechtigkeit für diejenigen verloren waren,
die sich nicht systemkonform verhielten, war die DDR in der Konsequenz
ein Unrechtsstaat."

Warum verurteilen diese drei Parteien das der DDR unterstellte
Verhalten und nicht das unrechtsstaatliche Handeln der
Alt-BRD-Regierungen? Bereits in den Gründungsjahren der BRD gab es
zwei gravierende verfassungswidrige Maßnahmen der Adenauer-Regierung.

Nehmen wir das FDJ-Verbot: Über 6000 Jugendliche aus der BRD nahmen am
Deutschlandtreffen vom 27. bis 29. Mai 1950 in Ostberlin teil. Dies
hinderte die Polizei nicht, ohne jede gesetzliche Grundlage
deutschlandweit eine Menschenjagd an der Grenze gegen die
westdeutschen FDJler durchzuführen. Auf der West-Seite der Grenze
stießen die Jugendlichen auf eine Sperrkette, die mit der gesamten
kasernierten Polizei Nordwestdeutschlands aus den Kasernen von
Hamburg, Lübeck und Kiel sowie mit Polizeischülern und mit Hunderten
Polizeihunden gesichert war. Die Jugendlichen sollten in ein Lager
gebracht werden, um sie dort zu registrieren. Unter einmütigem Protest
lehnten alle Jugendlichen dies ab. Die Polizei ging mit
außerordentlicher Rohheit vor. Zollbeamte schlugen mit Karabinern auf
sie ein. Schwere Kopfverletzungen, Armbrüche und Verrenkungen wurden
gemeldet. Die Polizei weigerte sich, den Verletzten Hilfe zu gewähren.
Vom 5. bis 19. August 1951 fand das nächste Großereignis statt: die
Weltfestspiele der Jugend und Studenten in Berlin. Bei Adenauer
läuteten die Alarmglocken. Diesmal mußte verhindert werden, daß
Tausende Jugendliche an den Weltfestspielen teilnehmen konnten. Unter
anderem deshalb beschloß das Adenauer-Kabinett Ende Juni 1951 das
Verbot der FDJ.

Im Bundesinnenministerium wurden unverzüglich die notwendigen Schritte
bei den Landesregierungen unternommen, um jede Betätigung der FDJ zu
unterbinden. Auch der Magistrat von Westberlin hat ein solches Verbot
erlassen.

Oder denken wir an das KPD-Verbot. Am 16. November 1951 reichte die
Adenauer-Regierung eine Klage gegen die KPD ein. Das
Bundesverfassungsgericht sollte die Verfassungswidrigkeit der KPD
feststellen.

In acht Punkten hatte die Bundesregierung ihre Klage gegen die KPD
begründet.

Punkt 1 lautete: "Die KPD handelt im Rahmen eines von den Machthabern
in der Sowjetzone entworfenen und seit Jahr und Tag verfolgten
Angriffsplanes, in dem die KPD das Rückgrat der inneren Aggression
darstellt. [...]"

Am gleichen Tag forderte der Adenauer-Minister Lehr "Arbeitgeber" und
"Arbeitnehmer" auf, ihre Reihen nach "Verfassungsfeinden" zu
überprüfen. Wer Geld an solche Organisationen gebe, werde unter
Umständen ihr Mittäter sein. Das Denunzieren wurde von der
Adenauer-Regierung staatlich verordnet.

Bereits einen Tag später fanden Polizei-Überfälle auf KPD-Büros statt.
Eine verfassungswidrige Hausdurchsuchungs-Großaktion hat die
Lehr-Polizei zur Vorbereitung des Verbots der KPD in Arnsberg, dem
größten Bezirk des Ruhrgebiets, vorgenommen. Ihre Büros und Wohnungen
von Parteimitgliedern wurden in Hamm, Unna, Lüdenscheid, Annepe-Ruhr,
Soest, Siegen-Land und Olpe durchsucht, obwohl keine richterlichen
Durchsuchungsbefehle vorlagen. Kriminalpolizisten drangen in
Begleitung von uniformierten Beamten überall ein und beschlagnahmten
parteiinternes Material.

Welche Rechte hatten aus politischen Gründen Inhaftierte in der
Alt-BRD? Sobald ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde, war der
Verlust des Arbeitsplatzes sicher. Haftverkürzungen wurden nicht
gewährt. Nach der Entlassung waren fast alle Betroffenen arbeitslos.
Sie hatten kein Recht auf einen Arbeitsplatz. Arbeitslosigkeit war die
Folge. Die dennoch einen Arbeitsplatz fanden, mußten sich mit
geringwertigen Arbeitsplätzen zufriedengeben. An Studium war überhaupt
nicht zu denken. Viele standen vor dem sozialen Absturz.

Wäre es hier nicht tatsächlich angebracht, von einem "Unrechtsstaat"
zu sprechen?

Johann Weber
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Arthur Blenkinsop (1911-1979)

Abgeordneter der Labour Party, Leiter einer Delegation des
britischen Parlaments

Dieses ist der erste offizielle DDR-Besuch einer Delegation im Rahmen
der Interparlamentarischen Union aus Großbritannien. Der Zweck dieser
Reise war es, uns ein Bild über die Verhältnisse in der DDR zu
verschaffen, um geeignete Gebiete für eine erweiterte Zusammenarbeit
abzustecken. Ich bin sicher, daß es dazu eine ganze Reihe von
Möglichkeiten gibt, um die Beziehungen unserer Länder auf
verschiedenen Gebieten zum beiderseitigen Nutzen auszubauen.

Zum Beispiel auf kulturellem Gebiet. Ich bin sehr von dem enormen
Publikumsinteresse an den Galerien und Museen der DDR beeindruckt, ein
Interesse, das wir unter anderem in der Kunstausstellung in Dresden
beobachten konnten. Ich würde einen Teil dieser Ausstellung sehr gerne
in Großbritannien sehen. Ich bin der Ansicht, daß wir in dieser und in
anderer Weise voneinander lernen können.

Es war ein sehr intensives, aber auch ein sehr angenehmes Programm.
Wir hatten viele Möglichkeiten, Kontakte herzustellen, wir hatten
zahlreiche offizielle und halboffizielle Gespräche mit führenden
Staatsmännern der DDR, aber auch sehr aufgelockerte Unterhaltungen mit
Städteplanern in Dresden, mit Kunstschaffenden, mit Restauratoren der
wiedererstandenen Kunstschätze der Stadt an der Elbe, aber auch mit
Besuchern der Ausstellungen und Galerien. Wir folgten mit großer
Aufmerksamkeit den Streitgesprächen in der Kunstausstellung - das war
ein faszinierendes Erlebnis für uns.

Wir haben sehr viele Gemeinsamkeiten gefunden. Sowohl Ihr Land als
auch das unsrige hatten durch den Krieg große Verluste zu beklagen,
daher teilen wir sowohl die tiefe Besorgnis um die Erhaltung als auch
das besondere Interesse an der Festigung des Friedens.


Shri Sonar Chand

Tänzer, Leiter eines Ballettensembles in New Delhi, Indien

Rund vier Monate lang hatte ich die Ehre und die Freude, als
choreographischer Berater an der Vorbereitung der Uraufführung einer
musikalischen Version unseres alten Sanskritstückes "Vasantasena" am
Metropol-Theater in der DDR-Hauptstadt mitzuwirken.

Ich bin deshalb so glücklich, nach Berlin gekommen zu sein, weil ich
hier miterleben kann, wie unser klassisches Stück erstmals mit Musik
auf eine europäische Bühne kommt, ohne daß es in seiner Grundgestalt,
seinem Grundgehalt verändert wird. Die Zusammenarbeit mit dem
Metropol-Theater war sehr gut. All meine Skepsis, was ich wohl den
Tänzern, der Choreographin, Frau Johanna Freiberg, vermitteln könnte,
schwand schnell. Ich fühlte, daß ich gebraucht wurde, meine Vorschläge
auf fruchtbaren Boden fielen. Gern wäre ich länger bei Ihnen
geblieben, und gern würde ich wiederkommen. Es war sehr nützlich hier.
In Indien kann ich viel berichten, auch so ein Mittler zwischen
unseren Kulturen sein.

Kultur ist überall geeignet, Verbindungen zu schaffen. Und ich habe
festgestellt, daß Sie eine sehr hochentwickelte Kultur haben. Ich
habe, offen gestanden, zunächst gedacht: Die DDR ist ein
Industrieland; allzuviel wird man dort für Kultur nicht übrig haben
und schon gar nicht für die Künste. In Wirklichkeit ist das Interesse
der Bevölkerung dafür viel größer als bei uns. Und die Kultur wird
durch Ihren Staat außerordentlich unterstützt.

Ich bin hier in Berlin oft ins Theater gegangen, mehr zu meiner
Freude, nicht einfach nur aus fachlichem Interesse oder gar um etwas
zu bemäkeln. Wohl ein dutzendmal war ich in Oper und Ballett, auch im
Pantomimenensemble des Deutschen Theaters, in Brechts "Puntila" im
Berliner Ensemble. Oft verstand ich die Sprache nicht. Aber kaum etwas
blieb unverständlich. Fast überall stieß ich auf eine wohltuend neue
Art von Regie, selbst wenn man mal zu inhaltlichen Fragen geteilter
Meinung sein kann. Das gilt zum Beispiel für die neue
"Schwanensee"-Version des weltberühmten Choreographen Tom Schilling an
der Komischen Oper. Diese Choreographie ist sehr gut, trotz aller
möglichen Einwände. Ich finde es sehr interessant, wie Ihre
Choreographen Erfahrungen aus der Klassik sammeln und damit auch
experimentieren. Bei uns ist das ganz anders: Was Klassik ist, das
rühren wir nicht an, das muß so bleiben. An Ihren Theatern wird
zutiefst schöpferisch gearbeitet. Überhaupt herrscht in Ihrem Lande
eine schöne menschliche Atmosphäre, die mir sehr gefällt und die einen
gut arbeiten läßt.


Prof. d'Arcy Haymann

Leiterin der Sektion Bildende Kunst In der UNESCO (1960-1980)

Am meisten beeindruckt hat mich die gesellschaftliche Stellung des
Künstlers in diesem Land, die Aufmerksamkeit, die er genießt. Er ist
ein ebenso wichtiges Mitglied der Gesellschaft wie zum Beispiel ein
Wissenschaftler. Nicht zuletzt deswegen ist dieses gesellschaftliche
System interessant und wertvoll.

Alle kulturellen Aktivitäten, die ich in der DDR sah, haben mich in
der Auffassung bestärkt, daß es einige sehr interessante Gebiete der
Zusammenarbeit zwischen der UNESCO und der DDR geben wird.

Meine Beobachtungen in den Städten Schwerin und Güstrow, aber auch bei
der 6. Biennale der Ostseestaaten in Rostock haben mich auf die Idee
eines interessanten Projekts gebracht. Mit Hilfe des Mediums Fernsehen
sollte ein Programm entwickelt werden, das die vielfältigen
Initiativen zur Entwicklung von Beziehungen zwischen Kommunen -
Städten und Dörfern - und dem, was wir die ästhetische Erziehung der
Bevölkerung nennen, darstellt. Gerade auf diesem Gebiet habe ich in
der DDR vieles beobachtet, wovon ich glaube, daß es für uns
interessant ist, denn hier wird tatsächlich versucht, die Kunst allen
Menschen nahezubringen.

 * 

Angetreten, aus der Welt einen Garten zu machen ...

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Roberto Yáñez: "Ich war der letzte Bürger der DDR"

Am Leben von Roberto, dem Enkel von Margot und Erich Honecker, wird
deutlich, was wir als Bürger der DDR erlebt haben - in guten, aber
auch in weniger guten Zeiten -, was uns noch heute bewegt und immer
wieder zu Schlußfolgerungen für die in der Gegenwart zu treffenden
Entscheidungen führen muß. Das ist oft nicht einfach.

Als treue Leserin auch des "RotFuchs" suchte Margot Honecker bis zu
ihrem Lebensende Antworten auf die neue Zeit. Großväterliche und
großmütterliche Liebe zu Roberto zieht sich durch das ganze Buch. Es
bietet nicht nur eine Familiengeschichte der Honeckers, sondern zeigt
Parallelen zum Leben vieler Menschen in der DDR, die als Sozialisten
fest zu ihrer Gesellschaft standen.

Im Dialog mit Roberto schreibt der Regisseur zahlreicher filmischer
Zeitzeugen-Porträts Thomas Grimm über das Leben von Erich und Margot
Honecker, über ihre Tochter Sonja und deren Sohn Roberto, seine
Freunde, seine Kindheitserinnerungen und unbeschwerte Zeiten in
Berlin, Wandlitz und "Wildfang", aber auch über das spätere Leben in
Chile, in Santiago und Valivia. Die Lebens- und Schaffensstationen von
Roberto, anknüpfend an das Leben mit Oma und Opa, werden dargestellt
und immer mit einem politischen Akzent verbunden. Es geht um das
Annehmen persönlicher Verantwortung für das Erbe der Geschichte, im
Guten wie im weniger Guten. Roberto hat dies in vielen Geschichten und
Songs verarbeitet - in gewissem Sinne als Künstler der neuen Zeit, der
sich selbst - gelegentlich auch auf Umwegen - die Welt der Dichtung,
der Musik und der Malerei geöffnet hat. Viele Lebensstationen seines
Großvaters und der Großmutter kreuzten den Weg Robertos, ihn später zu
tieferem Nachdenken zwingend: Opa bei Pfarrer Uwe Hollmer in Lobetal,
in Beelitz, in Moskau, Auslieferung nach Deutschland, Haft und
Krankheit, Ausreise von Margot, später von Erich Honecker ... Alles
wird treffend beschrieben, auch mit vielen Informationen und bisher
nicht veröffentlichten Fotos. Über die Jahre in Chile war wenig
bekannt. Roberto spricht ungezwungen über diese Zeit, ebenso über die
nach dem Tod der Großmutter.

Viele Seiten des Buches sind dem Leben in Berlin (Leipziger Straße),
Wandlitz und dem kleinen Forsthaus Wildfang gewidmet. Letzteres ist
leider heute, wie so vieles, dem Verfall preisgegeben.

Perestrojka und Glasnost, das politische Geschehen um Gorbatschow, der
Zerfall der Sowjetunion werden im Buch - mit ihren Auswirkungen auf
Erich Honecker, aber auch auf seine Gesundheit und das Leben der
Familie - ungeschminkt dargestellt und bewertet. Roberto, der Liebling
des Großvaters, steht oft im Mittelpunkt der Familie, was u. a. in
Briefen Honeckers an seinen Enkel, etwa aus der Haft in Moabit, zum
Ausdruck kommt. Roberto ist Überheblichkeit fremd, auch als er nach 23
Jahren noch einmal nach Berlin kommt und Stätten besucht, die seine
Kindheit und Jugendzeit prägten. Als "Lieblingsenkel" der Honeckers
von Grimm treffend skizziert, wird dem Leser Positives, aber auch
Negatives wie in einem Zeitraffer vor Augen geführt. Er wird beim
Lesen mit seinen eigenen Erlebnissen und Erinnerungen konfrontiert.
Grund genug, vieles zu durchdenken, manches vielleicht neu zu
bewerten.

Prof. Dr. Dieter Rost

Roberto Yáñez / Thomas Grimm: Ich war der letzte Bürger der DDR.


Mein Leben als Enkel der Honeckers. 

Insel-Verlag, Berlin 2018, 256 S., 20 €

 * 

Kämpfende Kunst - HAP Grieshaber

Helmut Andreas Paul Grieshaber - die Initialen seiner drei Vornamen
hat er miteinander verbunden. HAP Grieshaber wurde der Name eines
unverwechselbaren Werkes für den internationalen Kunstmarkt, für
Kenner, für die Freunde - er wurde zum Zeichen heute seltenen
Einverständnisses von Künstler und Volk. Keiner der deutschen Maler
und Graphiker, die die bildende Kunst dieses Jahrhunderts mitgeprägt
haben, war Zeit seines Lebens so volkstümlich wie er, vergleichbar dem
Spanier Picasso. Was die Meister des Expressionismus, betroffen von
gesellschaftlicher Krise und Krieg, sich gewünscht hatten, dem Volk
nahe zu sein, seinen Nöten und seiner Sehnsucht verständlichen
Ausdruck zu geben, HAP Grieshaber ist es nach dem 2. Weltkrieg in
einer Periode gelungen, in der die Kunst der Avantgarde den Weg der
Abstraktion und Entfremdung ging. Über 35 Jahre waren seine Hütten und
der Garten auf der Achalm, dem Hüteberg Reutlingens, Geburtsstätte
eines Werks, das seine Quelle in den aktuellen Provokationen der
menschlichen Existenz hat - in der Fortdauer von Gewalt und Notstand
und in der Gefährdung des Gleichgewichts zwischen Technik und Natur,
eines Werks, das in seinen geistigen Bezügen von der prähistorischen
mittelmeerischen Kultur und der Antike, den Kulturen Asiens -
Christentum und Gotik umfassend - bis zur kulturellen Moderne reicht.
Viele Schriftsteller, aus Westdeutschland wie aus der DDR, haben
Grieshaber auf seinem Berg besucht.

Hier arbeitete er, entstammend einer mittleren Beamtenfamilie,
Zeitgenosse, der mit Schneidmesser, Farbe und Druckerpresse am Kampf
gegen die Diktaturen in Griechenland und Chile, gegen die
amerikanische Aggression in Vietnam teilnahm, gegen die
Wiederaufrüstung der Bundesrepublik, gegen die Notstandsgesetze. Hier
schnitt er Naturfreunden wie Kriegsdienstverweigerern Plakate. Den
Gewerkschaften machte er Plakate zum 1. Mai, den Druckern zu ihrem
Streik, der Literatur der "Dritten Welt" zu ihrem Auftritt auf der
Frankfurter Buchmesse. Noch in den letzten Monaten seines Lebens
arbeitete er im nahen Tübingen mit inhaftierten Jugendlichen.

23, dem "Engel der Geschichte" gewidmete, zum Teil großformatige
Mappen erschienen in unregelmäßigen Abständen mit Holzschnitten,
eigenen Texten und Texten von Freunden, Gedichten, Prosastücken,
Aufrufen, Hilferufen, jedes Mal eine Aktion: zum 450sten Jahrestag des
Deutschen Bauernkriegs und zur Erinnerung an den Maler Jerg Ratgeb,
der als Mitkämpfer der Aufständischen 1525 gevierteilt wurde; zum
Elend der Psychiatrie mit Heinar Kipphardt; für Martin Luther King;
Presse-Engel, Studenten-Engel, Engel, die streiten für die Rechtlosen
und Verachteten, für die bedrohten Landschaften und Tiere. Zu den über
sechzig Büchern, die mit vom Stock gedruckten Holzschnitten
erscheinen, gehören Pablo Nerudas "Aufenthalt auf Erden", Stephan
Hermlins "Städteballaden" und Margarete Hansmanns Griechenlandbuch
"Zwischen Urne und Stier".

Der "Totentanz von Basel" mit vierzig Farbholzschnitten und
mittelalterlichen Reimen in deutsch, französisch und englisch wurde
wie eine Reihe anderer Bücher in Dresden gedruckt und gleichzeitig in
Leipzig und Essen zum ersten Mal gezeigt. Wandbilder entstanden: "Die
Sintflut", dreimal dreizehn Meter für das Zoologische Institut in
Heidelberg; Wandbilder für Rathäuser, Altarwände für Kirchen -
gleichnishafte Ausdeutungen des Sinns des menschlichen Lebens;
großflächige Figuren, Pflanzen und Tiere in Farben von sanfter Glut,
ins Holz geschnitten, gefräst, die Flächen gehackt, geschrubbt.

Die Kontur, Ergebnis von Willen, Leidenschaft, Vision und Widerstand
des Holzes - sichtbare Spur des Herstellungsvorgangs. Grieshaber war
und blieb Drucker. Dem widerstehenden Holz die Vision aufzuzwingen und
sie auf Papier, auf Rinde, welchem Material auch immer, vervielfältigt
erstehen zu lassen, zur Anschauung vieler - das trieb ihn. Es ging ihm
um das Machen. Im Vollzug entstand ein Werk, das mit dem
geschichtlichen Gegenstand und der menschlich erfahrenen Natur frei
umging, dem Gesetz des Handwerks folgend. Er hat widersprochen, wenn
man sein Werk als "engagierte Kunst" bezeichnete, das sei ein "weißer
Schimmel": "Was ich vorzeige, sind Holzschnitte." Was er mache, sei
eine Aktion, "und zum Schluß wird daraus vielleicht Kunst und
Literatur". Am 15. Februar vor 110 Jahren wurde Grieshaber geboren, er
starb am 12. Mai 1981.

Gestützt auf einen Beitrag von H. Brender

(RF-Archiv)

 * 

LESERBRIEFE

Zu Heinz Kamnitzer: Die Dolchstoßlegende, RF 251, S. 21

Die Dezemberausgabe des "RotFuchs" enthält einen sehr interessanten
Artikel zur Dolchstoßlegende. Leider hat der Autor keine authentische
Quelle zu seiner Aussage angegeben, daß Reichskanzler Ebert am 11.12.
1918 den von der Front zurückkehrenden Truppen in Berlin zugerufen
hat: "Ihr kehrt zurück - im Felde unbesiegt."

Eine exakte Quellenangabe halte ich für aktuelle Auseinandersetzungen
für unerläßlich. Damit wäre zu belegen, daß die Dolchstoßlegende von
Anfang an auch das Denken und Handeln der Regierung um Ebert bestimmt
hat und die damalige Mehrheitssozialdemokratie durchaus nicht nur
Opfer dieser demagogischen Ideologie war. Für die 2019 zu erwartende
Legendenbildung über den Ursprung der Weimarer Republik wäre das
wichtig zu wissen. Hier in unserer Region Schwarzburg ist mancher Kult
mit "Denkorten der Demokratie" zu erwarten, und die
Verfassungsunterschrift durch Ebert wird dabei eine große Rolle
spielen. Ich möchte gern mit meinen Mitteln und Möglichkeiten etwas
Luft aus diesem Ballon lassen und bitte Euch um eine Auskunft.

Dr. Wolfgang Künzel, Bad Blankenburg

Anm. der Red.: Das Zitat aus der Ansprache Friedrich Eberts an
heimkehrende Soldaten in Berlin vom 11.12.1918 findet sich sinngemäß
in: Ursachen und Folgen. Vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis
zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart. Hrsg. von
Herbert Michaelis und Ernst Schraepler, Bd. 3, Berlin o.J. (1958), S.
504f. Es heißt dort: "Kein Feind hat Euch überwunden. Erst als die
Übermacht der Gegner an Menschen und Material immer drückender wurde,
haben wir den Kampf aufgegeben. [...] Erhobenen Hauptes dürft ihr
zurückkehren."


Die USA heute, nicht ohne gesellschaftliche Konflikte, werden
regiert von einer autoritären Präsidialdemokratie. Der Präsident
mißachtet offensichtlich das gestörte Verhältnis zwischen der Natur
und den Menschen. Um präsidiales Tun nach dem Prinzip "USA first" zu
rechtfertigen, ist die Anwendung von Verschwörungstheorien gegen
vermeintliche Gegner auch Praxis. Verbündete, wie zum Beispiel die
BRD, werden durch eine regressive Wirtschaftspolitik der Eskalation
der Zölle belastet. Neue Machtkonstellationen entstehen, ein möglicher
Handelskrieg mit China wird konzipiert. Die NATO rüstet auf wie nie
zuvor. In der Europäischen Union ist man dabei, eine eigene Armee
aufzustellen. In dieser Armee sollen die Deutschen nicht nur die
Verantwortung tragen für einsatzfähige Kampfdrohnen, sondern auch die
Speerspitze stellen in einer schnellen Eingreiftruppe gegen eine
vermeintliche Bedrohung Polens und der baltischen Staaten durch
Rußland.

Aber alle sprechen von Frieden. Blicken wir auf die
Staatengemeinschaft in Europa, so stellt sie alles andere als eine
solidarische Gemeinschaft dar. Länder fühlen sich in der Union
bevormundet und sehnen sich um ihrer eigenen Geschichte willen nach
der Pflege und Erhaltung eines Nationalstaates. Aber für die Identität
eines Landes, für die Quellen und Geburtsstätten seiner Entwicklung
ist die Pflege einer alle verbindenden Kultur und Solidarität
lebensnotwendig. In Zeiten, die große Veränderungen andeuten, auch
solche, wo Gesellschaftsordnungen ihren historischen Höhepunkt
erreicht haben und neue Wege für das Leben und Überleben auf der Erde
gefunden werden müssen, versuchen "falsche Propheten", "Rattenfänger"
und großmäulige Verkünder von scheinbar besseren Wegen mitzumischen.


Für notwendige Veränderungen auf der Erde haben wir keine unendlich
lange Zeit mehr. Im Grunde genommen müßte sich das "Gesicht" der
Gesellschaftsordnung den ökologischen und natürlichen Zwängen
unterordnen. Nicht die Natur hat sich den Menschen anzupassen, sondern
umgekehrt. Die Katastrophen vielerorts in ihrem schrecklichen und
ungeahnten Ausmaß zeigen das "Aufbegehren" der Natur. Eine von Profit-
und Machtinteressen dominierte Gesellschaftsordnung kann das gestörte
Verhältnis zwischen Mensch und Natur nicht mehr beherrschen.

Wir Menschen, insbesondere die Superreichen mit ihren Machtstrukturen,
leben doch bereits weit über den Möglichkeiten, die unsere Erde uns
unbeschadet geben kann.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz


"Notausgang" lautet der Titel eines kürzlich erschienenen
Büchleins, das sich mit den Problemen syrischer Flüchtlinge in der BRD
beschäftigt. Es trägt den Untertitel "Ein Flüchtlingsdrama in mehreren
Büroakten" und seziert nahezu die bundesdeutsche Bürokratie, die
selbst von gutwilligen heimischen Helfern schwer zu bewältigen ist, um
Menschen aus Nahost hier einen Aufenthalt zu ermöglichen.

Basel Mouselli aus Aleppo und Olaf Kirmis aus Magdeburg sind die
Autoren des Büchleins, das nicht nur einen bewegend tiefen Einblick in
die Psyche eines 23jährigen Kriegsflüchtlings gewährt, es macht
zugleich, oft mit leicht satirischem Unterton, auf das
Zuständigkeitsgerangel der einzelnen Ämter aufmerksam. Wie
frustrierend deren Handeln dabei oft ist, wird u. a. an der Forderung
deutlich, ein in Magdeburg geborenes Baby nach Halberstadt zur
Zentralen Aufnahmestelle zum Fotografieren zu bringen, damit es in
Magdeburg einen Aufnahmestatus bekommt.

Diese kleine literarische Dokumentation dürfte vor allem hilfreich
sein, immer wieder anzutreffende Klischees über die von der
Bundesrepublik aufgenommenen Syrer zu beseitigen, und informiert den
Leser so ganz nebenbei über kleine interkulturelle Mißverständnisse.

Joachim H. Klaus, Magdeburg


Basel Mouselli/Olaf Kirmis: Notausgang. Ein Flüchtlingsdrama
in mehreren Büroakten. Dorise-Verlag, Erfurt 2018. 72 S., 9,90 €


Immer wieder gibt es Diskussionen über die Offenhaltung von
Grenzen - für wen, und für wen nicht?

Im Grunde muß man viel tiefgründiger die Ursachen benennen, warum es
zu Flüchtlingsströmen kommt. Richtig ist, daß Menschen in Not Hilfe
brauchen, aber es ist zu hinterfragen, warum sie überhaupt zur Flucht
aus ihren Ländern gezwungen sind. Unbestritten ist, in einer Welt des
Friedens und sozialer Gerechtigkeit würde es wohl kaum Flüchtlinge
geben, doch diese Welt bleibt nur ein Wunschtraum, solange die Gier
nach Macht und Profit einiger weniger die Weltgeschichte bestimmt. Wer
Länder ausplündert, um selber an die Rohstoffe zu kommen, und wer
Waffen exportiert, damit seine Rüstungslobby sich eine goldene Nase
verdient, der braucht sich nicht zu wundern, wenn seine Waffen in
Kriegen eingesetzt werden und die Menschen davor fliehen. Ein weiterer
Diskussionspunkt bei dem Thema offene Grenzen ist die Unterscheidung
zwischen "guten" und "schlechten" Migranten und Flüchtlingen. Hier
wird selektiert: Wen können die Unternehmen als Fachkraft gebrauchen,
und wer verursacht nur Kosten? Erst hat man die Herkunftsländer ihrer
Rohstoffe beraubt, jetzt geht es um Fachkräfteraub. Logisch, wenn
Deutschland Experten für Profitmaximierung braucht, holt man sie von
dort, wo es sie gibt. Zynisch werden sie dann noch als
Wirtschaftsflüchtlinge bezeichnet. Mit Ursachenbekämpfung hat das
alles nichts zu tun. Man muß das Übel bei Namen nennen: Profitgier,
Ausbeutung und Kriege.

René Osselmann, Magdeburg


In allen Ehren hatte das Porträt des Nazi-Verbrechers Globke,
der wesentlich verantwortlich für die Judenvernichtung, für Shoa bzw.
Holocaust steht, seinen Platz im Bundeskanzleramt.

Er hatte Ehrenplatz und ehrendes Gedenken genossen in jener
Regierungszentrale deutscher Politik unserer Tage, die mit
verbrecherischer Umdeutung des Begriffes "Antisemitismus" vom Wesen
des Faschismus nichts mehr wissen will, Schuld und eigne Geschichte
relativiert, vergessen zu machen sucht, Antisemitismus
moralischverlogen, demagogisch in eigenem Interesse benutzt.
Massenmord, Vernichtungspolitik des deutschen Faschismus zur
Legitimierung heutiger imperialer und Kriegspolitik, zur Pflege
erwünschter Feindbilder und Rechtfertigung neuen Völkermordes und
neuer Unterdrückung zu benutzen, wie könnte Ursache und Wurzel des
Faschismus deutlicher hervortreten? Mit dem Antisemitismus-Dreh jede
verbrecherische Besatzungspolitik des Staates Israel zu rechtfertigen,
dessen Kriegspolitik und Rolle in Nahost unter Schutz zu stellen,
Kritik für strafbar zu erklären, wer kann und will an dem herrschenden
Geiste im heutigen Deutschland noch Zweifel haben? Das mag uns an sich
nicht einmal mehr sehr wundern. Es bestätigt die Traditionslinie der
BRD bis in das Deutschland von heute. Die Sache wird ganz irrsinnig,
entstellt und unbegreiflich, wenn selbst Politiker der "Linken" dem
Tribut zollen, sich auf gleiche Fährte treiben lassen, vielleicht aus
Unkenntnis in zweifelhafte Moral flüchten oder doch gar auf
Regierungsfähigkeit bedacht sind. Auf jeden Fall ist es Beleg dafür,
wie "linke" Politik bei entscheidenden Themen wie diesem bis zum
Migrationsthema u. a. den Verlust von linken Grundpositionen
offenbart, die das Links-Sein überhaupt ausmachen. Leider hat es
PDL-Politik nicht fertiggebracht, zu Themen wie 70 Jahre Staat Israel,
Erklärung Jerusalems zur israelischen Hauptstadt, "Antisemitismus"
klare Worte zu finden, Völkerrecht für alle einzufordern, wie die
Kanzlerin selbst an jedem Ort der Welt Menschenrechte einfordert.

Wenn wir Probleme mit "Antisemitismus" haben, wie er entstellt wird,
wo sind dann die Politiker, die das Thema aufarbeiten, Wahrheiten
nicht verschweigen, Geschichte sprechen lassen, die jüngeren
Generationen schon unbekannt sind? Warum wird zugelassen, daß der
Staat Israel identisch gesetzt wird mit dem Judentum, mit gläubigen
und den Nachkommen verfolgter und ermordeter Juden? Wie kann eine
Kritik an der Politik des Staates Israel antisemitisch sein, wo
Semiten nicht nur Juden sind, Juden weltweit als Deutsche, Franzosen,
Amerikaner usw. leben? Wenn Kritik an Israel antisemitisch sein soll,
warum ist das bei Kritik an Rußland mit 27 Millionen Opfern ganz
anders? Warum wird gern auf die tiefen Ursachen und Jahrtausende
Geschichte von Judenfeindschaft, Antisemitismus verwiesen, aber die
wesentlichsten Fakten werden unterschlagen? Was hat die Kolonialmacht
England nach 1917/1945 hinterlassen und als Konflikt gelegt? Was war
vor Hamas an israelischem Terror gegen die Kolonialmacht, wessen
"Kind" ist Hamas? Terror ist nicht gleich Terror. Es gibt den
verzweifelten Terror des Schwachen gegen den hochgerüsteten Starken,
den der Unterdrückten gegen die Unterdrücker. Wer ist nach 1948 in
welche Rolle gelangt und bewußt gefördert worden?

Was ist zu zahllosen klaren UNO-Resolutionen zu sagen, die sich an
Israel richten und von der Weltgemeinschaft in großer Mehrheit
Zustimmung erhielten?

Was ist mit den Tausenden Israelis, die sich gegen die Kriegs- und
Unterdrückungspolitik ihres Staates wenden und demonstrieren? Der
Staat Israel ist nicht das Volk Israels und schon gar nicht Staat
eines jüdischen Volkes.

Wer kann sich heute anmaßen, aus Jahrtausenden Geschichte den einzigen
Schuldigen an heutigem Konflikt herauszufiltern? Die Frage nach den
Interessen und den Klassenkräften erweist sich als die klärende Frage.
Interessengeleitet und eigentlich leicht als imperialistische
Propaganda zu durchschauen ist das Schema:

Judentum = Israel = westliche Zivilisation = Kapitalismus = War on
Terror = das Gute und Islam = arabische Welt = Barbarei =
Antikapitalismus = linke Friedensbewegung = das Böse.

Zu sagen, was ist, wie Rosa Luxemburg es forderte, das können wir noch
immer!

Roland Winkler, Aue


Wenn der ukrainische Präsident Poroschenko über seinen
Botschafter Andrij Melnyk in der BRD Forderungen nach neuen Sanktionen
seitens Deutschlands gegenüber Rußland stellt sowie Wünsche nach
Präsenz der deutschen Marine vor der Krim äußert, zeugt das davon, daß
er in der bundesdeutschen Regierung "verständnisvolle" Partner
vermutet - Provokationen ersten Grades, und man muß mal wieder "Farbe
bekennen".

Hans-Georg Vogl, Zwickau


Dem Gründungsaufruf der Sammlungsbewegung "Aufstehen!" sollte
man unbedingt zustimmen und sich dort einbringen.

Er spricht wesentliche Eckpunkte dringend notwendiger Veränderungen
an, ist antiimperialistisch, antifaschistisch und sozial progressiv.
Er steht für die gegenwärtig notwendige Verteidigung der
bürgerlich-parlamentarischen Demokratie. Aus "Aufstehen!" kann ein
breites demokratisches Bündnis für Frieden und sozialen Fortschritt
mit weitreichenden Folgen entstehen. Schon vor Verkündung der
Initiative hatten alle bürgerlichen Parteien ihre Ablehnung
signalisiert. Das war zu erwarten, und die Störversuche werden noch
heftiger ausfallen.

Schon am ersten Tag waren Mißtöne selbst von einer der Gründerinnen zu
hören, die von ihrer Jugend in der Diktatur, gemeint war die DDR,
sprach. Um es klar zu sagen: Die DDR hat mit der Sache überhaupt
nichts zu tun! Es geht um ganz andere Fragen.

Mißtöne gibt es leider auch vom Parteivorstand der Partei Die Linke.
Faktisch kommt dessen Distanzierung von der Sammlungsbewegung einem
innerparteilichen Rechtsruck gleich. Die Initiative sei kein Projekt
der Linken, so der PV, was nichts weiter als ein Armutsargument ist.


Vielsagend ist auch die Passage. "Wir gehen davon aus, daß all jene
Genossinnen und Genossen, die in 'Aufstehen!' mitarbeiten wollen, in
ihrem Engagement - wie in anderen gesellschaftlichen Bündnissen - die
Interessen und Beschlüsse unserer Partei vertreten. Das gilt
insbesondere für Funktions- und Mandatsträgerinnen ..." 

Wäre es nicht richtiger zu sagen, daß man von allen Parteimitgliedern
eine aktive Teilnahme erwartet? So entsteht, sicher nicht zu unrecht,
der Eindruck, daß die Führung der Linkspartei ganz andere Ziele
vertritt und Parteimitglieder auffordert, sich der Initiative
fernzuhalten. 

Gregor Gysi bedauerte, daß er hierzu nicht befragt worden sei, weist
dann darauf hin, daß, wenn die Sammlungsbewegung zu Wahlen antreten
sollte, Die Linke gespalten sein würde. 

In seiner neusten Publikation nennt er den "Prager Frühling" als ein
Beispiel für den demokratischen Sozialismus. Gysi erklärte, stolz
darauf zu sein, eine "Radikalisierung seiner Partei verhindert zu
haben". Ich meine, mit seiner Haltung zur Konterrevolution in der CSSR
kann er kein Ratgeber für konsequente Linke sein.

Dr. Bernhard Majorow, Erkner


Wer aufsteht, verändert zwar seine körperliche Position vom
Liegen in den Stand. Hat er damit aber auch schon seinen
Geisteszustand geändert? Ist er vom langen und womöglich auch festen
Schlaf schon vollkommen aufgewacht, oder wirken seine Träume nach?
Schwankt er noch, benommen durch den schrillen Weckruf "Aufstehen!"?


"Aufwachen!" müßte jetzt folgen. Scheinwohlstand, Lethargie,
Kapitulation, Duldung und Phlegma sind zu stark dem Nachtschlaf der
Bundesbürger wie K.-o.-Tropfen beigemischt. Sie bleiben selbst nach
dem "Aufstehen!" müde und träumerisch. Auch jene, denen durch soziale
Alpträume ein gesunder Schlaf geraubt wird, reizt "Aufstehen" noch
nicht sonderlich. Sie möchten lieber liegen bleiben und "sich noch
einmal auf die andere Seite drehen", in der Hoffnung, es gelingt
vielleicht doch noch, Ruhe im "zweiten Schlaf" zu finden. 

Nur etwa tausend standen auf und kamen am 9. November 2018 auf den
Pariser Platz vor dem Brandenburger Tor. Mit fünfzigtausend
Flugblättern aber waren die Berliner Bürger zum "Aufstehen" geweckt
worden. Wo blieben die restlichen Neunundvierzigtausend? 

Dabei ist der "Aufstehen"-Ruf in die bundesdeutsche Nacht so wichtig,
denn es brennt schon lichterloh in Deutschland. Angezündet von der AfD
schwelt der politische Brand in fast allen deutschen Bundesländern und
ist dabei, sich auf den Bundestag, wie in Folge auch auf die
Bundesregierung, auszubreiten. 

Aber sind Sahra Wagenknecht und ihre linke "Feuerwehr" stark genug,
gegen diesen Brand anzugehen, ihn gar zu löschen? In ihrem
"Löschwasser" ist noch zu viel Luft, die Blasen verursacht.
Bedauerlich und unverständlich, daß dafür der "linke Hydrant"
ursächlich ist. Aus ihm fließt kein "sauberes Wasser" für die
Brandlöschschläuche von "Aufstehen". Der "Hydrant" ist zu verschmutzt
von "Selfie-Schmalz" und "Talkshow-Kalk". 

Eine Generalreinigung des Hydranten ist vonnöten. Aber welche der
zahlreichen linken Fachwerkstätten macht das, ja kann das? Welche
dieser Werkstätten in der Bundesrepublik oder gar in Europa hat ein
von den Massen annehmbares Angebot? Das Werkzeug für eine
Grundreinigung ist eigentlich ausreichend vorhanden. Marx, Engels und
Lenin bieten es reichlich an, und deren "Geschäftsbedingungen" sind
durchweg akzeptabel.

Manfred Wild, E-Mail


Während in den Westzonen, der späteren BRD, mit Hilfe der
Milliarden Dollar des Marshallplans Erhards "Wirtschaftswunder"
organisiert wurde, geschah in der DDR das wirkliche Wunder. Entgegen
Adenauers Vermutung, der "lebende Leichnam DDR" würde sich nicht
einmal ein Jahr halten können, existierte die DDR immerhin gut 40
Jahre aus eigener Kraft. Von 1949 bis 1989 wurde die
Wirtschaftsleistung verzehnfacht. Das heißt 90 % der industriellen und
landwirtschaftlichen Produktionsstätten, welche 1989 existierten,
wurden von den Arbeitern und Bauern der DDR errichtet. Die meisten
wurden bis 1993 nach der Privatisierung ausgeraubt und stillgelegt.
Damit gingen gleichzeitig in kürzester Frist über zwei Millionen
Arbeitsplätze verloren. 

Schon bei den "Verhandlungen" zum Einigungsvertrag machte der
BRD-Verhandlungsführer Dr. Wolfgang Schäuble den am 18. März gewählten
Polit-Abc-Schützen klar: "Es geht hier nicht um die Vereinigung zweier
gleicher Partner, sondern um die Angliederung eines Kleinen an einen
Großen!" Und so wurde der umfangreiche "Einigungsvertrag" von
Volkskammer und Bundestag fast ungelesen durchgewinkt. Der Hauptteil
des Textes, nämlich die Anlage I, Besondere Bestimmungen zur
Überleitung von Bundesrecht, war bereits in den 50er Jahren
formuliert, als Adenauer noch der Illusion nachhing, er könne der
Sowjetunion die DDR abkaufen. Der Anschluß oder besser die Annexion
ging damit zu Lasten der Bevölkerung der DDR. Sie mußte nach 1945 die
Wiedergutmachungsleistungen an die Sowjetunion allein tragen, aber es
gelang trotzdem, ein eigenes, wirkliches Wunder zu schaffen. 1989 ging
es zurück in die alten Bahnen, verbunden allerdings mit
atemberaubender technischer Modernität. 

So leben wir heute in diesem sich zuspitzenden Widerspruch: modernste
Medientechnik, digitalisierte Kommunikations- und Arbeitswelt und
archaische gesellschaftliche Verhältnisse. Viele Bürger sehen die
Schuld an den sozialen und ökonomischen Problemen schon wieder bei den
Fremden, den Flüchtlingen, wie vor 1933 bei den Juden und den
Kommunisten. 

Wo ist die Kraft, welche diese Entwicklung stoppen und umkehren kann?

Henning Wesarg, Halberstadt


Zu Edda Winkel: Neue grimmige Abrechnung, RF 251, S. 27


­... es kamen auch Wölfe aus dem Westen 

in Nadelstreifen, nicht immer die Besten, 

um den maroden Osten zu sanieren 

und dabei kräftig abzukassieren. 

Sie graben keine Höhlen, sondern wohnen gepflegt 

und werden umsorgt, von den Banken gehegt. 

Sie haben sich eingelebt, gesetzlich geschützt und unversehrt 

Sogar mit dem Bundesverdienstkreuz zuweilen geehrt. 

Die schlimmsten Räuber werden auch nicht erledigt, 

sondern in Bronze gegossen und als Denkmal verewigt!

Peter Pöschmann, Döbeln


Zu Heidi Richter: Zum 70. Jahrestag der Gründung der
Pionierorganisation, RF 251, S. 33  

Ich freue mich, daß Ihr den 70. Jahrestag nicht vergessen habt. Meine
Zeitungsverkäuferin meinte, daß sie gern Junger Pionier gewesen sei,
und sie habe sogar noch das Halstuch und den Pionierausweis. Was den
Gruß der Pioniere betrifft, ist weniger bekannt, daß Gruß und Antwort
aus einer Zeit stammen, als es darum ging, eine neue Welt aufzubauen
und ein Vermächtnis fortzusetzen. Heute haben Bildung und Erziehung
einen ganz anderen Inhalt. In der Fachwelt wird von
"Kinderwohlgefährdung" gesprochen. Ursachen und Triebkräfte bleiben
allerdings im dunkeln. 

Im Rahmen der EU ist die bundesdeutsche Kinderpolitik am wenigsten
erfolgreich, wie man auch an der Suche des deutschen Fernsehens nach
den "Herzen für Kinder" sehen kann. Wenn Kinder angesichts chaotischer
Zustände schreien: "Habt ihr eine andere Welt für uns? Wir haben
Angst!" ist ihre Welt eine Welt ohne Zukunft. Noch bestehende
Rekordleistungen einstiger Schützlinge, die ich in meiner Tätigkeit
als Sportpädagoge, Trainer und Übungsleiter einmal betreute, können
nicht darüber hinwegtäuschen, wie sehr die Gemeinnützigkeit der
Bewegungs- und Sportkultur gefährdet und unsere Lebensqualität
manipuliert wird. Das kleine Mädchen im Wunderland, das den Weg in die
Welt nicht kannte und die Katze danach fragte, ist allgegenwärtig.
"Wenn wir nicht wissen, wo wir hin wollen, müssen wir nur laufen."

Manfred Wozniak, Erfurt


Der "Blutige Freitag" 1919 ist nicht vergessen. 18 Menschen
starben auf dem Platz vor dem Chemnitzer Hauptbahnhof bei der
blutigsten politischen Auseinandersetzung, die hier vor Errichtung der
Naziherrschaft stattfand. Eine machtvolle Protestdemonstration
Chemnitzer Arbeiter am 8. August 1919 gegen die katastrophalen
Lebensverhältnisse eskalierte infolge einer verhängnisvollen
Provokation und weitete sich aus zu einem vierstündigen erbitterten
Kampf mit den zur gleichen Zeit am Bahnhof eingetroffenen Einheiten
der Reichswehr. 

Dem Andenken an diese Ereignisse wurde in der DDR ein Denkmal gesetzt.
Mein Vater, Hanns Diettrich, arbeitete insgesamt 15 Jahre an dem
Projekt "Augustkämpferdenkmal". Die Arbeit an den Entwürfen begann
1962. Die Umsetzung in das originalgroße Gipsmodell für die
Steinfassung erfolgte ab 1971 in seinem Atelier. Die Übertragung in
Naturstein begann 1976 in den Sächsischen Sandsteinwerken in Dresden
durch Steinbildhauer. 

Die Art der Gestaltung soll auch eine Verneigung vor dem Maler Karl
Schmidt-Rottluff sein. Die im Grauton gehaltenen Fugen zwischen den
einzelnen Blöcken des Gesamtdenkmals im Gegensatz zum Rot des
Rochlitzer Porphyrs verkörpern die Eingebundenheit des einzelnen in
die Geschlossenheit einheitlichen Handelns der Arbeiter. 

Die Einweihung des Denkmals fand am 8. August 1977 statt. 

Mit einer möglichen geplanten Verlegung des gegenwärtigen Busbahnhofes
in die unmittelbare Nähe des Hauptbahnhofes wird die erneute
Versetzung des Denkmals notwendig.

Diplom-Bildhauer Frank Diettrich, Chemnitz


Schlicht und einfach, geradezu bescheiden, steht seit 40 Jahren
ein Denkmal unweit des Rüdersdorfer Kulturhauses "Martin Andersen
Nexö". Denkmäler werden - so wie man Straßen und Plätze nach
Persönlichkeiten benennt - errichtet, um an Personen zu erinnern, die
in der Geschichte eine große Rolle gespielt haben. Sie sind Symbole,
an denen sich je nach Klassenstandpunkt die "Geister scheiden". 

Auch in Rüdersdorf wurde insbesondere unmittelbar nach 1989/90 um
Namen von Plätzen, Straßen und Denkmäler gestritten. Absicht war es,
alles auszulöschen, was an die DDR als antikapitalistische Alternative
zur BRD erinnerte. In diesem Zusammenhang verlor auch der Leninplatz
seinen Namen. 

Es gibt bürgerliche Wissenschaftler, die wichtige Gedanken Lenins aus
den Bereichen Geschichte, Kunst, Literatur, Pädagogik und Philosophie
akzeptieren. Das Bertelsmann-Lexikon beschreibt ihn als einen "mit
großer Wissenschaft begabten, gleichzeitig politischen Visionär,
weitblickenden Strategen und genialen Taktiker". Doch wachgerüttelt
wurde die Welt mit den ersten Erlassen nach der Oktoberrevolution. Es
waren das Dekret über den Frieden und das über den Grund und Boden.
Bei Gutsbesitzern wurde der Grund und Boden konfisziert, Banken und
Großindustrie wurden nationalisiert, und die Arbeiterkontrolle wurde
eingeführt. 

Von außerordentlicher, ja geradezu existentieller Bedeutung sind
Lenins Beziehungen zur deutschen Geschichte, die durch zwei große
Ereignisse gekennzeichnet sind: sein mutiger und letztlich von Erfolg
gekrönter Einsatz für den Friedensschluß mit Deutschland im 1.
Weltkrieg sowie der mit Deutschland geschlossene Vertrag von Rapallo
(1922), welcher der Weimarer Republik gleichberechtigte
zwischenstaatliche Beziehungen und Souveränität ermöglichte. 

Beide Aktivitäten lagen im Interesse sowohl des deutschen als auch des
russischen Volkes. Auf dem früheren Rüdersdorfer Leninplatz steht das
kleine Lenindenkmal hinter dem Kulturhaus, wogegen der überlebensgroße
Lenin vom Strausberger Markt im Garten des Museums verschwand. Es
wurde für zehn Jahre an ein Museum ausgeliehen, welches DDR-Geschichte
ausstellt. 

Auch jenen, die sich mit der Geschichte nicht so auskennen, schrieb
Lenin ins Tagebuch: "Das Leben schreitet in Widersprüchen voran, und
die lebendigen Widersprüche sind um vieles reicher, mannigfaltiger und
inhaltsvoller, als es dem menschlichen Verstand anfänglich scheint."
(LW, 34/396)

Heinz Pocher, Strausberg


Zu Gisela Steineckert: Hand aufs Herz, RF 251, S. 35 

Sehr geehrte Frau Steineckert, es gibt Begegnungen mit Menschen und
ihren Büchern, denen vertraut man bis zum Ende aller Tage. Nicht oft
bin ich Menschen begegnet, die zu mir sofort den richtigen Draht
fanden und nicht selten zu Tränen rührten. Auch Ihr letzter Beitrag im
"RotFuchs" war so ein Auslöser. 

Nicht nur ich, ganz besonders aber unsere Zeitschrift, erleiden einen
großen Verlust, wenn Ihr Beitrag "Hand aufs Herz" nun fehlen wird.
Nunmehr müssen Ihre bisher veröffentlichten Bücher diese Lücke füllen.
Ich habe die Hoffnung, daß Ihre Beiträge im "RotFuchs" in einer
Zusammenfassung zur Veröffentlichung kommen. Das alles darf nicht in
Vergessenheit geraten, weil so viel Wahres und Schönes selbstbewußt
und literarisch gekonnt zum Ausdruck kommt.

Annelore Falke, Pößneck


Liebe Unterstützer, Freunde und Genossen, wir möchten das Ende
eines ereignisreichen Jahres zum Anlaß nehmen, allen, die uns geholfen
haben, das Vermächtnis von Oberst Viktor Nikolajewitsch Schandakow und
Juri Alexejewitsch Wladimirow zu bewahren, herzlich Dank zu sagen.
Danke für die Anteilnahme, Danke für die Information an alle
Gleichgesinnten, Danke für die organisatorische sowie finanzielle
Unterstützung, Danke für die Teilnahme an den Ehrungen am
Fliegerehrenmal Syhra, Danke für die Mitwirkung an der
Wiedereinweihungsfeier, die zu einer Manifestation für Menschlichkeit
und Frieden, für die Erhaltung der Freundschaft zum Lande Lenins und
der Forderung nach Rückkehr zu einer Entspannungspolitik wurde. 

Wir wünschen uns eine weitere freundschaftliche Zusammenarbeit bei
unseren gemeinsamen Bestrebungen für Frieden und Völkerverständigung.
Bitte übermittelt unseren Dank und unsere Wünsche auch an alle, die in
gleicher Sache mit Euch und uns verbunden sind.

Bernd Gnant 
im Namen des Ortsverbandes und der Stadtratsfraktion Geithain der
Partei Die Linke 

 * 

Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.

Postfach 02 12 19, 10123 Berlin


Das Impressum für die obenstehende Ausgabe ist zu finden
unter:

www.rotfuchs.net/files/rotfuchs-ausgaben-pdf/2019/RF-253-02-19.pdf

 * 

Quelle:

RotFuchs Nr. 253, 22. Jahrgang, Februar 2019

Internet: www.rotfuchs.net
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Aufbruchstimmung

Die Streikkonferenz der RLS
ist zu einem Stelldichein der klassenkämpferischen Linken geworden

von Angela Klein



Die OrganisatorInnen mussten die Reißleine ziehen, die Anmeldungen
vorfristig stoppen und das Angebot an Arbeitsgruppen erweitern - sonst
hätten nicht alle Platz gehabt. Die vierte und mit 700 Teilnehmenden
bisher größte Streikkonferenz (15.-17.2.) war, wie Fanny Zeise vom
Organisationstrio beim Auftaktplenum sagte, ein "Zeichen für den
gesellschaftlichen Aufbruch", der allenthalben spürbar ist.


Das Thema war gewerkschaftliche Erneuerung, und dafür gab es
zwei Zauberworte: Organizing und Politisierung. Vor allem ersteres
spukte so nachhaltig durch die Flure der TU Braunschweig, dass es
manchen Gewerkschaftsvertretern schon zu viel wurde - Organizing
gehört längst zum Instrumentenkasten der Gewerkschaften. Politisierung
meinte das Hinaustragen gewerkschaftlicher und betrieblicher Konflikte
in den politischen Raum, um einen gemeinsamen Kampf herzustellen, wenn
die Kräfteverhältnisse in einer Branche allein nicht zu ändern sind.
Beim Pflegenotstand ist dies stellenweise gelungen - mit Erfolg. In
anderen Bereichen - etwa in der Automobilbranche - sind wir noch weit
davon entfernt, da wird noch nicht sichtbar, wie Arbeit und Umwelt
zusammengehen können.

Ver.di, IGM, NGG und die GEW waren die hauptsächlich vertretenen
Gewerkschaften. Ihre Öffnung zu den neuen Mobilisierungsmethoden ist
unterschiedlich stark ausgeprägt, was auch mit der Arbeitsstruktur der
Beschäftigten zu tun hat, die sie organisieren. Und natürlich gibt es
auf der einen Seite nicht nur Erfolge und auf der anderen Seite nicht
nur Niederlagen. Der Bericht über die Automobilarbeiterstreiks in
Ungarn, und wodurch sie möglich wurden, war ein lehrreiches Beispiel
dafür, dass auch ein großer, schwerfälliger Tanker wie die IG Metall,
auch in einem so traditionellen Bereich wie die Autoindustrie auch
transnational entlang der Wertschöpfungskette mobilisieren kann.

Interessant war in diesem Zusammenhang der Schlagabtausch zwischen
Bernd Riexinger (der in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der LINKEN
da war) und Hans-Jürgen Urban vom Vorstand der IG Metall, ein
Vordenker der sog. "Mosaiklinken". Die beiden haben sich über ein
klassisches Thema in die Haare gekriegt. Sagt der Parteimensch zum
Gewerkschafter: Ihr müsst politischer werden. Sagt der Gewerkschafter
zum Parteimenschen: Politik ist eure Aufgabe. Dabei musste auch Urban
zugeben, dass in der Politik derzeit kein Ansprechpartner für
Gewerkschaftsanliegen da ist. Wie das Verhältnis neu zu bestimmen ist,
wäre durchaus eine spannende Frage für den Kongress gewesen - leider
kam es nicht dazu.

Eine Reihe von Themen standen nicht auf dem Programm, obwohl sie
dringend zur gewerkschaftlichen Erneuerung gehören, etwa der
Tarifvertrag Leiharbeit oder auch die Rentenpolitik. Der Preis für die
Unterstützung der Konferenz durch offizielle Gewerkschaftsgliederungen
der Region - und damit die Beteiligung ihrer Vertreter auf den
Podien - war, dass weniger die Kritik an der Politik mancher Vorstände
in den Fokus gerückt war als die Möglichkeiten, mit linker
aufgestellten Teilen des Apparats in die Diskussion zu kommen.

Einigen Teilnehmenden war das zu wenig. Auf Anregung des Netzwerks
Gewerkschaftslinke hatte deshalb eine Reihe kleinerer Initiativen aus
dem betrieblichen bzw. gewerkschaftlichen Bereich in Braunschweig zu
einem Vorbereitungstreffen für eine gemeinsame "Strategiekonferenz"
(möglichst im Januar) 2020 eingeladen: das Treffen war mit 70
Teilnehmenden gut besucht. Die Konferenz soll kein Gegenstück, sondern
eine Ergänzung zu den "Konferenzen gewerkschaftliche Erneuerung" der
RLS sein.

An anderen Stellen hätte man sich mehr Öffnung gewünscht: So war der
Frauenstreik mit seiner Platzierung am letzten Tag irgendwo zwischen
Mittagessen und Abschlussplenum durchaus ein "krönender Abschluss",
aber vielleicht etwas zu sehr an den Schluss gelegt, als längst nicht
mehr alle da waren. Und die stellvertretende Ver.di-Vorsitzende war am
Freitag abend bei der Podiumsdiskussion nicht einmal darauf
angesprochen worden, dass dieser Streik vielleicht etwas mit dem Kampf
gegen den Pflegenotstand zu tun haben könnte.

Auch eine Einladung an die klimastreikenden Schülerinnen und Schüler,
doch mal mit den anwesenden Automobilarbeitern (sehr viele aus
verschiedenen VW-Werken) zu diskutieren, hätte die Debatte ungeheuer
belebt.

Damit sei des Nörgelns aber genug: Es war eine tolle Konferenz, ein
wichtiges Stelldichein für alle Linken in der und um die
Gewerkschaftsbewegung, denen die herrschenden Verhältnisse allmählich
unerträglich werden, eine höchst inspirierende Veranstaltung mit durch
die Bank ausgezeichneten Vorträgen. Sie bot Gelegenheit zu
vielfältiger Vernetzung und hat damit ihren Zweck voll und ganz
erfüllt. Dafür ein herzliches Dankeschön ans Orga-Team und an die RLS.


Mehr Informationen und Videoaufzeichnungen einiger
Vorträge:
www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/BJTAJ.

Das nächste Vernetzungstreffen zur Vorbereitung der
Strategiekonferenz 2020 wird am 18. Mai 2019 ab 11 Uhr im
DIDF-Vereinsraum, Rudolfstr.13, Frankfurt am Main, stattfinden.

 * 

Quelle:
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vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 07/08 vom 7. März 2019

Den antikapitalistischen Kampf ins Wohnzimmer tragen

von Lotta Continua



Allen Bemühungen und allen Diskussionen zum Trotz: Der Hauptteil
der Reproduktionsarbeit wird nach wie vor von Frauen* geleistet.
Kranke pflegen und lieben, Teller mit gekochtem Essen befüllen und
abwaschen, den Alltag organisieren, Böden schrubben, trösten oder
spielen, all das sind Tätigkeiten, ohne die weder das Leben an sich
noch die kapitalistische Produktion funktionieren würde. Dass diese
Arbeiten aber kaum gesellschaftliche Anerkennung finden, hat
System.


"Die Herausforderung der Frauenbewegung liegt darin, Kampfformen
zu finden, die, während sie die Frau vom Haus befreien, auf der einen
Seite eine doppelte Knechtschaft der Frau vermeiden und auf der
anderen Seite eine weitere Stufe der Kontrolle der Disziplinierung
durch das Kapital verhindern. Dies ist für die Frauenbewegung
letztlich die Trennlinie zwischen Reformismus und revolutionärer
Politik." Mariarosa Dalla Costa & Selma James


Frauen*streik auch in der Küche

Es ist nur logisch, dass bei den internationalen Frauen*streiks zum 8.
März und am 14. Juni dazu aufgerufen wird, auch, die unbezahlte
Sorge- und Hausarbeit zu bestreiken. Also lassen wir für einen Tag das
Kochen und Kümmern und gehen stattdessen auf die Strasse. Doch wenn es
nur bei einem Häufchen ungewaschener Wäsche, ein paar hungrigen
Mäulern und unerledigten Hausaufgaben der Kinder bleibt, ist dies
nicht viel mehr als ein symbolischer Akt.

Seit Mitte des zwanzigsten Jahrhunderts wird für die
Arbeiter_innenklasse das Ideal der Vollzeithausarbeiter_in propagiert.
Seitdem werden von verschiedener Seite her Ideen zur Umgestaltung der
Hausarbeit vorgelegt. Schnell wurden in Anerkennung der
volkswirtschaftlich relevanten Leistungen der frauenspezifischen
Reproduktionsarbeiten Forderungen nach sozialer oder ökonomischer
Entschädigung laut. Deutsche Frauenrechtlerinnen wandten sich 1905 mit
der Bitte an das kaiserliche statistische Amt, bei der nächsten
Gewerbezählung auch Hausfrauen und Mütter zur berufstätigen
Bevölkerung zu zählen.

Solche und nachfolgende Ansätze und Argumentationen der bürgerlichen
Frauen sind ambivalent: einerseits enthalten sie Elemente einer
Verweigerung gegenüber entfremdeten, ausserhäuslichen
Arbeitsverhältnissen, andererseits verteidigen sie unkritisch
weibliche Rollenzuschreibungen und ihre eigene Abhängigkeit von
Ehemann oder Vater.

Ähnlich widersprüchlich ist die Devise "Emanzipation durch Lohnarbeit.
Sie trägt zwar der Tatsache Rechnung, dass unter kapitalistischen
Bedingungen ein eigenständiges Einkommen Grundlage für ein
unabhängiges Leben ist. Doch ist die Lohnarbeit von Frauen in Realität
immer mit einer Doppelbelastung gepaart. So real die Freiheiten durch
ein eigenständiges Einkommen sind, so bitter unfrei sind die
Lebensbedingungen der Frauen, die diesen Weg wählen.

Doch seit weltweit immer mehr Frauen auch in Lohnarbeitsverhältnissen
stehen, investiert der Staat und die Wirtschaft noch weniger in die
Reproduktion. Durch die faktische Abschaffung des "Ernährerlohns"
konnten Lohnkürzungen, Verteuerungen der Lebens- und in den grossen
Städten vor allem der Wohnkosten durchgesetzt werden. Auch der Abbau
der Sozialleistungen, gestiegene Krankenkassenprämien und
Gesundheitskosten wurde durch die Tatsache, dass Familien vermehrt auf
hoch-prozentige Berufstätigkeit beider Elternteile setzen, teilweise
abgefedert. Stattdessen wird die Hausarbeit und die Pflege und
Betreuung von Angehörigen - und somit die Ausbeutung von Frauen
- weitergegeben und auf die sozial schwächer gestellten abgewälzt.
Häufig werden diese schlechtbezahlten Carearbeiten von Migrantinnen
geleistet, die dann wiederum in ihren eigenen Familien fehlen.


Startschuss für die "Lohn für Hausarbeit"-Kampagne

1970 veröffentlicht Mariarosa Dalla Costa den gemeinsam mit Selma
James verfassten Text "Die Macht der Frauen und der Umsturz der
Gesellschaft". Darin analysierten sie die Unterdrückungsverhältnisse,
denen Frauen in der kapitalistischen Gesellschaft ausgesetzt sind, und
zeigten sowohl die Notwendigkeit wie auch Wege zu deren Überwindung
auf. Sie machten deutlich, dass die von Frauen im Haushalt
verrichteten Tätigkeiten die Grundlage für den Kapitalismus sind.
Diese Arbeiten produzieren viel mehr als nur Mahlzeiten und saubere
Wäsche, gelten aber als ungelernt und minderwertig. Ihre Bedeutung für
den kapitalistischen Produktionsprozess bleibt unsichtbar, "weil nur
das Produkt ihrer Arbeit - der Arbeiter - sichtbar war".

Für Dalla Costa und James ist die Rolle der Hausfrau zentral für die
Unterdrückung der Frau. Denn unabhängig davon, ob sie einer Lohnarbeit
nachgeht oder nicht, Hausfrau bleibt sie in beiden Fällen. Frauen in
die Lohnarbeit einzubinden, sieht sie aber nicht als geeignete
Befreiungsstrategie. Vielmehr erfordert die besondere Form der
Ausbeutung der Hausarbeit eine besondere Form des Kampfes, nämlich des
Frauenkampfes innerhalb der Familie:

"Arbeit bleibt immer Arbeit - sei es im Haus oder außerhalb. Die
Autonomie des Lohnarbeiters besteht darin, ein "freies Individuum" für
das Kapital zu sein; dies gilt für die Frau nicht weniger als für die
Männer. Wer behauptet, dass die Befreiung der Frau der Arbeiterklasse
darin liegt, eine Arbeit außerhalb des Hauses zu finden, erfasst nur
einen Teil des Problems, aber nicht seine Lösung. Die Sklaverei des
Fließbandes ist keine Befreiung von der Sklaverei des Spülbeckens. Wer
das leugnet, leugnet auch die Sklaverei des Fließbandes und beweist
damit noch einmal, dass man, wenn man die Ausbeutung der Frau nicht
begreift, auch die Ausbeutung des Mannes nicht wirklich begreifen
kann". Als Ziel des Klassenkampfes sahen sie einerseits die
Verweigerung und schliesslich die Überwindung der Hausfrauen- und
Mutterrolle sowie der Familie, und die Überwindung von Lohnarbeit
überhaupt.


Proletarierin ohne Lohn

Mariarosa Dalla Costa und Selma James brechen mit dem orthodoxen
Marxismus, indem sie den Begriff der Produktion ausdehnten. Hausarbeit
trage direkt zur Schaffung von Mehrwert bei, indem sie die
Arbeitskraft produziere, die als Ware auf dem Markt erscheint. Darüber
hinaus schreiben sie der Hausarbeit eine indirekte ökonomische
Komponente zu. Sie sehen den Haushalt als eine Art Pufferzone, in der
Emotionen abgeladen und Spannungen abgebaut werden, sowie ein Druck
aufgebaut wird, der die Arbeiter am Arbeitsplatz halte. Auch dies
seien für den Kapitalismus notwendige Funktionen, ohne die die
Profitrate geschmälert würde. Deshalb sei Hausarbeit Arbeit und
produktive Tätigkeit im marxistischen Sinn.

Auch ihre Definition des revolutionären Subjekts bricht mit dem
orthodoxen Marxismus. Für sie ist nicht mehr der Proletarier
alleiniger "Held" der Revolte, sondern ebenso die Frau und hier
wiederum vor allem die Frau in ihrer Rolle als Hausfrau, eben als
"Proletarierin ohne Lohn". Zum revolutionären Subjekt zählen sie alle
jene, die aus dem Produktionssystem ausgeschlossen sind. Dazu gehören
die Frauen- und Schwarzenbewegung sowie der Widerstand der
Schüler_innen, die den Klassenkampf im Ausbildungssystem vorantreiben.
Denn das Kapital herrsche nicht nur durch den Lohn, den es bezahle,
sondern auch durch die Schaffung einer Klasse ohne Lohn. Durch das
Fehlen des Lohns wird die Ausbeutung verschleiert und nicht so leicht
sichtbar.

Diese Publikation traf in den Siebzigern den Nerv der Zeit: vielen
linken, marxistischen Frauen wurde bewusst, dass Themen wie Gewalt in
der Familie, Sexismus, Hausarbeit und andere zentrale
Unterdrückungsstrukturen in der traditionellen Linken, wenn überhaupt,
nur als Randthemen behandelt oder als "Nebenwiderspruch" entwertet
wurden. Die eingeforderten Auseinandersetzungen mit diesen Themen
sowie mit patriarchal-autoritären Mustern in den eigenen
gemischtgeschlechtlichen Gruppen führten schließlich zu einer Reihe
von Austritten von Frauen aus den gemischten linken Zusammenhängen und
zur Gründung eigener feministischer Organisationen.

In ganz Italien und auf der ganzen Welt gründeten sich "Lohn für
Hausarbeit"-Komitees. Ein Zweck der Kampagnen war es, Hausarbeit
sichtbar zu machen, um im öffentlichen Bewusstsein den Begriff der
Arbeit neu zu definieren. Die Forderung zeigte neben der ökonomischen
Dimension auch die Macht- und Gewaltbeziehungen auf. Sie
thematisierte, wie viele Frauen zum Beispiel Gewaltbeziehungen wegen
ihrer ökonomischen Abhängigkeit nicht beenden konnten. Und sie zeigten
auf, dass die "Nicht-Entlohnung" der Hausarbeit auch die
Arbeitsbedingungen ausserhalb des Hauses definiert: viele Jobs, die
Frauen finden, stellen schlicht Ausläufer der Hausarbeit dar und sind
entsprechend unterbezahlt. Die Forderung nach Lohn sollte die
ungerechte, ungleiche sozial-geschlechtliche Arbeitsteilung
grundlegend destabilisieren und untergraben. Sie sollte die
Machtbeziehungen zwischen Frauen und Männern und Arbeitsbedingungen
der Frauen im Kapitalismus grundlegend in Frage stellen. Sie
beinhaltete eine umfassende Analyse der Lohnarbeit im Kapitalismus,
welche weit über Marx hinausgeht.


Breite Debatte anstossen

In Hinblick auf die kommenden Streiks wäre es ein wichtiger Schritt,
die Hausarbeiterinnen aus der Isolation zu lösen. Der Kontakt und
Erfahrungsaustausch mit anderen vermittelt gegenseitige Anerkennung
und schafft Bewusstsein für die Bedeutung der Arbeit. Hierarchien und
Spaltungen zwischen Frauen, die durch die bezahlte Hausarbeit
entsteht, müssen thematisiert werden. Wir müssen nicht nur ein
Bewusstsein dafür schaffen, dass wenn wir die Hausarbeit bestreiken,
die kapitalistische Produktionsweise bestreikt wird, sondern wir
müssen Mittel und Wege finden unseren Streik dem richtigen Empfänger
zukommen zu lassen. Nicht nur unsere Kinder, Lebensgefährt_innen oder
Mitbewohner_innen sollen zur Kenntnis nehmen, dass Hausarbeit zentral,
ja lebenswichtig ist. Wir wollen uns zusammenschliessen zu grösseren
Kollektiven um dem Staat und Kapital mit einer gewissen Macht
entgegenzutreten, um Forderungen zu stellen. Eine antikapitalistische
und revolutionäre Stossrichtung gewinnt der Kampf erst dann, wenn die
gesamten Produktionsbedingungen ins Auge gefasst werden.

Wir sollten diesen Tag nutzen um eine breite Debatte zum Verhältnis
von Lohnarbeit und Hausarbeit, von Frau* und Mann*, von Familie und
Betrieb anzustossen. Unser Ziel muss sein, alle Arbeit zu
kollekivieren, neu zu organisieren und neu aufzuteilen und für eine
Gesellschaft zu kämpfen, in der alle Arbeit gleich viel wert ist und
in der nicht aufgrund von geschlechtlichen Rollenbildern bestimmte
Arbeiten ausschließlich Frauen* zugeschrieben werden.

 * 
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MELDUNG/1857: Deutschlandfunk - Abgeschieden in Europa. Tschetschenen unter sich, 16.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Abgeschieden in Europa - Tschetschenen unter sich

Mit Reportagen von Gesine Dornblüth

Gesichter Europas

Samstag, 16. März 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Zigtausende Tschetschenen sind nach Europa geflohen. Entweder vor den
blutigen Kriegen, oder vor dem Republikchef Ramsan Kadyrow. In den
Aufnahmeländern lebt die tschetschenische Community extrem
abgeschieden. Tradition, Gewohnheitsrecht und Clanverbindungen spielen
eine große Rolle. Integration wird dadurch erschwert. Zum einen
tauchen Tschetschenen immer wieder in Berichten über Kriminalität und
Terrorismus auf. Die deutschen Verfassungsschützer gehen von rund 500
radikalen tschetschenischen Islamisten in Deutschland aus. Zum anderen
gibt es einen kleinen Teil von Flüchtlingen, der sich politisch
engagiert und offen die Zustände in Tschetschenien und die Politik des
Kreml kritisiert. Viele fürchten die Rache Kadyrows. Eine Spurensuche
an verschiedenen Orten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1856: Deutschlandfunk Kultur - Die Blumen des Koran, 16.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Blumen des Koran

Eine Lange Nacht über das heilige Buch der Muslime

Von Manuel Gogos

Lange Nacht

Samstag, 16. März 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Für gläubige Muslime - 1,5 Milliarden weltweit - hat Mohammed den
heiligen Koran in seinem Herzen empfangen. Der Koran spiegelt nicht
bloß die Gedankengänge eines Einzelnen wider - er ist das Resultat
eines jahrzehntelangen Dialogs zwischen dem Propheten, seiner Gemeinde
und der jüdisch-christlichen Umgebung. Er ist eine Schrift zwischen
zwei Buchdeckeln, er bedarf der Übersetzung. Ob rationalistisch,
fundamentalistisch oder mystisch: Seit jeher wird der Koran
interpretiert. Die Lange Nacht stellt die spannungsreichen Lesarten
des Koran vor, von der buchstabengläubigen, ahistorischen Lesart der
Islamisten, die im Koran nur einen Aufruf zum "Heiligen Dschihad"
gegen alle Ungläubigen sehen; bis zur allegorisch-mystischen Lesart
eines Dschalal ad-Din Rumi, der im Koran den reinsten Ausdruck
göttlicher Barmherzigkeit fand.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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DER FILM/431: Köln - NRW-Premiere "In Search..." von Beryl Magoko und Jule Katinka Cramer, 12.4.19


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

NRW-Premiere "In Search..."

Freitag, 12.4.2019, 20 Uhr, Filmforum NRW im Museum Ludwig

Bischofsgartenstr. 1, 50667 Köln, mit Eintritt



Im Rahmen des Frauenfilmfestivals Dortmund | Köln ist der
preisgekrönte Dokumentarfilm "In Search..." nun zum ersten Mal in NRW
zu sehen. Das Festival präsentiert den Abschlussfilm von Beryl Magoko
(Regie) und Jule Katinka Cramer (Bildgestaltung) in Kooperation mit
der Frauenrechtsorganisation medica mondiale. Der Dokumentarfilm zum
Thema Beschneidung bei Frauen und Mädchen wird am Vortag in Dortmund
(Kino im U) gezeigt. Sybille Fezer, Geschäftsführerin bei medica
mondiale, wird im Anschluss ein Gespräch mit Beryl Magoko und Jule
Katinka Cramer führen.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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HNO/302: Mit Tönen gegen das Tönen - Musiktherapie bei akutem Tinnitus (idw)


Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 12.03.2019

Mit Tönen gegen das Tönen - Musiktherapie bei akutem Tinnitus

Studienergebnisse von Heidelberger Forschern bestätigen, dass die
Behandlung durch Neuro-Musiktherapie auch im Akutstadium eines Tinnitus
Erfolg verspricht.



Tinnitus ist die Wahrnehmung eines störenden Tones oder eines unangenehmen
Rauschens ohne äußere Schallquelle. Von einem akuten Tinnitus spricht man,
wenn der Tinnitus noch nicht länger als drei Monate besteht. Ohrgeräusche
gehören mittlerweile zu den häufigsten Symptomen im HNO-medizinischen
Bereich.

Für die Behandlung des akuten Tinnitus gibt es derzeit nur wenige
wissenschaftlich überprüfte Therapiemöglichkeiten.

Das Therapiespektrum wurde nun um die Neuro-Musiktherapie erweitert.
Im aktuell veröffentlichten Buch Heidelberger Musiktherapiemanual: Akuter
Tinnitus (erschienen im Verlag uni edition, ISBN 3947208103) wird
dargestellt, wie die am Deutschen Zentrum für Musiktherapieforschung DZM
e.V. entwickelte Neuro-Musiktherapie unmittelbar im Anschluss an die
HNO-medizinische Akutbehandlung erfolgreich durchgeführt werden kann. Ein
herausragendes Merkmal der Heidelberger Musiktherapie ist die Kombination
von psychotherapeutischen Behandlungselementen mit einer gezielten
akustischen Stimulation von Tönen und Tonfolgen im Bereich der
individuellen Tinnitusfrequenz.

Durch die Musiktherapie wurden konkret eine allgemeine Verringerung der
subjektiven Tinnitusbelastung sowie Verbesserungen in der Konzentration,
in der Aufmerksamkeit und im allgemeinen Wohlbefinden erreicht. Bei N = 66
Probanden konnten die persönlichen Eindrücke durch unmittelbar vor und
nach der Musiktherapie durchgeführten Messungen im Kernspintomographen
eindrücklich bestätigt werden.

Diese Ergebnisse setzten neue wissenschaftliche und therapeutische
Maßstäbe in der Musiktherapie: nur durch eine interdisziplinäre Vernetzung
von HNO-medizinischer Akutversorgung und musiktherapeutischer
Kurzzeitintervention kann eine dauerhafte Symptomlinderung erreicht
werden.

Seit 15 Jahren werden am Deutschen Zentrum für Musiktherapieforschung
(DZM) e.V. in Heidelberg Tinnitusbetroffene behandelt.

Die Tinnitusambulanz des Deutschen Zentrums für Musiktherapieforschung
bietet laufend Kompakttherapien für Patienten mit akutem und chronischem
Tinnitus an. Weitere
Informationen für Patienten sind telefonisch erhältlich unter 06221 - 79
63 101 oder per E-Mail unter

tinnitusambulanz@dzm-heidelberg.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dzm-heidelberg.de

https://tinnitusheidelberg.wordpress.com/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution840

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1973: Maßgeschneiderte Therapie gegen Darmkrebs (idw)


Deutsche Krebshilfe - 12.03.2019

Maßgeschneiderte Therapie gegen Darmkrebs

Sauerstoffgehalt im Tumor entscheidet über Krebsmedikamente



Heidelberg (ckr) - Die Blutversorgung eines Darmtumors ist "chaotisch".
Dadurch ist in einigen Bereichen des Tumors wenig, in anderen viel
Sauerstoff vorhanden. Den Krebszellen macht das nichts aus: Ihr
Stoffwechsel ist an die jeweilige Situation angepasst. Die bislang gegen
Darmkrebs eingesetzten Medikamente wirken jedoch umso schwächer, je
niedriger der Sauerstoffgehalt im Tumor ist. Darmkrebszellen sprechen
daher sehr unterschiedlich auf eine Chemotherapie an - schlimmstenfalls
ist die Behandlung wirkungslos. Heidelberger Wissenschaftler entwickeln
derzeit eine maßgeschneiderte Kombinationstherapie aus mehreren
Wirkstoffen. Diese soll die individuelle Zusammensetzung des Tumors
berücksichtigen. Die Deutsche Krebshilfe unterstützt das Projekt mit
446.000 Euro.

Krebszellen benötigen viel Energie, um zu wachsen und sich auszubreiten.
Die Zellen eines Dickdarmtumors decken ihren Energiebedarf dabei
unterschiedlich: Manche Krebszellen wachsen bevorzugt mit Sauerstoff
(aerob), andere vornehmlich oder ausschließlich ohne Sauerstoff (anaerob).
Anaerob wachsende Darmtumoren sind jedoch resistent gegenüber der
Chemotherapie. Denn die bislang eingesetzten Medikamente sind ohne
Sauerstoff kaum wirksam. Außerdem wachsen diese Tumoren sehr aggressiv und
sind in der Lage, Schäden, wie sie durch eine Strahlentherapie entstehen,
besser zu reparieren und so zu überleben. Zellen mit einem anaeroben
Stoffwechsel können daher innerhalb kurzer Zeit nach der Behandlung ein
erneutes Tumorwachstum hervorrufen.

Wirkstoffe effizient kombinieren

Im Rahmen eines Forschungsprojekts - unter der Leitung von Dr. Bruno
Köhler vom Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) in Heidelberg
und Professor Dr. Martin Schneider vom Universitätsklinikum Heidelberg -
untersuchen Wissenschaftler nun, ob eine Kombinationstherapie aus
verschiedenen Wirkstoffen gleichzeitig sowohl aerobe als auch anaerobe
Krebszellen gezielt bekämpfen kann.

"Wir wollen zunächst aus sieben bereits bekannten Krebsmedikamenten die
Substanzen mit der markantesten Funktionsweise identifizieren - also
solche Wirkstoffe, die spezifisch nur aerobe beziehungsweise anaerobe
Tumorzellen töten", so Projektleiter Köhler. Nachdem sie die
aussichtsreichsten Substanzen identifiziert haben, wollen die
Wissenschaftler diese Wirkstoffe kombinieren und anhand von
Tumorgewebeproben und Darmkrebsmodellen untersuchen, welches die
effizientesten Kombinationen sind.

Auf dieser Basis sollen später klinische Studien für Dickdarmkrebs folgen.
"Der Sauerstoff-Stoffwechsel spielt eine zentrale Rolle in der
Tumorbiologie und ist möglicherweise der Schlüssel zu einer
personalisierten Behandlung mit maximaler Wirkungskraft. Unser Ansatz
könnte die Therapie von Kolonkarzinomen revolutionieren", sagt Köhler.

Keine Therapie ohne Diagnostik

In Vorversuchen haben die Heidelberger Wissenschaftler bereits eine
verlässliche Analysemethode entwickelt, mit der sie die genaue
Tumorzusammensetzung bestimmen können. Sie erfassen anhand von
Gewebebiopsien den Stoffwechseltyp der Tumorzellen - und welcher Zelltyp
überwiegt. So ist eine exakte Dosierung der kombinierten Präparate
möglich. "Eine genaue Diagnostik ist somit eine wichtige Voraussetzung für
den erfolgreichen Einsatz der zukünftigen Therapie in der klinischen
Routine", ergänzt Schneider.

Krebs ist auch heute, trotz enormer Fortschritte in der Forschung und
Medizin, in vielen Fällen immer noch eine Erkrankung mit schlechten
Heilungsmöglichkeiten. "Die Deutsche Krebshilfe fördert daher zahlreiche
Forschungsprojekte, die neue Perspektiven für Diagnostik und Therapie von
Tumorerkrankungen eröffnen. Nur durch neue Erkenntnisse aus der Forschung
lassen sich innovative und neue Therapiestrategien erarbeiten", erklärt
Gerd Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe.


Hintergrund und weitere Informationen

Jedes Jahr erkranken in Deutschland rund 59.000 Menschen neu an einem
Tumor des Darms. Insgesamt ist Darmkrebs bei Männern die dritthäufigste
und bei Frauen die zweithäufigste Tumorerkrankung. Das durchschnittliche
Erkrankungsalter liegt für Männer bei 72 Jahren und für Frauen bei 75
Jahren.

Im "Darmkrebsmonat März" informiert die Deutsche Krebshilfe verstärkt über
diese Tumorart. Informationsmaterialien zum Thema - wie der blaue Ratgeber
"Darmkrebs" oder das Präventionsfaltblatt "Aktiv gegen Darmkrebs" - sind
kostenlos bestellbar unter www.krebshilfe.de/informieren/ueber-krebs/infothek.

Eine persönliche Beratung erhalten Betroffene und
Interessierte von den Mitarbeitern des INFONETZ KREBS unter der
kostenfreien Telefonnummer 0800 / 80708877.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.krebshilfe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution500

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Krebshilfe - 12.03.2019
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FORSCHUNG/4018: Gesundes Altern - Alters-assoziierte Proteinmodifikationen in Zellen können quantifiziert werden (idw)


Universität Greifswald - 12.03.2019

Gesundes Altern - Alters-assoziierte Proteinmodifikationen in Zellen können quantifiziert werden



Ein internationales Forscherteam konnte Proteine herstellen, die die
genaue Messung von modifizierten Lysinen in Zellen ermöglichen.
Modifizierte Lysine spielen eine wichtige Rolle bei der Entwicklung
schwerer Erkrankungen und für einen gesunden Alterungsprozess. Für uns
alle ist es ein großer Wunsch, auch im hohen Alter gesund zu sein und zu
bleiben. Anfang März wurden die Ergebnisse einer Studie in der
Fachzeitschrift Nature Communications (DOI: 10.1038/s41467-019-09024-0)
veröffentlicht.

Federführend in dem Forschungsprojekt waren die Gruppen von Prof. Dr.
Chunaram Choudhary und Prof. Dr. Brian T. Weinert vom Novo Nordisk
Foundation Center for Protein Research und der Universität Kopenhagen.
Beteiligt war auch die Arbeitsgruppe Synthetische und Strukturelle
Biochemie unter Leitung von Prof. Dr. Michael Lammers vom Institut für
Biochemie der Universität Greifswald.

Die Studie Analysis of human acetylation stoichiometry defines mechanistic
constraints on protein regulation befasst sich damit, die molekularen
Grundlagen eines gesunden Alterungsprozesses aufzuklären. Die heutige
Gesellschaft wird immer älter. Das ist eine gute Nachricht; jedoch sind
damit auch eine Vielzahl an Herausforderungen für die heutige Gesellschaft
verbunden. Das sind neben großen ökonomischen auch immense gesundheitliche
Herausforderungen. Kein anderer Risikofaktor als das Alter selbst erhöht
die Wahrscheinlichkeit zur Entwicklung schwerwiegender Erkrankungen wie
Krebs, Stoffwechsel- sowie Herzerkrankungen und neurodegenerativer
Erkrankungen. Daher ist es sehr wichtig, die Mechanismen auf molekularer
Ebene zu verstehen, die einen gesunden Alterungsprozess unterstützen.

Seit Anfang der 1930er Jahre ist durch Versuche an Ratten bekannt, dass
eine beschränkte Kalorienaufnahme (engl. caloric restriction), die
Lebensspanne von Säugetieren erhöht. Es wird heute angenommen, dass es die
Zusammensetzung der Nahrung und nicht der Energiegehalt ist, die sich
positiv auf die Lebenserwartung und den Gesundheitszustand im Alter
auswirkt (engl. dietary restriction). Es wäre wünschenswert, wenn die
positiven Effekte der caloric/dietary restriction pharmakologisch mit
einem Medikament nachgeahmt werden könnten, ohne dass damit eine strikte
Kontrolle der Ernährung oder gar eine dauerhafte Diät notwendig wäre. Die
zugrundeliegenden Mechanismen der dietary restriction sind auf molekularer
Ebene bis heute nicht verstanden. Durch den enormen Fortschritt in der
quantitativen Massenspektrometrie in den vergangenen zehn Jahren konnte
herausgefunden werden, dass es bei der caloric restriction/dietary
restriction und bei Erkrankungen wie bestimmten Krebsarten und
neurodegenerativen Erkrankungen zu Veränderungen der zellulären Proteine
kommt. Diese Veränderungen betreffen eine bestimmte Aminosäure in den
Proteinen, das Lysin. Durch gezieltes Anbringen einer kleinen chemischen
Modifikation, der sogenannten Acetylierung, an den Lysinen in den
Proteinen werden grundlegende Funktionen von Proteinen verändert. So wird
die Entwicklung schwerwiegender Erkrankungen unterstützt.

"Bisher war es nicht möglich, die Mengen dieser Modifikation an den
Lysinen in allen Proteinen einer Zelle exakt zu bestimmen. Dieses ist aber
notwendig, um diejenigen Stellen zu finden, die von hoher physiologischer
Relevanz sind und die bei Erkrankungen verändert sind. Das Auffinden
dieser wichtigen Stellen ist eine der größten Herausforderungen im
Forschungsfeld und das ist jetzt möglich. Durch diese internationale
Kooperation konnten wir durch einen synthetisch-biologischen Ansatz
Proteine herstellen, die Lysin-acetyliert sind und diese als interne
Standards für die Mengenbestimmungen heranziehen. Wir werden jetzt in der
Lage sein, gezielter Proteine zu finden, die für einen therapeutischen
Ansatz vielversprechend sind", erklärt Prof. Dr. Michael Lammers, einer
der Autoren des Artikels und Leiter der Arbeitsgruppe "Synthetische und
Strukturelle Biochemie" am Institut für Biochemie.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09024-0
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VORSORGE/805: Einen Schritt voraus sein - Mit neuer Kombinations-Therapie gegen resistente Malariaerreger (idw)


Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin - 12.03.2019

Einen Schritt voraus sein: Mit neuer Kombinations-Therapie gegen resistente Malariaerreger



Um eine Malariatherapie mit einer Dreifach-Kombination der nächsten
Generation testen zu können, führt das Hamburger Bernhard-Nocht-Institut
für Tropenmedizin (BNITM) zusammen mit dem Kumasi Centre for Collaborative
Research (KCCR) eine große Behandlungsstudie in Ghana durch. Das Projekt
wird mit 7,6 Millionen Euro durch die European and Developing Countries
Clinical Trials Partnership (EDCTP) und das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) gefördert. Eine Weiterentwicklung bisheriger
Medikamentenkombinationen ist erforderlich, bevor immer mehr
Malariaerreger Resistenzen entwickeln.

Noch immer stammt der weitaus größte Anteil aller weltweit erfassten
Malariainfektionen, rund 90 Prozent, aus Afrika südlich der Sahara. Vor
allem bei Kleinkindern nimmt die Infektion häufig einen tödlichen Verlauf:
Von den rund 450.000 Todesfällen jährlich entfallen mehr als zwei Drittel
auf Kinder unter fünf Jahren. "Am häufigsten trifft es die Kinder in
Afrika, da sie im Gegensatz zu Erwachsenen noch keine Immunität gegen die
Malariaparasiten aufbauen konnten. Wenn dann die vorhandenen
Therapiemöglichkeiten nicht greifen, endet eine schwere Malariainfektion
oft tödlich", erklärt Prof. Jürgen May, Leiter der Abteilung
Infektionsepidemiologie am BNITM.

Bei einer Malaria sind heute Artemisinin-basierte Kombinationstherapien
(ACTs) die Behandlungsmethode der ersten Wahl. "In Südostasien jedoch ist
ihre Wirksamkeit aufgrund des Auftretens von Artemisinin-resistenten
Stämmen bereits deutlich zurückgegangen", warnt Dr. Oumou Maiga-Ascofaré,
Studienkoordinatorin und Mitarbeiterin am BNITM und KCCR. ACT-resistente
Stämme könnten sich auch in Afrika ausbreiten, so die Einschätzung der
Wissenschaftlerin.

In Afrika werden Malariaparasiten, insbesondere die gefährlichste Art
Plasmodium falciparum, zurzeit noch zuverlässig durch
Artemisinin-Kombinationstherapien abgetötet. "Noch greift die Therapie der zweiten
Generation in Afrika. Um jedoch ACTs weiterhin erfolgreich einsetzen zu
können, müssen wir dringend Kombinationstherapien mit drei oder mehr
Partnersubstanzen entwickeln, um die Entstehung von Resistenzen - ähnlich
wie bei HIV und Tuberkulose - herauszuschieben oder bestenfalls zu
verhindern", mahnt Prof. Michael Ramharter, Leiter der Abteilung Klinische
Forschung am BNITM. Diese neue Therapiemöglichkeit könnten afrikanische
Ärztinnen und Ärzte sofort einsetzen, um die Wirksamkeit von ACTs
langfristig sicherzustellen.

Starke Zusammenarbeit - Kombinationstherapie für die nächste Generation Afrikas

Mit dem international geförderten Projekt möchten die Gruppen um May und
Ramharter, in Zusammenarbeit mit weiteren Partnern in fünf afrikanischen
Ländern, eine neue Kombinationstherapie erproben und zukünftig
afrikanischen Kindern zugänglich machen. "Gerade bei Kindern ist es sehr
wichtig, die Ergebnisse klinischer Studien hinsichtlich Sicherheit,
Verträglichkeit und Wirksamkeit von Medikamenten äußerst kritisch zu
bewerten", betont Abteilungsleiter Ramharter.

Dr. Oumou Maiga-Ascofaré koordiniert das Projekt, um die
Dreifach-Kombinationstherapie aus ArteSunate + Amodiaquine (ASAQ) und
Atovaquone-Proguanil (AP) zu testen. "Eine Therapie mit ASAQ ist in Afrika bereits
gut etabliert. Das Medikament ist zurzeit noch gut wirksam und zeigt kaum
Nebenwirkungen. Wir müssen unbedingt einer Resistenzbildung gegen dieses
bewährte Mittel vorbeugen, damit wir ASAQ noch viele weitere Jahre
einsetzen können", erläutert May.

Sollten die ersten ASAQ-resistenten Stämme auftreten, könne
Atovaquone-Proguanil der ideale Wirkstoff zur Ergänzung sein, um die resistenten
Parasiten zu bekämpfen. AP hemme nicht nur die Parasitenvermehrung im
Menschen, sondern auch die Parasitenentwicklung in der Anophelesmücke und
damit die weitere Übertragung. Das Medikament sei hochwirksam und für den
Einsatz bei kleinen Kindern bereits zugelassen, begründet Maiga-Ascofaré
die Entscheidung zur Studie einer Dreifachkombination mit AP.
Das EDCTP sieht großes Potential und investiert viel in dieses
Großprojekt, das zusätzlich eine Plattform für eine vertiefte
Nord-Süd-Vernetzung Afrikas, den Aufbau von Infrastrukturen vor Ort sowie
Schulungen zu klinischen Studien und entomologischen Untersuchungen bietet
- wichtige Aspekte für die Förderung Globaler Gesundheit.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://bit.ly/2UxGD2n BNITM-Website Pressemitteilung zum Download
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SCHLAGANFALL/431: Forschung - Signalweg entschlüsseln (idw)


Universität Duisburg-Essen - 12.03.2019

Schlaganfallforschung: Signalweg entschlüsseln



Wie sich der Schlaganfall entwickelt, hängt entscheidend von der
Thrombo-Inflammation ab. Auslöser dieser Entzündungsreaktion sind miteinander
reagierende Blutplättchen und Immunzellen, die den Infarkt in weiten
Arealen des Gehirns schnell voranschreiten lassen. Mit diesem Zusammenhang
befassen sich jetzt Forscher der Medizinischen Fakultäten der Universität
Duisburg-Essen (UDE) und der Universität Münster. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützt das Projekt* mit rund 500.000
Euro.

Im Mittelpunkt steht der Rezeptor NKG2D - er ist der Startpunkt eines noch
nicht genau geklärten Signalwegs, der auch eine wichtige Rolle bei
Multipler Sklerose oder rheumatoider Arthritis sowie schlecht
durchbluteten Nieren oder Herzen spielt. "Unsere ersten Ergebnisse deuten
darauf hin, dass NKG2D ebenso an der Thrombo-Inflammation nach einem
Schlaganfall beteiligt sein könnte. Nun wollen wir den Signalweg
entschlüsseln", so Prof. Dr. Christoph Kleinschnitz, Direktor der Klinik
für Neurologie am Universitätsklinikum Essen.

Die interdisziplinäre Forschung soll so rasch wie möglich in die klinische
Entwicklung überführt werden. Deshalb wird auch experimentell mit
menschlichem Blut und Gehirnproben von Schlaganfallpatienten gearbeitet.
"Wenn wir die Entstehungszusammenhänge des Schlaganfalls besser verstehen,
können wir hoffentlich auch neue Therapiemöglichkeiten aufzeigen", so
Prof. Dr. Sven G. Meuth, Direktor des Instituts für Translationale
Neurologie am Universitätsklinikum Münster.

Weitere Informationen:

* "Bedeutung des NKG2D Signalweges auf die T- und NK-Zellfunktion im
Schlaganfall"
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FORSCHUNG/261: Gehirnzellen bilden Entwicklungsstörung im Labor nach (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 12.03.2019

Gehirnzellen bilden Entwicklungsstörung im Labor nach



Heterotopie ist eine Erbkrankheit, bei der die Wanderung von Neuronen
während der Gehirnentwicklung gestört ist. Dadurch ist die äußerste
Schicht des Gehirns, der Kortex, deformiert. Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Psychiatrie (MPI) konnten im Labor diese
Entwicklungsstörung nachbilden, die zu geistiger Behinderung und Epilepsie
führen kann. Sie verwendeten dazu sogenannte Gehirn-Organoide, bei denen
sich menschliche Zellen in der Petrischale zu hirnähnlichen Strukturen
formieren. Sie beobachteten, dass sich die in den Organoiden enthaltenen
Zellen von Patienten in Aussehen und Wanderverhalten von denen Gesunder
unterschieden.

Die Forschungsgruppe von Silvia Cappello am MPI setzte in enger
Zusammenarbeit mit anderen Forschern, vor allem mit dem Labor von Barbara
Treutlein am Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig, Gehirn-Organoide ein, um entwicklungsbedingte Fehlfunktionen des
Gehirns nachzubilden. Diese Modelle für Gehirnentwicklung haben die
Neurowissenschaften revolutioniert, da sie sehr realitätsnah nachstellen,
wie sich Neuronen entwickeln. Während der Reifung des menschlichen Gehirns
wachsen und verbinden sich neue Zellen in einer ganz bestimmten
Reihenfolge.

Die Gehirn-Organoide dieser Studie wurden aus Hautzellen von Patienten
entwickelt. Forschungsleiterin Silvia Cappello erklärt: "Wir haben die
Hautzellen in induzierte pluripotente Stammzellen umprogrammiert. Mit
diesen Stammzellen können wir Hirnzellen erzeugen, die sich zu vielen
verschiedenen Typen entwickeln können." Diese Zellen verhalten sich wie im
menschlichen Gehirn. Die unterschiedlichen Typen und ihre Wechselwirkungen
können dann unter dem Mikroskop genau untersucht werden. Cappello fügt
hinzu: "Gehirn-Organoide geben uns ein viel genaueres Bild davon, wie
Hirnzellen funktionieren als herkömmliche Zellkulturen. Sie dienen uns
dadurch als vereinfachtes Modell für neurologische Erkrankungen beim
Menschen." Insbesondere haben die Forscher einen kompletten Satz
molekularer Signaturen entdeckt, der für die krankhaft veränderten Zellen
spezifisch ist. Dadurch erhielten sie wertvolle Ansätze und Ideen für
Therapiemöglichkeiten. Die Ergebnisse der Studie wurden kürzlich in der
renommierten Fachzeitschrift Nature Medicine veröffentlicht.

Wertvolle Einblicke in die Funktionsweise des Gehirns erhalten
Wissenschaftler in der Regel durch ihre Arbeit mit Tiermodellen. Sie
stoßen jedoch an ihre Grenzen, da die Gehirne von Tieren einen
Entwicklungsprozess durchlaufen, der sich von dem des Menschen grundlegend
unterscheidet. Untersuchungen am menschlichen Gehirn sind naturgemäß
schwierig; dafür ist man auf Organspenden und Zellkulturverfahren
angewiesen. Das macht den Bedarf nach neuen Verfahren zur Abbildung von
Erkrankungen beim Menschen groß.

Die Entwicklung des menschlichen Gehirns in vitro nachzubilden, birgt
deshalb enormes Potenzial, um aus Forschungsergebnissen Therapien zu
entwickeln. Da ein Gehirn-Organoid aus den Zellen eines einzelnen Menschen
entsteht, können Wissenschaftler genau erforschen, was bei genau diesem
Patienten im Gehirn passiert. Auf diese Weise haben Gehirn-Organoide
Forschern bereits geholfen, das Zikavirus oder die Alzheimer-Krankheit und
Autismus besser zu verstehen.

Cappello stellt abschließend fest: "Gehirn-Organoide sind sehr
vielversprechend für die Entwicklung neuer Behandlungsmethoden und ihre
Validierung ist ein extrem wichtiger Schritt hin zum Verständnis von
Entwicklungsstörungen und neurologischen Störungen."


Originalpublikation:

Altered neuronal migratory trajectories in human cerebral organoids
derived from individuals with neuronal heterotopia

Nature medicine, 2019

https://doi.org/10.1038/s41591-019-0371-0

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.psych.mpg.de/2453833/news_publication_12822832?c=25056
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STUDIE/098: Verordnungshäufigkeit von Psychostimulanzien bei jungen ADHS-Patienten gesunken (idw)


Versorgungsatlas - 12.03.2019

Verordnungshäufigkeit von Psychostimulanzien bei jungen ADHS-Patienten gesunken

- Studie untersucht Trends in der medikamentösen Versorgung von Kindern und
Jugendlichen mit ADHS

- Verordnungshäufigkeit von Psychostimulanzien bei jungen ADHS-Patienten von
2009 bis 2016 um gut zehn Prozent gesunken



Berlin, 12. März 2019 - Psychostimulanzien bei Kindern und Jugendlichen
mit der Diagnose Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung (ADHS)
werden immer seltener verordnet. Zwischen 2009 und 2016 ging die
Verordnungshäufigkeit von knapp 50 auf 44 Prozent zurück. Gleichzeitig ist
die Bedeutung von Fachärzten aus der Kinder- und Jugendpsychiatrie und
-psychotherapie bei der Verordnung von Methylphenidat, dem am häufigsten
verschriebenen Medikament dieser Gruppe, deutlich gewachsen. 2009 hatten
diese lediglich einen Verordnungsanteil von 28 Prozent, 2016 waren es
bereits 41 Prozent. Das entspricht einem Zuwachs von 46 Prozent. Die
Bedeutung der anderen Arztgruppen bei dieser Medikation ging im
Untersuchungszeitraum entsprechend zurück. Dies sind die Kernergebnisse
einer Studie, die das Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung
in Deutschland (Zi) heute im Rahmen seiner Forschungsreihe
"Versorgungsatlas" veröffentlicht hat.

In Deutschland sind zahlreiche Medikamente zur ADHS-Behandlung von Kindern
ab sechs Jahren zugelassen. Psychostimulanzien sind wegen ihrer
nachgewiesenen Wirksamkeit Medikamente der ersten Wahl. Weitere
Psychostimulanzien neben Methylphenidat sind Präparate aus der Gruppe der
Amphetamine (Dexamfetamin und Lisdexamfetamin). Die Markteinführung dieser
neuen Medikamente seit 2012 hat insgesamt nicht zu einer Zunahme der
Verordnungen geführt.

Von den insgesamt 262.766 ADHS-Patienten im Jahr 2016 erhielten 116.021
(44 Prozent) mindestens eine Psychostimulans-Verordnung. Die
Wahrscheinlichkeit einer solchen Medikation war in allen Altersgruppen bei
Jungen höher als bei Mädchen. Die Verordnungshäufigkeit von Methylphenidat
nimmt mit dem Alter der Patienten in beiden Geschlechtern fast linear zu.
Während lediglich 3,9 Prozent der 5-jährigen Jungen bzw. 2,4 Prozent der
Mädchen desselben Alters Methylphenidat verordnet wird, sind es bereits 42
Prozent bei den 10-jährigen Jungen bzw. 35 Prozent bei den 10-jährigen
Mädchen. Ab dem 12. Lebensjahr stabilisiert sich die Verordnungsprävalenz
von Methylphenidat sowohl bei Jungen als auch bei Mädchen.

Die Datengrundlage bildeten bundesweite vertragsärztliche
kassenübergreifende Arzneiverordnungsdaten der Jahre 2009 bis 2016. Als
Studienpopulation dienten Kinder und Jugendliche zwischen fünf und 14
Jahren, bei denen die Diagnose "Hyperkinetische Störungen" gemäß
ICD-10-Klassifikation in mindestens zwei unterschiedlichen Quartalen eines
jeweiligen Kalenderjahres codiert wurde.


Versorgungsatlas

Der Versorgungsatlas ist ein Angebot des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland (Zi). Der
Versorgungsatlas stellt Informationen aus der medizinischen
Versorgungsforschung bereit. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der
Untersuchung und kartografischen Darstellung regionaler Unterschiede.
Durch die Veröffentlichungen sollen Verbesserungen der
Gesundheitsversorgung in den Regionen angeregt und gefördert werden.

Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik
Deutschland

www.versorgungsatlas.de


Originalpublikation:
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Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung bei Kindern und
Jugendlichen in der ambulanten
Versorgung in Deutschland. Teil 4 - Trends in der medikamentösen
Versorgung im Zeitraum 2009 bis 2016. 

Zentralinstitut für die
kassenärztliche Versorgung in Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht
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Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.zi.de/presse/pressemitteilungen/12-maerz-2019/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71227

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1785

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Versorgungsatlas - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1431: Vorhofflimmern rechtzeitig erkennen dank Smartwatch (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 12.03.2019

Vorhofflimmern rechtzeitig erkennen dank Smartwatch



Vorhofflimmern kann von kommerziell erhältlichen Smartwatches korrekt
erkannt werden. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie von Wissenschaftlern
des Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) an der
Universitätsmedizin Greifswald und Wissenschaftlern des
Universitätsspitals Basel. Zukünftig könnten elektronische Armbanduhren
daher eingesetzt werden, um den Herzrhythmus von Patienten mit einem
erhöhten Risiko bequem und regelmäßig zu überwachen. Vorhofflimmern könnte
so früher entdeckt und dadurch das Risiko für einen Schlaganfall deutlich
reduziert werden.

Vorhofflimmern ist die häufigste Herzrhythmusstörung. Experten erwarten,
dass sie in den nächsten 40 Jahren bei über 55-Jährigen sogar doppelt so
häufig auftreten wird. Kommt das Herz aus dem Takt, steigt das Risiko für
einen Schlaganfall. Die Einnahme von Blutgerinnungshemmern, sogenannten
Antikoagulantien, kann dieses Risiko jedoch um bis zu 70 Prozent
reduzieren. Problem dabei ist, dass Vorhofflimmern häufig unentdeckt und
damit unbehandelt bleibt, da es oft nur anfallartig auftritt und keine
Beschwerden verursacht.

Man weiß, dass durch verstärkte und verlängerte Screenings des
Herzrhythmus Vorhofflimmern häufiger rechtzeitig erkannt wird. Professor
Marcus Dörr von der Universitätsmedizin Greifswald und seine Schweizer
Kollegen vom Universitätsspital Basel konnten nun zeigen, dass
Smartwatches hier eine Möglichkeit bieten, den Herzrhythmus bequem und
vergleichsweise günstig zu überwachen. In einer prospektiven
kontrollierten Studie haben sie dafür an 508 Personen mit und ohne
Vorhofflimmern untersucht, ob eine Smartwatch mit einer App zur
Aufzeichnung des Herzrhythmus Vorhofflimmern akkurat detektieren kann.
Hierfür wurden die Aufzeichnungen der Smartwatches durch einen
automatischen Algorithmus hinsichtlich des Vorliegens von Vorhofflimmern
analysiert. Die Ergebnisse wurden mit einem mobilen Elektrokardiogramm
(EKG)-Gerät verglichen, bei dem für die Messung je zwei Finger der rechten
und linken Hand auf eine Elektrode gelegt werden. Diese EKGs wurden
anschließend von Ärzten ausgewertet, denen keine weiteren Informationen
über die Teilnehmer vorlagen. Dabei zeigte sich, dass die Smartwatch
mindestens genauso gut und akkurat wie das mobile EKG Vorhofflimmern
detektieren kann. "Besonders wichtig war, dass durch die App nicht zu
viele falsch-positive Befunde erhoben wurden. Also Vorhofflimmern
angezeigt wurde, wenn tatsächlich keines vorlag", sagt Dörr. Denn dies
würde unnötige Untersuchungen und Kosten nach sich ziehen.

Signalstörungen durch Bewegung

Allerdings gab es noch Probleme mit der Qualität des Signals. Meistens
traten diese Störungen auf, wenn die Träger sich bewegten. Dann konnte die
Smartwatch den Herzrhythmus nicht immer korrekt erfassen. In der Studie
konnten die Wissenschaftler aufgrund schlechter Signalqualität 20 Prozent
der Daten nicht auswerten. "Eine mögliche Lösung könnte sein, neben der
Verbesserung des Algorithmus, den Herzrhythmus nachts mehrfach
automatisiert aufzuzeichnen, wenn man sich weniger bewegt", so
DZHK-Wissenschaftler Dörr. Die Studie zeigte außerdem, dass eine wiederholte
einminütige Aufzeichnung ausreicht, um Herzrhythmusstörungen zuverlässig
zu entdecken. Durch ein verlängertes Aufzeichnungsintervall von drei oder
fünf Minuten konnten keine besseren Ergebnisse erzielt werden.

Smartwatch könnte diagnostische Lücke füllen

Bevor die Smartwatch jedoch tatsächlich für ein Screening bei
Risikopatienten eingesetzt werden kann, sind noch weitere größere
klinische Studien nötig. Dafür läuft schon eine EU-finanzierte Studie, die
untersucht, ob mit einer Smartwatch beschwerdefreies Vorhofflimmern bei
Risikopatienten zuverlässig erkannt werden kann.

Momentan bekommen Patienten mit einem erhöhten Risiko für Vorhofflimmern
ein Langzeit-EKG, das den Herzrhythmus für bis zu 72 Stunden aufzeichnet.
Wird in dieser Zeitspanne nichts entdeckt, kann man nach den Leitlinien
theoretisch damit aufhören, den Herzrhythmus zu überwachen. Ist das Risiko
sehr hoch, können in ausgewählten Fällen kleine implantierbare
Ereignisrekorder hinter das Brustbein operativ eingesetzt werden. Eine
teure und invasive Methode. Auch andere, externe Geräte zur
Rhythmusüberwachung sind kostspielig und werden von den Krankenkassen
nicht bezahlt. Eine Smartwatch ist hier vergleichsweise günstig und kann
theoretisch von jedermann erworben werden. Sie könnte daher zukünftig die
Lücke zwischen dem Langzeit-EKG und einem implantierten Gerät schließen.


Originalpublikation:

The WATCH AF Trial: SmartWATCHes for Detection of Atrial Fibrillation.
Dörr M, Nohturfft V, Brasier N, Bosshard E, Djurdjevic A, Gross S, Raichle
CJ, Rhinisperger M, Stöckli R, Eckstein J. JACC Clin Electrophysiol. 2019
Feb;5(2): 199-208. Epub 2018 Nov 28. 

DOI:10.1016/j.jacep.2018.10.006.
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1430: Neue Methode zur Trennung steifer und weicher Blutzellen (idw)


Forschungszentrum Jülich - 12.03.2019

Neue Methode zur Trennung steifer und weicher Blutzellen



Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich haben eine neue Methode
entwickelt, um die Verformbarkeit roter Blutkörperchen zu messen. Deren
Elastizität gilt - wie viele andere Zelleigenschaften - als wichtiger
Biomarker. Bei verschiedenen Krankheiten wie Sichelzellanämie, Malaria und
Diabetes lässt sich eine allmähliche Versteifung der roten Blutzellen
beobachten, an der sich das Auftreten und Fortschreiten der Erkrankung
ablesen lässt. Die scheibchenförmigen roten Blutkörperchen sind
normalerweise sehr flexibel und ändern häufig ihre Form. Das ermöglicht es
ihnen, feinste Gefäße zu durchdringen und mit Sauerstoff zu versorgen.

Mithilfe von Simulationen auf dem Jülicher Superrechner JURECA haben
Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich nun einen Weg gefunden, wie
sich die Deformierbarkeit der roten Blutkörperchen in mikrofluidischen
Apparaten durch eine Modifikation sogenannter DLD-Systeme günstig, schnell
und einfach messen lässt. DLD ist eine relativ einfache und für den
klinischen Alltag relevante Methode, mit der sich Zellen gemäß ihrer Größe
trennen lassen. Die Abkürzung steht für "Deterministic lateral
displacement", zu deutsch "deterministische seitliche Verschiebung".

Bei dem Verfahren strömen Zellen in einer Flüssigkeit durch eine
gitterartige Anordnung von stabförmigen Hindernissen. Je nach Größe
durchlaufen sie dabei unterschiedliche Bahnen. Partikel, die deutlich
kleiner sind als die Abstände zwischen den Hindernissen, strömen praktisch
ungehindert zwischen diesen hindurch. Objekte, die ähnlich groß oder
größer sind, werden dagegen seitlich abgelenkt und "herausgesiebt".

Computersimulationen haben nun ergeben, dass sich mit einer solchen
Anordnung von Hindernissen nicht nur die Größe, sondern auch die
Elastizität der Zellen bestimmen lässt - wenn man anstelle der bisher
üblichen runden Trennstäbe ein Gitter aus scharfkantigen Stäben benutzt.
Die weichen Blutzellen verbiegen sich teilweise sehr stark, wenn sie eine
der scharfen Kanten umströmen. Wie stark sie sich verformen, hat
Auswirkungen darauf, auf welcher Seite sie das nächste Stäbchen passieren
- was sich zum Sortieren der Zellen nach dem Grad ihrer Verformbarkeit
ausnutzen lässt. Beim Zusammenstoß mit klassischen runden Trennstäben
behalten die Zellen dagegen eher ihre Form bei, sodass die Trennung mit
diesen nicht funktioniert.

"Wir gehen davon aus, dass es möglich ist, auf der Basis dieses Konzepts
ein Gerät für medizinische Zwecke zu entwickeln. Die Feinabstimmung der
optimalen experimentellen Bedingungen steht allerdings noch aus", erklärt
Dr. Dmitry Fedosov vom Jülicher Institute of Complex Systems (ICS-2 /
IAS-2). Die Sortierung von Zellen und anderen Mikropartikeln durch
speziell geformte Hindernisse wurde bereits vorher experimentell verfolgt
- allerdings primär nach dem Trial-and-Error-Verfahren. Die Simulationen
der Wissenschaftler um Dr. Dmitry Fedosov zeigen nun im Detail, wie sich
rote Blutkörperchen bei der Umströmung verschieden geformter Hindernisse -
runde, dreieckige, rauten- und trapezförmige - verhalten. Auch auf andere
Zelltypen soll die Technik prinzipiell anwendbar sein.

Die Ergebnisse wurden als "Editors' Suggestion" im Februar 2019 im
Fachmagazin "Physical Review Fluids" vorgestellt.


Originalpublikation:

Sharp-edged geometric obstacles in microfluidics promote
deformability-based sorting of cells

Zunmin Zhang, Wei Chien, Ewan Henry, Dmitry A. Fedosov, and Gerhard
Gompper

Phys. Rev. Fluids 4, 024201 (published 13 February 2019)

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevFluids.4.024201

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/fachmeldungen/2019-03-12-dld-blutzellen.html Fachmeldung des Forschungszentrums Jülich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich - 12.03.2019
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10187: Köln - Konzert mit Natasha Korsakova, 7.4.2019


25 Jahre KunstSalon:

Konzert mit Natasha Korsakova

Sonntag, 7. April 2019 um 17 Uhr

KunstSalon, Brühler Str. 11-13, 50968 Köln



Der KunstSalon ist 25 Jahre alt. Seit 1994 setzt er sich mit
zahlreichen Projekten in den Sparten Film, Bildende Kunst, Musik,
Literatur, Theater und Bühnentanz dafür ein, Künstler und
Kulturinteressierte zusammen zu bringen. Dabei stand die
Nachwuchsförderung immer im Mittelpunkt. Projekte wie das Villa Aurora
Stipendium, das Atelierstipendium, die KunstSalon-Preise für
Choreografie, Theater und Fotografie sowie die Festivals Musik und
Literatur in den Häusern der Stadt sind Beispiele dafür.

Auch die Violin-Virtuosin Natasha Korsakova gab damals als Studentin
ein Konzert im KunstSalon, dem sie immer verbunden geblieben ist.
Heute ist sie ein Weltstar - und tritt anlässlich des Jubiläums erneut
im KunstSalon auf! Zusammen mit ihrem Partner Manrico Padovani
(Violine) und begleitet von Kira Ratner (Piano) sind Stücke von
Vivaldi, Bach und Pärt zu hören.

Karten zu 25 Euro, ermäßigt 20 Euro, können per Mail
(ticket@kunstsalon.de) oder telefonisch (0221.397 85 37) bestellt
werden.

www.kunstsalon.de

 * 

Quelle:

PR KÖLN

Büro für Kommunikation

Goltsteinstr. 28-30, 50968 Köln

Internet: www.pr-koeln.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9005: Aus aller Welt - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Polizeieinsatz in Sumatra

In der Stadt Sibolga im Nordwesten der indonesischen Insel Sumatra
sind am Mittwoch zwei Menschen bei einem Einsatz der nationalen
Anti-Terroreinheit Densus 88 ums Leben gekommen. Die
Sicherheitskräfte hatten nach eigenen Angaben einen Mann
festgenommen, der einer dem Islamischen Staaten (IS) nahestehenden
Gruppe angehören soll. Als sie anschließend versuchten in das Haus
des mutmaßlichen Terroristen einzudringen, habe sich die Frau des
Mannes zusammen mit ihrem Kind in die Luft gesprengt, berichtete die
Jarkata Post. Drei Soldaten und ein Zivilist wurden bei der Explosion
verletzt. Der Vorfall ereignete sich wenige Tage vor einem geplanten
Besuch von Staatspräsident Joko Widodo. Von den 255 Millionen
Einwohnern des Inselstaats in Südosasien sind mehr als 200 Millionen
Muslime. Mehrfach gab es dort bereits schwere Anschläge.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9005: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



27jährige Frau nach Messerattacke gestorben

In einer Fußgängerzone in Bad Kissingen im bayerischen
Regierungsbezirk Unterfranken haben sich am Freitagabend ein Mann und
eine Frau lautstark gestritten. Im Verlauf der Auseinandersetzung
stach der Mann mit einem Messer auf seine ehemalige Lebensgefährtin
ein. Die lebensgefährlich verletzte 27jährige Frau ist jetzt in einem
Krankenhaus gestorben. Der nunmehr unter Totschlagsverdacht stehende
28jährige Bad Kissinger sitzt seit Samstag in Untersuchungshaft.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9002: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russische Luftwaffe vereitelt Drohnenangriff auf Hmeimim

Russische Kampfflugzeuge haben erstmals seit Monaten wieder einen
Angriff in Syrien geflogen. Wie das Verteidigungsministerium in
Moskau mitteilte, wurde am Mittwoch ein Waffen- und Munitionslager
des islamistischen Milizenbündnisses Haiahrir asch-Scham in der
nordsyrischen Provinz Idlib bombardiert. Der russische Luftangriff
auf das Waffendepot in der Stadt Idlib sei in Abstimmung mit der
Türkei durchgeführt worden, berichtete die Agentur Tass. Die Front
für die Eroberung der Levante hatte laut Ministeriumsangaben einen
Drohnenangriff auf den russischen Luftwaffenstützpunkt Hmeimim im
syrischen Latakia geplant.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9004: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



FDP kritisiert sparsamen Finanzminister

Die Pläne von Finanzminister Olaf Scholz (SPD), den
Verteidigungshaushalt im kommenden Jahr deutlich geringer zu erhöhen,
stoßen in der FDP auf scharfe Kritik. Scholz beweise, daß er keine
Ahnung von den aktuellen sicherheitspolitischen Anforderungen habe,
sagte die Sprecherin für Verteidigungspolitik und Kommunalpolitik der
Liberalen, Marie-Agnes Strack-Zimmermann. Statt der von
Verteidungsministerin Ursula von der Leyen angemeldeten 47,2
Milliarden Euro will der Finanzminister seiner CDU-Kollegin nur 44,7
Milliarden Euro zugestehen. Damit würde der deutsche
Verteidigungshaushalt im Jahr 2020 bei 1,35 Prozent der
Wirtschaftsleistung liegen.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9003: Tragisches und Kurioses - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tornado hinterläßt große Schäden

Ein Tornado richtete in der Eifelgemeinde Roetgen südlich von Aachen
erhebliche Schäden an. Laut Behördenangaben wurden 35 Wohnhäuser und
zwei Lagerhallen beschädigt. Zehn Häuser seien nicht mehr bewohnbar,
sagte ein Feuerwehrsprecher. Dächer wurden abgedeckt, Bäume
entwurzelt und Straßenlaternen umgeknickt. Wie durch ein Wunder
wurden nur fünf Menschen leicht verletzt. Für Anwohner, die nicht in
ihren Häusern bleiben konnten, richteten die Behörden in einer
Grundschule ein Betreuungslager ein.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8088: Aus Forschung und Technik - 14.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA und Roskosmos beraten über ihre weitere Zusammenarbeit

Die Weltraumagenturen von Rußland und den USA, Roskosmos und NASA,
führen Gespräche über ihre weitere Zusammenarbeit, einschließlich der
Projekte auf der Internationalen Raumstation ISS. Wie die
Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf Angaben des
Roskosmos-Pressedienstes berichtete, haben sich der Generaldirektor
von Roskosmos, Dimitri Rogosin, und der stellvertretende
NASA-Administrator William Gerstenmaier noch nicht abschließend auf
eine Verlängerung der Einsatzdauer der Orbitalstation über das Jahr
2024 hinaus verständigen können. An dem milliardenschweren
ISS-Projekt beteiligen sich neben der NASA und Roskosmos noch die
europäische Raumfahrtagentur ESA sowie die Raumfahrtagenturen Kanadas
(CSA) und Japans (JAXA).

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8101: Aus aller Welt - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Stromversorgung Venezuelas konnte wiederhergestellt werden

In Venezuela konnte die Stromversorgung nach rund einwöchigem Ausfall
fast vollständig wiederhergestellt werden. Nach Angaben von
Informationsminister Rodriguez gibt es nur noch in einigen Orten in
der Nähe von Caracas keinen Strom. Nach dem flächendeckenden Ausfall
am Donnerstag letzter Woche hatte es fünf Tage gebraucht, bis das
Problem beseitigt werden konnte. Die Regierung von Präsident Maduro
machte dafür einen Hacker-Angriff auf ein Regulierungsmodul des
Wasserkraftwerks Guri mit dem Ziel der Destabilisierung des Landes
verantwortlich. Rodriguez unterstellte der Opposition, mit der
Störung der Energieversorgung eine Völkermord herbeiführen zu wollen.
Generalstaatsanwalt Saab wollte Ermittlungen gegen den
Oppositionsführer Guaidó wegen mutmaßlicher Beteiligung an dem
Angriff auf die Stromversorgung einleiten. Kaum war das Stromnetz
stabilisiert worden, gab es eine Explosion in einer
Transformatorstation eines Kraftwerks, was zu weiteren Stromausfällen
führte. China will Venezuela bei der Wiederherstellung des
Stromnetzes sowie bei der Suche nach den Ursachen der Stromausfälle
unterstützen. Maduro will zudem Rußland, Kuba und den Iran sowie die
Vereinten Nationen um Hilfe bei der Aufklärung bitten, weil diese
über große Erfahrung mit dem Schutz vor Cyberangriffen verfügen.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8060: Medizin und Gesundheitswesen - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorsicht bei Blutdrucksenkung im Alter

Es ist gar nicht lange her, da waren die Ziele der Blutdrucksenkung
bei Senioren relativ moderat. Inzwischen liegen die europäischen
Zielwerte für den Blutdruck von Senioren über 80 Jahre bei weniger
als 140/90 mmHg. Das ist nicht ohne Nachteile. Eine Studie von
Antonios Douros von der Universitätsmedizin Berlin und Mitarbeiter
kamen laut Deutschem Ärzteblatt jetzt zu dem Ergebnis, daß solch
strenge Richtlinen das Sterberisiko erhöhen. Sie stellten fest, daß
auf 24 Patienten, deren Blutdruck normalisiert wurde, ein
zusätzlicher Todesfall kam (Number needed to Harm). Die Forscher
empfehlen, die Behandlung eines erhöhten Blutdrucks bei Menschen über
70 Jahre individuell anzupassen, da die empfohlenen Zielwerte nicht
für alle älteren Patienten von Vorteil sind.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8089: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Erstes Strafverfahren zum Bloody Sunday von Londonderry

Ein ehemaliger britischer Soldat muß sich vor Gericht wegen
zweifachen Mordes und versuchten Mordes in vier Fällen verantworten.
Das gab die Staatsanwaltschaft in Nordirland bekannt. Der Soldat F
soll am Sonntag, dem 30. Januar 1972, im nordirischen Londonderry die
Demonstranten James Wray und William McKinney erschossen haben.
Außerdem soll er versucht haben Patrick O'Donnell, Joseph Friel, Joe
Mahon und Michael Quinn zu ermorden. Britische Fallschirmjäger
töteten damals insgesamt 13 katholische Teilnehmer eines
Bürgerrechtsmarschs. Ein weiterer erlag Monate später seinen
Verletzungen. Der Tag ging als Bloody Sunday in die Geschichte der
sogenannten Troubles, des jahrzehntelangen Konflikts katholischer
Nationalisten und protestantischer Unionisten, ein. Im Zusammenhang
mit dem Bloody Sunday hatte es bislang für niemanden strafrechtliche
Konsequenzen gegeben. Eine von der britischen Regierung eingesetzte
Kommission erklärte bald nach dem dramatischen Ereignis, die
Elitesoldaten hätten in Notwehr gehandelt. Ein britisches Gericht
bestätigte diese Einschätzung. 18 weitere verdächtige Personen müssen
nicht mit einer Strafverfolgung rechnen, weil der Staatsanwaltschaft
weiterhin nicht genügend Beweise dafür vorliegen.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8012: Sprache, Kunst und Medium - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Marquez' "Hundert Jahre Einsamkeit" soll verfilmt werden

Netflix hat die Rechte für Gabriel Garcia Marquez' Literaturklassiker
"Hundert Jahre Einsamkeit" erworben. Der Streamingdienst kündigte an,
ihn in Kolumbien zu einer spanischsprachigen Serie verarbeiten zu
wollen.

Der 1967 erschienene Roman wurde in 46 Sprachen übersetzt und um die
47 Millionen Mal verkauft. Das Buch erzählt die Geschichte vom
Aufstieg und Niedergang einer Familie über sechs Generationen.

Zu seinen Lebzeiten hatte sich der 2014 verstorbene Schriftsteller
stets geweigert, die Filmrechte zu vergeben, weil er der Ansicht war,
daß das Medium sich für den Roman nicht eigne, erst recht nicht, wenn
der Film nicht in spanischer Sprache produziert würde.

Garcia Marquez' Söhne und Erben Rodrigo Garcia und Gonzalo Garcia
Barcha werden Produzenten der Serie.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8079: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Konjunktur begrenzt Aufstockung des Wehretats

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen fordert aus dem nächsten
Haushalt des Bundes 47,2 Milliarden Euro für die Bundeswehr. Der
laufende Wehretat hat ein Volumen von 43,2 Milliarden Euro.
Finanzminister Olaf Scholz wird den Wünschen der Kabinettskollegin
nur in soweit entgegenkommen, daß er ihr 44,7 Milliarden Euro
zugesteht. Das berichtete Spiegel Online. Der Grund für die
Zurückhaltung des Finanzministers ist die absehbare
Konjunkturschwäche. Die Verhandlungen in der Koalition über den
Haushalt 2019 sind allerdings noch nicht abgeschlossen. Laut
mittelfristiger Finanzplanung fehlen 24,7 Milliarden Euro. Von der
Leyen will die Militärausgaben bis zum Jahr 2025 auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts, also auf rund 50 Milliarden Euro nach heutigem
Stand, steigen lassen. US-Präsident Trump hatte sogar eine Quote von
zwei Prozent des BIPs bis 2024 gefordert. Die Vorgabe wurde von den
NATO-Partnern übernommen.

14. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8093: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Temporäre Fußgängerzone für Hamburgs Altstadt geplant

SPD und Grüne in der Bezirksversammlung von Hamburg Mitte haben
vereinbart, im Juni einen Modellversuch mit einer Fußgängerzone in
der Altstadt zu starten. Wenn der Antrag nächste Woche durchgeht,
sollen südlich des Rathauses acht kleinere Straßen, an denen 30
Lokale und 65 Geschäfte liegen, von elf bis 23 Uhr für den
Autoverkehr gesperrt werden. Radfahren wird nicht eingeschränkt.
Tiefgaragen bleiben erreichbar. Für den Lieferverkehr bleiben die
Nacht- und Vormittagsstunden. Die Initiative für die temporäre
Fußgängerzone ging von "Altstadt für alle!" aus. Ihr hatten sich
unter anderem die Patriotische Gesellschaft, die Evangelische
Akademie und die Gruppe "Hamburg entfesseln!" angeschlossen. Die TU
Hamburg wird den Modellversuch wissenschaftlich begleiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8062: Tragisches und Kurioses - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Umweltfrevel legt 111 Schulen in Malaysia lahm

Illegal in den Fluß Kim Kim im Süden Malaysias entsorgter Giftmüll hat
Hunderte Schüler und Schulbedienstete, die stundenlang Giftgasen
ausgesetzt waren, ins Krankenhaus gebracht.

Wie die Deutsche Welle berichtete, mußten mehr als 500 Personen wegen
Atemproblemen, Schwindelanfällen, Übelkeit und Erbrechen behandelt
werden. Zuletzt wurden noch fast 200 Menschen in mehreren Hospitälern
behandelt, mindestens neun Patienen liegen auf Intensivstationen.

Auf Anweisung der Behörden wurden entlang des Flußes 111 Schulen erst
einmal geschlossen.

Wie örtliche Medien berichteten, sind offenbar gefährliche Chemikalien
zur Lösung von Metallen entsorgt worden, die auf einem Schrottplatz
und in einer Fabrik für die Runderneuerung von Autoreifen verwendet
wurden. Die Abfälle wurden in den Fluß geleitet. Mehrere Personen sitzen
in Haft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8090: Arbeit, Soziales und Familie - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Greta Thunberg für Friedensnobelpreis nominiert

Drei Politiker der Sozialistischen Linken in Norwegen haben die
16jährige Klimaaktivistin Greta Thunberg aus Schweden rechtzeitig vor
Antragsschluß am 1. Februar für den diesjährigen Friedensnobelpreis
vorgeschlagen. Die norwegische Tageszeitung Verdens Gang berichtete
darüber. Die Antragsteller haben der Zeitung zufolge Greta nominiert,
weil die Klimabedrohung vielleicht einer der wichtigsten Beiträge zu
Krieg und Konflikten ist und weil die riesige Bewegung, die Greta in
Gang gesetzt hat, ein enorm wichtiger Beitrag zum Frieden ist.

Die schwedische Boulevardzeitung Aftonbladet meldete, auch zwei
schwedische Politiker hätten Thunberg für die Nominierung
vorgeschlagen.

Greta Thunberg demonstriert seit August 2018 freitags vor dem
Reichstag in Stockholm für die Umsetzung der Vorgaben des Pariser
Klimagipfels. Weltweit haben junge Menschen die Idee aufgegriffen.
Daraus entwickelte sich die Bewegung "Fridays for Future".

Dem norwegischen Nobelinstitut zufolge wurden für den
Friedensnobelpreis 2019 304 Personen und Organisationen
vorgeschlagen. Der Friedensnobelpreis ist mit umgerechnet über
800.000 Euro dotiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8071: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Umweltschäden machen immer häufiger krank

Eine von den Vereinten Nationen in Auftrag gegebene Studie zeigt es
noch einmal deutlich: Umweltschäden sorgen immer mehr für massive
Gesundheitsprobleme. Unter anderem gehen die Forscher davon aus, daß
bis 2050 gegen Antibiotika resistente Infektionen weltweit die
häufigste Todesursache sein werden. Wie die Nachrichtenagentur dpa
meldete, werden Millionen von Menschen in Städten und Regionen Asiens,
des Nahen Ostens und Afrikas bis Mitte des Jahrhunderts vorzeitig
sterben, wenn der Umweltschutz nicht bald drastisch verbessert wird.
Ansonsten drohen Probleme wie die Vermüllung der Ozeane durch
Plastik, die Zerstückelung von Lebensräumen von Tieren und
Luftverschmutzung ein Massensterben ungeahnten Ausmaßes auszulösen.
Die Studie wurde im Rahmen der fünftägigen UN-Umweltkonferenz
veröffentlicht, die noch bis Freitag in Nairobi stattfindet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8078: Märkte und Finanzen - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



RWE prüft Konditionen für den Kohleausstieg

RWE läßt für den Braunkohletagebau Hambach einen neuen Betriebsplan
ausarbeiten. Dieser soll die von der sogenannten Kohlekommission der
Bundesregierung vorgeschlagene Abschaltung klimaschädlicher
Kohlekraftwerke mit einer Leistung von drei Gigawatt bis 2023
berücksichtigen. Bei entsprechender Entschädigung wird RWE den
größeren Anteil davon übernehmen. Der Vorstandsvorsitzende Rolf
Martin Schmitz erwartet eine Kompensation in der Größenordnung von
1,2 bis 1,5 Milliarden Euro pro abgeschaltetem Gigawatt. Mit dem Geld
sollen auch die Tagebaue rekultiviert werden. RWE wird prüfen,
ob der am Tagebau gelegen Hambacher Forst erhalten bleiben kann. Der
Kohleausstieg wird mit einem signifikanten Stellenabbau bei RWE noch
vor 2023 verbunden sein, heißt es im RWE-Geschäftsbericht 2018 für
die Bilanzpressekonferenz in Essen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8094: Aus Forschung und Technik - 14.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Schadsoftware infiziert 150 Millionen Smartphones

Man kann beim Herunterladen von Apps gar nicht vorsichtig genug sein.
Wie das ZDNet-Magazin in seiner Online-Ausgabe gerade meldete, hat
die Android-Malware SimBad bis zu 150 Millionen Smartphones
infiziert. Hacker hatten Schadsoftware in einem RXDrioder genannten
Advertising-Kit versteckt. Forscher der israelischen Sicherheitsfirma
Check Point hatten bei ihren Recherchen herausgefunden, daß
Entwickler von Android-Apps, die das Tool für das Einblenden von
Werbung in ihren Apps nutzten, offenbar ohne ihr Wissen für die
Verbreitung der Malware mißbraucht wurden. Mindestens 210 im Google
Play Store angebotene Apps waren betroffen. Google hat reagiert und
alle Apps aus dem Play Store entfernt, die das RXDrioder-SDK nutzten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/395: Neuronale Netze ermitteln die Masse von Planeten (idw)


Universität Bern - 13.03.2019

Neuronale Netze ermitteln die Masse von Planeten



Um herauszufinden, wie Planeten entstehen, führen Astrophysikerinnen und
Astrophysiker komplizierte und zeitaufwändige Computersimulationen durch.
Nun haben Forschende des Nationalen Forschungsschwerpunkts PlanetS an der
Universität Bern einen völlig neuartigen Ansatz entwickelt, um diese
Berechnungen dramatisch zu beschleunigen. Sie verwenden "Deep Learning"
mit künstlichen neuronalen Netzwerken - eine Methode, die in der
Bilderkennung weit verbreitet ist.

Planeten entstehen in Scheiben um junge Sterne, indem sie festes Material
und Gas ansammeln. Ob sie zu Körpern wie Erde oder Jupiter anwachsen,
hängt von verschiedenen Faktoren ab, beispielsweise den Eigenschaften der
festen Bausteine, dem Druck und der Temperatur in der Scheibe und dem
bereits angesammelten Material. Mit Computermodellen versuchen
Astrophysikerinnen und Astrophysiker, den Wachstumsprozess zu simulieren
und die innere Struktur der Planeten zu bestimmen. Sie berechnen für
bestimmte Randbedingungen die Massen der Gashülle eines Planeten. "Dazu
muss man eine Reihe von Differentialgleichungen lösen", erklärt Yann
Alibert, Science Officer des Nationalen Forschungsschwerpunkts PlanetS an
der Universität Bern: "Diese Gleichungen zu lösen, ist seit 15 Jahren das
Spezialgebiet der Astrophysik hier in Bern, aber es ist ein komplizierter
und zeitraubender Prozess."

Um die Berechnungen zu beschleunigen, hat Yann Alibert gemeinsam mit Julia
Venturini vom International Space Science Institute (ISSI) in Bern eine
Methode angewendet, die bereits viele andere Bereiche revolutioniert hat
und auch in unseren Smartphones steckt: "Deep Learning". Dieser
Teilbereich der künstlichen Intelligenz und des maschinellen Lernens wird
beispielsweise zur Gesichts- und Bilderkennung eingesetzt. "Deep Learning"
hat aber auch die automatische Sprachübersetzung verbessert und wird für
selbstfahrende Autos entscheidend sein. "Es gibt auch in der Astronomie
einen grossen Hype", sagt Alibert: "Maschinelles Lernen wurde bereits zur
Analyse von Beobachtungen eingesetzt, aber meines Wissens sind wir die
ersten, die 'Deep Learning' für einen solchen Zweck nutzen." Alibert und
Venturini veröffentlichen ihre Ergebnisse in der Zeitschrift Astronomy and
Astrophysics (A&A).

Datenbank mit Millionen von Planeten

Zuerst mussten die Forschenden eine Datenbank erstellen. Sie berechneten
Millionen von möglichen inneren Strukturen von Planeten. "Wir haben drei
Wochen gebraucht, um alle diese Testfälle mit einem Code zu berechnen, den
Julia Venturini während ihrer Doktorarbeit in Bern entwickelt hat", sagt
Alibert. Der nächste Schritt war die Auswahl der Architektur eines
künstlichen neuronalen Netzwerks - eines Satzes von Algorithmen, der
Eingabedaten durch mathematische Operationen leitet und der die Fähigkeit
hat, zu lernen, ohne explizit programmiert zu sein. "Dann haben wir dieses
Netzwerk mit unserer riesigen Datenbank trainiert", erklärt der
Astrophysiker: "Jetzt kann unser Netzwerk die Masse eines Planeten, der
unter bestimmten Bedingungen entstanden ist, mit einer sehr guten
Genauigkeit vorhersagen, und dies viel schneller, als wenn man die
Differentialgleichungen lösen muss."

Der Deep-Learning-Prozess ist viel präziser als bisher entwickelte
Methoden, bei denen einige analytische Formeln das Lösen von
Differentialgleichungen ersetzten. Diese analytischen Formeln
prognostizieren zum Teil, dass ein Planet bis zur Masse des Jupiters
wachsen soll, während er in Wirklichkeit nicht mehr Masse als Neptun haben
kann. "Wir zeigen, dass unsere neuronalen Netze eine sehr gute Näherung im
Prozentbereich liefern", fasst Alibert zusammen. Die Forschenden stellen
ihre Ergebnisse auf der Softwareentwicklungsplattform GitHub zur
Verfügung, damit Kollegen, die weltweit auf dem Gebiet der
Planetenentstehung arbeiten, davon profitieren können.


Originalpublikation:

Yann Alibert, Julia Venturini:

Using Deep Neural Networks to compute the mass of forming planets,

Astronomy and Astrophysics (A&A), March 2019,

http://arxiv.org/abs/1903.00320
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1578: Wenn Physiker sich übers Rauschen freuen (idw)


Universität Augsburg - 13.03.2019

Wenn Physiker sich übers Rauschen freuen

Forscher aus Augsburg und Hannover zeigen in "Nature Physics": Richtig
dosiertes Quantenrauschen optimiert unterschwellige Quanteninformation.



Physiker verbinden mit dem Begriff Rauschen in der Regel Probleme wie
unspezifische Signale, Störfrequenzen und verringerte Messempfindlichkeit.
Doch richtig dosiert kann Rauschen sogar zu neuen, sonst unmöglichen
Erkenntnissen führen. Das zeigt eine gemeinsame Studie von Prof. Dr. Dr.
h.c. mult. Peter Hänggi und Prof. Dr. Peter Talkner von der Universität
Augsburg (Theoretische Physik) mit der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Rolf
Haug von der Universität Hannover (Experimentelle Festkörperphysik). Ihre
Ergebnisse präsentieren sie in der aktuellen Ausgabe des Fachjournals
"Nature Physics".

Im Rahmen einer Experiment-Theorie-Zusammenarbeit ist es den Physikern
gelungen, mit Hilfe von Rauschen winzige, unterschwellige Signale so zu
verstärken, dass sie überhaupt erst detektiert werden können. Ein Beispiel
für unterschwellige Signale findet sich bei Nervenzellen. Ihr
Ruhepotential liegt knapp unter der Schwelle, an der das Aktionspotential
ausgelöst und ein Reiz weitergeleitet wird. Oft reicht ein winziger
Impuls, um die Schwelle zu überschreiten.

Wohldosiertes Rauschen führt zum Erfolg

Neuere Erkenntnisse zeigen, dass dieser Impuls auch aus dem Rauschen
heraus kommen kann. Der Fachbegriff hierfür lautet Stochastische Resonanz.
Ähnlich der optimalen Anregungsfrequenz beim klassischen Resonanzphänomen
gibt es hier eine bestimmte Rausch-Intensität, die das Signal optimal
verstärkt. Nicht komplette Stille, sondern wohldosiertes Rauschen führt
also zu den besten Messergebnissen.

Mit seiner Gruppe hat Hänggi die Allgemeingültigkeit der zugrundeliegenden
Theorie für verschiedene physikalische und biologische Systeme bestätigt.
Vor kurzem konnten die Augsburger Physiker sogar für die Welt der
Quantenmechanik mit ihren ganz eigenen Gesetzen Fälle von Stochastischer
Resonanz aufzeigen.

Experimente in der Quantenwelt

Ihre außergewöhnlichen theoretischen Ergebnisse hat das Team jetzt mit
Hilfe Haugs und dessen Hannoveraner Arbeitsgruppe durch Experimente
belegen können. Ein prominentes Beispiel der Quantenphysik ist das
"Quantentunneln", bei dem ein Teilchen eine Barriere überwindet ohne die
dazu klassisch notwendige Energie aufzubringen. Mit Hilfe eines
Einzelelektronen-Tunneltransistors konnten sie zeigen, wie sich die
Phänomene der Stochastischen Resonanz auf das zeitaufgelöste
Quantentunneln von einzelnen Elektronen auswirken.

Die Gesetze der Quantenmechanik machen sich erst bei sehr tiefen
Temperaturen bemerkbar, bei denen die thermische Bewegung und damit das
thermische Rauschen eingefroren sind. Entsprechend führten die Physiker
ihre Versuche nahe am absoluten Temperatur-Nullpunkt durch und machten
sich das der Quantenmechanik intrinsische Rauschen zu Nutze. Dazu legten
sie an einen Quantenpunkt, an eine nur wenige Nanometer große
dreidimensionale Struktur also, eine minimale Gatterspannung an. Diese
modulierten sie zeitlich periodisch und konnten somit verschiedene
Rausch-Intensitäten generieren.

Elektronen tunneln im Takt

Im Normalfall fluktuiert die Anzahl der Elektronen, die auf einen
Quantenpunkt tunneln und ihn wieder verlassen. Bei einer bestimmten
Rausch-Intensität wurde diese Varianz jedoch signifikant unterdrückt. Das
Verhältnis von Varianz zum Mittelwert, der sogenannte Fano-Faktor, sank
somit auf ein Minimum. Umgekehrt formuliert entspricht das Ergebnis einem
Maximum im Signal-Rausch-Verhältnis, wie man es bei Stochastischer
Resonanz außerhalb der Quantenwelt beobachtet.

Doch nicht nur die Anzahl der pro Zeiteinheit tunnelnden Elektronen
konnten die Wissenschaftler durch das intrinsische Quanten-Rauschen
beeinflussen. Auch deren Verweilzeit auf dem Quantenpunkt ließ sich durch
die periodische Gatterspannungsmodulation synchronisieren. Dies zeigt sich
an charakteristischen Maxima der zeitabhängigen Wahrscheinlichkeitsdichte,
mit der Elektronen auf dem Quantenpunkt verweilen. Solch ein Maximum tritt
bei ungeraden Vielfachen der halben Antriebsperiode auf und ist das
typische Merkmal einer "Quanten"-Synchronisation.


Originalpublikation:

Quantum stochastic resonance in an a.c.-driven single electron
quantum dot.

T. Wagner, P. Talkner, J.C. Bayer, E.P. Rugeramigabo, P. Hänggi,
R.J. Haug.

Nature Physics (2019),

doi.org/10.1038/s41567-018-0412-5
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http://www.nano-initiative-munich.de/en/press/press-releases/meldung/n/happy-about-noise/ 

- Englische Version der entsprechenden NIM-Pressemitteilung
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ENERGIE/1628: Energieeffizientes Supraleiterkabel für Zukunftstechnologien (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 13.03.2019

Energieeffizientes Supraleiterkabel für Zukunftstechnologien



Ob für die Anbindung von Windparks, für die Gleichstromversorgung auf
Schiffen oder sogar für leichte und kompakte Hochstromleitungen in
künftigen vollelektrischen Flugzeugen: Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) haben ein
vielseitiges Supraleiterkabel entwickelt, das auf einfache Weise
industriell gefertigt werden kann. Bei moderater Kühlung transportiert es
elektrische Energie nahezu verlustfrei.

Supraleiter übertragen elektrischen Strom bei tiefen Temperaturen nahezu
verlustfrei - das macht sie für eine ganze Reihe energiesparender
Technologien attraktiv. Allerdings ist dafür in der Regel eine Kühlung mit
flüssigem Helium auf eine Temperatur nahe minus 269 Grad Celsius
notwendig. Ein neues Kabel aus dem KIT, der Hochtemperatursupraleiter
Cross Conductor (HTS CroCo), ist schon bei minus 196 Grad Celsius
einsatzbereit. "Das liegt an dem speziellen Material, das wir verarbeiten",
erklären Dr. Walter Fietz und Dr. Michael Wolf vom Institut für Technische
Physik (ITEP) des KIT. Zum Einsatz kommt Rare-Earth Barium-Copper-Oxide
(kurz REBCO), dessen supraleitende Eigenschaft schon seit
1987 bekannt ist. Allerdings kann dieser Supraleiter in langen Längen nur
in Form dünner Bänder gefertigt werden. "Wir haben nun eine Methode
entwickelt, bei der mehrere REBCO-Bänder kreuzförmig angeordnet werden.
Dabei entsteht ein Kabel für sehr hohe Ströme", sagt Fietz.

Die hohe Stromtragfähigkeit des HTS CroCos spart Platz und Gewicht im
Vergleich zu herkömmlichen Kabeln aus Kupfer- oder Aluminium. Auch die
Herstellung des Kabels verläuft besonders effizient: In einem innovativen
Fertigungsverfahren, das am KIT entwickelt wurde, werden mehrere
Herstellungsschritte miteinander kombiniert. "Zurzeit erreichen wir in
einer Demonstrator-Fertigung bereits eine Herstellungsgeschwindigkeit von
einem Meter pro Minute", erläutert Wolf. In einer entsprechend skalierten
industriellen Fertigungsanlage wären Kabellängen von mehreren 100 Metern
und mehr denkbar, was Kosten spart. Da die supraleitende Schicht, die den
hohen Strom trägt, in den fertigen Kabeln nur wenige tausendstel
Millimeter dick ist, halten sich auch die Materialkosten in Grenzen.
"Einer Massenproduktion stehen bislang noch hohe Kosten für das aufwendige
Herstellungsverfahren der REBCO-Bänder entgegen", so Wolf, "aber
augenblicklich werden vonseiten der Industrie neue Verfahren entwickelt,
um diese günstiger zu machen."

Der CroCo eignet sich für die energiesparende Erzeugung starker
Magnetfelder, aber auch zum Transport großer Mengen elektrischer Energie.
Damit ließen sich zukünftig beispielsweise große Windparks oder
Solarkraftwerke in das Stromnetz integrieren und Stromautobahnen schlanker
gestalten. Wird zur Kühlung des CroCo flüssiger Wasserstoff genutzt,
können sogar chemische und elektrische Energie gemeinsam transportiert
werden. "Prinzipiell lässt sich ein CroCo überall dort einsetzen, wo wenig
Raum zur Verfügung steht, aber viel elektrische Energie transportiert
werden soll", sagt Fietz. Denkbar sei deshalb auch eine Anwendung in
Schiffen und sogar in zukünftigen vollelektrischen Flugzeugen.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://www.energie.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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EUROPA/1773: Beschluss stärkt Erdogan und schwächt Demokratinnen und Demokraten in der Türkei


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2019

Beschluss stärkt Erdogan und schwächt Demokratinnen und Demokraten in der Türkei



Zur Forderung des Europäischen Parlaments, die Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei formal auszusetzen, erklären Cem Özdemir und Claudia
Roth:

Auf die katastrophalen Zustände von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechten in der Türkei muss reagiert und der Druck auf
Ankara erhöht werden. Statt aber bei den Rüstungsexporten oder
wirtschaftlichen Hilfen wie den deutschen Hermesbürgschaften
anzusetzen, spielt eine Mehrheit im Europäischen Parlament nun
Präsident Erdogan in die Hände.

Die Beitrittsgespräche liegen zurecht auf Eis. Die Türkei kann unter
der Willkürherrschaft Erdogans kein Mitglied der Europäischen Union
werden. Das europäische Werte- und Vertragsgerüst zieht hier eine
klare Grenze. Mit einem formalen Ende der Gespräche aber würde die EU
einen schweren Fehler begehen. Sie würde Präsident Erdogan in die
Karten spielen und seine Mär von der Arroganz und Ignoranz Europas
befeuern. Sie würde darüber hinwegsehen, dass mindestens die Hälfte
der türkischen Bevölkerung gegen den autokratischen Kurs der AKP
steht. Und sie würde eine Wiederannäherung in der Zeit nach Erdogan
massiv erschweren, vielleicht sogar unmöglich machen.

Wir möchten klare und spürbare Signale an Ankara senden, dass wir den
Raubbau an demokratischen Rechten und der offenen Gesellschaft ohne
Wenn und Aber ablehnen. Wir möchten aber all denen die Hand nicht
entziehen, die sich mutig dem Erdogan-Regime entgegenstellen. Diese
Menschen leisten Widerstand, oft unter großen persönlichen Opfern. Sie
engagieren sich in der Opposition und in Vereinen, sie stoßen
politische Diskussionen jenseits der orchestrierten Nachrichten an
oder stehen einfach nur zu ihrer regierungskritischen Haltung. Diese
mutigen Frauen und Männer setzen ihre Hoffnung auf Europa und sind auf
unsere Solidarität angewiesen.

Wir möchten, dass die Tür zur EU offen bleibt für eine Türkei, die
zurückkehrt zu Demokratie und Menschenrechten. Sollte sich die Türkei
unter einer neuen politischen Führung für diesen Weg entscheiden, wäre
eine enge Anbindung an Europa das beste Mittel, um einen Rückfall in
autoritäre Zeiten zu verhindern. Dies liegt im ureigenen Interesse
Europas und auch Deutschlands.

 * 
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Pressemitteilung vom 13. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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RECHT/835: Equal Pay Day - jetzt Verbandsklagerecht einführen 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2019

Equal Pay Day: Verbandsklagerecht einführen - jetzt!



Zu den heute veröffentlichten Zahlen zum Verdienstunterschied zwischen
Frauen und Männern und zum Equal Pay Day am 18. März erklären Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik, und Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik:

21 Prozent und kein Ende in Sicht. Auch nach einem Jahr
Entgelttransparenzgesetz ist die Entgeltlücke zwischen Mann und Frau
unverändert groß. Das Gesetz entpuppt sich als Luftnummer.

Es ist endlich an der Zeit, ein effektives und wirksames Gesetz, das
Frauen wirklich finanzielle Gerechtigkeit bringt, einzuführen. Dazu
braucht es verbindliche und zertifizierte Prüfverfahren.
Freiwilligkeit hilft keinen Schritt weiter. Nur eine verbindliche
Überprüfung aller Lohnstrukturen und Tarifverträge beendet die
ungerechte Bezahlung von Frauen. Und wir fordern ein
Verbandsklagerecht und die Anwendbarkeit des Gruppenverfahrens. Denn
nach wie vor müssen Frauen, die gegen Entgeltdiskriminierung vorgehen
wollen, weiterhin allein vor Gericht ziehen. Von diesen Maßnahmen
würden Frauen wirklich profitieren.

Das Entgelttransparenzgesetz bleibt wirkungslos. Denn Auskunft über
das Entgelt von Kollegen erhalten nur Frauen, die in Betrieben mit
mehr als 200 Beschäftigten arbeiten. Viel zu viele Frauen haben also
rein gar nichts von diesem Gesetz. Betrieben ist es auch völlig frei
gestellt, ob sie künftig ihre Entgeltstrukturen auf Benachteiligungen
überprüfen. Sie können, aber sie müssen nicht. Dafür braucht es
wahrlich kein Gesetz.

Die Bundesregierung muss auch dringend mehr tun, um die sozialen
Berufe aufzuwerten, denn hier arbeiten hauptsächlich Frauen und diese
Jobs sind generell schlechter bezahlt. Zudem arbeiten Frauen häufiger
in Teilzeit oder Minijobs und es gibt nach wie vor wenige weibliche
Führungskräfte. Das sind alles Faktoren, die eine Lohngerechtigkeit
zwischen Frauen und Männern in weite Ferne rücken lassen. Hier muss
die Bundesregierung ran und endlich wirksame Rahmenbedingungen
schaffen, damit Frauen endlich das bekommen, was sie auch verdienen.
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RECHT/834: Regenbogenfamilien - Familienrecht endlich der Realität anpassen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2019

Familienrecht endlich der Realität anpassen



Zur Ankündigung von Justizministerin Barley, Regenbogenfamilien zu
stärken, erklären Katja Dörner, stellvertretende Fraktionsvorsitzende,
und Ulle Schauws, Sprecherin für Queerpolitik:

Es ist zu begrüßen und richtig, dass die Ministerin erste Schritte
geht, um Regenbogenfamilien rechtlich abzusichern. Rechtssicherheit
für Co-Mütter in lesbischen Beziehungen zu schaffen, ist längst
überfällig. Dazu haben wir Grüne bereits vor einem Jahr einen
Gesetzentwurf vorgelegt. Frau Barley hatte viel Zeit, in ihrem
Ministerium hierzu einen Vorschlag vorzulegen. Was sie dabei leider
versäumt, ist eine konkrete Lösung, wie auch
Mehrelternkonstellationen, wie sie bei Patchwork- oder
Regenbogenfamilien häufig vorkommen, rechtlich abgesichert werden
können. Das Familienrecht muss endlich der Lebensrealität und der
Vielfältigkeit der Familien in Deutschland angepasst werden.

 * 
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Pressemitteilung vom 13. März 2019
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RECHT/833: Magere Bilanz beim Verbraucherschutz unter Barley


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2019

Magere Bilanz beim Verbraucherschutz unter Barley



Zum Weltverbrauchertag am 15. März erklärt Tabea Rößner, Sprecherin
für Verbraucherpolitik:

Ministerin Barley ist als Verbraucherministerin unsichtbar. Nachdem
sie ihr Vorzeigeprojekt Musterfeststellungsklage abgehakt hat, ist sie
als Verbraucherministerin komplett abgetaucht. Dabei ist ihre
Musterfeststellungsklage nur eine Mogelpackung, denn mit ihrem
komplizierten zweistufigen Verfahren ist sie alles andere als die
versprochene "Klage für alle".

Die alltäglichen Verbraucherprobleme packt Verbraucherministerin
Barley einfach nicht an. Gesetzesentwürfe wie der zur unerlaubten
Telefonwerbung, der mit einer Bestätigungslösung für alle Verträge,
die über Telefonwerbung zustande kommen, das Übel an der Wurzel
anpacken würden, liegen auf dem Tisch. Doch Barley will lieber nur
eine Branchenlösung, die zu einer Verlagerung, nicht aber zur Lösung
des Problems führt. Das hat eine von ihrem eigenen Ministerium in
Auftrag gegebene Evaluation deutlich gezeigt. Auch beim Thema Inkasso
belegt eine vom Ministerium in Auftrag gegebenen Evaluation, dass
überteuerte Gebühren weiterhin Realität sind und die Aufsicht gegen
unseriöses Inkasso nicht greift. Doch die bereits für letztes Jahr
angekündigten Vorschläge der Bundesregierung lassen weiter auf sich
warten.

Besonders groß ist die Leerstelle beim digitalen Verbraucherschutz.
Zwar war sie schnell dabei, Meinungsvielfalt bei Facebook oder
Transparenz bei Kundenportalen zu fordern, geliefert hat sie aber:
Nichts. Offenbar hat sie ihre Rolle noch nicht gefunden, denn es läge
ja an ihr als Ministerin, gesetzliche Regelungen voranzubringen statt
nur Forderungen zu formulieren. Verbraucherdatenschutz,
Sicherheitsupdates und Transparenz sind die Voraussetzung für
Verbraucherschutz in einer Welt der digitalen Angebote und Geräte.
Hier müsste Ministerin Barley vor allem auf europäischer Ebene
Fortschritte erreichen, beispielsweise bei den gerade diskutierten
Transparenzregeln für Internetportale. Besonders peinlich war ihr
Rumgeeiere bei den Verhandlungen zur EU-Urheberrechtsreform. Den
Kuchen zu essen und ihn gleichzeitig in der Hand behalten zu wollen,
geht nicht.

Ministerin Barley ist auf dem Sprung nach Europa und hat darüber ihre
Pflichten als Ministerin sträflich vernachlässigt. Ob in Brüssel oder
in Berlin: Es wäre wünschenswert, dass Barley den Verbraucherschutz
endlich mit Leidenschaft anpacken würde.

 * 
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AGRAR/328: Übergangsfrist für Ferkelkastration ist verfassungsgemäß


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Übergangsfrist für Ferkelkastration ist verfassungsgemäß



Am heutigen Donnerstag hat PETA Deutschland e.V ein Rechtsgutachten
vorgestellt, in dem die Verlängerung der Übergangsfrist zur
betäubungslosen Ferkelkastration von zwei Jahren als
verfassungswidrig eingeschätzt wird. Dazu können Sie den
agrarpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

"Der Beschluss des Deutschen Bundestages, die Übergangsfrist bis zum
vollständigen Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration um zwei
Jahre zu verlängern, ist verfassungsgemäß. Er ist insbesondere mit
dem Staatsziel Tierschutz (Artikel 20a des Grundgesetzes) vereinbar.
Ohne eine Verlängerung hätten viele kleine und mittlere
Schweinehalter in Deutschland aufgeben müssen. Dies wäre ein massiver
Eingriff in ihre grundrechtlich geschützte Berufsfreiheit gewesen und
hätte zu einem Strukturbruch geführt. Die Ferkelerzeugung wäre ins
Ausland abgewandert - ohne, dass wir Einfluss auf die dortigen
Tierschutzstandards hätten. Umfangreiche und sehr lange
Tiertransporte von Ferkeln nach Deutschland wären die Folge gewesen.
Dies wäre keinesfalls im Sinne des Staatsziels Tierschutz. Den Preis
hätten unsere Landwirte, die Tiere und wir alle als Verbraucher
gezahlt. Klar ist aber auch: Alle Verantwortlichen müssen die
Übergangsfrist nutzen, um im Sinne des Tierwohls praktikable,
wissenschaftlich fundierte und marktgängige Alternativverfahren zu
entwickeln."

 * 
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INNEN/3454: Sportereignis "Invictus Games" nach Deutschland holen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Sportereignis "Invictus Games" nach Deutschland holen

Ausrichtung der "Invictus Games" für versehrte Soldatinnen und
Soldaten wichtiges Zeichen der Anerkennung und Wertschätzung



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag in der 1. Lesung
über den Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur Unterstützung
einer Bewerbung um die "Invictus Games" - eine Sportveranstaltung für
versehrte Soldatinnen und Soldaten. Das Sportereignis soll 2022 oder
später in Deutschland ausgerichtet werden, um vor allem ein Zeichen
der Anerkennung und Wertschätzung gegenüber den Soldatinnen und
Soldaten zum Ausdruck zu bringen. Dazu erklärt der sportpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Nach den vergangenen "Invictus Games" in Australien, den Vereinigten
Staaten von Amerika und Großbritannien wollen wir das Sportereignis
für versehrte Soldatinnen und Soldaten im Jahr 2022 oder später nach
Deutschland holen. Denn dies ist ein deutliches Zeichen für eine
stärkere Anerkennung und Wertschätzung unserer Soldatinnen und
Soldaten.

Bei vergangenen Einsätzen und Friedensmissionen der Bundeswehr sind
unsere Soldatinnen und Soldaten immer wieder auch verletzt worden,
sei es physisch oder psychisch. Viele leiden seither unter den z.T.
massiven Folgen der Verletzungen. Neben der gesundheitlichen
Rehabilitation bietet das Sportereignis den Soldatinnen und Soldaten
neue Perspektiven und die Möglichkeit, leichter ins Leben
zurückzufinden. Zudem kann durch die Austragung der "Invictus Games"
in Deutschland eine öffentliche Diskussion und ehrliche
Auseinandersetzung mit dem geleisteten Dienst in Gang gesetzt werden.
Das Sportereignis ist auch eine großartige Chance, um sportliche
Leistungen zu würdigen sowie Teilhabe und Respekt zum Ausdruck zu
bringen."

Hintergrund:

Seit 2014 können kriegsversehrte Soldatinnen und Soldaten in 12
Sportarten bei den "Invictus Games" antreten. Dabei geht es nicht nur
um den sportlichen Erfolg. Vielmehr sollen die Wettkämpfe sowie die
regelmäßige, strukturierte Trainingsvorbereitung die Betroffenen
dabei unterstützen, in einen normalen Alltag zurückzufinden. Die
"Invictus Games" gehen auf eine Initiative von Prince Harry, Duke of
Sussex, zurück. Sie fanden erstmals im September 2014 in London im
"Queen Elizabeth Olympic Park" statt. Deutschland hat von Beginn an
rund 20 Teilnehmende der Deutschen Bundeswehr zu diesen sportlichen
Wettkämpfen entsandt.

 * 
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SOZIALES/1968: Wahlrechtsausschlüsse werden abgeschafft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Wahlrechtsausschlüsse werden abgeschafft

Meilenstein für Inklusion behinderter Menschen



Der Bundestag wird am morgigen Freitag, 15. März, über den
gemeinsamen Antrag der Koalitionsfraktionen zur Einführung eines
inklusiven Wahlrechts beraten. Hierzu erklären der
behindertenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Wilfried Oellers, und der Justiziar der Fraktion, Ansgar Heveling:

Wilfried Oellers: "Dem gemeinsamen Antrag der
Koalitionsfraktionen zur Einführung eines inklusiven Wahlrechts ist
ein wichtiger Meilenstein für die Inklusion behinderter Menschen.
Damit wird auch den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts und
der Bedeutung des Wahlaktes in der Demokratie hinreichend Rechnung
getragen."

Ansgar Heveling: "Mit dem Antrag wird die bereits im
Koalitionsvertrag beschlossene Aufhebung des pauschalen
Wahlrechtsausschlusses von Personen, für die eine Vollbetreuung
angeordnet ist, umgesetzt. Gleichzeitig wird der Wahlrechtsausschluss
von schuldunfähigen Straftätern im Maßregelvollzug aufgehoben.
Hierüber waren sich CDU/CSU und SPD seit langem einig. Nun wurde auch
eine gemeinsame Lösung für einen Ausgleich zwischen dem Grundsatz der
Allgemeinheit der Wahl und der Sicherung der Wahl als ein
Integrationsvorgang der politischen Willensbildung gefunden. Diese
Aufgabe hatte zuletzt auch das Bundesverfassungsgericht dem
Gesetzgeber gestellt.

Wir haben es uns nicht leicht gemacht, können aber nun einen
verfassungskonformen Entwurf zur Einführung eines inklusiven
Wahlrechts vorlegen. Es wird für die Wahlen zum Deutschen Bundestag
und zum Europäischen Parlament gelten. Aus praktischen Gründen ist
aber eine Umsetzung für die bereits am 26. Mai 2019 stattfindende
Europawahl nicht mehr möglich. Das zu beschließende Gesetz soll daher
erst am 1. Juli 2019 in Kraft treten."
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SOZIALES/1967: Freiwilligendienste durch Teilzeitmöglichkeit attraktiver gestalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Freiwilligendienste durch Teilzeitmöglichkeit attraktiver
gestalten



Zur 1. Lesung des Gesetzentwurfs zur Einführung einer
Teilzeitmöglichkeit in den Jugendfreiwilligendiensten sowie im
Bundesfreiwilligendienst für Personen vor Vollendung des 27.
Lebensjahres können Sie den familienpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg, wie folgt zitieren:

"Mit dem Gesetz zur Einführung einer Teilzeitmöglichkeit in den
Freiwilligendiensten gehen wir einen wichtigen Schritt - die
Freiwilligendienste insgesamt attraktiver zu gestalten. Es wird
künftig auch im Rahmen von Freiwilligendiensten leichter möglich
sein, Familie und Freiwilligendienst unter einen Hut zu bekommen. Die
junge Mutter von drei Kindern und der junge Mann, der seinen
schwerkranken Vater pflegt, haben dann die Möglichkeit, einen
Jugendfreiwilligendienst (JFD) oder einen Bundesfreiwilligendienst
(BFD) in Teilzeit zu leisten. Wir brauchen jeden einzelnen Menschen,
der bereit ist, Verantwortung zu übernehmen. Nicht nur unsere
Gemeinschaft wird dadurch gestärkt, auch die junge Frau oder der
junge Mann selber. Für das Jahr 2019 haben wir bereits den Etat für
die Freiwilligendienste um 65 Millionen Euro - unter anderem für mehr
Plätze - auf insgesamt rund 320 Millionen Euro aufgestockt. Das ist
ein toller Erfolg! Und damit all diese Maßnahmen auch nicht
verpuffen, ist es notwendig, dass die Haushaltsmittel auch für das
Jahr 2020 bereits jetzt in die Eckwerte von der
Bundesfamilienministerin eingestellt werden. Die Träger und
Einsatzstellen brauchen Planungssicherheit, um die Verträge mit den
Freiwilligen im Sommer für zwölf Monate abschließen zu können.
Ansonsten wären auch die Mittel für 2019 ein zahnloser Tiger!"

 * 
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AUSSEN/1841: Resolution des US-Senats zu Saudi-Arabien unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2019

Resolution des US-Senats zu Saudi-Arabien unterstützen



"DIE LINKE begrüßt die Entschließung des US-Senats für ein Ende der
militärischen Unterstützung Saudi-Arabiens im Jemen-Krieg. Die auf
Initiative von US-Senator Bernie Sanders entstandene Resolution
eröffnet eine echte Friedensperspektive für den Jemen und verdient
jeden erdenklichen Beistand, auch international", erklärt Sevim
Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Jetzt ist die Bundesregierung gefordert, den vorläufigen Stopp
deutscher Waffenexporte an Saudi-Arabien zu verstetigen und auf alle
Länder, die am Jemen-Krieg beteiligt, sind auszuweiten. Die
Bundesregierung muss zudem die Schlupflöcher schließen, damit
Rüstungskonzerne wie Rheinmetall nicht länger über Tochterfirmen in
Sardinien und Südafrika Waffen in Krisenländer und Diktaturen wie
Saudi-Arabien exportieren können."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1088: Heimkosten müssen abgesenkt werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2019

Heimkosten müssen abgesenkt werden



"Die Bundesregierung will an der ungerechten Finanzierung der Pflege
nichts ändern. Das ist das falsche Signal", erklärt Pia Zimmermann,
Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die
Bundesratsinitiative verschiedener Bundesländer, die Eigenanteile für
stationäre Pflege zumindest zu deckeln. "Menschen mit Pflegebedarf und
ihre Angehörigen leiden zunehmend unter steigenden Eigenanteilen in
den Pflegeheimen. Vom Bundesgesundheitsministerium können sie keine
Hilfe erwarten, es überspielt das Problem und versichert lediglich,
die Entwicklung sehr genau zu beobachten." Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung auf eine Frage von Pia Zimmermann hervor, die sie
in der Fragestunde am Mittwoch gestellt hatte. Zimmermann weiter:

"Die Pflegeversicherung übernimmt nur einen Teil der Leistungen, also
hängt es vom Geldbeutel ab, ob sich jemand gute Pflege leisten kann.
Das ist unsozial. Wir müssen die Pflegefinanzierung radikal
umkrempeln, damit sie zukunftsfähig und gerecht wird: Alle müssen nach
ihren Möglichkeiten in die Pflegeversicherung einzahlen, und alle
Einkommensarten müssen herangezogen werden. Es darf nicht sein, dass
arme Menschen relativ gesehen mehr leisten müssen als Reiche - und
sich am Ende doch keine gute Pflege leisten können. Aber eine
solidarische Pflegeversicherung ist mit der jetzigen Regierung nicht
zu machen."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5029: Katja Kipping zur Bilanz der großen Koalition nach einem Jahr


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. März 2019

Am Jahrestag der großen Koalition sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



Diese Große Koalition ist klein gestartet und in einem Jahr noch
unbeliebter geworden. Die Restkanzlerschaft von Merkel verspricht nur
noch Stillstand und Genörgel allerorten. Die CDU will mit
Kramp-Karrenbauer rechts abbiegen, die SPD entdeckt langsam ihr
soziales Gewissen wieder. Das passt immer weniger zusammen. Jetzt
müssen die Weichen gestellt werden für die Zeit nach der Großen
Koalition. Der Stillstand darf nicht von einer Bewegung nach rechts
beendet werden. Wir müssen Begeisterung wecken für eine Gesellschaft,
die alle Menschen garantiert vor Armut schützt, die Mitte besser
stellt und die Zukunftsthemen wie den Klimaschutz endlich mutig
angeht.

 * 
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SICHERHEIT/1935: BND-Enthüllungen - Dubiose Waffentransporte rasch aufklären


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2019

BND-Enthüllungen: Dubiose Waffentransporte rasch aufklären



"Die Enthüllungen des Fernsehjournalisten Rainer Kahrs (Radio Bremen)
über dubiose Waffentransporte unter Regie bzw. mit Unterstützung des
Bundesnachrichtendienstes (BND) in Kriegs- und Krisenregionen sind
äußerst besorgniserregend. Treffen sie zu, hätte der deutsche
Auslandsgeheimdienst nicht nur das EU-Embargo gegen die
Militärdiktatur Myanmar gebrochen, sondern auch Kriegswaffen in den
vom Bürgerkrieg erschütterten Sudan geliefert, in dem zeitgleich
Bundeswehrsoldaten zur Beteiligung an der UN-Friedensmission
stationiert sind", erklärt André Hahn, stellvertretender Vorsitzender
der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Parlamentarischen
Kontrollgremiums für die Geheimdienste.

In der am 11. März in der ARD ausgestrahlten Reportage "Die Akte BND:
Waffengeschäfte deutscher Reeder" hatte Kahrs anhand zahlreicher
zugespielter Schriftstücke dargelegt, dass der BND an illegalen
Waffentransporten nach Myanmar, in den Südsudan, aber auch in den
Nordsudan, in den Jemen und möglicherweise auch in den Kongo beteiligt
war. Myanmar unterlag zu diesem Zeitpunkt einem Embargo der EU, das
Waffenlieferungen in das Land ausdrücklich unterband. Im Sudan ist die
Bundeswehr an der Mission der Vereinten Nationen zur Absicherung des
Friedens im Sudan UNMIS (United Nations Mission in Sudan) seit 2005
und an der Folgemission UNMISS seit 2011 beteiligt.

Hahn weiter: "Die Vorwürfe müssen nun rasch aufgeklärt werden. Es wäre
ungeheuerlich, wenn der BND angesichts der Menschenrechtsverletzungen
und Kriegsverbrechen in Myanmar und Südsudan ausgerechnet dorthin
Kriegswaffen geliefert und indirekt noch das Leben von
Bundeswehrsoldaten gefährdet hätte. Ich werde mit einer Kleinen
Anfrage zeitnah von der Bundesregierung dazu Auskunft einfordern und
dieses hochbrisante Thema auch auf die Tagesordnung des
Parlamentarischen Kontrollgremiums setzen lassen."

 * 
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BUNDESTAG/8143: Heute im Bundestag Nr. 278 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 278

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 15.27 Uhr

1. Zeuge: Amri galt als schlimmer Finger



1. Zeuge: Amri galt als schlimmer Finger

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Der spätere Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri
ist bereits im Spätsommer 2015 in seiner Emmericher
Flüchtlingsunterkunft als besonderer Problemfall bekannt gewesen. "Er
galt bei uns als schlimmer Finger", sagte ein damaliger Betreuer am
Donnerstag dem 1. Untersuchungsausschuss (Breitscheidplatz"). Der
heute 65-jährige ausgebildete Speditionskaufmann Wilhelm Berg war seit
dem 1. September 2015 in der Unterkunft an der Emmericher Tackenweide
tätig. Zu diesem Zeitpunkt war Amri dort seit etwa zwei Wochen
gemeldet. Er habe sich aber nur selten im Haus aufgehalten, sagte der
Zeuge.

Seine eigene Rolle beschrieb Berg als die eines Beraters und Helfers
der Bewohner. Er habe Formulare ausgefüllt, Wohnungsuchende
unterstützt, alle 14 Tage Sozialhilfeschecks verteilt: "Im Endeffekt
waren wir das Rundum-Betreuungspaket für die zahlreich erschienenen
Asylanten." Bereits bei Dienstantritt an seinem allerersten Tag in der
Unterkunft sei er von Vorgesetzten und Kollegen darauf aufmerksam
gemacht worden, dass es Leute gebe, "die ein bisschen Stress machen,
unter anderem auch unser Freund Amri".

Dabei sei allerdings zunächst nicht die Rede von radikalislamischen
Neigungen gewesen, sondern von Eigentumsdelikten und der Benutzung
verschiedener Alias-Identitäten. Die Betreuer hätten Weisung gehabt,
auf Amri zu achten, wenn er im Haus war, und zu beobachten, "wie er
sich verhält". Im Dienstzimmer habe eine Kopie seiner
Meldebescheinigung mit Lichtbild gehangen, um die Identifizierung zu
erleichtern. Auf dem Schreibtisch habe ein "Deckblatt" gelegen, auf
dem verschiedenen Aliasnamen und mutmaßlichen Straftaten Amris
vermerkt waren. Vergleichbare Vorkehrungen habe es in "keinem anderen
Fall" gegeben, betonte der Zeuge. Es sei eine Ausnahme gewesen, dass
die Mitarbeiter der Unterkunft "in der Form" für einen Bewohner
"sensibilisiert" worden seien.

Er habe Amri in der Unterkunft allerdings höchstens fünf bis sechs Mal
gesehen: "Eigentlich war sein Bett immer leer," sagte der Zeuge. Wenn
er im Haus gewesen sei, habe er sich "sehr, sehr unauffällig"
benommen. In der Regel sei er immer dann aufgetaucht, wenn es galt,
einen Scheck abzuholen. Bei einer solchen Gelegenheit habe er Amri
auch zum letzten Mal am 15. September 2016 gesehen. Obwohl bekannt
gewesen sei, dass er unter mehreren Falschnamen unterwegs war, habe
Amri immer sein Geld bekommen. Das Sozialamt habe regelmäßig so
entschieden, wenn Mitarbeiter der Unterkunft Rückfragen stellten.

Erst im September 2016 habe Anis Amri als korrekter Name des Tunesiers
offiziell festgestanden, sagte der Zeuge. Bis dahin war er den
Betreuern in Emmerich als "Mohammed Hassa" und "Ahmed al Masri"
geläufig. Allerdings habe sich im Nachhinein herausgestellt, dass
viele Heimbewohner, insbesondere andere Tunesier, ihn von vornherein
unter seinem richtigen Namen kannten. Im übrigen hätten die Behörden
nicht einmal gewusst, "welche Staatsangehörigkeit unser Freund Amri
hatte. Er wurde als Ägypter geführt, als Tunesier, als Marokkaner, das
war ja sehr, sehr wechselhaft."

Der Zeuge bestätigte, dass mindestens drei Mitbewohner Amris sich über
dessen radikalislamische Neigungen beschwert und sich deswegen an
Kreisverwaltung und Polizei gewandt hätten. Er selbst habe zwischen
Ende Januar und August 2016 drei bis vier Mal erlebt, dass sich
Polizeidienststellen nach Amri erkundigten. Im Oktober und November
habe die Polizei dann noch zweimal nach seinem Aufenthalt gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8142: Heute im Bundestag Nr. 277 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 277

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 14.31 Uhr

1. FDP will Aktionärsrechte stärken

2. Anpassung der Rechtsanwaltsgebühren



1. FDP will Aktionärsrechte stärken

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Vor dem Hintergrund der Debatte über die Höhe von
Managerbezügen spricht sich die FDP gegen gesetzliche Eingriffe aus.
Der Bundestag solle beschließen, die Bundesregierung aufzufordern, auf
eine gesetzliche Begrenzung der Gesamtbezüge und Abfindungen von
Vorstandsmitgliedern zu verzichten, heißt es in einem Antrag (19/8269)
der FDP-Fraktion. Die Rechte der Anteilseigner gegenüber den
Vorständen sollten unter anderem dadurch gestärkt werden, dass das
Votum der Hauptversammlung über die vom Aufsichtsrat vorgelegte
Vergütungspolitik für die Vorstandsmitglieder verbindlich ist.

Mit dem Antrag reagiert die Fraktion auf die zunehmende - ihrer
Meinung nach populistische - Unterstützung der Forderung, gesetzlich
in die Höhe der Bezüge einzugreifen. Vertragsfreiheit sei jedoch ein
hohes Gut und dürfe durch Neiddebatten nicht gefährdet werden,
schreiben die Antragsteller. Es obliege dem Unternehmen, die
Führungskräfte entsprechend ihrer Leistung zu entlohnen. Um den
Wohlstand in Deutschland für alle zu mehren, sei es der falsche Weg,
Spitzengehälter zu begrenzen.

 * 

2. Anpassung der Rechtsanwaltsgebühren

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die FDP-Fraktion setzt sich für eine Erhöhung der
Rechtsanwaltsgebühren ein. In einem Antrag (19/8266) wird die
Bundesregierung aufgefordert, noch vor der parlamentarischen
Sommerpause ein konkretes Konzept zur Reform des
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) vorzulegen, das sowohl die
Forderung nach einer strukturellen als auch einer linearen, die
Tariflohnentwicklung berücksichtigenden, Anpassung der Gebühren
beinhaltet. Zur Begründung heißt es, das RVG habe sich seit der
Einführung 2004 als sinnvolles und ausgewogenes Regelungswerk der
Gebühren und Auslagen für Rechtsanwälte erwiesen und genieße eine hohe
Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger. Das Gesetz gehe jedoch von
festen Gebühren aus, die keiner indexierten Anpassung unterlägen. Vor
dem Hintergrund steigender Lohnkosten für Mitarbeiter, erhöhter
Mietaufwendungen und der Kosten für die Aufrechterhaltung einer
funktionstüchtigen Büro-Infrastruktur seien die Forderungen der
Anwaltschaft nach einer Anpassung der Gebühren an die aktuelle
Lohnentwicklung gerechtfertigt.

 * 
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BUNDESTAG/8141: Heute im Bundestag Nr. 276 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 276

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Fingerabdrücke in Personalausweisen

2. Managergehälter an Firmenerfolg anpassen

3. Grüne für mehr soziale Rechte in EU

4. Fortschritte im italienischen Bankensektor

5. Regierung lobt Fortschritte in Afghanistan

6. Zusammenarbeit mit Venezuela



1. Fingerabdrücke in Personalausweisen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion wendet sich gegen eine Pflicht zur
Speicherung von Fingerabdrücken in Personalausweisen. In einem Antrag
(19/8280), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, verweist sie darauf, dass in den aktuellen
Verhandlungen zu einem Verordnungsvorschlag der EU-Kommission zur
Diskussion stehe, die Mitgliedsstaaten dazu zu verpflichten,
Personalausweise mit einem Speichermedium zu versehen, auf welchem
mindestens "zwei Fingerabdrücke in interoperablen Formaten" zu
speichern sind. Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert,
in den entsprechenden Abstimmungen gegen eine Einführung der
Speicherpflicht von Fingerabdrücken auf Personalausweisen zu stimmen.

Die Speicherung von Fingerabdrücken auf Personalausweisen sei jedoch
nicht erforderlich, argumentiert die Fraktion. Eine zunehmende
Verwendung echter Ausweispapiere durch ähnlich aussehende Personen
könne nicht beobachtet werden. Eine Ähnlichkeit, bei der das bereits
auf dem Ausweis abgebildete biometrische Foto als
Sicherheitseinrichtung nicht mehr ausreicht, um eine eindeutige
Identifizierung des Benutzers zu ermöglichen, erscheine zudem nur in
Ausnahmefällen möglich. Diese Ausnahmefälle rechtfertigten es nicht,
sensible Daten von 370 Millionen EU-Bürgern aufzuzeichnen.

 * 

2. Managergehälter an Firmenerfolg anpassen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Managergehälter sollen sich nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen am langfristigen Unternehmenserfolg
orientieren. Es müssten gesetzliche Regelungen erarbeitet werden, die
verhindern, dass Bürger über Gebühr überhöhte Gehälter, Abfindungen
und Versorgungszusagen mitfinanzieren müssen, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/8282). Dazu sollten
Abzugsmöglichkeiten begrenzt werden.

Um Gehälter von Managern stärker am Unternehmenserfolg auszurichten,
schlagen die Abgeordneten vor, dass das Gesamtgehalt höchstens zu
einem Viertel variabel sein soll. Davon sollten alle variablen
Bestandteile wie etwa Boni, Tantiemen und Aktienoptionen erfasst sein.
Darüber hinaus fordern sie strengere Bedingungen bei
Erfolgsbeteiligungen.

 * 

3. Grüne für mehr soziale Rechte in EU

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte die
EU-Verträge um eine soziale Fortschrittsklausel ergänzen, um den
sozialen Rechten im EU-Recht den gleichen Stellenwert einzuräumen wie
den wirtschaftlichen Freiheiten des Binnenmarkts. Die Bundesregierung
solle sich dafür auf europäischer Ebene aktiv einsetzen, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/8287). Darin fordern sie außerdem die
Entwicklung einer europäischen Strategie zur Armutsbekämpfung, vor
allem gegen Kinderarmut und die Einführung jeweils einer
EU-Rahmenrichtlinie für die Grundsicherungssysteme in allen
Mitgliedstaaten sowie für Mindestlöhne.

In der EU sollten alle Menschen ein würdevolles Leben führen können,
heißt es in der Begründung. Deshalb sei die Bekämpfung von Armut,
sozialer Ausgrenzung und Diskriminierung so wichtig. "Verlässliche
soziale Rechte sind die Voraussetzung dafür, dass Binnenmarkt und
Währungsunion im Interesse der Menschen wirken", schreiben die Grünen.

 * 

4. Fortschritte im italienischen Bankensektor

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Aus Sicht der Bundesregierung ist es wichtig, dass
der italienische Bankensektor weitere Fortschritte beim Risikoabbau
macht. Der italienische Bankensektor stehe schon seit geraumer Zeit
vor diversen strukturellen Herausforderungen unter anderem dem hohen
Bestand an notleidenden Krediten, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/8166) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7848). Die Bundesregierung unterstütze daher die Bankenaufsicht
bei der Europäischen Zentralbank bei ihren Bemühungen für einen
nachhaltigen Abbau notleidender Kredite. Ein konsequenter und zügiger
Abbau des nach wie vor hohen Bestands an notleidenden Krediten sei
eine grundlegende Voraussetzung für die Stabilisierung des
italienischen Finanzsystems.

Die Bundesregierung beziffert die notleidenden Kredite des
Bankensektors in Italien unter Berufung auf den
Finanzstabilitätsbericht der Banca d'Italia mit Stand Ende Juni 2018
auf 225 Milliarden Euro. Die Daten würden einen Rückgang der
notleidenden Kredite im italienischen Bankensektor zeigen. "Unter
Finanzstabilitätsaspekten wird diese Entwicklung positiv gesehen",
schreibt die Regierung, die den Anteil notleidender Kredite am
gesamten Kreditvolumen mit 9,4 Prozent angibt. Der Anteil liege damit
immer noch weit über dem EU-Durchschnitt von 3,4 Prozent.

 * 

5. Regierung lobt Fortschritte in Afghanistan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die wirtschaftliche, soziale und gesellschaftliche
Entwicklung Afghanistans hat laut Bundesregierung seit dem Sturz der
Taliban im Jahr 2001 "bemerkenswerte Fortschritte" gemacht. Dies gelte
insbesondere für die Lebenserwartung bei Geburt, die durchschnittliche
Schulbesuchsdauer, und das Brutto- nationaleinkommen pro Kopf,
schreibt sie in einer Antwort (19/8231) auf eine Kleine Anfrage
(19/7897) der AfD-Fraktion.

Dennoch sei Afghanistan noch geprägt von einer schwierigen, aber auch
regional unterschiedlichen Sicherheitslage, einer nicht in allen
Landesteilen handlungsfähigen Regierung, Armut in breiten Schichten
der Bevölkerung sowie einem durch konkurrierende Interessen
gekennzeichneten regionalen Umfeld. Dies stelle das
entwicklungspolitische Engagement der Bundesregierung vor besondere
Herausforderungen.

Aufgrund nicht erfüllter Reformfortschritte habe das Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) bei den
Regierungsverhandlungen im Jahr 2018 Mittel in Höhe von 17,5 Millionen
Euro einbehalten, heißt es in der Antwort weiter. Gleichzeitig seien
Vereinbarungen zur Konditionalisierung der geplanten Zusagen für 2019
getroffen worden. So sollten erneut Mittel an Reformvereinbarungen
geknüpft werden.

Darüber hinaus sollen nach Auskunft der Bundesregierung zukünftig
Infrastrukturinvestitionen an den Abschluss von Betriebs- und
Wartungsvereinbarungen für die laufenden Investitionen geknüpft
werden. Zusätzlich habe das BMZ in der Vergangenheit Zusagen für
Wasser- und Energievorhaben an die Umsetzung der Vereinbarungen zur
Zoll- und Steuerbefreiung gebunden.

 * 

6. Zusammenarbeit mit Venezuela

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Venezuela ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/8128) der AfD-Fraktion. Unter
anderem wollen die Abgeordneten wissen, welche Länderstrategie die
Bundesregierung verfolgt und welche Schwerpunkte sie hierbei setzt.
Außerdem fragen sie nach konkreten Projekten, aufgewendeten Mitteln
und Erfolgen.

 * 
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BUNDESTAG/8140: Heute im Bundestag Nr. 275 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 275

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 11.16 Uhr

1. Debatte zu Schülerdemos verschoben

2. Linke will Atomausstieg beschleunigen

3. Grüne für Atomausstieg in Europa

4. Linke fordert Auflösung von Zitis

5. Kontrolle der Mittel für Exzellenzstrategie

6. Mittelkontrolle beim Forschungspakt



1. Debatte zu Schülerdemos verschoben

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Die für den heutigen Donnerstag geplante Aktuelle
Stunde zu den Demonstrationen von Schülern aus Anlass des Klimawandels
wird verschoben. Die Abgeordneten werden jetzt am Freitag nach der
Debatte zur Teilhabe im Wahlrecht ab etwa 14.50 Uhr zum Thema "Haltung
der Bundesregierung zu den Klimastreiks der Fridays for Future
Bewegung und der Petition Scientists for Future" debattieren. Die
Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen statt.

 * 

2. Linke will Atomausstieg beschleunigen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Der Atomausstieg in Deutschland soll beschleunigt
werden. Außerdem soll sich die Bundesregierung in der EU und in den
internationalen Beziehungen für einen schnellstmöglichen Atomausstieg
sowie gegen den Neubau von Atomkraftwerken einsetzen. Dies fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/8271) mit dem Titel "Fukushima
mahnt - Atomausstieg beschleunigen". Am 11. März jährte sich zum
achten Mal die Atomkatastrophe von Fukushima. Am 26. April 2019 ist
der 33. Jahrestag des Super-GAUs von Tschernobyl.

"Für viele hunderttausende Menschen hatten und haben diese beide
Nuklearkatastrophen weitreichende gesundheitliche und soziale Folgen
bis hin zum Tod oder Verlust der Heimat. Tschernobyl und Fukushima
sind eine Mahnung, dass die unverantwortliche Nutzung der Atomenergie
weltweit Geschichte werden muss", appellieren die Abgeordneten.

Auch in der Bundesrepublik seien bis Ende 2022 noch Atomkraftwerke in
Betrieb, in denen eine Katastrophe mit Freisetzung von großen Mengen
Radioaktivität nicht ausgeschlossen werden könne, heißt es in dem
Antrag. Außerdem werde in den noch in Betrieb befindlichen
Atomkraftwerken weiterhin Atommüll erzeugt, dessen dauerhafte Lagerung
bis heute sowohl national als auch international ungeklärt sei und
dessen oberirdische Zwischenlagerung angesichts wachsender
Terrorgefahren, Naturkatastrophen oder technisches Versagen immer
größere Risiken mit sich bringe. Hingewiesen wird auch auf die Risiken
der Atomenergienutzung mit besonders störanfällige Reaktoren in
grenznahen Regionen Belgiens, Frankreichs, der Schweiz und der
Tschechischen Republik.

Zu den weiteren Forderungen der Linksfraktion gehören die Stilllegung
der Uran-Fabriken in Gronau und Lingen und die Auflösung des
Euratom-Vertrages. Außerdem soll das Verbot der Nutzung der
Atomenergie zu friedlichen und militärischen Zwecken im Grundgesetz
verankert werden.

 * 

3. Grüne für Atomausstieg in Europa

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Acht Jahre nach der Atomkatastrophe von Fukushima
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen umfassende Maßnahmen gegen
die weitere Nutzung der Atomenergie. In einem Antrag (19/8284) mit dem
Titel "Acht Jahre Fukushima - Atomausstieg in Europa voranbringen"
wird die Bundesregierung aufgefordert, sich international für eine
möglichst raschen Ausstieg aus der Atomkraft und den Umstieg auf eine
Energieversorgung, die auf erneuerbaren Energien basiert, einzusetzen.
Der Uranabbau soll weltweit geächtet werden.

Sicherheitsstandards und Atomhaftungsanforderungen sollen deutlich
erhöht werden. Außerdem will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass
es in Europa grundsätzlich keine Erlaubnisse für längere
AKW-Betriebszeiten als 40 Jahre mehr geben soll.

Auf europäischer Ebene sollen Anrainerstaaten durch ein neues
Regelwerk Einfluss auf die Sicherheitsanforderungen für grenznahe
Atomkraftwerke nehmen können. Die Bundesregierung soll mit Frankreich
Verhandlungen mit dem Ziel aufnehmen, eine unverzügliche Stilllegung
der beiden grenznahen und besonders anfälligen Atomkraftwerke Cattenom
und Fessenheim zu erreichen. Weitere Verhandlungen sollen mit Belgien
und der Schweiz zum Zweck einer unverzüglichen Stilllegung mehrere
Atommeiler aufgenommen werden.

Zu den weiteren Forderungen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gehören
die Reform des veralteten Euratom Vertrages, die Schließung der
Atomfabriken in Gronau und Lingen und die Umleitung von Finanzmitteln
für die atomare Forschung auf die weitere Erforschung erneuerbarer
Energien, der Energiespeicherung und anderer Felder der Energiewende.

"Die Atomkatastrophe von Fukushima wurde zur Zäsur der
Atomkraftnutzung. Vor den Augen der Welt wurde das Restrisiko zur
Realität und das Unfassbare offensichtlich: Selbst ein
Hochtechnologieland wie Japan war mit der atomaren Notlage
hoffnungslos überfordert und konnte die fortschreitenden Kernschmelzen
nicht verhindern", schreiben die Abgeordneten in dem Antrag. Jeder
Jahrestag von Fukushima erinnere somit nicht nur daran, welche
dauerhaft verheerenden Spuren ein atomarer Super-GAU hinterlasse. Er
zeige auch, wie schnell bei Regierungen die im Lichte einer
einschneidenden Katastrophe gewonnenen Erkenntnisse wieder in
Vergessenheit geraten könnten. In Europa habe kaum ein Land ernsthafte
und angemessene Konsequenzen aus der Atomkatastrophe von Fukushima
gezogen. "Fast überall durften selbst die ältesten und anfälligsten
Risikomeiler weiter betrieben werden, obwohl sie wegen ihrer
Unzulänglichkeiten als Neubau schon lange nicht mehr genehmigungsfähig
wären", kritisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

4. Linke fordert Auflösung von Zitis

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt darauf, die
Bundesbehörde "Zentrale Stelle für Informationstechnik im
Sicherheitsbereich" (Zitis) aufzulösen. In einem Antrag (19/8270), der
am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht, fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, Zitis mit Wirkung
zum 31. Januar 2020 aufzulösen und deren Personal auf andere
Bundesbehörden überzuleiten.

In der Begründung schreibt die Fraktion, dass Zitis die
Datensicherheit und Grundrechte aller Bürger gefährde. Aufgabe der
Behörde sei es, "staatliches Hacking durch technische Fähigkeiten zu
unterstützen". Dazu sollten Verschlüsselungsmethoden gebrochen,
Sicherheitslücken in IT-Systemen genutzt und Überwachungstechnologien
entwickelt werden. Statt Schwachstellen in Hard- und Software zu
schließen, solle "das gleiche Arsenal bereitgehalten werden, das in
Cyber-Angriffen auf Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zur Anwendung
gelangt".

"Digitale Sicherheit wird durch das Entwickeln von staatlichen
Hacking-Methoden, durch das Nutzen von Hintertüren, Trojanern und
Sicherheitslücken nicht gestärkt, sondern umgekehrt weiter
geschwächt", heißt es in der Vorlage weiter. Auch sei Zitis "ein
verlängerter Arm der Geheimdienste", argumentiert die Fraktion und
kritisiert unter anderem, dass das Trennungsgebot zwischen Polizei und
Geheimdiensten ausgehebelt werde.

 * 

5. Kontrolle der Mittel für Exzellenzstrategie

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) In welchem Umfang und in welchem Rhythmus Länder und
Hochschulen dem Bund Daten und Berichte über die Verwendung der Mittel
aus der Exzellenzstrategie vorlegen werden, möchte die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/8184) erfahren. Die Bundesregierung soll
außerdem angeben, auf welchen rechtlichen Grundlagen die Verwendung
der Mittel im Rahmen der Exzellenzstrategie kontrolliert wird.

 * 

6. Mittelkontrolle beim Forschungspakt

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Kontrolle durch den Bund bei der für
Mittelverwendung im Rahmen des Pakts für Forschung und Innovation
macht die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/8183). Die
Bundesregierung soll angeben, auf welchen rechtlichen Grundlagen die
Verwendung der Mittel im Rahmen des Pakets kontrolliert wird und in
welchem Umfang die Länder und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen dem Bund Daten und Berichte über die
Verwendung der Mittel aus dem Pakt vorlegen.

 * 
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BUNDESTAG/8139: Heute im Bundestag Nr. 274 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 274

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft

2. Grüne für Eurozonen-Investitionsetat

3. Linke: Restitutionsgesetz für NS-Raubkunst

4. Ausrichtung der Invictus Games

5. FDP fordert Senkung der Stromsteuer



1. Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Frage der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft
ist aus Sicht der Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft,
Julia Klöckner (CDU), "keine nationale Frage, die an Grenzen halt
macht". Nachhaltigkeit sei dann gegeben, wenn die ganze
Erzeugungskette in den Blick genommen werde - vor allem aber
unterschiedliche Nationen mit ins Boot geholt würden, sagte Klöckner
während einer Sitzung des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige
Entwicklung am Mittwochabend.

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) in Europa sei einst geschaffen
worden, um die Ernährungssicherheit zu gewährleisten, "aber auch um
nachhaltige Landentwicklung zu betreiben", betonte die Ministerin.
Nachhaltigkeit bedeute aber auch, den Berufsstand der Landwirte so
aufzustellen, dass die kommende Generation noch Interesse an dem Beruf
hat. Klöckner ging vor diesem Hintergrund auf die zwei Säulen der GAP
ein, die politisch unterschiedlich bewertet würden. Aus ihrer Sicht
wird die erste Säule mit den Direktzahlungen an die Landwirte als
"Teil der Stabilisierung" benötigt. Diese Einschätzung teilten auch
Ökobetriebe, fügte sie hinzu.

Klöckner wandte sich zugleich gegen Kürzungen bei der zweiten Säule,
mit der Maßnahmen in den Bereichen ländliche Entwicklung,
einschließlich Umwelt- und Klimaschutz, unterstützt werden. Der Bedarf
an den Finanzmitteln sei da, angesichts der "vielen tollen Projekte"
in dem Bereich, sagte sie.

Mit Blick auf die verpflichtenden "Greening"-Maßnahmen, die seit 2013
Teil der Direktzahlungen sind, sagte die Ministerin, die
Umweltleistungen der Landwirtschaft seien gestiegen und würden auch
dauerhaft ansteigen. Sie habe allerdings die Sorge, dass die auf
EU-Ebene vorgesehene Flexibilität für die Mitgliedstaaten auch in der
Frage der Umwelt- und Klimaschutzleistungen zu einem
"Umwelt-standard-Dumping innerhalb der EU" führen könne. Das werde sie
bei ihren Gesprächen in Brüssel auch zum Ausdruck bringen, kündigte
sie an.

Klöckner warnte davor, bei den Bemühungen um mehr Umwelt- und
Klimaschutz die Rechnung ohne die Landwirte zu machen. Als Beispiel
nannte sie die veränderte Düngemittelverordnung, die aus theoretischer
und wissenschaftlicher Blickrichtung gedacht sei, die Landwirte aber
"hammerhart" erwische. Angesichts der vielen Strukturbrüche bestehe
die Gefahr, das Landwirtschaft in den kleinen familiengeführten
Betrieben in Zukunft nicht mehr möglich sei, warnte Klöckner.

Beim Ökolandbau auf der einen und der konventionellen Landwirtschaft
auf der anderen Seite sieht die Ministerin eine Tendenz zur
Angleichung. Der nachhaltige Ökolandbau habe einen
Effizienzsteigerungsdruck und die konventionelle Landwirtschaft, die
effizient sei, einen Nachhaltigkeitsdruck. Mit Blick auf den Einsatz
von Kupfer als Pflanzenschutzmittel im Ökolandbau, sagte Klöckner,
moralische Erhöhungen würden sich verbieten. Es gehe nicht um Gut oder
Böse. Ihrer Ansicht nach sind die meisten Landwirte in dieser Frage
deutlich weiter als der ein oder andere Verband oder auch die Politik.

 * 

2. Grüne für Eurozonen-Investitionsetat

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Ein gemeinsamer Haushalt für den Euroraum mit einem
Umfang von mindestens einem Prozent des gemeinsamen
Bruttoinlandsprodukts soll für Stabilität und Investitionen sorgen.
"Der Haushalt ist für alle Länder der Eurozone gedacht und für alle
anderen EU-Mitgliedsländer offen", heißt es in einem Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8283) , in dem die Wirtschafts- und
Währungsunion als zentral für das Gelingen des europäischen Projekts
bezeichnet wird.

"Kernaufgabe des Haushalts für den Euro sind Investitionen in
europäische Gemeingüter wie Klimaschutz, der Ausbau erneuerbarer
Energien, innere wie äußere Sicherheit, Finanzstabilität, Forschung zu
nachhaltigen Zukunftstechnologien, eine europäische Infrastruktur für
Kommunikation, Energie und Mobilität, soziale Absicherung", heißt es
in dem Antrag. Der Eurozonen-Haushalt soll sich aus
konjunkturabhängigen Einnahmen wie einer gemeinsamen
Unternehmenssteuer sowie aus Mehreinnahmen durch den Kampf gegen
aggressive Steuervermeidung und Steuerhinterziehung finanzieren. Dazu
soll eine einheitliche, verbindliche Mindestbesteuerung von
Unternehmen in der EU beschlossen werden.

Weitere Forderungen der Fraktion betreffen den europäischen
Stabilitätsmechanismus, die Bankenunion und die europäische
Arbeitslosenversicherung. So soll der europäische
Stabilitätsmechanismus in einen vollwertigen Europäischen
Währungsfonds (EWF) transformiert werden. Dadurch könne sich die
Europäische Union aus der Abhängigkeit vom Internationalen
Währungsfonds lösen. Die Zugangskriterien für die vorsorgliche
Kreditlinien sollen so gestaltet werden, dass in Not geratene
Mitgliedstaaten der EU ein solches Hilfsinstrument beantragen können -
"ohne der Stigmatisierung eines vollen Hilfsprogramms ausgesetzt zu
werden". Im Rahmen der Bankenunion soll der gemeinsame
Abwicklungsfonds mit einem ausreichenden Finanzvolumen und mit einer
"glaubhaften Letztsicherung" über den EWF ausgestattet werden.
Außerdem spricht sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für ein
europäisches Einlagensicherungssystem aus, um nationale Bankruns zu
verhindern. National etablierte Sicherungslösungen wie zum Beispiel
die Institutssicherungssysteme der Sparkassen und der
Genossenschaftsbanken sollen erhalten bleiben. Zur Einführung einer
europäischen Arbeitslosenversicherung ist als erster Schritt
vorgesehen, eine Rückversicherung der nationalen
Arbeitslosenversicherungen einzuführen. Sie soll als Notfallinstrument
wirken, wenn in Krisenzeiten Arbeitslosenversicherungssysteme
einzelner Mitgliedstaaten überfordert seien.

Der Bundesregierung wird vorgeworfen, es an Engagement und
Enthusiasmus für Europa fehlen zu lassen. Das Zaudern und Zögern der
Bundesregierung habe viel vom Reformwillen des französischen
Präsidenten Emmanuel Macron ins Leere laufen lassen, schreiben die
Abgeordneten.

 * 

3. Linke: Restitutionsgesetz für NS-Raubkunst

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke will die Rückgabe von
NS-Raubkunst gesetzlich verankern. In einem Antrag (19/8273) fordert
sie die Bundesregierung auf, einen Gesetzesentwurf vorzulegen, mit dem
die Bestimmungen der Handreichung zur Umsetzung der "Erklärung der
Bundesregierung, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände zur
Auffindung und zur Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen
Kulturgutes, insbesondere aus jüdischem Besitz" vom Dezember 1999 als
normative Grundlage bei Entscheidungen über Restitutionsfälle
gesetzlich verankert werden. Zudem soll eine gesetzliche Grundlage für
die Rückerstattung von NS-Raubkunst auch durch Privatpersonen im
Einklang mit Artikel 14 Absatz 3 Grundgesetz geschaffen werden.
Rechtlich konkretisiert werden sollen außerdem die Verjährungsfristen
bei Rückgabeforderungen im Fall gutgläubigen Erwerbs durch
Privatpersonen. Für staatliche Einrichtungen hingegen sollen
prinzipiell keine Verjährung gelten.

Die Arbeit der Beratenden Kommission, die in Streitfällen über
Restitutionen unverbindliche Empfehlungen ausspricht, soll nach Willen
der Linksfraktion ebenfalls gesetzlich geregelt werden. Sie soll
anders als bislang zukünftig auch einseitig von einer der
Streitparteien bei einem Antrag auf Rückgabe angerufen werden können.

Die Linksfraktion spricht sich zudem für die Einberufung einer
internationale Konferenz aus, auf der über die Einrichtung eines
Europäischen Museums für Raubkunst ohne rechtmäßige Erben diskutiert
wird. Um dem Raub von Kulturgütern und deren illegalen Handel
vorzubeugen, sollen umfassende Maßnahmen für die kulturelle und
historische Bildung entwickelt werden.

 * 

4. Ausrichtung der Invictus Games

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Koalitionsfraktionen wollen die "Invictus Games"
- das Sportereignis der versehrten Soldatinnen und Soldaten - "als ein
deutliches Zeichen der Anerkennung und Wertschätzung" nach Deutschland
holen. In einem dazu von Unions- und SPD-Fraktion vorgelegten Antrag
(19/8262), den der Bundestag am Donnerstag in erster Lesung berät,
wird die Ankündigung der Bundesregierung begrüßt, sich für die
Austragung der "Invictus Games" in Deutschland einzusetzen. Damit
zeige die Bundesregierung den deutschen Soldatinnen und Soldaten, dass
sie sich ihrer Verantwortung "auch jenseits der militärischen Einsätze
bewusst ist", schreiben die Abgeordneten.

Seit 1990 habe sich die Bundeswehr mit Zustimmung des Bundestages an
mehr als 40 Auslandseinsätzen beteiligt, heißt es in dem Antrag. Auch
derzeit würden knapp 3.500 Soldatinnen und Soldaten in mehr als 15
Einsätzen helfen, internationale Krisen zu bewältigen und Konflikte
einzudämmen. Bei diesen Einsätzen seien Soldatinnen und Soldaten immer
wieder auch verletzt worden, sei es physisch oder psychisch. Viele
litten seither unter den Folgen, "teilweise lebenslang". Um diesen
Menschen eine neue Perspektive zu geben, aber auch, um ihnen mehr
öffentliches Verständnis und Anerkennung zukommen zu lassen, seien die
"Invictus Games" ins Leben gerufen worden, schreiben die
Parlamentarier. Im Laufe der Zeit hätten sich die "Invictus Games" zu
einer anerkannten Plattform für eine stärkere Wertschätzung der
versehrten Soldatinnen und Soldaten entwickelt.

Die Bundesregierung wird in dem Antrag von Union und SPD aufgefordert,
sich für eine gezielte Vorbereitung und Qualifikation von Soldatinnen
und Soldaten einzusetzen, die an den Wettkämpfen teilnehmen wollen.
Dabei sollten sie sich bei der Vorbereitung auch auf die fachliche
Expertise der Sportschule der Bundeswehr stützen können. Die Regierung
solle nach den Vorstellungen der Fraktionen die Ausrichtung der
"Invictus Games" unterstützen, um sicherzustellen, "dass dieses
Sportereignis reibungslos geplant und umgesetzt werden kann". Dabei
sollte der Fokus nicht nur auf dem Wettkampf liegen, sondern auch ein
sozialer Rahmen geschaffen werden, der für einen regen Austausch unter
den Teilnehmenden, Zuschauern und Medienvertretern sorgt. "Letztlich
sollte es auch um ein besseres Verständnis und um die erforderliche
Akzeptanz für die Situation der Soldatinnen und Soldaten gehen", heißt
es in der Vorlage.

Die letzten "Invictus Games" fanden 2018 im australischen Sydney
statt. An den Wettkämpfen nahmen rund 500 versehrte Soldatinnen und
Soldaten aus 18 Staaten - unter anderem Afghanistan, Irak, USA,
Großbritannien und Deutschland - teil. Bei den Wettkämpfen geht es
nicht ausschließlich um sportliche Höchstleistungen in den zwölf
Disziplinen, sondern um eine stärkere Anerkennung, wechselseitige
Wertschätzung sowie um das soziale Miteinander. Die nächsten "Invictus
Games" sollen 2020 im niederländischen Den Haag stattfinden.
Deutschland könnte die Gastgeberrolle im Jahr 2022 übernehmen.

 * 

5. FDP fordert Senkung der Stromsteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Stromsteuer und soll ab 2021 auf das europäische
Mindestmaß abgesenkt werden. Dies fordert die FDP-Fraktion in einem
Antrag (19/8268). Die Finanzierung könne durch steigende Einnahmen aus
dem Emissionshandel, insbesondere aufgrund einer Ausweitung des
Handels auf die Sektoren Verkehr und Wärme, erfolgen.

Nach Angaben der FDP-Fraktion besteht der Strompreis in Deutschland
mittlerweile zu 54 Prozent aus Steuern, Abgaben und Umlagen. Davon
mache alleine die Stromsteuer sieben Prozent aus. In knapp 20 Jahren
sei Strom für private Haushalte um 70 Prozent teurer geworden. Die
FDP-Fraktion erwartet in den kommenden Jahren einen deutlichen Anstieg
der Strompreise durch den geplanten vorzeitigen Ausstieg aus der
Kohleverstromung. "Für die Verbraucherinnen und Verbraucher stellen
die hohen Stromkosten eine enorme finanzielle Belastung dar. Da Strom
ein existenznotwendiges Gut ist, sind hohe Strompreise für viele
Menschen in Deutschland in besonderem Maße auch eine soziale Frage",
wird kritisiert.

 * 
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BUNDESTAG/8138: Heute im Bundestag Nr. 273 - 14.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 273

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. März 2019, Redaktionsschluss: 10.04 Uhr

1. Fluggast-Schutz vor Airline-Insolvenz

2. Fragen zur Digitalisierung von Kulturgütern

3. Evaluation des Kulturgutschutzgesetzes



1. Fluggast-Schutz vor Airline-Insolvenz

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Der Schutz von Reisenden vor Insolvenzen von
Fluggesellschaften ist stark verbesserungswürdig. Diese Meinung
vertraten die Sachverständigen aus den Bereichen Verbraucherschutz und
Tourismus in einer gut zweistündigen öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch.
Unterschiedliche Ansichten gab es allerdings über dafür geeignete
Maßnahmen. Widerstand gegen eine weitergehende Insolvenzabsicherung
von Luftfahrtunternehmen kam vor allem von der Luftverkehrswirtschaft.

Anlass der Sitzung waren Anträge der AfD-Fraktion (19/7035), der
Fraktion Die Linke (19/1036) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/6277). Die AfD plädiert für einen Gesetzentwurf, wonach insolvente
Luftfahrtunternehmen unter anderem sicherstellen müssen, dass einem
Fluggast bei ausfallenden Beförderungsleistungen analog zum
Pauschalreiserecht der gezahlte Reisepreis erstattet wird. Die Linke
setzt sich für die Einrichtung eines staatlichen Entschädigungsfonds
für Fluggäste ein, die von der Insolvenz von Air Berlin betroffen sind
und keine Entschädigung in dem Umfang der Insolvenzabsicherung für
Pauschalreisende aus der Insolvenzmasse erhalten haben. Wie auch die
Grünen fordert die Fraktion einen Gesetzentwurf, der die
Insolvenzabsicherungspflicht für Reiseveranstalter auf
Luftfahrtunternehmen erweitert.

Fragen der Abgeordneten betrafen unter anderem die Gewichtung von
Insolvenzen und die Möglichkeiten der Bezahlung von Flugreisen, aber
vor allem die Verantwortung des Staates bei der Kontrolle der
Fluggesellschaften. Hier sahen Sachverständige das Luftfahrt-Bundesamt
(LBA) in der Pflicht.

Mehrere Experten verwiesen auf die Insolvenzen von Air Berlin und
Germania. Diese hätten Hunderttausenden deutschen Verbrauchern
schmerzlich verdeutlicht, dass sie im Falle einer Airline-Insolvenz
schutz- und wehrlos sind, erklärte Marion Jungbluth vom
Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv). Ein effektiver Schutz für
Fluggäste wäre verhältnismäßig einfach zu implementieren und würde die
Ticketpreise nur um wenige Euro erhöhen. Der vzbv empfehle daher, eine
Versicherungslösung in Kombination mit einer Anzahlungsregelung analog
zur Absicherung von Pauschalreisen gesetzlich zu regeln.

Rechtsanwältin Petra Gabriele Heinicke vom Deutschen Anwaltverein
brachte die Sicht der Reiseveranstalter in die Debatte ein. Das volle
Spektrum der Problematik werde erst erkennbar, wenn man nicht nur die
Auswirkungen der Insolvenz einer Fluggesellschaft auf die reine
Flugbuchung bei einer Fluggesellschaft durch den Endverbraucher
betrachtet, sagte sie. Auch der Reiseveranstalter habe im Regelfall im
Voraus bezahlt und erhalte für die geleisteten Gelder keine Leistung,
müsse aber darüber hinaus für den ausgefallenen Leistungsträger Ersatz
stellen. Heinicke zufolge könnte eine reine Versicherungslösung
praktische Probleme aufweisen - alternativ oder ergänzend könnte man
über einen durch eine auf alle Flüge erhobene Abgabe finanzierten
Fonds nachdenken.

Der Berliner Rechtsanwalt Lothar Müller-Güldemeister ging ausführlich
auf die Hintergründe der Insolvenz von Air Berlin ein. Diese habe
gezeigt, dass Fluggäste, die ihre Flugpreise häufig lange im Voraus
bezahlen, anders als Pauschalreisende nicht ausreichend gegen die
Insolvenz der Fluggesellschaft geschützt sind. Wäre die
vorgeschriebene staatliche Kontrolle der Luftfahrtunternehmen
effektiv, würde es einer weiteren Absicherung der Fluggäste, wie bei
Pauschalreisen vorgeschrieben, nicht unbedingt bedürfen, sagte
Müller-Güldemeister. Im Übrigen halte er generell eine Verbesserung
der Rechtsstellung des Verbrauchers gegenüber Unternehmen für
notwendig, um eine auch verfassungsrechtlich gebotene Waffengleichheit
zwischen den Vertragsparteien herzustellen.

Inge Pirner, Präsidiumsmitglied des Verbands Deutsches Reisemanagement
(VDR), der die Interessen deutscher Wirtschaftsunternehmen
hinsichtlich der Rahmen- und Wettbewerbsbedingungen für
Geschäftsreisen vertritt, wertete den bisherigen staatlichen
Insolvenzschutz ebenfalls als unwirksam. Grundsätzlich müsse eine
Airline im Rahmen der Liquiditätsprüfung durch das LBA nachweisen,
dass sie über einen Zeitraum von zwölf Monaten ihren tatsächlichen und
möglichen Verpflichtungen nachkommen kann. Nach Auffassung des VDR ist
diese Prüfung nicht ausreichend, um Geschäftsreisende vor
insolvenzbedingten Nachteilen zu schützen. Der VDR begrüße daher
grundsätzlich jede sinnvolle Initiative, Kundengelder gegen Verlust
durch Insolvenz abzusichern, erklärte Pirner. Dies könne über
Bürgschaften, Fonds oder eine entsprechende Versicherung erreicht
werden.

Die Sichtweise unabhängiger selbständiger Reisebüros legte der
Rechtsanwalt Hans-Josef Vogel dar. Das Insolvenzrisiko von
Fluggesellschaften werde verlagert, und es gebe eine Privilegierung
der Airlines zulasten der Verbraucher und Reiseveranstalter, sagte
Vogel. Zudem gebe es ein Schutzdefizit bei Individual- gegenüber
Pauschalreisen. Verbraucher wüssten oft auch nicht, worin der
Unterschied zwischen beiden besteht. Vogel sagte, er bevorzuge das
Fondsmodell für einen verbesserten Insolvenzschutz, da die Erfahrungen
mit Versicherungsanbietern problematisch seien.

Matthias von Randow, Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands der
Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL), lehnte die vorgeschlagenen
Verbesserungen als eine Überregulierung des Sektors sowie als
Wettbewerbsverzerrung ab. Fonds- oder Versicherungslösungen als
Insolvenzabsicherung seien kontraproduktiv. Zudem spiegelten die
vorliegenden Insolvenzzahlen wider, so von Randow, dass für den Kunden
die Wahrscheinlichkeit, von einer Insolvenz eines
Luftfahrtunternehmens betroffen zu sein, um ein Vielfaches geringer
als in anderen Wirtschaftszweigen sei. Zusätzlich seien auch die
Ausfallbeträge niedriger. Verbraucher seien in einem Ausmaß
abgesichert wie in keiner anderen Branche in Deutschland, betonte von
Randow. Angesichts des starken internationalen Wettbewerbs in der
Luftfahrt dürfe man bei einer stärkeren Regulierung den Bogen nicht
überspannen, warnte er.

Auch Markus Fauser, Geschäftsführer der Stuttgarter Firma anchor
Management, hält eine verpflichtende Absicherung von Kunden von
Fluggesellschaften im Rahmen von Individualreisen grundsätzlich nicht
für notwendig, da ausreichende gesetzliche Instrumentarien der
staatlichen Aufsichtsbehörden von Fluggesellschaften zur Verfügung
stünden. Abgesehen davon seien weder statistisch noch mit Blick auf
das Schutzbedürfnis Gründe dafür ersichtlich, Kunden als Gläubiger von
Fluggesellschaften in deren Insolvenz mit weitergehenden
regulatorischen Absicherungen auszustatten als Gläubiger im Fall der
Insolvenz anderer Vertragspartner. Einen weitergehenden Schutz des
Verbrauchers bei der Buchung von Flugreisen im Rahmen von
Individualreisen könnte seiner Ansicht nach eine freiwillige Option
zum Abschluss einer Insolvenzausfallversicherung ermöglichen.

Martin Schmidt-Kessel, Direktor der Forschungsstelle für
Verbraucherrecht der Universität Bayreuth, sieht ebenfalls keinen
Anlass, Verbraucher generell von den Insolvenzrisiken bei
Vorleistungen zu befreien. Eine solche Befreiung gerate zudem in
Konflikt mit den Regelungszielen des Verbraucherkreditrechts, erklärte
er. Allein aus der aktuell besonderen Insolvenzneigung von
Fluggesellschaften lasse sich kein besonderer rechtspolitischer Bedarf
für einen besonderen Insolvenzschutz für Flugtickets ableiten. Solle
dem Reisenden das Insolvenzrisiko der Fluglinie trotzdem genommen
werden, erscheine als einfachste und am wenigsten aufwendige Lösung
ein Optionsrecht des Reisenden zur Zahlung per Kreditkarte.

 * 

2. Fragen zur Digitalisierung von Kulturgütern

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke will über den Stand der
Digitalisierung von Kulturgütern in Deutschland informiert werden. In
einer Kleinen Anfrage (19/8150) möchte sie unter anderem wissen,
welche Förderprogramme des Bundes und der Länder für die
Digitalisierung von Kulturgütern aufgelegt wurden, auf welche
Gesamtsumme die Bundesregierung die Kosten der Digitalisierung in
allen kulturbewahrenden Einrichtungen bis 2030 beziffert, und welche
finanziellen Mittel die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode
dafür bereitstellen wird.

 * 

3. Evaluation des Kulturgutschutzgesetzes

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
Evaluation des Verwaltungsaufwandes durch das Kulturgutschutzgesetz
(19/7145). In einer Kleinen Anfrage (19/8147) will sie unter anderem
wissen, warum es im Berichtszeitraum 2016 bis 2018 lediglich sechs
Eintragungsverfahren in ein Verzeichnis national wertvollen
Kulturgutes gab und was die Gründe für die Eintragungen waren. Zudem
möchten die Fraktion erfahren, wie sich die Exporte von Kulturgütern
seit Inkrafttreten des Kulturgutschutzgesetzes im Jahr 2016 im
Vergleich zu den fünf Jahren davor entwickelt haben und wie viele
Händler in Folge der durch das Kulturgutschutzgesetz entstandenen
Mehraufwendungen abgewandert sind oder ihre Geschäftstätigkeit
eingestellt haben.

 * 
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3. Einstufung sicherer Herkunftsstaaten

4. Maßnahmen gegen digitale Monopole

5. Linke fragt nach Rüstungsexporten




01. Sicherheitsbedenken beim G5-Ausbau



Auswärtiges/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Experten sehen Verbesserungsbedarf für die
Sicherheit beim Ausbau des Mobilfunkstandards 5G in Deutschland,
wenden sich aber in der Mehrheit gegen den Ausschluss einzelner
ausländischer Anbieter. In einem öffentlichen Expertengespräch des
Auswärtiges Ausschusses zu den "außen- und sicherheitspolitischen
Aspekten der Einführung des Mobilfunkstandrads 5G in Deutschland" ging
es am Mittwoch unter anderem um die Frage, wie die Risiken zu bewerten
sind, wenn Ausrüster wie der chinesische Huawei-Konzern bei
anstehenden Ausschreibungen beim Netzausbau zum Zuge kommen. In den
Mittelpunkt rückte zudem die grundsätzliche Frage, inwieweit Europa im
digitalen Bereich im Zuge der globalen Arbeitsteilung der vergangenen
zwei Jahrzehnte an Wissen eingebüßt hat und dadurch in strategische
Abhängigkeit zu geraten droht.

Harald Görl von Universität der Bundeswehr in München bezeichnete es
als "einigermaßen bitter", dass ein deutsches Unternehmen wie Siemens
noch vor 20 Jahren als kompletter Systemausrüster für den
Mobilfunknetzausbau auftreten konnte, diese Fähigkeit jedoch verloren
habe. Wie andere Industrienationen habe Deutschland an Wissen
eingebüßt, dieses beschränke sich heute in einigen Bereichen vor allem
noch auf die institutionelle und universitäre Forschung: "Wenn wir
keine Hersteller mehr im Land haben, wird uns das auf die Füße
fallen."

Thomas Tschersich (Deutsche Telekom) unterstrich, dass 5G die
Vorgängerstandards wie 3G und 4G nicht ersetzen, sondern in großen
Teilen auf deren bestehende Infrastruktur aufbauen werde. Bereits
heute werde Huawei-Technik bei den deutschen Netzbetreibern innerhalb
dieser Infrastruktur eingesetzt, betonte der Experte. Wenn der
politische Wille da sei, sei es für Europa durchaus möglich, wie einst
mit Airbus im Flug- und Raumwesen auch im digitalen Bereich
Kompetenzen zu bündeln beziehungsweise neu aufzubauen. Allerdings
benötige ein solcher Prozess Jahrzehnte.

Gerhard Schabhüser vom Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik sagte, dass nicht die Vertraulichkeit von Daten
die größte Herausforderung sei. Dies könne man durch
Verschlüsselungstechnik in den Griff bekommen. Anders sei das bei der
Verfügbarkeit der Netze. Hier müssen man "drastisch nacharbeiten",
weil die Industrie immer stärker auf die Nutzung des 5G-Netzwerks
angewiesen sein werde. Schabhüser trat dafür ein, einerseits die
Anforderungen für sicherheitsrelevante Komponenten bei 5G zu
verschärfen, dabei aber "herstelleragnostisch" vorzugehen, also
bestimmte Anbieter nicht von vornherein auszuschließen.

Auch Brigadegeneral Michael Färber (Bundesministerium der
Verteidigung) warb für ein solch "herstelleragnostisches" und
"regelbasiertes" Vorgehen. Man müsse analysieren und definieren,
welche Komponenten und Bauteile im 5G-Netz kritisch seien und an
solchen neuralgischen Punkten Risiken systematisch minimieren.

Jan-Peter Kleinhans (Stiftung Neue Verantwortung) meldete Zweifel an,
ob ein Land wie China die 5G-Technik für Industriespionage nutzen
würde, wenn Hacks mit einer klassischen E-Mail viel einfacher zu
bewerkstelligen seien. Um sich gegen Sabotage im 5G-Netz zu wappnen,
dürften nicht erst im einzelnen Bauteil, sondern bereits bei
Netzwerkplanung und Konfiguration Risiken minimiert werden, so wie das
Großbritannien und Kanada bereits praktizieren würden. Als größte
Herausforderungen bezeichnete Kleinhans die technologische
Abhängigkeit Europas: "Salopp gesagt bekommen wir die Software aus den
USA und die Hardware aus China."

François Godement (Institut Montaigne) warnte, dass die Risiken beim
chinesischen Anbieter Huawei schwer zu kalkulieren seien. Das
Unternehmen könne auch dank staatlicher Unterstützung aus Peking sehr
effizient und preisgünstig auftreten, weise andererseits eine
undurchsichtige Firmenstruktur auf. Godement benannte mit Ericsson und
Nokia zwei Netzwerkausrüster, die ein "wichtiger Ausgangspunkt" für
Europa sein könnten, sich auf dem Gebiet digitaler Netzwerke wieder
mehr Souveränität und Kompetenz zu erarbeiten.

Frank N. Pieke (Mercator Institute for China Studies) wies darauf hin,
dass es der Regierung in Peking gesetzlich erlaubt sei, chinesische
Unternehmen zu zwingen, Daten aus dem Ausland zugänglich zu machen.
Pieke betonte aber auch, dass man ein Unternehmen wie Huawei nicht
vornherein ausschließen solle. Ein chinesischer Zugriff auf Daten im
5G-Netz könne theoretisch jederzeit auch über technische Komponenten
erfolgen, die nicht in China hergestellt wurden.

Iris Plöger (Bundesverband der Deutschen Industrie) plädierte für
klare und transparente Vorgaben bei der Ausschreibung des
5G-Netz-Ausbaus. Ein systematisches Ausgrenzen einzelner Anbieter sei
weder technisch noch zeitlich zielführend und als Lex specialis auch
rechtsstaatlich fragwürdig. "Die deutsche Industrie braucht
leistungsfähige Netze jetzt und nicht erst in einigen Jahren." Es
müsse zudem darum gehen, zügig einheitliche europäische
Sicherheitsstandards zu formulieren.

 * 

2. Linksfraktion will die Eurozone stärken

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Linksfraktion fordert ein Bündel von Maßnahmen
zur Stabilisierung der Eurozone und zum Abbau der chronischen
Leistungsbilanzüberschüsse sowie zur Verringerung der
Investitionslücke in Deutschland. In einem Antrag (19/8272) mit dem
Titel "Kürzungspolitik beenden - Eurozone zukunftsfest machen" wird
auf die hohe Arbeitslosigkeit und auf die soziale Ungleichheit in der
Eurozone verwiesen. Die Zukunft des europäischen Zusammenhalts sei
bedroht. Der Euro habe 20 Jahre nach seiner Einführung in seiner
derzeitigen Architektur exportorientierte Volkswirtschaften wie
Deutschland gestärkt und insbesondere Frankreich, Italien sowie die
südeuropäischen Volkswirtschaften geschwächt, stellen die Abgeordneten
fest.

Unter anderem wird die Errichtung einer europäischen
Arbeitslosenversicherung gefordert, die die Liquidität nationaler
Arbeitslosenversicherungen garantieren könne. Zusammen mit Frankreich
und anderen EU-Mitgliedsländern soll eine Initiative gestartet werden,
um den Druck auf Steueroasen zu erhöhen und auch Gewinne der digitalen
Wirtschaft einer angemessenen Besteuerung in Europa zuzuführen. Auch
sollen Unternehmen öffentlich länderspezifische Kennziffern wie
Gewinne, bezahlte Steuern, Umsätze und die Zahl der Beschäftigten
berichten müssen. Außerdem soll es eine umfassende
Finanztransaktionssteuer auf den Aktien-, Anleihen- und Derivatehandel
geben. Die vorgesehene europäische Steuer nach dem Muster der
französischen Aktiensteuer lasse Transaktionen mit Anleihen und
Derivaten und damit 99 Prozent der Gesamtumsätze mit Finanzprodukten
unbesteuert.

Der öffentliche Schuldenstand soll verringert werden. Die gerechtere
Finanzierung der Krisenlasten soll durch eine zeitlich befristete,
EU-weit koordinierte Vermögensabgabe für Millionäre nach dem Vorbild
des deutschen Lastenausgleich nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgen. Ein
öffentliches europäisches Investitionsprogramm in Höhe von mindestens
zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts soll zur Finanzierung von
Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit, Klimawandel zum Schutz der
öffentlichen Daseinsvorsorge und für eine sozial-ökologische
Industriepolitik dienen. Mittelfristig sollen der Stabilitäts- und
Wachstumspakt sowie der Fiskalpakt durch konjunkturgerechte und die
Vollbeschäftigung sichernde Ausgabenpfade ersetzt werden.
Schuldenschnitte für überschuldete Euro-Länder sollen durch eine
Anschlussfinanzierung der Europäischen Zentralbank flankiert werden,
um einen Anstieg der Renditen auf den Anleihemärkten zu verhindern.
Die Zulassung neuer Finanzinstrumente soll streng reguliert werden.

 * 

3. Einstufung sicherer Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt darauf, ein "geregeltes
Verfahren" zur Einstufung asylrechtlich sicherer Herkunftsstaaten
einzuführen. Dies geht aus einem Antrag der Fraktion (19/8267) hervor,
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht.

Danach soll die Bundesregierung im Zuge der turnusmäßigen
Berichterstattung zu sicheren Herkunftsstaaten an den Bundestag eine
Vorprüfung vornehmen, inwieweit bestimmte Länder auf Grundlage der
aktuellen Lageberichte des Auswärtigen Amtes wahrscheinlich die
Voraussetzungen für eine entsprechende Einstufung erfüllen oder warum
dies nicht wahrscheinlich ist. Die Vorprüfung soll der Vorlage zufolge
Staaten umfassen, "deren Anerkennungsquote seit mindestens fünf Jahren
sowie im Durchschnitt der letzten zehn Jahre unter fünf Prozent liegt,
die aber in der Vergangenheit nicht als sichere Herkunftsstaaten
eingestuft waren".

Für Staaten, die im Zuge dieser Vorprüfung "eine positive Einschätzung
zu einer möglichen Einstufung erhalten haben", soll die
Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion im Anschluss eine
vollständige Prüfung zur Einstufung als sichere Herkunftsstaaten
veranlassen. Danach soll sie laut Vorlage dem Bundestag einen
Gesetzentwurf zur Einstufung jener Staaten vorlegen, "bei denen die
Prüfung ergeben hat, dass diese die Voraussetzungen zur Einstufung als
sicherer Herkunftsstaat erfüllen".

 * 

4. Maßnahmen gegen digitale Monopole

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Digitale Plattformen sollen keine Monopole mehr
bilden dürfen. In der digitalen Wirtschaft sei ein Ungleichgewicht
entstanden, heißt es in einem Antrag der FDP-Fraktion (19/8264), die
"Fair Play in der digitalen Wirtschaft herstellen" will. "Die
Monopolisierungs- und Konzentrationstendenz der großen Digitalkonzerne
weist darauf hin, dass sich der digitale Markt über den Wettbewerb
voraussichtlich nicht mehr selbst regulieren wird", schreiben die
Abgeordneten in dem Antrag und fordern die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der die Kartellbehörden befähigen soll,
strategische Behinderungen marktmächtige Unternehmen zu verhindern.
Außerdem sollen Maßnahmen ergriffen werden, um die deutschen Start-ups
und Unternehmen im Wettbewerb mit großen Digitalkonzernen zu stärken,
zum Beispiel durch die Erleichterung von Gründungen und durch die
Einführung eines Wagniskapital-Gesetzes. Auch das europäische
Kartellrecht soll weiterentwickelt werden.

Nach Angaben der FDP-Fraktion werden die digitalen Märkte derzeit
stark von einzelnen Global Playern dominiert. Einige große
Digitalkonzerne würden international eine Tendenz zu einer
marktbeherrschenden Stellung aufweisen. So habe Facebook auf dem
deutschen Markt für soziale Netzwerke mit 23 Millionen täglichen
Nutzern einen Marktanteil von über 95 Prozent und damit eine
marktbeherrschende Stellung. Das Bundeskartellamt habe Facebook
inzwischen untersagt, ohne explizite Einwilligung der Nutzer deren
Daten aus den verschiedenen Quellen wie WhatsApp und Instagram
zusammenzuführen. Die EU-Kommission habe im vergangenen Jahr gegen die
Suchmaschine Google eine Rekordstrafe von 4,34 Milliarden Euro wegen
Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung verhängt. Auch gegen
Amazon sei ein Missbrauchsverfahren eingeleitet worden. Es werde
geprüft, ob der US-Konzern seine Marktposition im Umgang mit Händlern,
die auf seinem Marktplatz vertreten sind, missbräuchlich ausnutze.

Grundlage für das Geschäft der Digitalunternehmen und Gründe für ihren
großen Erfolg seien die Daten der Nutzer, schreiben die Abgeordneten.
Und je mehr Personen sich in einem sozialen Netzwerk befinden würden,
desto attraktiver sei dieses Netzwerk auch für andere Personen, um
sich mit diesem bereits vorhandenen Nutzern zu vernetzen. Durch diese
Netzwerkeffekte könnten Plattformen den Markt konzentrieren und
gegebenenfalls monopolisieren.

 * 

5. Linke fragt nach Rüstungsexporten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die
Aufwendungen aus dem Bundeshaushalt für den Export von Rüstungsgütern.
In einer Kleinen Anfrage (19/8019) will sie unter anderem wissen, in
welcher Höhe Gelder aufgrund der Inanspruchnahme von
Exportkreditgarantien (Hermes-Bürgschaften) für den Export von
Rüstungsgütern zwischen 2008 und 2017 aufgebracht werden mussten.
Zudem möchte sie erfahren, welche Direktfinanzierungen und
Finanzierungsbeteiligungen aus Bundesmitteln für Rüstungsexporte
gewährt wurden.

 * 
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1. 5G-Vergabe beschäftigt Ausschuss

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Der Bericht der Bundesregierung zur 5G-Vergabe, den
Lieferanten sowie den Sicherheitsstandards war Thema der 28. Sitzung
des Ausschusses Digitale Agenda unter Leitung von Hansjörg Durz (CSU).
Anhaltende Diskussionen und Berichte rund um die Vertrauenswürdigkeit
des chinesischen Herstellers Huawei, der als wichtigster Ausrüster für
das 5G-Mobilfunknetz gilt, interessierten auch die Abgeordneten. Wie
kürzlich bekannt wurde, haben die USA das Unternehmen wegen
Sicherheitsbedenken vom nationalen Ausbau ausgeschlossen und wandten
sich an seine Partner, es ihnen gleichzutun.

Vertreter vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und
vom Auswärtigen Amt berichteten den Abgeordneten den aktuellen Stand.
Für Fragen standen außerdem Vertreter des Bundeskriminalamts, des
Bundesnachrichtendienstes (BND), des Bundesinnenministeriums, des
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur sowie des
Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zur
Verfügung.

Eine Vertreterin des BMWi betonte, dass es aus Sicht der
Bundesregierung zentral sei, "die höchsten Sicherheitsstandards in
Hardware- und Software-Lösungen zu erfüllen" und verwies auf die am 7.
März 2019 von der Bundesnetzagentur veröffentlichten Eckpunkte für
zusätzliche Sicherheitsanforderungen für Telekommunikationsnetze und
-dienste. Mit diesen soll sichergestellt werden, dass technische
Systeme nur von vertrauenswürdigen Lieferanten bezogen werden, die
nationale Sicherheits-, Geheimschutz- und Datenschutzbestimmungen
zweifelsfrei einhalten. Die Eckpunkte seien im Einvernehmen mit dem
Bundesdatenschutzbeauftragten und dem BSI erarbeitete worden. Die
technischen Details werden derzeit aber noch ausgearbeitet, betonte
die Vertreterin. Hersteller, Verbände und Betreiber öffentlicher
Telekommunikationsnetze hätten nun im Rahmen öffentlicher
Konsultationen die Gelegenheit zur Kommentierung der Eckpunkte.

Konkrete Anbieter auszuschließen würde jedoch nicht zur unmittelbaren
Sicherheit der Netze beitragen, sagte sie weiter. Zudem sollen
kritische Kernkomponenten nur nach Zertifizierung durch das BSI
eingesetzt werden dürfen. Was als "kritische Kernkomponente" gelte,
werde durch das BSI und die Bundesnetzagentur definiert. Der Nachweis
für die Erfüllung des Sicherheitskatalogs liege zudem bei den
Unternehmen. Die BMWi-Vertreterin betonte zudem, dass der Netzverkehr
"ständig auf Auffälligkeiten beobachtet und vor unberechtigten
Zugriffen geschützt" werden müsse. Zudem sei es nötig, auf eine
Diversität der Netzwerkbetreiber und -hersteller zu achten.

Ein Vertreter des Auswärtigen Amts wies darauf hin, dass das Thema
eine Frage der nationalen Sicherheit sei. "Es wird vor allem um die
Frage der Vertrauenswürdigkeit und um Auswirkungen auf das Verhältnis
zu den Alliierten gehen", sagte er. Man befinde sich über die
Botschaften im Austausch mit Partnerländern zu dem Thema. In
Deutschland könne man sich allerdings nur schwer vorstellen, mit
Firmen zusammenzuarbeiten, die mit einem nationalen Geheimdienst
kooperieren, betonte er. Auch ein Vertreter des BND betonte, dass man
Huawei nicht für einen vertrauenswürdigen Partner halte - auch weil es
in der Vergangenheit sicherheitsrelevante Vorfälle mit Bezug zu dem
Unternehmen gegeben habe.

Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion forderte, das
Telekommunikationsgesetz anzupassen und fragte, wie der Begriff der
"vertrauenswürdigen Hersteller" genau definiert werde. Ein Vertreter
der SPD-Fraktion fragte, ob die bisherigen Maßnahmen ausreichend
seien, um den Schutz des zukünftigen 5G-Netzes zu gewährleisten und
bat mit Blick nach Australien um eine Einordnung des Diskussionsstands
in anderen Ländern.

Ein Vertreter der AfD interessierte sich dafür, durch welche
Institution und wie viele Mitarbeiter die Beobachtung des Netzverkehrs
erfolgen solle. Ein Vertreter der FDP-Fraktion wollte wissen wie die
Komponenten in bestehenden Netzen verhandelt werden und ob es auch
Abnahmeprüfungen gebe. Eine Vertreterin der Linken interessierte sich
im Falle eines Ausschlusses von Huawei für die Verhandlungsposition
der bei der 5G-Vergabe noch in Frage kommenden Unternehmen. Eine
Vertreterin von Bündnis 90/Die Grünen fragte nach konkreten
Erkenntnissen über sicherheitsrelevante Fragen und die Anfälligkeit
für Spionage und Sabotage.

Der Ausschuss
setzte die Befragung im Anschluss als Geheim-Angelegenheit fort.

 * 

2. Situation im Frauen- und Mädchenfußball

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft der Frauen
vom 7. Juni bis 7. Juli 2019 in Frankreich hat der Sportausschuss am
Mittwoch über die Situation im Frauen- und Mädchenfußball diskutiert.
Dabei betonte Hannelore Ratzeburg, Vizepräsidentin für Frauen- und
Mädchenfußball im Deutschen Fußball-Bund (DFB), mit Blick auf die
aktuellen Herausforderungen, andere Nationen hätten - bei der
Organisation der Frauenfußballligen, aber auch der
Nachwuchsgewinnung - von Deutschland vieles abgeschaut und ihren
Rückstand aufgeholt. Es gelte nun, international den Anschluss zu
sichern, sagte sie.

Was die Entwicklung der 1. Bundesliga der Frauen angeht, so sei
festzustellen, dass acht der zwölf Mannschaften angebunden an die
Männer-Lizenzvereine seien. Dadurch hätten sie die Chance, die
Infrastruktur der Vereine zu nutzen. Die anderen Vereine müssten sich
ihre eigene Infrastruktur hingegen mühsam aufbauen. Die
Vermarktungsmöglichkeiten sind laut der DFB-Vizepräsidentin in der 1.
Bundesliga der Frauen zwar schwierig, aber noch erheblich besser als
in der 2. Bundesliga. Das Interesse der Sponsoren gelte nach wie vor
zuallererst dem Männerfußball, resümierte die DFB-Vertreterin.

Eine weitere Herausforderung stelle die Frage der Trainerinnen dar.
Es gebe noch zu wenige Frauen, auch aus dem Bereich ehemaliger
Bundesliga- oder Nationalspielerinnen, die den Beruf ergreifen
wollten. Das habe auch damit zu tun, dass die Arbeitsmöglichkeiten von
Trainerinnen außerhalb des Frauen- und Mädchenbereiches ziemlich
eingeschränkt seien. Vereine aus dem Männerbereich würden sich immer
noch kaum trauen, Trainerinnen einzustellen, stellte Ratzeburg fest.

Aus Sicht von Rolf Kutzmutz, Präsident des 1.FFC Turbine Potsdam,
mehrfacher Deutscher Meister, DFB-Pokalsieger und Champions League
Gewinner von 2010, liegt insbesondere bei Budgets und der
Infrastruktur der klare Vorteil bei den Lizenzvereinen. Damit einher
gehe die Gefahr, dass reine Frauen- und Mädchenvereine zu
Ausbildungsstätten für Lizenzvereine werden, sagte er. Unzufrieden
zeigte sich Kutzmutz auch mit der medialen Aufmerksamkeit für die
Frauen-Bundesliga - insbesondere bei den öffentlich-rechtlichen
Sendern. Der ebenfalls in Potsdam beheimatet RBB etwa übertrage nur
selten, obwohl das Turbine-Stadion in Laufnähe sei. Der
Vereinspräsident räumte aber zugleich ein, dass es viele Sportarten
gebe, deren mediale Präsenz noch geringer sei.

Vor dem Hintergrund sinkender Zuschauerzahlen in der Frauen-Bundesliga
forderte auch die Frauen-Bundestrainerin Martina Voss-Tecklenburg, die
Liga zu stärken. Sonst bestehe die Gefahr, dass die Top-Spielerinnen
in andere Ligen abwandern, sagte sie. Die anstehende Weltmeisterschaft
bezeichnete die Bundestrainerin als große Herausforderung. Die
Leistungsdichte in der Weltspitze sei angewachsen. Es gebe zehn Teams,
die für den Titel infrage kämen, so Voss-Tecklenburg. Das Minimalziel
des DFB-Teams sei die Qualifikation für die Olympischen Sommerspiele
in Tokyo 2020. Dazu müsse die Mannschaft am Ende des Turniers zu den
europäischen TOP3-Teams gehören.

 * 

3. FDP will Personalausweis auf dem Handy

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Smart Perso - Personalausweis auf dem Handy" lautet
der Titel eines Antrags der FDP-Fraktion (19/8265), der am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin wird
die Bundesregierung aufgefordert, eine "Gesamtstrategie für die
Weiterentwicklung des Personalausweises vorzulegen". Der
Personalausweis müsse "auf das Smartphone oder andere sichere
Speicherorte übertragbar sein, um als sicheres, nutzerfreundliches
Grundelement der digitalen Identifikation, auch ohne zusätzliche
Hardware, dienen zu können", heißt es in der Vorlage weiter.
Zusätzlich müssten "vollständige Prozesse mit öffentlichen Behörden
und privaten Unternehmen digital ermöglicht werden".

Ferner soll die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion ein
"Wallet" als zentrales Kernelement für amtliche Urkunden und Dokumente
einführen und die Zusammenführung sämtlicher Berechtigungskarten und
Identitätsnachweise auf dem Smartphone oder anderen sicheren
Speicherorten ermöglichen. Die Daten des Personalausweises sollten
dabei auf Wunsch mit dem Führerschein, Bildungsabschlüssen und
weiteren privaten Zertifikaten erweitert werden;

Zudem soll die Bundesregierung laut Vorlage unter anderem dafür
sorgen, dass die im Wallet gespeicherten Informationen auch über die
Daten des Personalausweises hinaus selektiv für Dritte freigegeben
werden können. Dadurch könnten Prozesse, wie beispielsweise Anträge
auf Familienleistungen, aber auch das Mieten von Fahrzeugen, für den
Bürger vereinfacht werden.

 * 

4. AfD für Ost-Verlagerung von Behörden

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion bestehende Bundesbehörden in die neuen Länder verlagern.
In einem Antrag (19/8279), der am Freitag erstmals auf der
Tagesordnung steht, fordert die Fraktion die Bundesregierung zudem
auf, zukünftig neue Bundesbehörden vorrangig dort zu errichten, "um
eine repräsentativere Verteilung herzustellen und strukturschwache
Regionen zu stärken".

In der Begründung schreibt die Fraktion, dass Bundesbehörden in
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen nur unzureichend repräsentiert seien. Das gehe aus der
Antwort der Bundesregierung (19/1108) auf eine Kleine Anfrage hervor.
Demnach seien nur 117 Hauptsitze und Außenstellen von Bundesbehörden
in den neuen Bundesländern verankert. In den alten Bundesländern seien
es 362 und im "Sonderfall" Berlin 66.

Standorte profitierten von Bundesbehörden auf vielfältige Weise, heißt
es in der Vorlage weiter. Es entstünden "nicht nur Arbeitsplätze,
sondern auch Infrastruktur und regionale Wirtschaftskreisläufe".
Darüber hinaus werde durch die lokale Etablierung von wichtigen
Institutionen des Bundes "das Vertrauen der Bürger in die
demokratischen Institutionen, den Behördenapparat und die Identität
mit dem Staat gefördert". Deshalb sei es für das Gemeinwesen
förderlich, wenn die Bundesbehörden gleichermaßen auf dem Staatsgebiet
vertreten sind. Insbesondere strukturschwache Regionen in den neuen
Bundesländern müssten daher bei der Standortwahl von Bundesbehörden
stärker berücksichtigt werden.

 * 

5. AfD für Begrenzung der Kanzler-Amtszeit

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion dringt auf eine Begrenzung der
Amtszeit des Bundeskanzlers. Nach einem Gesetzentwurf der Fraktion
(19/8275), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, soll im Grundgesetz festgeschrieben werden,
dass eine Wiederwahl des Bundeskanzlers nur einmal zulässig ist.

Dies soll der Vorlage zufolge nicht für eine erstmalige Übernahme der
Amtsgeschäfte nach einem konstruktiven Misstrauensvotums oder nach
einer gescheiterten Vertrauensfrage gelten. "In besonderen Situationen
- im Falle von Finanz-, Wirtschafts-, aber auch politischen und
Regierungskrisen - können sich die Legislaturperioden verkürzen,
sodass die einmalige Wiederwahl die Handlungsfähigkeit des
Bundeskanzlers in diesen Fällen über Gebühr einschränken würde", heißt
es in der Begründung des Gesetzentwurfes.

Die fehlende Befristung der Amtsdauer des Bundeskanzlers begünstige
lange Amtszeiten des Regierungschefs und trage derart zu einer
Monopolisierung der Macht bei, argumentiert die Fraktion in der
Vorlage. Es habe sich in der Vergangenheit "wiederholt gezeigt, dass
mit zunehmender Amtsdauer des Kanzlers die Fähigkeit demokratischer
Institutionen schwindet, auf veränderte gesellschaftliche
Rahmenbedingungen zu reagieren". Die unbefristete Amtszeit des
Kanzlers schwäche die demokratischen Institutionen, unterminiere die
Gewaltenteilung, aber auch die demokratischen Verfahren und führe zu
einer schwindenden Legitimation des politischen Systems der
Bundesrepublik. Eine Begrenzung der Amtszeit des Bundeskanzlers trage
dagegen dazu bei, eine zu starke Machtfülle des Regierungschefs zu
verhindern.

 * 
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1. Verdienstgrenzen bei Minijobs bleiben

2. Geschäftsgeheimnisgesetz angenommen

3. Regierung macht Weg frei für E-Scooter

4. Antrag zu Kindersoldaten abgelehnt

5. Lebensmittelgesetzbuch wird novelliert

6. AfD-Antrag zum Pflanzenschutz abgelehnt



1. Verdienstgrenzen bei Minijobs bleiben

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag einen Gesetzentwurf (19/4764) der FDP-Fraktion zur
Dynamisierung der Verdienstgrenzen bei geringfügiger Beschäftigung
abgelehnt. Für den Entwurf stimmte neben der FDP nur die AFD-Fraktion,
während alle anderen Fraktionen ihn ablehnten.

Mit dem Gesetzentwurf wollte die FDP-Fraktion erreichen, dass die
Höchstgrenzen für geringfügig entlohnte Beschäftigung (Mini-Jobs) und
Beschäftigung in der Gleitzone (Midi-Jobs) dynamisch erhöht werden
können. Die Liberalen hatten kritisiert, dass diese Verdienstgrenzen
seit 2013 nicht angehoben worden seien, weil die derzeit starren
Regelungen keine automatische Anpassung an die allgemeine
Lohnentwicklung zulassen würden. Mit jeder Erhöhung des Mindestlohns
würden sich deshalb die Stunden, die Beschäftigte im Rahmen von Mini-
oder Midi-Jobs arbeiten dürften, reduzieren.

Die FDP hatte deshalb vorgeschlagen, die Verdienstgrenzen an die
Entwicklung des Mindestlohns zu koppeln. So sollte im kommenden Jahr
die Verdienstgrenze auf das 60-fache des allgemeinen gesetzlichen
Mindestlohns festgelegt werden und bei Beschäftigung in der Gleitzone
auf das 145-fache des Mindestlohns. Durch diese Änderung werde ein
Automatismus eingeführt, der eine Anpassung der bisher starren Grenzen
bei jeder Anpassung des Mindestlohns zulasse, heißt es im Entwurf der
Liberalen.

Kritisiert wurde er unter anderem, weil er nach Meinung von SPD,
Grünen und Linken zu einer Ausweitung prekärer Beschäftigung führen
würde, von der vor allem Frauen betroffen seien.

 * 

2. Geschäftsgeheimnisgesetz angenommen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat
auf seiner 39. Sitzung am Mittwoch unter Leitung seines Vorsitzenden
Stephan Brandner (AfD) den Entwurf eines Geschäftsgeheimnisgesetzes,
mit dem eine EU-Richtlinie umgesetzt wird, zur Annahme empfohlen. Für
die endgültige Fassung, für die ein Änderungsantrag der Koalition
Berücksichtigung fand, stimmten neben SPD und CDU/CSU auch die Grünen,
während sich Die Linke enthielt. Die AfD lehnte den Entwurf ab. Mit
dem Gesetz (19/4724) sollen Geschäftsgeheimnisse vor rechtswidrigem
Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung geschützt werden.

In der Diskussion erklärten Abgeordnete der Koalitionsfraktionen, dass
nach der öffentlichen Anhörung im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens
noch wesentliche Veränderungen am Entwurf vorgenommen worden seien.
Die Anhörung habe wertvolle Impulse für Verbesserungen geliefert.
Allerdings sei die EU-Vorlage nicht ideal gewesen. Abgeordnete der
Linken und der Grünen lobten den Umgang der Koalitionsfraktionen mit
der Kritik an dem Entwurf und die Einigung auf einen besseren
Hinweisgeberschutz. Für die FDP sind die Verbesserungen nicht
weitgehend genug, während die AfD das Gesetz als Musterbeispiel für
die kritiklose Übername von EU-Vorgaben sieht. Bedenken, die der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesjustizministerium, Christian
Lange (SPD), zur Vereinbarkeit des Entwurfs mit der EU-Richtlinie
vorbrachte, wurden von Koalitionsabgeordneten nicht geteilt. Ein
Änderungsantrag der AfD sowie Anträge der Linken und der Grünen für
einen besseren Whistleblower-Schutz wurden abgelehnt.

Der Ausschuss beschloss ferner die Durchführung einer öffentlichen
Anhörung zu Gesetzentwürfen der AfD und der Linken zur Aufhebung
beziehungsweise Teilaufhebung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes und
einem Antrag der Grünen zur Weiterentwicklung dieses Gesetzes (19/81,
19/218, 19/5950) am 15. Mai 2019. Eine weitere öffentliche Anhörung zu
einem Gesetzentwurf der Grünen für ein Makler-Bestellerprinzip- und
Preisdeckelgesetz (19/4557), mit dem Verbraucher beim Kauf und Verkauf
von Wohnimmobilien entlastet werden sollen, wurde auf den 8. Mai 2019
terminiert.

Auf Antrag der FDP-Fraktion erstattete Staatssekretär Lange einen
Bericht der Bundesregierung über die Besetzung der
Referatsleiterstelle im Bundesjustizministerium für das Projekt "Pakt
für den Rechtsstaat". Aus Sicht der FDP bestehen weiterhin
Unklarheiten bezüglich der Ausschreibung dieser Stelle, sodass sich
der Ausschuss nach längerer Diskussion, unter anderem mit der
Forderung, Ministerin Katarina Barley (SPD) in den Ausschuss zu
zitieren, mit knapper Mehrheit darauf einigte, entsprechende Fragen
schriftlich vorzulegen und diese bis zur nächsten Ausschusssitzung
beantworten zu lassen.

Der Ausschuss stimmte ferner über eine Reihe von Gesetzentwürfen,
Anträgen und Vorlagen ab, bei denen er nicht federführend ist.

 * 

3. Regierung macht Weg frei für E-Scooter

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Bis zum Frühsommer 2019 will die Bundesregierung auf
dem Wege einer Verordnung die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen
wie etwa Elektro-Tretrollern (E-Scooter) am Straßenverkehr geregelt
haben. Das machte der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Steffen
Bilger (CDU), am Mittwoch vor dem Verkehrsausschuss deutlich.

Von der Verordnung erfasst werden sollen Fahrzeuge ohne Sitz oder
selbstbalancierende Fahrzeuge mit oder ohne Sitz, die eine Lenk- oder
Haltestange haben, deren bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit zwischen
6 und 20 km/h liegt und die verkehrssicherheitsrechtliche
Mindestanforderungen im Bereich von Brems- und Lichtsystem erfüllen.
Laut dem Verordnungsentwurf sollen Elektrokleinstfahrzeuge mit einer
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 12 km/h grundsätzlich Radwege
befahren und ab Vollendung des 14. Lebensjahrs genutzt werden können.
Fahrzeuge mit bis zu 12 km/h dürfen auf Fußwegen und ab 12 Jahren
genutzt werden. Eine Zulassungspflicht sieht der Verordnungsentwurf
nicht vor, wohl aber eine Versicherungspflicht. Was
Elektrokleinstfahrzeuge ohne Lenk- oder Haltestange angeht - wie etwa
Elektro-Skateboards -, so sei eine entsprechende Verordnung im
Verkehrsministerium derzeit in Arbeit, erläuterte der Staatssekretär.

Dass es nun einen Verordnungsentwurf für Elektrokleinstfahrzeuge gibt,
wurde während der Sitzung von allen Fraktionen begrüßt. In der
inhaltlichen Bewertung gab es jedoch Unterschiede.

Die Unionsfraktion kann nach Aussage ihres Vertreters mit dem Entwurf
gut leben. Es sei sehr sinnvoll, die Elektrokleinstfahrzeuge als Teil
des bundesweiten Mobilitätskonzeptes zu implementieren, sagte er. Die
gefundenen Regelungen seien unbürokratisch und würden dennoch den
Blick auf die Verkehrssicherheit werfen.

Aus Sicht der SPD-Fraktion ist der Verordnungsentwurf "angemessen und
pragmatisch". Schon jetzt seien diese Fahrzeuge unterwegs, sagte ein
Fraktionsvertreter. Daher würden rechtliche Grundlagen - etwa in der
Frage des Versicherungsschutzes - benötigt.

Bei der AfD-Fraktion zeigte man sich verwundert darüber, dass
Elektrokleinstfahrzeuge mit einer Geschwindigkeit unter 12 km/h
Gehwege nutzen dürfen sollen. Das entspräche nicht den von der
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) in einer Studie ausgewiesenen
Empfehlungen, sagte der Fraktionsvertreter.

Nach Auffassung der FDP-Fraktion hätte man die Zulassung
unbürokratischer regeln können. Gerade die Versicherungspflicht führe
dazu, dass die jungen Menschen im ländlichen Raum, die man als Nutzer
der Elektrokleinstfahrzeuge "für die letzte Meile" habe erreichen
wollen, eben nicht erreiche, kritisierte die Fraktionsvertreterin.

Elektrokleinstfahrzeuge können nach Ansicht der Linksfraktion durchaus
zu einer Reduktion des Individualverkehrs betragen. Allerdings müsse
der Platz dafür bereitgestellt werden. Dazu sei eine Anpassung der
Flächenaufteilung zwischen Autos, Fußgängern, Radfahrern und
Elektrokleinstfahrzeug-Nutzern nötig.

Ähnlich sahen das die Grünen, die Kritik daran übten, dass auch
Gehwege genutzt werden sollen. Es brauche grundsätzlich eine Debatte,
welchem Verkehrsträger wieviel Platz zugestanden werden sollte, sagte
der Fraktionsvertreter.

Staatssekretär Bilger machte deutlich, dass die Bundesregierung eine
"Evaluierung dieser neuen Mobilitätsform" vorsehe. Auf den Vorwurf
eingehend, der Verordnungsentwurf sei zu bürokratisch, sagte der
Staatssekretär, es sei richtig und wichtig, dass die auch von einigen
Verbänden geäußerten Befürchtungen berücksichtigt würden. Dazu gehöre
auch die bewusste Entscheidung für eine Versicherungspflicht. Laut
Bilger sollen die Kosten dafür pro Jahr bei unter 23-Jährigen
durchschnittlich 90 Euro betragen, bei über 23-Jährigen 60 Euro.

 * 

4. Antrag zu Kindersoldaten abgelehnt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD,
AfD und FDP einen Antrag (19/5549) der Linksfraktion abgelehnt, in dem
diese Maßnahmen der Bundesregierung gegen den Einsatz von
Minderjährigen in bewaffneten Konflikten fordert. Lediglich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unterstützte die Initiative.

Darin verlagen die Linken unter anderem, dass sich die Bundesregierung
für die Demobilisierung sowie die soziale und berufliche
Wiedereingliederung von ehemaligen Kindersoldaten einsetzt und
entsprechende Projekte mit ausreichenden Finanzmitteln ausstattet. In
Deutschland sollte außerdem zukünftig das vollendete 18. Lebensjahr
als Mindestalter für die Rekrutierung und Einstellung zum Dienst in
der Bundeswehr verbindlich festgelegt werden.

Insbesondere letzterer Punkt stieß auf Kritik. So lehnten bis auf die
Grünen alle Fraktionen die Vermischung der Problematik von
Kindersoldaten mit der freiwilligen Rekrutierung von 17-Jährigen für
die Bundeswehr ab. Diese würden keinen Dienst an der Waffe leisten und
auch nicht in bewaffneten Konflikten eingesetzt werden, betonte ein
Unions-Vertreter. Aus der SPD hieß es, die Rekrutierungspraxis der
Bundeswehr gehöre nicht in diesen Antrag, allerdings stellte sie klar,
dass auch sie grundsätzlich ein Mindestalter von 18 Jahren für den
Dienst in der Bundeswehr befürwortet.

Ein Vertreter der AfD verwies auf das Völkerrecht, wonach die
Rekrutierung 17-Jähriger auf freiwilliger Basis möglich sei. Die FDP
nannte den Antrag ein Vehikel, um die Forderung der Linken nach einer
Anhebung des Mindestalters in der Bundeswehr erneut zu thematisieren.
Zugleich forderte sie die Bundesregierung auf, mehr für die
Resozialisierung von ehemaligen Kindersoldaten, die auch nach
Deutschland kämen, zu tun. Diese seien häufig traumatisiert und daher
nicht ungefährlich.

Eine Vertreterin der Linken urteilte, es gehe ihrer Fraktion nicht um
eine Vermischung von Themen. Jedoch sollte die Bundesregierung mit
Blick auf die Bundeswehr eine Vorbildfunktion inne haben, wenn sie
sich international gegen den Einsatz von Kindersoldaten engagiere. Der
Missbrauch von Kindern als Soldaten gehöre zu den abscheulichsten
Verbrechen. Die Maßnahmen des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) müssten daher deutlich
ausgeweitet und auf die Bedürfnisse von traumatisierten Kindern
ausgerichtet werden.

Auch seitens der Grünen hieß es, es sei eine Frage der
Glaubwürdigkeit, wenn Deutschland das Mindestalter für die Bundeswehr
auf 18 Jahre anheben würde. Auch unterstützte die Fraktion die
Forderung nach einem größeren Engagement des BMZ.

Laut Linksfraktion, die sich auf Angaben der Vereinten Nationen (UN)
beruft, werden weltweit in mindestens 19 Staaten zirka 250.000 Kinder
unter 18 Jahren als Soldaten in bewaffneten Konflikten durch
staatliche und nichtstaatliche Akteure eingesetzt.

 * 

5. Lebensmittelgesetzbuch wird novelliert

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
am Mittwochmorgen für die Annahme des von der Bundesregierung
vorgelegten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuches (19/4726) in geänderter Fassung gestimmt. Mit
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD befürwortete das
Gremium gegen das Votum der Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen die Annahme der Vorlage im Plenum. Die Union
betonte, dass mit der Änderung ein verfassungsfestes Gesetz
verabschiedet werde.

Mit der Vorlage sollen künftig die Behörden die Verbraucher sechs
Monate lang über festgestellte Verstöße gegen die
Lebensmittelsicherheit informieren. Mit dem Entwurf soll eine
rechtssichere Veröffentlichung von festgestellten Verstößen gegen die
Lebensmittelsicherheit ermöglicht und eine für alle Bundesländer
einheitlich anwendbare Regelung festgeschrieben werden. Eine frühere
Regelung zur Information der Öffentlichkeit über
lebensmittelrechtliche Verstöße sei seit dem Jahr 2013 von den Ländern
nicht mehr vollzogen worden, weil mehrere Verwaltungsgerichte
verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese Vorschrift erhoben und
deren Vollzug vorläufig untersagt hatten.

Die Fraktion Die Linke kritisierte, dass die Vorlage die Rechte der
Verbraucher weniger schwer gewichte als die Rechte der Unternehmen.
Die geplante Löschfrist von sechs Monaten sei zu kurz bemessen. Die
Fraktion legte daher einen Antrag (19/4830) vor, der Frist
rechtssicher auf zwei Jahre verlängern sollte. Darüber hinaus sollte
eine Rechtsgrundlage für die bundesweit einheitliche Einführung des
"Hygiene-Smileys" oder eines vergleichbaren Symbols zur Kennzeichnung
aktueller Kontrollergebnisse der amtlichen Lebensmittelüberwachung in
den Betrieben geschaffen werden.

Die Vorlage wurde von Bündnis 90/Die Grünen unterstützt, aber mit der
Mehrheit der übrigen Fraktionen abgelehnt. Auch die Grünen
bemängelten, dass nicht alle Möglichkeiten für mehr Transparenz
ausgeschöpft würden. Zudem würden jene, die Fehler machen, durch die
Regelung eher geschützt. Die Grünen legten ebenfalls einen Antrag
(19/7435) vor, der bei Unterstützung der Linksfraktion von den übrigen
Fraktionen abgelehnt wurde. Die Abgeordneten forderten die
Bundesregierung darin auf, die Ergebnisse behördlicher Kontrollen
unabhängig vom Schweregrad möglicher Verstöße gegen Bestimmungen zum
Schutz der Gesundheit und vor Täuschung und Irreführung der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Darüber hinaus sollte die
Rechtsgrundlage für eine bundeseinheitliche Hygienekennzeichnung für
Gaststätten und lebensmittelverarbeitende Betriebe in Form eines
Hygienebarometers oder "Smileys" geschaffen werden.

Die SPD erläuterte, dass mit der Änderung auf das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts reagiert werde und die Veröffentlichung von
Verfehlungen unverzüglich nach Feststellung stattfinden werde, was den
Verbrauchern unmittelbar nutze. Darüber hinaus sollen Informationen zu
nachgewiesenen verbotenen Stoffen veröffentlicht werden, auch wenn
diese unter den Grenzwerten liegen, hieß es. Die AfD betonte die
ökonomische Bedeutung eines funktionierenden Kontrollwesens und warnte
davor, dass nicht die Prangerwirkung das einzige Ziel des Gesetzes
sein dürfe. Sollten festgestellte Mängel in kontrollierten Unternehmen
abgestellt worden sein, müsse auch eine Löschung gewährleistet werden.
Die FDP kritisierte, dass die dafür notwendigen Nachkontrollen gar
nicht wirksam durchgeführt werden können. Die dafür notwendigen
Kontrolleure würden überall fehlen.

 * 

6. AfD-Antrag zum Pflanzenschutz abgelehnt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
sich am Mittwochmorgen mit breiter Mehrheit gegen die Annahme eines
Antrags der AfD-Fraktion zur wirksamen Reduktion des Einsatzes
chemischer Pflanzenschutzmittel (19/7429) ausgesprochen. Der Ausschuss
empfiehlt damit die Ablehnung der Vorlage im Plenum, die unter anderem
ein Konzept für ein monetäres Anreizsystem für diejenigen Landwirte
vorsieht, die den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel reduzieren.
Die Fraktion begründete den Vorstoß damit, dass solchen Landwirten
unter die Arme gegriffen werden müsse. Die FDP begründete ihre
ablehnende Haltung damit, dass die Vorschläge inhaltlich hinter den
tatsächlichen Anforderungen zur Verbesserung der Situation
zurückliegen würden. Zudem brauche es kein monetäres Anreizsystem aus
Sicht der Liberalen, denn Pflanzenschutzmittel seien teuer genug und
Einsparungen deshalb ohnehin im Interesse der Landwirte. Die Fraktion
Die Linke sah darüber hinaus einige Forderungen bereits umgesetzt, was
den Antrag überflüssig mache. Die Union betonte, dass die Vorschläge
überholt seien. Es wurde darauf verwiesen, dass die Bundesregierung
eine Ackerbaustrategie vorlegen werde. Aus Sicht von CDU/CSU brauche
es eine Perspektive, die chemischen Pflanzenschutz, mechanische
Bearbeitung, Fruchtfolge und Zucht zur Verbesserung kombiniert.
Bündnis 90/Die Grünen kritisierten den AfD-Antrag als Bekenntnis zur
intensiven Landwirtschaft. Die Vorschläge seien nicht geeignet, um die
formulierten Ziele zu erreichen. Die Sozialdemokraten stellten fest,
dass mittels der EU-Förderung aus der sogenannten zweiten Säule der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) gesellschaftliche Leistungen bereits
honoriert werden. Ein neues Anreizsystem für die Landwirte zu
schaffen, sei daher nicht erforderlich.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 269

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. März 2019, Redaktionsschluss: 16.45 Uhr

1. AfD-Vorstoß gegen Bankenunion abgelehnt

2. Koalition will inklusives Wahlrecht

3. Zollstreit zwischen EU und USA

4. EU-Vertragsverletzungsverfahren

5. Ergebnisse der Bauland-Kommission



1. AfD-Vorstoß gegen Bankenunion abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch einen von der
AfD-Fraktion eingebrachten Antrag (19/2573) gegen eine
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung im Rahmen der EU-Bankenunion
für den Erhalt der nationalen Einlagensicherung (19/2573) abgelehnt.
In der von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten
Sitzung stimmte nur die AfD-Fraktion für den Antrag, alle anderen
Fraktionen stimmten dagegen.

Die Einführung der dritten Stufe der Bankenunion mit einer endgültigen
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung bezeichnet die AfD-Fraktion
in dem Antrag als "unverantwortlich, unabhängig davon, ob notleidende
Kredite bei europäischen Bankinstituten zuvor reduziert werden oder
nicht". Neben weiteren Vorschlägen zur Bankenregulierung enthält der
AfD-Antrag auch die Forderung an die Europäische Zentralbank, die
Aufkäufe von Staatsanleihen einzustellen. Deutschland soll sich dafür
einsetzen, den Euro-Rettungsfonds ESM abzuwickeln statt ihn zu einem
Europäischen Währungsfonds (EWF) auszubauen. Außerdem erinnert die
AfD-Fraktion die Koalition von Union und SPD an einen ihrer Anträge
(18/7644) aus der vergangenen Legislaturperiode, in dem sich beide
Fraktionen gegen die EU-Pläne ausgesprochen hätten: "Es darf den
Mitgliedstaaten nicht ermöglicht werden, die Folgen nationaler
politischer Entscheidungen und daraus resultierende Bankrisiken auf
einen gemeinschaftlichen Fonds zu verlagern", zitiert die AfD-Fraktion
aus dem Antrag der Koalitionsfraktionen.

In der Aussprache wies die CDU/CSU-Fraktion darauf hin, in dem Antrag
seien Punkte enthalten, die sie schon lange fordere. Vieles sei aber
auch problematisch und widersprüchlich, zum Beispiel zur Europäischen
Zentralbank. Für die SPD-Fraktion handelt es sich um einen "typischen
AfD-Antrag mit Verleugnung der realen Welt". Nationale Antworten zum
Beispiel zur Renationalisierung der Bankenaufsicht seien heute nicht
mehr möglich. Die AfD-Fraktion widersprach mit dem Hinweis, dass die
EZB nicht nur Aufsicht, sondern zugleich Akteur und Geldgeber sein.
Damit könne sie nicht mehr neutral sein, was eine Bankenaufsicht aber
sein müsse.

Die FDP-Fraktion wandte sich zwar wie die AfD-Fraktion gegen eine
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung, bezeichnete aber die
Forderung der AfD nach Renationalisierung der Bankenaufsicht als
problematisch. Auch der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) solle
nicht abgewickelt, sondern müsse vernünftig ausgerichtet werden. Auch
die Linksfraktion fand die Forderung nach einer nationalen Aufsicht
sonderbar, sah eine europäische Einlagensicherung aber grundsätzlich
positiv.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erklärte, wenn es 2008 eine
europäische Bankenunion gegeben hätte, hätte man die Finanzkrise
besser überwinden können. Eine Bankenunion und eine gemeinsame
Einlagensicherung seien notwendig. Die Währungsunion müsse krisenfest
gemacht werden.

 * 

2. Koalition will inklusives Wahlrecht

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD haben
einen Antrag "für die Einführung eines inklusiven Wahlrechts"
(19/8261) vorgelegt. Darin verweisen die beiden Fraktionen darauf,
dass das Bundesverfassungsgericht mit seinem Beschluss vom 21. Januar
2019 (Az. 2 BvC 62/14) Änderungen am Bundes- und am Europawahlgesetz
notwendig geworden sind. Die dort verankerten Wahlrechtsausschlüsse
müssten aufgehoben werden.

Zugleich verweisen CDU/CSU und SPD darauf, dass der Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts inhaltlich den Vorgaben des
Koalitionsvertrages entspreche. Dort heiße es, dass man "den
Wahlrechtsausschluss von Menschen, die sich durch eine Vollbetreuung
unterstützen lassen, beenden" werde. Ziel sei ein "inklusives
Wahlrecht für alle".

Dem Antrag zufolge soll der Bundestag zeitnah eine Änderung des
Wahlrechts verabschieden und dabei die in Paragraf 13 Nummer 2 und 3
des Bundeswahlgesetzes und in Paragraf 6a Absatz 1 Nummer 2 und Nummer
3 des Europawahlgesetzes bestehenden Wahlrechtsausschlüsse aufheben.
Weitere Eckpunkte der angestrebten Regelung betreffen die Themen
Wahlrechtsassistenz und Wahlfälschung.

So soll laut Vorlage in den beiden Wahlgesetzen die
Assistenzmöglichkeit verankert werden. "Nach Paragraf 14 Absatz 5
Bundeswahlgesetz und Paragraf 6 Absatz 4a Satz 3 Europawahlgesetz ist
eine Hilfeleistung unzulässig, die unter missbräuchlicher
Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder
Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein
Interessenskonflikt der Hilfsperson besteht", heißt es in dem Antrag
weiter. Danach soll ferner im Strafgesetzbuch festgeschrieben werden,
"dass auch derjenige unbefugt wählt, der im Rahmen zulässiger
Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne
eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme
abgibt".

Wie aus der Vorlage zudem hervorgeht, sollen die Änderungen zum 1.
Juli dieses Jahres in Kraft treten. Eine Umsetzung im Hinblick auf die
Europawahl am 26. Mai 2019 sei aus praktischen Gründen nicht mehr
möglich.

 * 

3. Zollstreit zwischen EU und USA

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Den Stand im Zoll-Streit zwischen der EU und den USA
thematisiert die Antwort (19/8197) auf eine Kleine Anfrage (19/7689)
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Bundesregierung zufolge hat es
seit der gemeinsamen Erklärung von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker und US-Präsident Donald Trump im Juli vergangenen Jahres
mehrere Treffen von Handelsvertretern beider Seiten gegeben. In der
Antwort äußert sich die Bundesregierung zu ihrem Kenntnisstand über
Einzelaspekte der Verhandlungen, etwa bei der Frage nach dem Import
von Flüssigerdgas, Sojabohnen und Gesundheitsprodukten. Auch um
Zwischenergebnisse bei den umstrittenen Zöllen für Industriegüter geht
es.

 * 

4. EU-Vertragsverletzungsverfahren

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Deutschland hinkt derzeit bei zwölf EU-Richtlinien
mit der Umsetzung in deutsches Recht hinterher. Dies geht aus der
Antwort (19/8196) auf eine Kleine Anfrage (19/7807) der FDP-Fraktion
hervor. Richtlinien zum Verbraucherschutz seien davon genauso wenig
betroffen wie solche zu Bürgerrechten, heißt es weiter. Die meisten
Vertragsverletzungsverfahren laufen den Angaben zufolge derzeit gegen
das Bundesverkehrsministerium (22), gefolgt vom
Bundesumweltministerium (16) und dem Forschungs- sowie dem
Innenministerium (jeweils 11). Stichtag für dieses Erfassen war der
31. Dezember 2018.

 * 

5. Ergebnisse der Bauland-Kommission

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Arbeit der Regierungskommission "Nachhaltige
Baulandmobilisierung und Bodenpolitik" geht es in der Antwort
(19/8172) auf eine Kleine Anfrage (19/7894) der FDP-Fraktion. Darin
erklärt die Bundesregierung, bis zum Sommer Ergebnisse zu erwarten.
Auf diesen solle der Entwurf einer Gesetzesnovelle fußen. Die
Bundesregierung werde die Vorschläge als wichtige Anregungen in ihre
Politik aufnehmen, heißt es weiter - unabhängig davon, ob
vergleichbare Empfehlungen bereits in der Vergangenheit gemacht
wurden. Die Fragesteller hatten zuvor darauf hingewiesen, dass in der
Regierungskommission teilweise dieselben Vertreter von Bund, Ländern,
Kommunen und Verbänden beteiligt sind wie am 2014 vom damaligen
Bundesbauministerium einberufenen "Bündnis für bezahlbares Wohnen und
Bauen". Erkenntnisse zur durchschnittlichen Dauer von
Bauplanungsverfahren hat die Bundesregierung nicht. Diese Prozesse
fielen in die Kompetenz der Länder, erklärt sie.

 * 
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BUNDESTAG/8133: Heute im Bundestag Nr. 268 - 13.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 268

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. März 2019, Redaktionsschluss: 15.59 Uhr

1. Vorstoß für Konzerntransparenz abgelehnt

2. Ermittlungen zu ausländischen Kämpfern

3. Rückholung deutscher IS-Mitglieder

4. Rückführung deutscher IS-Mitglieder

5. Datenschutz bei Toll Collect thematisiert

6. Grüne fragen nach KBA-Schreiben

7. Grüne fragen nach Klimaschutz-Studien

8. Strukturwandel in den Kohleregionen



1. Vorstoß für Konzerntransparenz abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat einen Oppositionsvorstoß für
mehr Steuertransparenz von internationalen Konzernen abgelehnt. In der
von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung
sprachen sich am Mittwoch die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP
gegen einen Antrag der Linksfraktion (19/7906) aus, in dem die
Einführung einer umfassenden öffentlichen länderspezifischen
Berichterstattungspflicht von multinationalen Konzernen gefordert
wird.

Multinationale Konzerne würden Gewinne über Ländergrenzen hinweg
verschieben und somit ihre Steuerlast drücken, argumentierte die
Linksfraktion. Besonders gegenüber kleinen Unternehmen, die nur in
einem Land tätig seien, würden multinational agierende Konzerne
Steuervorteile erzielen. Würden die Konzerne dagegen Kennzahlen wie
Umsatz, Gewinn und Steuern für jedes Land einzeln ausweisen müssen,
ließe sich die Gewinnverkürzung besser erkennen.

Im Jahr 2016 sei daher im Rahmen des automatischen
Informationsaustauschs in der EU die Pflicht zur länderbezogenen
Berichterstattung von multinationalen Konzernen gegenüber den
Finanzbehörden beschlossen worden, heißt es in dem Antrag. Die
Verhandlungen über eine öffentliche Berichterstattungspflicht für
vergleichbare Kennzeichen (das sogenannte public
Country-by-Country-Reporting - public CBCR) würden jedoch seit über
einem Jahr beim EU-Rat stocken. Die Linksfraktion rechnet dies auch
der Bundesregierung zu, die sich bislang nicht für eine solche
Veröffentlichung ausgesprochen habe. Die Veröffentlichung solcher
Daten werde keine erheblich negativen wirtschaftlichen Auswirkungen
haben. Eine neue Studie zeige sogar, dass die Offenlegungspflichten
bei Banken zu höheren staatlichen Steuereinnahmen führen würden, so
die Fraktion.

In der Aussprache über den Antrag erklärte die CDU/CSU, Transparenz
sei wichtig, und es sei auch schon viel auf den Weg gebracht worden,
zum Beispiel der Informationsaustausch in Steuerangelegenheiten
zwischen verschiedenen Ländern. Der Austausch von Unternehmensdaten
sollte aber nicht öffentlich erfolgen, weil dann Rückschlüsse auf das
Geschäftsgebaren von Unternehmen möglich wären. Die AfD-Fraktion
sprach von "Linkspopulismus der feinsten Art" und einem
Placebo-Antrag. Die Steuerflucht sei ein Problem, gegen sie könne
aber besser mit einheitlichen Steuersätzen vorgegangen werden. Die
FDP-Fraktion schloss sich der Sichtweise der CDU/CSU an, dass die
Veröffentlichung missverständlich sein könne. Der Antrag habe etwas
mit Anprangern zu tun. Das Steuergeheimnis sei ein hohes Gut, so die
FDP-Fraktion.

Die SPD-Fraktion erklärte, inhaltlich unterstütze sie die Forderung
der Linksfraktion nach der öffentlichen Berichterstattungspflicht. Da
es in der Koalition in dieser Frage keine Einigung mit dem
Koalitionspartner gebe, könne die Bundesregierung auf EU-Ebene einem
entsprechenden Vorstoß auch nicht zustimmen. Die bereits bestehende
Offenlegungspflicht für Daten von der Banken zeige, dass die Sorgen
wegen Anprangerns oder der Veröffentlichung von Geschäftsgeheimnissen
unbegründet seien.

Von der Linksfraktion hieß es, der Antrag sei "kein Linkspopulismus",
sondern populär, weil jeder das Anliegen nachvollziehen könne. Es gebe
viele überzeugende Argumente für die Berichterstattungspflicht. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unterstützte den Antrag. Er komme zur
richtigen Zeit. Die Berichterstattungspflicht für Unternehmen sie ein
"Baustein für mehr Steuergerechtigkeit".

 * 

2. Ermittlungen zu ausländischen Kämpfern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ermittlungen von Interpol und Europol zu
,ausländischen Kämpfern' in Syrien und im Irak" sind Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8148). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, auf welche Weise die Polizeiorganisation Interpol
nach Kenntnis der Bundesregierung mit der Suche nach
gerichtsverwertbaren Beweisen zu "ausländischen Kämpfern" befasst ist.
Auch will sie wissen, welche Beweismittel das Bundeskriminalamt (BKA)
von Interpol oder Europol für seine konkreten Ermittlungen gegen
"ausländische Kämpfer" erhalten hat. Ferner fragt sie unter anderem,
in wie vielen Fällen Interpol dem BKA in 2018 mitgeteilt hat, "dass
die Organisation Kenntnis über als ,ausländische Kämpfer' verdächtigte
deutsche Staatsangehörige fand".

 * 

3. Rückholung deutscher IS-Mitglieder

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Bemühungen der Bundesregierung zur Rückholung
in Syrien gefangener deutscher Mitglieder des Islamischen Staates"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8151). Darin fragt die Fraktion, wie viele deutsche Angehörige des
sogenannten "Islamischen Staates" (IS) und deren Familienmitglieder
sich nach Kenntnis der Bundesregierung "in der Gewalt der Autonomen
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien beziehungsweise der
Demokratischen Kräfte Syriens" befinden. Auch will sie unter anderem
wissen, welche konkreten Schritte die Bundesregierung bislang zur
Rückholung von in Nordsyrien festgehaltenen deutschen IS-Angehörigen
unternommen hat.

 * 

4. Rückführung deutscher IS-Mitglieder

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Rückführungsstrategien für inhaftierte Kämpfer und
Mitglieder des sogenannten Islamischen Staates mit deutscher
Staatsangehörigkeit" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/8155). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, wie viele der aus Deutschland zum sogenannten "
Islamischen Staat" ausgereisten Personen sich nach Kenntnis der
Bundesregierung noch in Syrien, dem Irak und anderen Staaten befinden.
Auch wollen sie unter anderem wissen, wie die Bundesregierung aktuell
die Chancen einschätzt, in Syrien, dem Irak oder anderen Staaten
festgehaltene deutsche Staatsbürger oder Inhaber eines deutschen
Aufenthaltstitels zeitnah nach Deutschland zu überführen.

 * 

5. Datenschutz bei Toll Collect thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Datenschutz und den Schutz für Hinweisgeber
(Whistleblower) bei dem sich seit September 2018 in Bundesbesitz
befindlichen Unternehmen Toll Collect interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/8093) erkundigen
sich die Abgeordneten unter anderem danach, welche
Compliance-Anforderungen für Toll Collect gelten und ob von den
entsprechenden Grundlagen seit dem 1. September 2018 abgewichen wurde.
Gefragt wird auch, in welcher Art und Weise die Bundesregierung dafür
Sorge trägt, dass Datenschutz und Datensicherheit der gesamten
internen und externen Kommunikation sowie aller Daten bei Toll Collect
gewährleistet wird.

 * 

6. Grüne fragen nach KBA-Schreiben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das vom Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) versendete
Schreiben an Besitzer von Dieselfahrzeugen, die nicht der neuesten
Abgasnorm entsprechen und in denen diese "aufgefordert werden", einen
Neuwagen deutscher Automobilhersteller zu kaufen oder zu leasen, "um
auf diese Weise zur Verbesserung der Luftqualität in hochbelasteten
Städten beizutragen", thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/8092). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, aus welchem Grund in dem
Schreiben nur auf die sogenannten Umtauschaktionen der deutschen
Automobilindustrie hingewiesen worden sei, jedoch nicht auf die im
"Konzept für saubere Luft und die Sicherstellung der individuellen
Mobilität in unseren Städten" als gleichwertige Alternative genannten
Hardware-Nachrüstungen.

 * 

7. Grüne fragen nach Klimaschutz-Studien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Studien des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) zum Thema Klimaschutz interessiert sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/8123)
wollen die Parlamentarier wissen, welche Studien das BMVI und dessen
Ressortforschung sowie sonstige nachgeordnete Behörden im
Themenbereich Klimaschutz und Energiewende seit Januar 2017 an welche
Institutionen zu welchem Gegenstand mit welcher Laufzeit und welchem
Budget vergeben hat.

 * 

8. Strukturwandel in den Kohleregionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Projektvorschläge der Kohlekommission zur
Strukturentwicklung für den Freistaat Sachsen mit dem Schwerpunkt
Infrastruktur thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/8120). Die Bundesregierung wird unter anderem
gefragt, welchen Finanzierungsbedarf die Umsetzung aller 50 vom
Freistaat Sachsen im Rahmen des Abschlussberichtes der Kohlekommission
aufgelisteten Infrastrukturprojekte hat. Wissen wollen die
Abgeordneten auch, wann die Bundesregierung das Gesetz über den
Strukturwandel in den Kohleregionen und das Maßnahmegesetz für die
Gestaltung des Braunkohleausstiegs vorzulegen plant.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1832: Regierungspressekonferenz vom 13. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 13. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 13. März 2019



Themen: Kabinettssitzung (Gesetzentwurf zur Anpassung von
Berufsausbildungs-beihilfe und Ausbildungsgeld), Kabinettsausschuss
Digitalisierung, Brexit, mögliche Beteiligung des chinesischen
Netzwerkausrüsters Huawei am Aufbau der 5G-Netzwerkinfrastruktur,
Verhältnis zu Russland, Waffenlieferungen an Saudi-Arabien, Klimapolitik
der Bundesregierung, mögliche Finanzierungslücke in der mittelfristigen
Finanzplanung des Bundes, mögliche Fusion der Deutschen Bank und der
Commerzbank, Akkreditierung ausländischer Journalisten in der Türkei,
angebliche Überlastung der deutschen Botschaften in den Westbalkanstaaten
durch Visaanfragen, Forderung der Integrationsbeauftragten der
Bundesregierung nach einer Ausweitung des Anspruchs auf Sprachkurse, Stopp
der Gespräche zwischen Serbien und dem Kosovo, Medienberichte über
Planungen der US-Regierung zur Verpflichtung zur Übernahme der Kosten für
die Stationierung von US-Soldaten durch die jeweiligen alliierten Staaten,
Fachkräfteeinwanderungsgesetz, Lage in Venezuela


Sprecher: SRSin Demmer, Kolberg (BMF), Strater (BMVI), Petermann
(BMI), Wagner (BMWi), Breul (AA), Zerger (BMU), Fähnrich (BMVg), Schneider
(BMAS)

Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Herzlich willkommen auch von mir!

Analog zur BAföG-Novelle, die das Kabinett Ende Januar beschlossen hat,
sollen nun zu Beginn des Ausbildungsjahres 2019 die
Berufsausbildungsbeihilfe für Auszubildende sowie das Ausbildungsgeld für
behinderte junge Menschen erhöht werden. Das Kabinett hat dazu heute den
Gesetzentwurf des Bundesarbeitsministeriums beschlossen.
Berufsausbildungsbeihilfe ist eine staatliche Förderung für junge Menschen,
die eine betriebliche oder auch außerbetriebliche Berufsausbildung machen.
Das Ausbildungsgeld ist eine vergleichbare Leistung, die an Menschen mit
Behinderungen gezahlt wird, die auf besondere Einrichtungen angewiesen
sind.

Die Bedarfssätze und die Einkommensfreibeträge werden in zwei Stufen
angehoben: Zum 1. August 2019 steigt der Höchstbetrag für Lebensunterhalt
und Wohnen deutlich, und zwar von derzeit 622 Euro auf 716 Euro monatlich,
und ab dem 1. August 2020 erhöht sich das Ganze dann auf 723 Euro.
Berufsausbildungsbeihilfe erhalten dann zum Beispiel Auszubildende, die
außerhalb ihres Elternhauses leben, weil die Ausbildungsstelle zu weit
entfernt ist und deren Ausbildungsvergütung nicht für eine Unterkunft und
den Lebensunterhalt reicht. Die Förderung soll helfen, wirtschaftliche
Hürden für die Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung zu überwinden, und
soll die Mobilität von Ausbildungsbewerbern und Ausbildungsanfängern damit
verbessern.

Dann kann ich Ihnen noch berichten: Der Kabinettsausschuss Digitalisierung
hat heute im Anschluss an das reguläre Kabinett getagt. Damit ist dieser
Kabinettsausschuss heute zu seiner zweiten Sitzung zusammengekommen. Thema
war unter anderem die Aktualisierung der Umsetzungsstrategie
"Digitalisierung gestalten". Neun neue Vorhaben wurden in diese Strategie
aufgenommen. Im Zentrum der Umsetzungsstrategie steht, die Vorhaben noch
stärker als bisher an den einzelnen Nutzern auszurichten, also den
Bürgerinnen und Bürgern, aber auch den Unternehmen. Der Kabinettsausschuss
Digitalisierung wird die Fortschritte verfolgen und Probleme und
Lösungsmöglichkeiten besprechen. Der bisher verfolgte
strategisch-kooperative Ansatz in der Zusammenarbeit der Ressorts soll
fortgesetzt werden. Weitere Workshops mit Bundeskanzleramt und allen
Ressorts sind in Vorbereitung. Sie sollen die Messbarkeit der Fortschritte
herstellen. Durch die Veröffentlichung der konkreten Vorhaben, Ziele und
Zieldaten hat die Bundesregierung ihre Ziele erstmals konkret definiert und
auch bekanntgemacht. Der Einzelne soll auch weiterhin über für ihn und sie
maßgebliche Vorhaben informiert werden.

Das wäre es.

Frage: Wie bewertet die Regierung nach den letzten Nachrichten aus London
die aktuelle Lage in Großbritannien? Ist man noch besorgter als gestern?
Sehen Sie noch einen Ausweg aus dieser komplizierten Situation?

SRSin Demmer: Zunächst einmal respektieren wir die Entscheidung des
britischen Parlaments natürlich, aber wir bedauern auch, dass es für das
Abkommen keine Mehrheit gegeben hat. Wir haben hier schon ganz oft betont -
und das gilt natürlich heute auch weiterhin -: Ein Austritt Großbritanniens
ohne Abkommen wäre in niemandes Interesse. Aber weiterhin liegt der Ball in
Großbritannien. Es bleibt Aufgabe der britischen Seite, Entscheidungen zu
treffen und einen Vorschlag zu machen. Wir werden natürlich
weiterverfolgen, was heute und morgen im britischen Parlament passiert.

Frage: Können Sie sagen, ob in den nächsten Tagen irgendwelche Termine
zwischen der Kanzlerin und der britischen Regierungschefin Theresa May
geplant sind?

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, geben wir dazu Auskunft, wenn sie
stattgefunden haben. Ich kann noch einmal darauf hinweisen, dass für den
21. März, also am kommenden Donnerstag, ein Europäischer Rat der 27 geplant
ist, an dem ja auch über den Brexit beraten werden soll. Über weitere,
bilaterale Gespräche kann ich Ihnen hier und jetzt keine Auskunft geben.

Frage: Ich nehme an, dass auch Wirtschafts- und Finanzministerium zur
Kenntnis nehmen, was jetzt offenbar sozusagen als Not-Not-Notfallplan
diskutiert wird, nämlich dass die britische Regierung für bis zu 90 Prozent
der Importe auf Steuern verzichten wird. Ist das aus Ihrer Sicht ein
geeigneter Schritt, um Einbrüche im Wirtschaftsverkehr beim Export von
Deutschland nach Großbritannien zu verhindern oder abzumildern?

Kolberg: Wie gesagt, die die Entscheidungen in Großbritannien werden ja
noch getroffen, deswegen haben Sie bitte Verständnis, wenn wir uns hier
jetzt nicht zu möglichen Ausgängen usw. äußern. Unser Ziel ist weiterhin,
dass es keinen Brexit ohne Deal gibt. Daran wird ja weiterhin gearbeitet,
und deswegen äußern wir uns jetzt nicht zu weiteren, anderen Ausgängen, die
möglich wären.

Frage: Wie gedenkt die Bundesregierung jetzt eigentlich auf die Drohung der
amerikanischen Botschaft mit Blick auf Huawei-Ausrüstung beim Ausbau des
deutschen 5G-Netzes zu reagieren? Ganz konkret würde mich auch
interessieren, wie das Ministerium für digitale Infrastruktur dazu steht;
denn es ist ja zumindest in Teilen für die Versteigerung der Lizenzen
zuständig.

Strater: Ich fange einmal an, kann aber an dieser Stelle auf das
Innenministerium verweisen, wenn es um die Sicherheitsfragen geht. Das
Verfahren selbst liegt in der Hand der Bundesnetzagentur. Mehr kann ich
dazu im Moment nicht beitragen.

Petermann: Die Hauptfrage war ja - so habe ich es auf jeden Fall verstanden
- die Frage nach dem Umgang mit Huawei. War es so?

Zusatz: Und die Reaktion auf das Schreiben.

Petermann: Hinsichtlich der Reaktion auf das Schreiben würde ich vielleicht
erst einmal an das BMWi weitergeben wollen.

Wagner: Ich kann dazu gerne noch einmal ausführen. Ich glaube, die
Kanzlerin hat sich gestern dazu geäußert und noch einmal gesagt - was auch
die Haltung der Bundesregierung ist -, dass wir sehr großes Interesse an
sehr hohen Sicherheitsstandards in unserer 5G-Infrastruktur und generell in
der Netzinfrastruktur haben und dass wir gerade ja in dem Prozess sind,
dass wir diese Standards definieren. Die Bundesnetzagentur hat ja am 7.
März die Eckpunkte dazu veröffentlicht, und wir befinden uns gerade im
weiteren Verfahren dazu. Das läuft, und dabei sind wir eben dabei, die
Sicherheitsstandards zu definieren.

Was die Reaktion darauf betrifft, so hat die Kanzlerin gestern auch betont,
dass wir natürlich auch generell mit unseren Partnern im Austausch sind.

SRSin Demmer: Genau, ich kann das hier noch einmal wiederholen. Die
Bundesregierung steht zu diesem Thema mit ganz verschiedenen Stellen, aber
auch mit US-amerikanischen Stellen im Austausch, was die Verwendung
sicherer Komponenten beim 5G-Netzausbau angeht. Das Schreiben des
US-Botschafters gibt natürlich Anlass zu weiteren Gesprächen.

Petermann: Dann kann ich ganz allgemein zu den BMI-Themen ergänzen. In der
vorigen Woche wurden die Eckpunkte der Bundesnetzagentur für eine
Erweiterung des Kataloges von Sicherheitsanforderungen für den Betrieb von
Telekommunikationsnetzen veröffentlicht, und diese erfolgen auch im
Einvernehmen mit dem BSI, dem Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik, und auch dem Datenschutzbeauftragten. Im Rahmen ihrer
Sicherheitskonzepte müssen danach die Unternehmen künftig die erweiterten
Sicherheitsanforderungen erfüllen. Dies gilt insbesondere auch für den
Ausbau des 5G-Netzes in Deutschland, das ja eine zentrale, kritische
Infrastruktur für Zukunftstechnologien darstellt.

Wir begrüßen diese ergänzenden Vorgaben und planen darüber hinaus, wie hier
schon mehrfach mitgeteilt, eine Änderung des § 109 des
Telekommunikationsgesetzes. Damit soll eindeutig geregelt werden, dass die
Betreiber die Einhaltung des Sicherheitskataloges nachzuweisen haben - also
von sich aus, was eine Beweislastumkehr darstellt. Darüber hinaus bestehen
auch Zertifizierungspflichten, die dann auf gesetzlicher Ebene damit
verankert werden sollen. Außerdem planen wir auch eine Änderung des 
BSI-Gesetzes. Damit ist beabsichtigt, Regelungen für kritische Infrastrukturen
zu schaffen und die Vertrauenswürdigkeit von einzelnen Komponenten, die in
diesen kritischen Infrastrukturen zum Einsatz kommen, zu regeln. Diese
Komponenten sollen - so die Absicht - nur von vertrauenswürdigen
Lieferanten bezogen werden können. Wir glauben, dass mit diesen Maßnahmen
die Sicherheit und die Vertraulichkeit der Netzinfrastruktur dann auch
umfassend gewährleistet ist.

Frage: Frau Demmer, habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie gesagt haben,
das erfordere jetzt noch andere Gespräche? Welche Gespräche sind das?

SRSin Demmer: Ich werde Ihnen hier jetzt keine konkreten Gespräche, die auf
unterschiedlichsten Arbeitsebenen stattfinden, nennen. Ganz grundsätzlich
stehen wir eben mit unseren Partnern, mit denen wir ja
nachrichtendienstliche Kooperationen pflegen, in engem Austausch auch zu
diesem Thema - so natürlich auch mit den Vereinigten Staaten von Amerika.

Zusatzfrage: Heißt das, dass jetzt konkret auch mit Herrn Grenell noch
Gespräche geplant sind?

SRSin Demmer: Davon kann ich Ihnen nichts berichten. Es gibt aber eben
Gespräche zu diesem Thema, denn die nachrichtendienstlichen Kooperationen
mit unseren engsten Partnern - und dazu gehören die USA - sind für uns von
großer Bedeutung.

Frage: Nichtsdestotrotz macht der Brief von Herrn Grenell doch deutlich,
dass die USA sagen: "Wir sind diejenigen, die entscheiden, ob uns das, was
ihr an Sicherheitsmaßnahmen einbaut, ausreicht oder nicht; und wenn wir
finden, dass es nicht ausreicht, dann machen wir den Informationshahn
dicht". Das ist ein Vorgehen, das man landläufig auch unter
"erpressungsnah" bezeichnen könnten. Deshalb frage ich noch einmal: Wie
bewerten Sie dieses Vorgehen, diese Strategie der US-Regierung? Gehören zu
den zusätzlichen Gesprächen, die die Bundesregierung führt, auch Gespräche
mit anderen Nationen oder nationalen Regierungen beziehungsweise
Ministerien, die vielleicht in ähnlicher Lage sein könnten, um sich darüber
auszutauschen, wie man sich gegen diese Form der einseitigen Druckausübung
zur Wehr setzen kann?

SRSin Demmer: Ihre Analyse und Wortwahl möchte ich mir hier ausdrücklich
nicht zu eigen machen. Frau Petermann hat ja relativ lang und ausführlich
berichtet, was wir selber tun, weil wir selber ein hohes Interesse an
Sicherheitsstandards haben. Die Kanzlerin hat diese Woche selber betont,
wie wichtig Sicherheit für uns ist und was für einen hohen Stellenwert sie
für uns hat. Die Bundesregierung hat daher Maßnahmen getroffen, um genau
das zu gewährleisten. Insofern habe ich dem hier jetzt nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Dass Sie sich die Wortwahl nicht zu eigen machen, wundert mich
nicht, aber deswegen muss sie ja nicht falsch sein. - Die zweite Frage ist
aber noch unbeantwortet: Tauschen Sie sich auch mit Regierungen aus, die
vielleicht in ähnlicher Situation gegenüber der US-Regierung und ihren
Kriterien stehen?

SRSin Demmer: Wie ich schon Frau Ulrich gesagt habe: Ich kann hier jetzt
nicht darlegen, mit wem wir alles zu diesem Thema im Gespräch sind. Ich
kann nur noch einmal betonen, welch hohe Bedeutung internationale
Zusammenarbeit bei diesem Thema hat und von welch großem Interesse sie ist.
Dem kann ich jetzt weiter nichts hinzufügen.

Breul: Ich kann vielleicht nur einen Aspekt ergänzen und Sie darauf
hinweisen, dass die Kommission gestern eine Mitteilung unter dem Titel 
"EU-China: A strategic outlook" veröffentlicht hat und da auch angeregt hat,
dass man sich zum Thema Huawei und Ausbau von 5G-Netzwerken im europäischen
Rahmen austauscht. Das halten wir für einen wichtigen Impuls. Das ist aber
auch kein Neustart von Gesprächen, denn natürlich laufen dazu enge
Gespräche und enge Abstimmungen, und die Kommission hat das gerade auch
noch einmal auf die Agenda gehoben.

Frage: Das US-Repräsentantenhaus hat mehrere Gesetze auf den Weg gebracht,
die mit Russland zu tun haben; es geht dabei um die Krim, um die russische
Spionage und Einmischung, um die Einkünfte von Herrn Putin und die
Aufklärung des Mordes an Nemzow. Hat die Bundesregierung Verständnis für
solche Initiativen der Amerikaner? Sind die Ihrer Ansicht nach zielführend?
Plant die Bundesregierung irgendwelche Maßnahmen in ähnlicher Richtung?

Breul: Ehrlich gesagt fällt es mir ein bisschen schwer, darauf zu
antworten, weil das ja ein ganzes Maßnahmenpaket beziehungsweise Bündel von
Vorhaben ist, die man vielleicht teilweise zusammenfassen kann, teilweise
aber vielleicht auch nicht. Verzeihen Sie mir darum, dass ich Ihnen darauf
in dieser Pauschalität keine Antwort geben kann.

Zusatzfrage: Und wenn man das jetzt aufsplittet: Welche der vier genannten
Gesetzesvorhaben halten Sie für zielführend?

Breul: Darüber, dass wir uns gemeinsam mit den Amerikanern Sorgen über
russisches Verhalten machen, haben wir ja schon öfter gesprochen,
insbesondere im Bereich Aufrüstung, aber auch im Bereich Meinungsfreiheit,
Versammlungsfreiheit und allgemein Bürgerrechte. Von daher würde ich Sie
bitten, Ihre Frage vielleicht etwas konkreter zu stellen und auf ein
Politikfeld bezogen zu sagen, was Sie meinen. Natürlich haben wir eine
große Übereinstimmung mit den Amerikanern, aber es gibt auch Politikfelder -
 das wissen Sie -, in denen wir vielleicht eine etwas andere Analyse der
Dinge haben und uns auch in unserem Vorgehen unterscheiden.

Zusatzfrage: Dann werde ich einmal ein Beispiel nennen, und zwar die
Auskundschaftung beziehungsweise die Feststellung der Einkünfte des
russischen Präsidenten. Es ist ja bekannt, dass Geld aus Russland auch in
Deutschland gewaschen wird. Wäre die Bundesregierung bereit, da hilfreich
zu sein für die US-Dienste, um festzustellen, ob vielleicht der russische
Präsident hier Konten hat?

Breul: Ich glaube, das ist eine Frage, die nicht in den
Zuständigkeitsbereich des Auswärtigen Amtes fällt. Aber lassen Sie mich
vielleicht generell noch einmal sagen: Wir reden hier ja von
Gesetzesinitiativen, das heißt, die werden zunächst einmal im Kongress
beraten, und man wird sehen, was dabei herauskommt. Sie wissen ja auch,
dass es im Kongress durchaus unterschiedliche Strömungen gibt und dass die
einen dort etwas deutlicher und prononcierter auftreten als andere. Darum
würde ich vorschlagen: Warten wir doch erst einmal ab, was in diesem
zunächst inneramerikanischen Politikformulierungsprozess herauskommt.

Zusatzfrage: Ich hätte noch eine zweite Frage zu ähnlichen Problemen, aber
hier in Europa: Das Europaparlament beschäftigt sich schon seit gestern mit
Russland und hat schon eine Resolution verabschiedet, in der Russland zum
Beispiel beschuldigt wird, der Hauptverantwortliche für die Fake News in
Europa zu sein. Es heißt, Russland solle nicht mehr als strategischer
Partner Europas angesehen werden, und vieles mehr. Sogar neue Sanktionen
werden nicht ausgeschlossen. Wie steht die Bundesregierung zu der Meinung
des Europaparlaments?

Breul: Ehrlich gesagt, liegt mir diese Resolution nicht vor. Soweit ich
weiß, war das jetzt der Beginn einer Debatte, noch nicht der Abschluss.
Auch dabei ist es üblich, dass wir als Bundesregierung nicht in die
Beratung des Europäischen Parlaments hineinkommentieren.

Frage: Eine Frage zum Thema Waffenlieferungen an Saudi-Arabien: Die SPD
fordert einen endgültigen Stopp von Waffenlieferungen nach Saudi-Arabien.
Wie steht die Bundesregierung dazu?

SRSin Demmer: Ich kann hier nur noch einmal wiederholen, was wir - der
Kollege Seibert - hier schon mehrfach gesagt haben. Wir wissen, dass die
Zeit drängt und dass es darüber zu einer Entscheidung kommen muss. Diese
werden wir im Laufe des März treffen.

Zusatzfrage: Inwiefern gilt weiterhin, dass das Khashoggi-Gerichtsverfahren
ein Kriterium für die Entscheidung ist, ob weiterhin Waffen geliefert
werden oder nicht?

SRSin Demmer: Wie gesagt, wir wissen, dass die Zeit drängt und dass wir
darüber zu einer Entscheidung kommen müssen. Deswegen führt die
Bundesregierung intensive Gespräche zu diesem Thema, über deren Inhalt ich
hier leider nichts berichten kann. Wir halten Sie auf dem Laufenden.

Zusatz: Ich habe nicht nach dem Inhalt der Gespräche gefragt. Ich habe nur
gefragt, ob das Gerichtsverfahren ein Kriterium für die Entscheidung ist
oder nicht.

SRSin Demmer: Über das hinaus, was ich jetzt gesagt habe, kann ich Ihnen
leider nichts mitteilen.

Frage: Gestern hatten wir ja endlich einmal ein paar Klimaprofis hier auf
dem Podium, die der Presse eindringlich ihre Unterstützung für die Streiks
der Schüler und Studenten weltweit erklärt haben. Dabei hat die
Klimapolitik der Bundesregierung keine besonders guten Noten bekommen. Es
wurde unter anderem unterstrichen, dass Deutschland spätestens bis 2050,
besser noch bis 2040, die Treibhausgasemissionen auf null reduzieren müsse.
Bisher sind die Ziele, wenn ich es richtig verstanden habe, 80 Prozent bis
95 Prozent bis 2050.

Meine Frage: Woher holt sich die Bundesregierung diesen zusätzlichen
Emissionspuffer, von dem die Wissenschaftler sagen: "Den gibt es nicht"?
Haben die Wissenschaftler unrecht, Frau Zerger oder Frau Demmer?

Zerger: Die Wissenschaftler haben sicherlich nicht unrecht. Die
Klimaschutzziele der Bundesregierung basieren durchaus sowohl auf dem
Pariser Klimaabkommen als auch auf den Empfehlungen des Weltklimarats.

Sie haben recht, bisher liegen unsere Ziele bei 80 Prozent bis 95 Prozent
bis zum Jahr 2050. Das ist sicherlich auch etwas, was im Rahmen des
Klimaschutzgesetzes, das wir vorgelegt haben und das in diesem Jahr
beschlossen werden soll, noch einmal zur Diskussion steht.

Zusatzfrage : Frau Demmer?

SRSin Demmer: Ich kann nur noch einmal betonen, von welch großer Bedeutung
die Klimaschutzziele für die Bundesregierung sind. Wie Sie wissen, arbeiten
wir an einem Klimaschutzgesetz. Die Beratungen hierzu sind noch nicht
abgeschlossen, aber es wird kommen.

Zusatzfrage: Wird dieses Klimaschutzgesetz die notwendige Verfünffachung
der Reduktion, die die Klimaschutzwissenschaftler gestern dargelegt haben,
beinhalten?

SRSin Demmer: Ich kann für Sie jetzt hier keine Berechnungen bewerten oder
solche selbst anstellen. Ich kann nur sagen, dass die Bundesregierung
dieses Ziel sehr ernst nimmt und mit ganzer Kraft daran arbeitet, es zu
erreichen.

Frage: Frau Zerger, wenn Sie sagen, dass im Zuge der Beratung des
Klimaschutzgesetzes die Zielzahlen, die Sie genannt haben, sicherlich auch
noch einmal zur Diskussion stünden, bedeutet das dann auch, dass die
Bundesregierung oder Ihr Ministerium erwägt, die Zahlen höherzusetzen als
die bisherigen 85 Prozent, 90 Prozent bis 2050 oder den
Erreichungszeitpunkt vorzuziehen? Ist das Teil der Überlegungen, die Sie
anstellen?

Zerger: Dazu möchte ich zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussage treffen, weil
wir, wie Frau Demmer bereits gesagt hat, noch am Anfang der Diskussion über
das Klimaschutzgesetz sind.

Frage Zu einem Teilbereich gibt es morgen wohl Gespräche im Kanzleramt,
nämlich zur Frage, welchen Anteil der Verkehr am Klimaschutz zu leisten
hat. Was erhoffen Sie sich von dem morgigen Treffen? Wer aus dem Kabinett
nimmt daran teil?

SRSin Demmer: Sie sprechen das Treffen der Arbeitsgruppen der Nationalen
Plattform "Zukunft der Mobilität" an. Daran werden die zuständigen
Bundesminister und die Koalitionsspitzen teilnehmen, aber auch der
Vorsitzende des Lenkungskreises der Plattform, Herr Professor Kagermann.
Letztlich geht es darum, Zukunftsfragen insgesamt zu besprechen.
Wesentlicher Inhalt der Gespräche wird sein, dass Herr Professor Kagermann
über den Arbeitsstand in den einzelnen Arbeitsgruppen dieser Plattform
unterrichtet.

Zusatzfrage: Die Zuständigen sind Herr Scheuer und die Umweltministerin.
Richtig?

SRSin Demmer: Genau.

Frage: Zu genau diesem Zusammenhang: Als Antwort der EU-Kommission auf
einen vorherigen Brief von Verkehrsminister Scheuer gab es einen jetzt
bekannt gewordenen Brief. Darin erteilt man Herrn Scheuer - das ist meine
Interpretation - quasi sehr klar eine Ohrfeige.

Aber abgesehen davon: Welchen Einfluss - Frage an das BMU natürlich und das
BMVI - hat diese Antwort aus Europa auf die Diskussion um die
Stickoxidgrenzwerte hier in Deutschland?

Strater: Ich beginne einmal, weil Sie das Verkehrsministerium
beziehungsweise den Minister angesprochen haben. Das Bewertung "Ohrfeige"
teile ich nicht, wie Sie sich vorstellen können. Der Minister hat sich dazu
auch schon geäußert.

Der Minister wird nicht nachlassen, die Debatte um die Grenzwerte auf
europäischer Ebene zu führen. Denn wenn es zu Einschränkungen für
Europäerinnen und Europäer im Alltag kommt, sollte die Europäische
Kommission die Anliegen eines Mitgliedsstaates ernst nehmen.

Klar ist: Luftqualität ist Lebensqualität. Dafür setzen auch wir uns ein.
Wir investieren zwei Milliarden Euro für saubere Luft in den Städten. Wir
haben auch schon mitgeteilt und auch in Gesprächen klargemacht - darauf ist
das Schreiben der Kommission ja auch eine Antwort -, dass es erforderlich
ist, dass sich die Kommission aktuell auf geeignete Weise mit den
Grenzwerten auseinandersetzt und eine Neubewertung der Grenzwerte prüft.
Ziel sollte es sein, die Debatte insgesamt auf Basis zutreffender Fakten
und anerkannter wissenschaftlicher Methoden zu versachlichen. Dies wird im
aktuell stattfindenden Fitnesscheck der Luftqualitätsrichtlinie in
Zuständigkeit der Generaldirektion Umwelt stattfinden.

Ich möchte Ihnen dazu nur einmal einen Satz aus dem Antwortschreiben, das
Ihnen allen ja wahrscheinlich vorliegt, vorlesen: Dieser Fitnesscheck, so
heißt es in diesem Schreiben der Kommission an uns, wird Ende dieses Jahres
abgeschlossen sein, und seine Ergebnisse werden in die Überlegungen der
Kommission dazu einfließen, ob die Richtlinien überarbeitet werden müssen
oder nicht. - Das heißt, wir sind, wie Sie sehen, nicht am Ende eines
Prozesses, sondern mitten darin.

Zerger: Da wir als BMU auch gefragt wurden: Wir können den Brief selbst
nicht kommentieren. Das war, wie Sie richtig gesagt haben, ein Brief an
Minister Scheuer. Wir haben allerdings auch die Medienresonanz zur Kenntnis
genommen. Insofern enthält das für uns keine Überraschungen und bestätigt
im Prinzip das, was wir in der Debatte lange Zeit und immer wieder gesagt
haben, dass nämlich die Grenzwerte für NO2 und Feinstaub auf solider
wissenschaftlicher Grundlage basieren und dass diese regelmäßig überprüft
werden. Das, den Fitnesscheck, hat Herr Strater eben ja auch erwähnt.

Zusatzfrage: Wenn ich es im Brief richtig gelesen habe, dann geht es eher
darum, die Grenzwerte möglicherweise strenger zu machen, und um eine
Rückfrage an das Verkehrsministerium, den eigenen Beitrag zu diesem
Fitnesscheck zu liefern. Kommt da jetzt - und wenn ja, wann - etwas aus
Ihrem Haus?

Strater: Damit wir alle über das Gleiche reden: In dem Brief heißt es, in
diesem Zusammenhang werde auch geprüft, ob die derzeitigen EU-Grenzwerte
ausreichend, streng genug seien, um die Gesundheits- und Umweltziele
unserer Politik zu erreichen. Sie wissen, dass von deutscher Seite die
Leopoldina gebeten wurde, eine Bewertung vorzunehmen. Dies wird - das hat,
denke ich, auch der Regierungssprecher an dieser Stelle schon gesagt - dann
in die Diskussion eingebracht werden, und dann wird diese Diskussion im
Rahmen des Fitnesschecks der Richtlinie stattfinden.

Frage: Herr Strater, eine Stelle aus dem Brief haben Sie nicht zitiert.

Strater: Ich habe viele Stellen nicht zitiert.

Zusatz: Nämlich die Stelle, die auch die Kollegin ansprach, dass
Deutschland noch immer keinen Beitrag zu der Diskussion zum Fitnesscheck
abgeliefert habe. Wie kommt das, und wann planen Sie, dazu noch etwas
einzuspeisen, wenn schon Ende des Jahres eine Entscheidung fallen soll?

Strater: Das habe ich ja gerade gesagt. Ich habe darauf hingewiesen, dass
die Leopoldina gebeten worden ist - das wurde auch hier schon mehrfach
angesprochen -, eine Überprüfung der wissenschaftlichen Debatte, die es um
diese Grenzwerte gibt, vorzunehmen. Dies wird in die Debatte mit
einfließen. Das hatte ich hier gerade schon erwähnt. - Ich weiß nicht, ob
Sie noch etwas ergänzen wollen.

Ansonsten haben wir noch das ganze Jahr Zeit und sind insofern nicht am
Ende eines Verfahrens, sondern mitten darin.

Frage: An das Finanzministerium: Wie sieht, angesichts der doch geringeren
Steuereinnahmen und der Ausgaben, die sich aus den jüngsten Beschlüssen der
Koalition jetzt zusätzlich ergeben, die Lücke gegenüber der bisherigen
Finanzplanung jetzt aus? Können Sie uns dazu eine Zahl nennen?

Kolberg: Wir sind gerade im Haushaltsaufstellungsverfahren. Die Eckwerte
werden wir in Kürze vorstellen und werden dann zu allen Punkten Stellung
nehmen und darlegen, wo unsere Ausgabenschwerpunkte sind. Ich bitte um
Verständnis dafür, dass wir uns dazu natürlich erst äußern können, wenn die
Eckwerte feststehen. Diese werden wir, wie gesagt, in Kürze hier an dieser
Stelle vorstellen.

Zusatzfrage: Andere haben schon gerechnet. Wollen Sie das vielleicht
kommentieren?

Kolberg: Wie immer äußern wir uns dann, wenn alles zusammengerechnet ist,
und stellen das dann hier in der BPK vor.

Frage: Herr Kolberg, es geht um die immer wieder aufkommenden Diskussionen
um die Fusion der Deutschen Bank und der Commerzbank. Welche Überlegungen
gibt es für diesen Fall von Ihrer Seite? Wird zum Beispiel der
Finanzausschuss in diese ganzen Überlegungen mit eingebunden? Wie sieht es
mit dem Bundesanteil der Commerzbank aus, der ja immer noch da ist? Wie
wird mit diesem verfahren?

Kolberg: Da gilt das, was wir an dieser Stelle schon oft zu dieser und zu
ähnlichen Fragen gesagt haben, dass wir uns zu Fragen in Bezug auf
Einzelinstitute wie üblich nicht äußern.

Frage: Mein Thema ist Pressefreiheit in der Türkei. Frau Demmer, die Türkei
hat die Verlängerung der Pressekarten von deutschen und europäischen
Korrespondenten entweder verzögert oder verweigert. Manche mussten
ausreisen. Jetzt gibt es Bewegung. ZDF-Korrespondent Jörg Brase hat die
Pressekarte erhalten. "Tagesspiegel"-Korrespondent Thomas Seibert immer
noch nicht.

Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung?

SRSin Demmer: Zunächst einmal begrüßt die Bundesregierung, dass der 
ZDF-Kollege Jörg Brase seine journalistische Tätigkeit in der Türkei jetzt
wiederaufnehmen kann.

Ich sage aber auch: Wir hoffen, dass auch den beiden anderen deutschen
Journalisten von NDR und "Tagesspiegel" die Akkreditierung noch erteilt
wird. Für uns ist nicht nachvollziehbar, dass diese Akkreditierungen
verweigert werden. Das hat Herr Seibert hier auch schon zum Ausdruck
gebracht. Wir nehmen das weiterhin mit Unverständnis zur Kenntnis. Die
Journalisten müssen in der Türkei frei und unabhängig recherchieren und
berichten können. Wir erwarten, dass die türkische Regierung auch in
anderen Fällen eine rasche Lösung findet. Das gilt natürlich auch für die
deutschen und europäischen Kollegen und Korrespondenten, die im Moment noch
auf Nachricht warten, ob ihre Akkreditierung verlängert wird. Auch dafür
braucht es natürlich eine schnelle Lösung. Denn Meinungsfreiheit und
Pressefreiheit sind ein hohes Gut. Sie sind von zentraler Bedeutung für die
Demokratie. Dass Journalisten frei und unbehindert ihre Arbeit tun können,
ist eben deshalb auch von zentraler Bedeutung für die Demokratie.

Wir sind dazu aber weiterhin mit der türkischen Regierung in Kontakt.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt zu den deutschen Botschaften in den
Westbalkanstaaten: Aus der Antwort auf eine Parlamentsanfrage geht hervor,
dass eine Regelung, die eigentlich den Zugang von Arbeitsuchenden aus
Westbalkanstaaten nach Deutschland erleichtern sollte - Stichwort
"Arbeitsvisa" -, damit sie keine Asylanträge stellen, tatsächlich zu einer
Überlastung der Botschaften geführt habe, sodass Antragsteller über ein
Jahr lang warteten, ehe sie einen Bescheid bekämen.

Wie geht das Auswärtige Amt mit dieser Überlastung um?

Die Regelung ist, meine ich, bis 2020 befristet. Erwägen Sie, sie zeitlich
auszudehnen?

Breul: Ehrlich gesagt, weiß ich nicht genau, auf welche Kleine Anfrage Sie
rekurrieren. Das müsste ich gegebenenfalls nachreichen.

Ich kann allerdings allgemein ausführen, dass wir natürlich schon länger
das Problem haben, dass es auf dem westlichen Balkan ein sehr hohes
Aufkommen von Visaanfragen gibt und die Botschaften dementsprechend vor
große Herausforderungen gestellt waren, diese Anfragen so schnell wie
möglich abzuarbeiten. Das Auswärtige Amt hat darauf bereits reagiert und
das Personal an den besonders betroffenen Botschaften im westlichen Balkan
aufgestockt. Die Zahlen kann ich Ihnen gern nachreichen. Das hatten wir bei
anderer Gelegenheit Ihren Kolleginnen und Kollegen schon einmal geschickt.

Nichtsdestoweniger sind die Wartezeiten bei einigen Vertretungen immer noch
sehr lang. Dessen sind wir uns bewusst und versuchen, das im Rahmen der
Möglichkeiten umzusetzen. Manchmal stößt man dabei aber auch an ganz
praktische Grenzen, wenn man etwa an die Kapazitätsgrenzen der
Räumlichkeiten gerät und Ähnliches. Darum dauert es manchmal etwas länger,
als wir selbst es uns wünschen würden. Aber wir sind, was das angeht,
problembewusst und messen dem eine hohe Priorität bei.

Zusatzfrage: Die Anfrage war eine Anfrage der Linken, über die unter
anderem, meine ich, "Spiegel Online" dieser Tage berichtet hat.

Erwägen oder planen Sie, die Befristung dieses Antragsverfahren über 2020
hinaus zu verlängern?

Breul: Die Antwort darauf müsste ich Ihnen nachreichen. Dazu bin ich gerade
nicht sprechfähig.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI und das BMAS. Die
Integrationsbeauftragte der Bundesregierung hat einen Brief an Minister
Seehofer und Minister Heil geschrieben und spricht sich dafür aus, den
Anspruch auf den Zugang zu Sprachkursen auf Gruppen, die diesen Anspruch
bislang noch nicht haben, auszudehnen.

Wie stehen Sie dazu? Halten Sie das für sinnvoll? Kann sie dabei auf ein
Entgegenkommen aus Ihren jeweiligen Häusern hoffen?

Petermann: Ich kann gern beginnen. Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass
Personen, deren Ausreise kurzfristig nicht zu erwarten ist, Angebote nach
dem Grundsatz des Förderns und Forderns für Spracherwerb und auch für
Beschäftigung erhalten sollen. Zu dieser Passage befinden wir uns mit dem
BMAS im Gespräch, um einen Vorschlag zu erarbeiten, wie dieser Gruppe der
Zugang zu Sprachförderung und Beschäftigung gewährt werden kann, ohne dass
es zu einer Verfestigung von Aufenthaltsrecht und einer Gleichstellung mit
denjenigen führt, die eine rechtliche Bleibeperspektive haben. Also: Wir
führen darüber Gespräche.

Schneider: Ich kann dem eigentlich nicht wahnsinnig viel hinzufügen außer
dem, dass, soweit mir bekannt ist, einige Reglungen im Integrationsgesetz,
die die Sprachförderung anbelangen, befristet sind und wir an der Frage
arbeiten, wie wir damit weiter verfahren.

Zusatzfrage: Haben Sie, wenn Sie schon in Gesprächen sind, eine Vorstellung
der Kosten, die es verursachen würde, wenn man den Anspruch so erweitern
würde?

Petermann: Dazu habe ich jetzt keine Erkenntnisse.

Schneider: Die Kosten hängen wie immer von der Ausgestaltung ab, und die
Ausgestaltung bleibt abzuwarten.

Frage: Ich habe eine Frage zum Westbalkan. Laut Medien in Südosteuropa war
eine hochrangige Delegation aus dem Bundeskanzleramt Anfang der Woche in
Pristina und Belgrad und hat dort Gespräche über die Fortsetzung der
Gespräche zwischen dem Kosovo und Serbien geführt. Was können Sie dazu
sagen, und wie steht die deutsche Regierung allgemein zu dem Stopp der
Gespräche zwischen Belgrad und Pristina?

SRSin Demmer: Dazu bin ich gerade nicht sprechfähig. Gegebenenfalls könnte
ich dazu etwas nachreichen.

Zusatz: Ich habe gestern eine schriftliche Anfrage gestellt. Vielleicht
kann das Auswärtige Amt etwas dazu sagen?

Breul: Ich denke, unsere allgemeine Linie ist unverändert. Wir wollen, dass
es eine Normalisierung im Verhältnis zwischen Serbien und dem Kosovo gibt,
und glauben, dass der beste und auch einzige Weg dahin über Direktgespräche
führt. Von daher unterstützen wir alle Bemühungen, die in diese Richtung
zielen.

Frage: Ich möchte noch einmal nachhören. Es gibt angeblich Druck von Donald
Trump, dass Deutschland mehr für US-Soldaten zahlen solle. Alliierten
sollen die Truppen in ihren Ländern selbst bezahlen und auch noch etwas für
das Privileg darauflegen, US-Truppen im Land haben zu können.

Ist das so? Ist es sowieso schon so, dass dafür gezahlt wird? Da muss ich
leider eine Lernfrage anschließen.

Wird sich daran durch Trumps Vorstoß etwas ändern? Ich weiß gar nicht, ob
die Frage zuerst an das BMF geht oder noch an das Innen- oder
Verteidigungsministerium.

Kolberg: Mir ist dazu nichts bekannt.

Fähnrich: Aus meiner Sicht ist die Stationierung von fremden Streitkräften
Sache des Auswärtigen Amtes. Wir unterstützen natürlich die Stationierung.

Was die Kosten angeht, so gibt es unterschiedliche Abkommen, wenn die
Streitkräfte den sogenannten Host Nation Support, sprich die Unterstützung
des Landes, in Anspruch nehmen. Diese werden dann von den entsprechenden
Nationen bezahlt. Die genauen Details kenne ich nicht.

Grundlegend kann ich nur sagen: Wir haben die Informationen wahrgenommen,
aber sie wurden noch nicht in irgendwelche Pläne umgesetzt. Sie sind aus
unserer Sicht bisher nur in entsprechenden Medien vertreten gewesen.
Konkrete Absichten der US-Regierung, was diese von Ihnen angesprochene
Absicht angeht, liegen uns nicht vor.

Breul: Das kann ich bestätigen. Wir kennen Äußerungen gegenüber Medien,
haben aber keine offiziellen Anfragen vorliegen. Selbstverständlich gilt
aus unserer Sicht weiterhin das Nato-Truppenstatut.

Zusatzfrage: Eine Lernfrage: Wie sieht dieses Host-Nation-Prinzip aus? Wie
viel zahlt zum Beispiel Deutschland für die auswärtigen Kräfte, die hier
stationiert sind?

Fähnrich: Wir schauen noch einmal in die Unterlagen und liefern das nach.
Wir haben vor Kurzem eine Aufstellung erstellt, aber das ist mir ad hoc
nicht bekannt.

Frage: Herr Breul, Herr Fähnrich, sind diese Zahlungen in Sachen Host
Nation Support oder andere Zahlungen an die USA für diese
Truppenstationierungen in der Vergangenheit schon einmal Teil von
Verhandlungen gewesen? Hat man sich diesbezüglich irgendwann auf eine
Formel geeinigt?

Fähnrich: Es gibt zum Beispiel Leistungen für Unterbringung oder für
Transporte. Dafür gibt es keine Formel, sondern die ergeben sich aus
Angebot und Nachfrage. Ich gehe dem, wie gesagt, noch einmal nach. Wir
schauen, ob wir etwas in Erfahrung bringen können und würden das
gegebenenfalls nachliefern.

Zusatzfrage: Wenn Herr Trump jetzt "Kosten plus 50 Prozent" sagt, ist die
Frage, ob es jemals einen ähnlichen Vorschlag gegeben hat, oder bezahlt man
möglicherweise schon mehr als die bloßen Kosten?

Fähnrich: Das sind Spekulationen. Es gibt zurzeit keine offizielle
Mitteilung, keine Anfrage. Das sind Berichte, die wir gelesen haben. Wir
warten erst einmal ab, ob sich daraus irgendetwas ergibt.

Breul: Ein Abkommen wird selbstverständlich zwischen Parteien geschlossen.
Ich habe gerade schon gesagt: Es gilt das Nato-Truppenstatut. Änderungen am
Nato-Truppenstatut müssen im Nato-Rahmen besprochen werden, das dafür das
richtige Forum ist.

Frage: Meine Frage richtet sich an BMAS und BMI: Das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz war heute Thema im Kabinett. Ich wüsste
gerne, welche Änderungen nach den doch zahlreichen Wünschen beschlossen
worden sind, die aus dem Bundesrat gekommen waren. Es reicht, wenn Sie mir
die wichtigsten zwei, drei Punkte nennen könnten.

Petermann: Ich kann gerne starten. Der Bundesrat hatte das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz insgesamt begrüßt - ich glaube, das muss man
einmal festhalten - und hatte teils technische, aber teils auch inhaltliche
Empfehlungen gemacht. Diese Anliegen haben wir geprüft, lehnen allerdings
weitere Öffnungen ab, weil wir der Auffassung sind, dass die jetzige
Regelung im Gesetzentwurf eine gute, ausgewogene und tragfähige Lösung für
eine geordnete gesteuerte und bedarfsgerechte Zuwanderung qualifizierter
Fachkräfte darstellt.

Es gab darüber hinaus noch technische Anforderungen. Auch die Frage, ob es
einer Zustimmung bedarf, wurde noch erörtert. Die Zustimmung des Bundesrats
haben wir allerdings als nicht erforderlich angesehen.

Vors. Mayntz: Möchte das Arbeitsministerium ergänzen?

Schneider: Ich kann eigentlich nichts ergänzen; Frau Petermann hat
ausgeführt. Das Ganze geht jetzt wie üblich in das parlamentarische
Verfahren, gemeinsam mit der Stellungnahme des Bundesrates und der
Bundesregierung. Dann wird man sehen, was daraus dann in das Gesetz
einfließt.

Zusatzfrage: Noch eine Verständnisfrage dazu: Sie haben gesagt, dass Sie
allerdings weitere Öffnungen ablehnen. Meinen Sie damit die Öffnung für
weitere Gruppen, die als Fachkräfte einwandern könnten, oder wie meinen Sie
das?

Petermann: Ich kenne jetzt nicht alle Inhalte. Ich müsste das nachliefern
und möchte dazu jetzt nichts sagen.

Frage: Es ist nicht so, dass das nächste Woche schon im Plenum behandelt
wird. Ist das korrekt, oder ist das nächste Woche im Plenum auf der
Tagesordnung?

Petermann: Ich habe dazu keine Erkenntnisse. Sie, Frau Schneider?

Schneider: Ich habe irgendwann einmal davon gehört, dass es demnächst die
erste Lesung geben soll. Letztlich ist es Sache des Bundestags, die
Tagesordnung festzulegen. Insofern müssten Sie einmal beim Bundestag
nachfragen, wie die Tagesordnung ist.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt zum Thema Venezuela: Können wir
nach den Ausführungen des Auswärtigen Amtes von vor ein paar Tagen davon
ausgehen, dass Botschafter Kriener inzwischen in Berlin angelangt ist, dass
Gespräche mit ihm über die Situation stattgefunden haben?

Können Sie uns etwas darüber sagen, wie Sie die Perspektive der
diplomatischen Vertretung Deutschlands in Venezuela sehen? Könnte der
Botschafter zurückgeschickt werden, auch wenn er dort eine Persona non
grata ist?

Zweite Frage: Hat der Rückzug oder die zeitweilige Nicht-Anwesenheit des
Botschafters in Venezuela Auswirkungen auf die konsularische Betreuung des
Journalisten Billy Six, der in Venezuela einsitzt?

Breul: Um mit der letzten Frage anzufangen: Nein, das hat sie nicht. Es hat
in der Zwischenzeit ein weiterer Haftbesuch bei Herrn Billy Six durch einen
anderen Vertreter der Botschaft stattgefunden. Die konsularische Betreuung
findet also weiter statt.

Ja, Herr Kriener ist mittlerweile in Berlin. Er hat heute Morgen - ich
glaube, gegen 11.30 Uhr - auch den Minister getroffen. Wir hatten darüber
über Twitter informiert. Herr Kriener berät jetzt mit dem
Bundesaußenminister, wie Sie sehen, aber auch mit anderen Stellen im
Auswärtigen Amt über das weitere Vorgehen.

Sie haben die Meldungen gesehen: Die Lage in Venezuela spitzt sich zu,
insbesondere die humanitäre Lage in der Hauptstadt. Wir sind sehr besorgt
darüber, dass die massiven Stromausfälle sich sehr stark auf das
Alltagsleben der Bürgerinnen und Bürger auswirken. Betroffen ist
unmittelbar die Versorgung mit Lebensmitteln, mit Trinkwasser und auch die
medizinische Versorgung. Wir hören außerdem von Plünderungen und
Todesopfern aufgrund der verschlechterten medizinischen Versorgung.

Aufgrund der schwierigen Lebensbedingungen und der Gefahr einer weiteren
Verschlechterung der Sicherheitslage hat das Auswärtige Amt entschieden,
das entsandte Personal an der Botschaft Caracas vorübergehend zu
reduzieren. Das in Caracas verbliebene Personal wird sich im Rahmen der
Möglichkeiten aber weiterhin um die in Venezuela verbliebenen deutschen
Staatsangehörigen kümmern.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, was "Reduktion" bedeutet? Wie viele von wie
vielen bleiben dort? Fliegen die zeitweilig Abgezogenen nach Deutschland
zurück? Gehen sie vorübergehend in Nachbarstaaten oder in die USA?

Breul: Um mit der letzten Frage anzufangen: Sie kehren nach Deutschland
zurück.

Grundsätzlich äußern wir uns nicht zur genauen Personenanzahl an der
Botschaft beziehungsweise zu den verbliebenen und abgezogenen Personen.

Mittwoch, 13. März 2019
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EUROPA/1596: Nur zweites Referendum darf Grund für Verschiebung des Brexits sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. März 2019

LAMBSDORFF: Nur zweites Referendum darf Grund für Verschiebung des
Brexits sein



Zur Brexit-Debatte erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Europäische Union, ihre Bürger und die Unternehmen brauchen
endlich Klarheit, ob und wenn ja, wann Großbritannien aus der EU
austreten wird. Eine Verschiebung des Austrittszeitpunkts um wenige
Wochen ist nur sinnvoll, wenn es lediglich um geringfügige technische
Anpassungen geht. Eine deutliche Verlängerung der Verhandlungen bis
über die Europawahl im Mai hinaus hätte schwerwiegende Konsequenzen:
Großbritannien müsste dann an der Europawahl teilnehmen. Dem darf die
Bundesregierung nur zustimmen, wenn in Großbritannien gleichzeitig
mit der Vorbereitung eines zweiten Referendums begonnen wird. Die
EU-27 haben sich in den Verhandlungen mit Großbritannien
bemerkenswert einig und flexibel gezeigt, die britischen Interessen
berücksichtigt und gleichzeitig die eigenen geschützt. Doch sowohl
die Geduld der anderen Mitgliedsstaaten als auch das zumutbare
Zeitfenster für Verhandlungen hat irgendwann ein Ende."

 * 
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EUROPA/1595: Zeit für ein zweites Referendum


FDP-Pressemitteilung vom 14. März 2019

Beer: Zeit für ein zweites Referendum



Zur Entwicklung in Großbritannien erklärt die Spitzenkandidatin der
FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Es ist erschütternd, wie viele Abgeordnete einen No Deal wollten.
England ist tief gespalten. Wir stehen in dieser Frage an der Seite
unserer Freunde von den Liberal Democrats und der Vernunft: Es ist
Zeit für ein zweites Referendum. Das Chaos muss beendet werden, es
muss Klarheit herrschen. Unsere Hoffnung ist, dass Großbritannien am
Ende in der EU verbleibt und die Losung "Exit from Brexit"
Wirklichkeit wird."

 * 
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FINANZEN/2216: Finanzminister Scholz ist mit seiner Haushaltspolitik am Ende


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. März 2019

FRICKE-Statement: Finanzminister Scholz ist mit seiner
Haushaltspolitik am Ende



Der haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke gab zur
Aufstellung des Haushalts 2020 das folgende Statement ab:

"[...] Ich bin seit 2002 im Haushaltsausschuss, mit kurzer
Unterbrechung. Ich habe noch nie erlebt, dass eine Bundesregierung,
obwohl wir nicht in einer Wirtschaftskrise sind, in so große
Haushaltslöcher hineinrennt, wie es gerade die Große Koalition tut.
Wir müssen klar erkennen, dass der Finanzminister mit seiner
Haushaltspolitik am Ende ist. Es rächt sich jetzt, dass wir eine
Politik gehabt haben, die über Jahre nur davon gelebt hat, dass immer
größere und immer schneller steigende Steuereinnahmen kommen. [...]
Es gibt jetzt schon Streitigkeiten, durch den Finanzminister
angezettelt, mit der Verteidigungsministerin. Der Koalitionsausschuss
wird sich heute dazu verhalten müssen [...] Die Gründe dafür, dass
die Bundesrepublik Deutschland nach sieben fetten Jahren nunmehr in
magere Jahre hineinstürzen, sind auch dadurch verursacht, dass man in
keiner Weise für die Zukunft vorgesorgt hat. [...] Für die
FDP-Fraktion ist damit klar: Es muss eine Haushaltspolitik geben, die
jetzt endlich erkennt, dass das 'Weiter so' das Schlimmste ist, was
man diesem Land antun kann. Man muss mehr investieren. Man muss in
Bildung, in Forschung investieren. Man muss aber auch die
Sozialsysteme so reformieren, dass sie zukunftsfest sind. Wenn dieses
nicht gelingt, dann werden wir spätestens im Mai erleben, dass mit
der Steuerschätzung die Zukunft dieses Landes am seidenen Faden einer
Großen Koalition hängt [...] Das Opfer dieser Politik wird nicht nur
die Bevölkerung selbst sein, sondern es wird die Zukunft unseres
Landes, zukünftiger Generationen, sein. [...] Gerade dann, wenn man
erkennt, dass man auf ein Loch zusteuert, sollte man auf die Bremse
treten und nicht wie der Finanzminister dieses auch noch vergrößern
und befeuern, indem man immer neue Ausgaben verspricht. Herr Scholz
[...] ist nicht in der Lage, ein guter Finanzminister zu sein. Er hat
es bisher nicht geschafft, auch nur ein einziges Mal zu den
Ausgabenwünschen seiner Kolleginnen und Kollegen Nein zu sagen. Die
FDP-Fraktion erwartet, dass er dies endlich tut und nicht wieder nur
zu windelweichen Kompromissen führt."
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FINANZEN/2215: Keine Zusatzbelastungen bei der Grundsteuer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. März 2019

TONCAR: Keine Zusatzbelastungen bei der Grundsteuer



Zum Spitzentreffen zur Reform der Grundsteuer erklärt der
finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Bürger und Kommunen brauchen dringend Klarheit über die Zukunft der
Grundsteuer. Das neue Modell muss einfach sein und darf auf keinen
Fall zu Zusatzbelastungen der Steuerzahler führen. Daher fordert die
FDP-Fraktion, die Grundsteuer künftig allein auf Basis von
Grundstücks- und Gebäudefläche zu berechnen. Bundesfinanzminister
Scholz hingegen hat sich mit einem extrem komplizierten Modell völlig
verrannt: Zwischen fiktiven Mieten, lokalen Durchschnittsmieten und
Bodenrichtwerten hat nicht nur er den Überblick verloren. CDU und CSU
sind in der Diskussion völlig abgetaucht. Auch bei der Grundsteuer
zeigt die Große Koalition: Nie war das Regierungsmanagement in
Deutschland schlechter. Bund und Länder dürfen heute keinen faulen
Kompromiss schließen. Das Scholz-Modell ist nicht zu reparieren und
darf daher nicht kommen."
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1089: Erfahrungen mit dem beleglosen Einreichen elektronischer Steuererklärungen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 28/2019

Im Finanzausschuss am 14. März 2019:

Erfahrungen mit dem beleglosen Einreichen elektronischer
Steuererklärungen



Stuttgart. Der Finanzausschuss hat sich in seiner Sitzung am
Donnerstag, 14. März 2019, mit den Erfahrungen mit dem beleglosen
Einreichen elektronischer Steuererklärungen, einem Antrag der Fraktion
FDP/DVP, befasst. Das hat der Vorsitzende des Gremiums, Rainer
Stickelberger (SPD), mitgeteilt.

Wie Stickelberger erläuterte, habe im Steuerjahr 2018 erstmals die
sogenannte "Belegvorhaltepflicht" Anwendung gefunden. Steuerbürger
müssten demnach für elektronische Steuererklärungen nicht mehr jeden
einzelnen Beleg an die Finanzämter übersenden, sondern stattdessen für
eine bestimmte Zeit diese Belege aufbewahren, falls es hierzu
Rückfragen vonseiten der Finanzverwaltung gebe. Allerdings hätten
einige Steuerberater und deren Mandanten in der Praxis einen erheblich
höheren Verwaltungsaufwand festgestellt, da sehr häufig selbst
kleinere Beträge nochmals mit einem entsprechenden Beleg unterfüttert
werden müssten. "Das Ministerium hat dargelegt, dass dies ein Effekt
der Übergangzeit ist. In den kommenden Jahren wird sich der Prozess
einspielen", so Stickelberger.

Stickelberger zufolge habe das Ministerium ausgeführt, dass für den
Veranlagungszeitraum 2017 im Jahr 2018 1.778.494
Einkommensteuererklärungen und somit 63,14 Prozent aller veranlagten
Einkommensteuererklärungen elektronisch eingereicht worden seien.
Üblicherweise würde diese Quote im zweiten Jahr der
Veranlagungskampagne um zirka fünf Prozentpunkte ansteigen, so dass
für den gesamten Veranlagungszeitraum 2017 bis zum Ende des Jahres
2019 eine Quote von zirka 68 Prozent oder zirka 2,7 Millionen
elektronisch abgegebener Einkommensteuerfälle zu erwarten sind.

Finanzämter in Baden-Württemberg sind gehalten, Belege im Rahmen der
Bearbeitung von Einkommensteuerfällen nur im Einzelfall und nur
bezogen auf punktuelle Sachverhalte nachzufordern, so Stickelberger.
Ob in einem Einzelfall eine Beleganforderung ergeht, werde nicht
statistisch erfasst. Das Finanzamt fordere die Vorlage von Belegen an,
soweit ein Risiko bestehe, dass ihm nicht alle erforderlichen
Informationen bereits vorliegen. Je risikobehafteter ein Steuerfall
sei, desto wahrscheinlicher werde es, dass ein Beleg angefordert
werde. Auch bei Sachverhalten mit Auslandsbezug sei die
Wahrscheinlichkeit hoch, dass Belege angefordert werden. Eine
pauschale Bagatellgrenze für die Vorlage von speziellen Belegen könne
aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht eingeführt werden.

Die Finanzverwaltung bediene sich automationsgestützter
Risikomanagementsysteme (RMS). Erkenne das RMS einen erhöhten
Risikogehalt, steuere es den Fall zur personellen Bearbeitung des
risikobehafteten Sachverhaltskomplexes aus. Die Bearbeitenden
entschieden dann über Art und Umfang der Ermittlungen. Die
Landesregierung habe überdies mitgeteilt, dass ihr keine Fälle bekannt
seien, in denen die Finanzämter digitale oder digitalisierte
(gescannte) Belege nicht akzeptiert und die Vorlage eines
Papierausdrucks verlangt hätten. Für die technische Abwicklung der
nachträglichen Belegeanforderung werde derzeit ein bundesweit
einsetzbares Produkt entwickelt und voraussichtlich ab 2020 im
ELSTER-Portal "Mein ELSTER" bereitgestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 28/2019 - 14.03.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1088: Kommunale Behindertenbeauftragte sind Thema im Sozialausschuss (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 27/2019

In der Sitzung am 14. März:

Kommunale Behindertenbeauftragte sind Thema im Sozialausschuss



Stuttgart. Der Ausschuss für Soziales und Integration beschäftigte
sich in seiner Sitzung am Donnerstag, 14. März, auf Antrag der
Fraktion der Grünen mit der Situation der kommunalen
Behindertenbeauftragten und inwieweit diese weiter unterstützt werden
können. Das teilte der Ausschussvorsitzende Rainer Hinderer (SPD) mit.
"Die kommunalen Behindertenbeauftragten leisten einen wichtigen
Beitrag zur Gewährleistung gleichwertiger Lebensbedingungen und
Teilhabechancen für Menschen mit Behinderung im Land", so Hinderer.

Im Dezember 2014 beschloss der Landtag von Baden-Württemberg die
Novellierung des Landes-Behindertengleichstellungsgesetzes. Dieses
gelte mittlerweile bundesweit als bestes Landesgesetz seiner Art. Das
Gesetz schreibt unter anderem fest, dass alle Stadt- und Landkreise
kommunale Behindertenbeauftragte einzusetzen haben, damit die
Interessen der Menschen mit Behinderung stärker vertreten werden. Wie
Hinderer erklärte, hätten seit 2016 alle Stadt- und Landkreise auch
einen kommunalen Behindertenbeauftragten bestellt. Ende 2018 seien 33
Beauftragte haupt- und 11 weitere ehrenamtlich tätig gewesen. Sie
würden beispielsweise als Berater an Planungsvorhaben von Bauprozessen
beteiligt, wobei sie vor allem auf das Thema Barrierefreiheit achten
würden.

Zuständig für die Belange von Menschen mit Behinderung seien jedoch
nicht ausschließlich die hauptamtlichen oder ehrenamtlichen kommunalen
Behindertenbeauftragten. Oftmals seien die Verwaltungsspitze oder ein
Amt hauptverantwortlich, zum Beispiel das Hauptamt oder das Sozialamt.
Wie genau die Behindertenbeauftragten eingebunden seien, sei dabei
jedoch von Kreis zu Kreis unterschiedlich. Hinderer zufolge lege die
Fachstelle Inklusion des Gemeindetags Baden-Württemberg besonderen
Wert auf die Feststellung, dass die persönliche Sensibilität und die
Multiplikatoren-Eigenschaft der zuständigen Personen der Gradmesser
für die tatsächliche Berücksichtigung der Belange von Menschen mit
Behinderung vor Ort sei und weniger deren organisatorische Einbindung.

Es habe sich gezeigt, so Hinderer, dass sich die Zusammenarbeit mit
den hauptamtlichen Beauftragten der Stadt- und Landkreise insgesamt
noch umfassender und nachhaltiger gestalten lasse. Das liege jedoch
nicht am persönlichen Engagement der Beauftragten. "Es müssen auch die
notwendigen Ressourcen bereitgestellt werden, damit die
Behindertenbeauftragten ihre Aufgabe professionell wahrnehmen können",
betonte der Ausschussvorsitzende abschließend.
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3279: Telemedizin ist kein Arzt-Ersatz, sondern Unterstützung für Arzt und Patient (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. März 2019

Telemedizin ist kein Arzt-Ersatz, sondern Unterstützung für Arzt und Patient



Zur heutigen Landtagsdebatte über den Antrag der SPD-Landtagsfraktion
"Telemedizinische Möglichkeiten auch in Mecklenburg-Vorpommern nutzen"
erklärt der gesundheitspolitische Sprecher die SPD-Landtagsfraktion
Jörg Heydorn:

"Telemedizin in Mecklenburg-Vorpommern sollte weiter gestärkt werden.
Der Einsatz digitaler Medien in der Gesundheitsversorgung entlastet
und unterstützt die Ärzteschaft und trägt damit dazu bei, Menschen
besser medizinisch zu versorgen. Beispielsweise können durch
Onlinesprechstunden Wege- und Wartezeiten wegfallen. Klar ist aber
auch: Das Ziel ist nicht, den Arzt zu ersetzen, sondern zu entlasten
und zu unterstützen. Nutzung der Telemedizin sind also kein Ersatz für
eine Arztpraxis, sondern eine Ergänzung der medizinischen Leistungen.

Der Deutsche Ärztetag hat vor knapp einem Jahr das
Fernbehandlungsverbot gelockert. Demnach ist eine ausschließliche
Fernberatung oder -behandlung möglich, wenn dies ärztlich vertretbar
ist und die erforderliche Sorgfalt gewahrt wird. Zur Zulassung der
ausschließlichen Fernbehandlung sind die einzelnen Landesärztekammern
zuständig. Die jeweiligen Berufsordnungen sind zu ändern. In rund
Zweidrittel der Bundesländer ist das schon erfolgt. In
Mecklenburg-Vorpommern haben wir noch Nachholbedarf. Deshalb soll die
Landesregierung ihre Möglichkeiten nutzen und mit der Ärztekammer M-V
sprechen, wie auch unser Bundesland von den Chancen der Telemedizin
profitieren kann."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3278: Gutes Wohnen ist auch in kleineren Gemeinden wichtiges Thema (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. März 2019

Gutes Wohnen ist auch in kleineren Gemeinden wichtiges Thema



Anlässlich der Debatte über den Antrag der SPD-Landtagsfraktion über
"Rückbau als Baustein für positive Stadtentwicklung" erklärt der
wohnungsbaupolitische Sprecher der Fraktion Rainer Albrecht:

"Unser Ziel ist es: Guten und bezahlbaren Wohnraum für alle und jeden,
vor allem auch für jeden Geldbeutel zu schaffen. Und dies in einem
attraktiven Wohnumfeld mit guter Infrastruktur, um möglichst
gleichwertige Lebens- und Wohnverhältnisse überall im Land umzusetzen!

Die Richtlinie für den Rückbau von Wohngebäuden im Rahmen des
"Stadtumbau Ost" soll dahingehend überarbeitet werden, dass eine
Neubebauung eines Grundstücks mit Wohnungen auch nach dem geförderten
Rückbau möglich ist.

Voraussetzung soll ein vorliegendes Entwicklungskonzept sein, welches
belegt, dass ein positiver Einfluss auf die Stadtentwicklung
anzunehmen ist. Außerdem sollen die derzeit noch unterschiedlichen
Fördersätze für den Rückbau so geändert werden, dass diese zukünftig
unabhängig von der Gemeindegröße sind.

Beide Änderungen helfen insbesondere Gemeinden im ländlichen Raum, die
Mittel aus dem "Stadtumbau Ost" besser abrufen und nutzen zu können.
Unser Vorschlag ist somit ein weiterer Baustein, um in ländlichen
Räumen positive Entwicklungschancen zu eröffnen."
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RHEINLAND-PFALZ/5087: Krankenhausinvestitionsprogramm 2019 (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.03.2018

Krankenhausinvestitionsprogramm 2019

Dr. Peter Enders: Unterfinanzierung der Krankenhäuser geht zu Lasten
der Qualität und damit der Patienten



Zum heute vorgestellten Krankenhausinvestitionsprogramm der
Landesregierung erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Dr. Peter Enders:

"Es ist vollkommen unverständlich, dass die Landesregierung die gute
Haushaltslage nicht zur überfälligen besseren finanziellen
Unterstützung der Krankenhäuser nutzt. Entsprechende Haushaltsanträge
der CDU-Landtagsfraktion wurden abgelehnt. Nach unseren Anträgen
sollten die Krankenhäuser in Rheinland-Pfalz insgesamt 30 Mio. Euro
zusätzliches Geld pro Jahr erhalten - verteilt auf Einzel- und
Pauschalförderung, für freigemeinnützige/private und
kommunale/staatliche Träger. Das hätte den Kliniken ganz konkret
geholfen.

Auch nach der heutigen Pressekonferenz der Gesundheitsministerin
bleibt die Frage unbeantwortet, wie die schon seit vielen Jahren
andauernde Unterfinanzierung der rheinland-pfälzischen Krankenhäuser
kompensiert werden soll. Die Ziele des gerade erst aufgestellten
Landeskrankenhausplans werden in Frage gestellt, wenn die
Landesregierung weiterhin an ihrer unzureichenden
Investitionsförderung festhält. Schon jetzt sind die Kliniken in einer
sehr schwierigen Situation. Denn die zu geringe Investitionsförderung
geht an ihre Substanz. Das geht unmittelbar zu Lasten der Qualität und
damit der Patienten."

Dr. Enders erinnert in diesem Zusammenhang an die Versprechungen der
Regierungskoalition. Nach der Koalitionsvereinbarung sollte die
"bisherige jährliche Investitionsfinanzierung für die
Krankenhäuser ... bis zum Jahr 2020 um dann mindestens 15 Millionen
Euro aufgestockt werden". Tatsächlich, so Dr. Enders, werde die
Einzelförderung - bereinigt um die Mittel des Strukturfonds -
gegenüber 2016 nur um 3,5 Mio. Euro, die Pauschalförderung um 2,5 Mio.
Euro erhöht. Damit werde die Unterfinanzierung der Krankenhäuser
fortgeschrieben.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5086: Gerechten und angemessenen Umgang mit kolonialem Erbe finden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.03.2019

Gerechten und angemessenen Umgang mit kolonialem Erbe finden



In ihrer ersten Sitzung berät die neu gegründete
Kultur-Ministerkonferenz heute unter anderem über den Umgang mit
Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten. Dazu erklärt die
kulturpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Giorgina
Kazungu-Haß:

"In vielen Museen lagern heute noch ungezählte Exponate und
Sammlungsgegenstände aus kolonialen Kontexten. Es ist längst
überfällig, dass die Kunst- und Kulturgegenstände, die während der
deutschen Kolonialzeit und der Weltkriege als Raub- und Beutekunst den
Weg in deutsche Sammlungen fanden, in ihre Herkunftsländer
zurückgeführt werden. Ein wichtiger erster Schritt ist, dass die Frage
der Besitzrechte an kolonialen Kunstgegenständen in den öffentlichen
Fokus gerückt ist. Wie bekannt wurde, beraten die Kulturministerinnen
und Kulturminister der Länder heute erste Eckpunkte zum Verfahren mit
kolonialen Kunst- und Kulturgütern. Um die Voraussetzungen für einen
gerechten und angemessenen Umgang mit dem kolonialen Erbe in deutschen
Museen zu schaffen, braucht es mehr Transparenz darüber, welche
kolonialen Kunst- und Kulturschätze in deutschen Museen, Sammlungen
und Archiven lagern. Diese müssen vollständig in Inventarlisten
erfasst und wissenschaftlich dokumentiert werden. Ziel muss die
vollständige Rückgabe der Raubkunst an die Ursprungsländer oder auch
die regelgerechte Verleihung dieser Exponate sein."
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EUROPA/1630: Absage an No-Deal Brexit ist ein Hoffnungszeichen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Absage an No-Deal Brexit ist Hoffnungszeichen



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Eine parteiübergreifende Mehrheit der Abgeordneten des britischen
Unterhauses hat die Regierung angewiesen, einen No-Deal Brexit zu
verhindern. Endlich ist die von vorneherein unglaubwürdige Drohung mit
einem chaotischen EU-Austritt vom Tisch.

"Weniger als drei Wochen vor dem im Raum stehenden Austrittsdatum
29. März 2019 hat das Unterhaus einen wichtigen Schritt zur Klärung
der eigenen Position gemacht: Der No-Deal ist vom Tisch.

Die Wiederkehr der Vernunft in der britischen Politik setzt sich
hoffentlich fort. Das britische Parlament muss endlich formulieren,
wie das zukünftige Verhältnis des Vereinigten Königreichs zur
Europäischen Union aussehen soll. Das Beantragen einer Verlängerung
der Austrittsfrist scheint der nächste logische Schritt. Ein solcher
Antrag muss allerdings eine realistische Perspektive für eine
dauerhafte Lösung angeben. Eine Verlängerung allein zur
Wiederaufführung der sich im Kreis drehenden Diskussionen der
britischen Politik mit sich selbst macht keinen Sinn.

Die Drohung eines No-Deal Brexits galt den Befürwortern eines harten
Brexit lange als vermeintliches Druckmittel in den Verhandlungen. Der
Versuch, die EU mit wirtschaftlichen Selbstmord zu erpressen, ist
nicht aufgegangen. Der Austritt ohne ein Abkommen wäre die
schlechteste aller Lösungen, vor allem für das Vereinigte Königreich
selbst."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1843: Grundsteuer-Reform zügig umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppen: Finanzen, Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Grundsteuer-Reform zügig umsetzen



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher;

Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Mit der heutigen Verständigung zwischen Bund und Ländern sind wir
einen wichtigen Schritt weiter, um die Grundsteuerreform noch in
diesem Jahr abzuschließen. Wir begrüßen insbesondere die geplanten
Steuervergünstigungen zur Förderung preisgünstigen Wohnens.
Entscheidend ist jetzt, dass alle Beteiligten Sonderwünsche
zurückstellen, damit die Gesetzgebung rasch erfolgen kann.

"Die Länder haben heute deutlich gemacht, dass der formale
Gesetzgebungsprozess zur Grundsteuerreform zügig beginnen muss. Die
bisherige Verständigung wurde weitgehend bestätigt. Das
Bundesfinanzministerium wird in Kürze einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorlegen.

Die Länder haben sich heute zudem auf Steuervergünstigungen für
genossenschaftliche, öffentliche und gemeinnützige
Wohnungsbaugesellschaften sowie für den sozialen Wohnungsbau geeinigt,
sofern hier günstige Mieten vereinbart werden. Auf diese Weise wird
preisgünstiges Wohnen steuerlich gefördert. Wir begrüßen diese klare
sozialdemokratische Handschrift des Reformkompromisses
außerordentlich.

Im kommenden Gesetzgebungsprozess wird es an verschiedenen Stellen
noch Präzisierungen geben müssen, das ist ein normaler Vorgang. Es
wäre allerdings verantwortungslos, wenn daraus eine Blockade entstehen
würde, wie es die bayrische Haltung vermuten lässt. Es geht darum, die
Grundlagen der Kommunalfinanzierung in Deutschland zu sichern und
bestehende Ungerechtigkeiten in der Besteuerung zu beenden, nicht um
einzelne Länderinteressen. Im Zweifel muss die Reform auch gegen den
Widerstand einzelner Länder beschlossen werden.

Die bisherige Verständigung erfüllt die SPD-Kernforderungen an die
Reform. Die Grundsteuer wird sich auch künftig an der wirtschaftlichen
Nutzung der Gebäude orientieren. Zudem werden Mieterinnen und Mieter
auch in angespannten Wohnungslagen vor steigenden Nebenkosten
geschützt. Das Aufkommen der Grundsteuer wird erhalten, was die
Finanzierungsbasis der Kommunen sichert."
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GESUNDHEIT/939: Schneller zum Arzt - mehr Sprechstunden und weniger Wartezeiten für gesetzlich Versicherte


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Schneller zum Arzt - mehr Sprechstunden und weniger Wartezeiten für gesetzlich Versicherte



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Bettina Müller, zuständige Berichterstatterin:

Der Bundestag hat heute das Terminservice- und Versorgungsgesetz
(TSVG) verabschiedet. Für viele Menschen ist es ein großes Ärgernis,
das gesetzlich Versicherte länger auf einen Arzttermin warten müssen
als privat Versicherte. Diese Ungerechtigkeit haben wir damit heute
beseitigt.

"Mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz beschließt der Bundestag
diese Woche wichtige Verbesserungen für den Zugang zum Arzt in
Deutschland. Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte werden künftig für
die gesetzlich Versicherten, das heißt für 90 Prozent der Menschen in
Deutschland, mehr Sprechstunden und frühere Termine anbieten. Zugleich
vermitteln die Terminservicestellen zukünftig rund um die Uhr über die
Rufnummer 116 117 Termine an Fachärzte sowie an Haus- und Kinderärzte.

Ärztinnen und Ärzte werden für die zusätzliche Arbeit, die sie
leisten, deutlich besser vergütet. Außerdem stärken wir die
erfolgreichen Hausarztverträge, indem eingeschriebene Versicherte
künftig finanzielle Vorteile von den Krankenkassen erhalten.

Eine wesentliche Verbesserung für die Versorgung in ländlichen
Gebieten schaffen wir durch eine bessere Bezahlung der
Heilmittelerbringer und die Einführung der Blankoverordnung in die
Regelversorgung. In Zukunft wird die Bedeutung der Heilmittelerbringer
für die Sicherung der medizinischen Versorgung in ärztlich
unterversorgten Regionen wachsen."
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INNEN/3051: Ein Jahr Große Koalition - gut für die Kommunen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Ein Jahr Große Koalition - gut für die Kommunen



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Die gute Konjunktur und die Politik der Großen Koalition haben die
finanzielle Situation der Städte, Gemeinden und Kreise in Deutschland
verbessert. Die SPD nutzt ihren Handlungsspielraum in der Koalition,
um die Kommunen weiter zu stärken. Die SPD-Bundestagsfraktion bleibt
Anwältin der Kommunen.

"Wir setzen den Weg der Kommunalentlastung fort. Seit 2018
unterstützten wir die Kommunen jährlich mit fünf Milliarden Euro zur
Finanzierung von Sozialausgaben. Mit den Mitteln für den sozialen
Arbeitsmarkt helfen wir Langzeitarbeitslosen und entlasten auch die
Städte und Gemeinden. Das Starke-Familien-Gesetz hilft Familien mit
geringem Einkommen, wodurch die Arbeit der kommunalen Schul- und
Sozialämter erleichtert wird.

Wir stärken die Investitionskraft der Kommunen. Fünf Milliarden Euro
für den sozialen Wohnungsbau, das Baukindergeld und die Förderung
privater Investitionen werden der Wohnungsnot in den Kommunen
begegnen. Die Städtebauförderung, die sich mit fast einer Milliarde
Euro auf Rekordniveau bewegt, löst Investitionen in siebenfacher Höhe
im regionalen Handwerk und der Industrie aus.

Wir verbessern die kommunale Infrastruktur. Der Digitalpakt Schule ist
mit fünf Milliarden Euro abgesichert und macht Schulen fit für die
Zukunft. Mit der Förderung des Breitbandausbaus ermöglichen wir den
Zugang zu schnellem Internet. Die Erhöhung der Mittel für den ÖPNV auf
eine Milliarde Euro unterstützt die Mobilität der Zukunft.

Mit der Reform der Grundsteuer sichern wir das Aufkommen für die
Kommunen in Höhe von jährlich 14 Milliarden Euro. Der Bund gibt auch
2019 fast 2,5 Milliarden Euro für die Integration und trägt die Kosten
der anerkannten Flüchtlinge in Höhe von 1,8 Milliarden Euro.

Dennoch ist die Entwicklung nicht überall gleich positiv. Die
Kommission 'Gleichwertige Lebensverhältnisse' wird bis zur Sommerpause
konkrete Vorschläge machen, um die Chancengleichheit zu verbessern und
die Bedingungen guter Lebensqualität in ganz Deutschland zu erhöhen."
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RECHT/684: Mehr Rechtssicherheit beim Schutz von Geschäftsgeheimnissen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mehr Rechtssicherheit beim Schutz von Geschäftsgeheimnissen



Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin:

Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie zum Schutz von
Geschäftsgeheimnissen schaffen wir Rechtssicherheit und stellen einen
fairen und sachgerechten Ausgleich der unterschiedlichen Interessen
von Unternehmen, Beschäftigten, Hinweisgebern und Journalisten her.

"Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat heute mit den
Stimmen von SPD, CDU/CSU, FDP, Linken und Bündnis90/Die Grünen für den
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen sowie mehrheitlich für den
Gesetzentwurf der Bundesregierung gestimmt.

Für die SPD-Bundestagsfraktion war es ein besonderes Anliegen,
Arbeitnehmer- und Mitbestimmungsrechte zu wahren. Wir haben erreicht,
dass die Definition des Geschäftsgeheimnisses um das Merkmal eines
berechtigten Interesses an der Geheimhaltung ergänzt wird. Ebenso
haben wir klarer gefasst, dass die Wahrnehmung der Arbeitnehmerrechte
und der Gewerkschaften im Hinblick auf die Mitbestimmung Vorrang zu
den gesetzlichen Regelungen bei der Offenlegung besitzen.

In beispielgebender parlamentarischer Zusammenarbeit haben wir im
Gesetzgebungsverfahren erreicht, dass weder investigativer
Journalismus noch Arbeitnehmer- und Mitbestimmungsrechte durch einen
zu ausufernden Geschäftsgeheimnisbegriff beeinträchtigt werden.
Zugleich ist nun sichergestellt, wann es ein Geschäftsgeheimnis ist.

In Orientierung am Wortlaut der Richtlinie konnte sich das Parlament
mit dem Justizministerium auf einen Ausnahmetatbestand verständigen,
der in bestimmten Fällen den Erwerb, die Nutzung und Offenlegung von
Geschäftsgeheimnissen erlaubt. Damit wird Rechtssicherheit für
Betriebsräte, Beschäftigte, aber auch Journalisten hergestellt, die
nun vorher bereits besser abschätzen können, ob ihr Handeln rechtmäßig
ist. Außerdem wurde ein Strafbarkeitsausschluss erreicht, der
journalistisches Handeln nicht als strafrechtliche Beihilfehandlung
wertet. Damit werden etwa Fälle aus dem Investigativjournalismus nicht
als Beihilfehandlung zum Geschäftsgeheimnisverrat gewertet."
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BERUF/1918: Rangliste der Ausbildungsberufe veröffentlicht (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 13.03.2019

Erfolgreicher Start für Kaufleute im E-Commerce - BIBB veröffentlicht
Rangliste der Ausbildungsberufe



Das nennt man einen gelungenen Start: In dem zum 1. August 2018
eingeführten Ausbildungsberuf "Kaufmann/Kauffrau im E-Commerce" sind auf
Anhieb rund 1.300 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen worden. Davon
entfielen 62 % auf Männer und 38 % auf Frauen. In der Rangliste 2018 der
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge landete der neue Beruf damit auf
Anhieb auf Platz 78 von derzeit insgesamt 326 dualen Ausbildungsberufen.

Spitzenreiter in dieser Rangliste ist auch 2018 mit knapp 28.000 Verträgen
der Ausbildungsberuf "Kaufmann/Kauffrau für Büromanagement", gefolgt von
den Kaufleuten im Einzelhandel und den Kfz-Mechatronikerinnen und
Kfz-Mechatronikern mit jeweils über 23.000 Neuabschlüssen. Dies zeigt die
Einzelauswertung auf Berufsebene der Erhebung des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) über neu abgeschlossene Ausbildungsverträge zum 30.
September 2018.

Über ein Drittel aller neuen Ausbildungsverträge wurde auch 2018 in nur
zehn Berufen abgeschlossen. Dabei ist der Beruf Fachinformatiker/-in mit
gut 15.000 Neuabschlüssen und einem Zuwachs von fast 2.000 Abschlüssen im
Vergleich zum Jahr zuvor um zwei Ränge auf Platz 7 der TOP 10 geklettert.
Der kontinuierliche Anstieg der Neuabschlusszahlen in diesem
Ausbildungsberuf hat sich fortgesetzt. Dies unterstreicht den Bedarf der
Wirtschaft an gut ausgebildeten IT-Fachleuten vor dem Hintergrund der
Digitalisierung der Arbeitswelt. Unverändert haben sich weit überwiegend
Männer für diese Ausbildung entschieden, der Anteil der Frauen liegt bei
unter 8 %.

Bei den weiblichen Auszubildenden wurden 2018 die meisten
Ausbildungsverträge wieder im Beruf Kauffrau für Büromanagement
abgeschlossen. Auf Rang 2 und 3 sind wie im Vorjahr die Berufe
Medizinische Fachangestellte und Zahnmedizinische Fachangestellte; hier
liegt der Männeranteil nach wie vor jeweils bei unter 3 %. Bei den Männern
war erneut der Kfz-Mechatroniker vorn, gefolgt vom Elektroniker und
Fachinformatiker.

Generell ist zu berücksichtigen, dass die Ranglisten der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge keinen Rückschluss auf die bei den
Jugendlichen beliebtesten Ausbildungsberufe zulassen, da eine
Ausbildungsentscheidung auch immer in Verbindung mit dem vorhandenen
Ausbildungsplatzangebot gesehen werden muss.

"Wir müssen dem Nachwuchs die ganze Breite der dualen Ausbildungsberufe
verdeutlichen", betont BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser auch mit
Blick auf den bevorstehenden Girls' und Boys' Day. "Die Berufsorientierung
muss auf alle Rollenklischees aufmerksam machen. Das kann helfen, die
individuellen Potenziale der Jungen und Mädchen besser zu erschließen. Die
jungen Leute sollten sich nicht an den tradierten Rollenbildern
orientieren, sondern selbstbewusst ein eigenes Selbstverständnis im Beruf
finden."

An dieser Stelle setzt auch die Initiative Klischeefrei an: Das Bündnis
aus Bildung, Politik, Wirtschaft und Forschung tritt für eine Berufs- und
Studienwahl frei von Geschlechterklischees ein. Mädchen und Jungen sollten
aus dem vielfältigen Angebot den Beruf wählen, der zu ihrer individuellen
Persönlichkeit und Lebensplanung passt.

Schirmherrin der Initiative ist Elke Büdenbender, die Frau des
Bundespräsidenten. Die Initiative Klischeefrei wird von einer
Servicestelle unterstützt, die bei der Programmstelle Berufsorientierung
im Bundesinstitut für Berufsbildung und beim Kompetenzzentrum
Technik-Diversity-Chancengleichheit e.V. angesiedelt ist.


Weitere Informationen:

• Fachportal der Initiative Klischeefrei

www.klischee-frei.de

• Rangliste 2018 der Ausbildungsberufe nach Neuabschlüssen in
Deutschland

www.bibb.de/de/84666.php

• Rangliste 2018 der Ausbildungsberufe nach Neuabschlüssen - Frauen

https://www.bibb.de/de/84670.php

• Rangliste 2018 der Ausbildungsberufe nach Neuabschlüssen - Männer

https://www.bibb.de/de/84668.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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HOCHSCHULE/2269: Hochschulrektorenkonferenz fordert Programm für anwendungsbezogene Forschung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 13.03.2019

HRK-Senat fordert Programm für anwendungsbezogene Forschung



Deutschland braucht für alle Hochschularten eine breitere Förderung der
anwendungsbezogenen Forschung. Das konstatiert der Senat der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) in einer gestern in Berlin
verabschiedeten Stellungnahme und fordert ein entsprechendes
Förderprogramm. Damit sollen Forscherinnen und Forscher bessere
Möglichkeiten erhalten, eigene Anwendungsideen unabhängig von externen
Vorgaben voranzutreiben. Die bisherige Förderung anwendungsnaher
Forschungsprojekte sei entweder primär vom Erkenntnisinteresse getrieben
oder stark auf die Nachfrage aus Wirtschaft und Gesellschaft ausgerichtet.
Das berge die Gefahr, dass die Wissenschaft neue und innovative
Untersuchungsfelder, die sie selbst identifiziert, nicht ausreichend und
zügig genug bearbeiten könne.

Die Entschließung des HRK-Senats benennt eine Reihe von Bausteinen für das
neue Programm. Geförderte Projekte müssten neben der wissenschaftlichen
auch eine gesellschaftliche bzw. wirtschaftliche Relevanz haben. In das
Begutachtungsverfahren sollten deshalb Expertinnen und Experten aus
Wissenschaft und Praxis einbezogen werden. Damit substantielle
Innovationen angeregt werden können, soll das Programm, angesiedelt beim
Bundesministerium für Bildung und Forschung, auf einen längeren Zeitraum
angelegt und hinreichend ausgestattet sein. In diesem Sinne sollte eine
entsprechende Förderlinie eine erste Laufzeit von mindestens fünf und bis
zu zehn Jahren aufweisen und mit mindestens 500 Mio. Euro im Jahr
ausgestattet werden.

"Unser Vorschlag will dabei unterstützen, den Boden für Innovationen zu
bereiten, von denen Wirtschaft und Gesellschaft in der ganzen Breite ihrer
Aufgaben und Themen profitieren können", so HRK-Präsident Professor Dr.
Peter-André Alt nach der Senatssitzung. "Kleine und mittlere Unternehmen
etwa sollen an Forschungsergebnissen partizipieren können ebenso wie
soziale Einrichtungen oder Kommunen. Die Hochschulen bergen dafür ein
großes Potential. Forscherinnen und Forscher haben aber gegenwärtig zu
geringe Möglichkeiten, eigene Anwendungsideen zunächst unabhängig von
externen Vorgaben voranzutreiben. Deshalb brauchen wir ein Programm, das
die Förderung nicht von vornherein und obligatorisch auf einige wenige
inhaltliche Bereiche und die zeitlichen und konzeptionellen Vorgaben von
externen Partnern begrenzt. Vielmehr muss sie themenoffen und
disziplinunabhängig ausgeschrieben werden und Raum für das
Anwendungsinteresse der Forschenden selbst eröffnen."


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/positionen/gesamtliste-beschluesse/beschluss/detail/foerderprogramm-anwendungsorientierte-forschung/

- Text der HRK-Entschließung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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HOCHSCHULE/2268: Künftige Finanzierung der Hochschullehre - Klar, nachhaltig, bedarfsgerecht (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 13.03.2019

HRK-Senat zur künftigen Finanzierung der Hochschullehre: Klar,
nachhaltig, bedarfsgerecht!



Die Forderung nach einer stabilen Finanzierung des Studiums in Deutschland
hat der Senat der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gestern in Berlin
bekräftigt. Derzeit laufen die entscheidenden Gespräche zur Nachfolge des
Hochschulpakts 2020 und des Qualitätspakts Lehre, die beide im kommenden
Jahr auslaufen.

Der HRK-Senat forderte erneut, dass Bund und Länder die Mittel für die
Hochschulen jährlich jeweils um drei Prozent steigern. Die Länder sollten
den Hochschulen gemeinsam mit dem Bund endlich die gleichen
Planungsmöglichkeiten einräumen wie der außerhochschulischen Forschung -
auch mit Hilfe eines möglichst einfachen, bedarfsorientierten Schlüssels
für die Mittelverteilung. Nach Auffassung der Hochschulvertreter darf das
geplante Kriterium "Studierende in der Regelstudienzeit plus zwei
Semester" nicht dazu führen, dass in den Hochschulen Auslandsaufenthalte
oder innovative Konzepte für die Studieneingangsphase unter Druck geraten.
Ein weiteres potenzielles Problem sei der bürokratische Aufwand zur
Berechnung der Mittelflüsse aufgrund unterschiedlicher Kriterien sowie
Übergangs- und Sonderregelungen.

Für die Weiterentwicklung des Qualitätspakts Lehre (QPL) ist unter anderem
auch eine eigenständige externe Förderorganisation in der Diskussion. Eine
solche Organisation lehnte der Senat anknüpfend an die Positionierung der
HRK-Mitgliederversammlung vom Mai 2017 ausdrücklich ab. Der entscheidende
Faktor, um die Qualität der Lehre zu sichern und innovativ weiter zu
entwickeln, sei eine starke Grundfinanzierung.

HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-André Alt dazu heute vor der Presse in
Berlin: "Das sind permanente Prozesse, für die auch dauerhafte Mittel zur
Verfügung stehen müssen. Wettbewerbe um zusätzliche Mittel für die Lehre
können ergänzende Impulse ermöglichen. Sie dürfen aber nicht dazu führen,
dass Verantwortung für Qualitätssicherung und -entwicklung aus den
Hochschulen ausgelagert wird. Die Hochschulen selbst müssen, wollen und
können diese Aufgabe eigenverantwortlich übernehmen. Eine eigene neue
Förderorganisation externen Charakters halten wir deshalb für nicht
sinnvoll. Vorstellbar wäre aber eine von der HRK organisierte Plattform
für den Austausch über gute Lehre und begleitende Forschung."


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/positionen/beschluss/detail/weiterentwicklung-des-qualitaetspakts-lehre/

- Text der HRK-Entschließung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 13.03.2019
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HOCHSCHULE/2267: Hochschulrektorenkonferenz gegen Abschlussbezeichnungen "Berufsbachelor" und "Berufsmaster" (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 13.03.2019

HRK-Senat lehnt Abschlussbezeichnungen "Berufsbachelor" und
"Berufsmaster" ab



Abschlussbezeichnungen müssen eindeutig und informativ sein. Namen wie
"Berufsbachelor" oder "Berufsmaster", wie sie nach dem Willen der
Bundesbildungsministerin für Abschlüsse in der beruflichen Bildung
eingeführt werden sollen, genügen diesen Kriterien nicht.

Das betonte der Senat der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gestern in
Berlin. Er bekräftigte damit frühere Stellungnahmen des HRK-Präsidenten
gegenüber der Ministerin und der Bundeskanzlerin zu den Plänen im Rahmen
einer Novelle des Berufsbildungsgesetzes. Der Senat verwies darauf, dass
die geplanten Bezeichnungen gerade im europäischen Kontext zu
Missverständnissen führen würden, da Bachelor und Master ausschließlich
von hochschulischen Einrichtungen vergeben werden. Daher müsse auch von
anderen unklaren Bezeichnungen wie "Professional Bachelor" oder
"Professional Master" Abstand genommen werden.

"Die Hochschulen stellen die Gleichwertigkeit von Abschlüssen aus der
beruflichen Fortbildung mit Hochschulabschlüssen nicht in Frage", erklärte
HRK-Präsident Alt heute vor der Presse in Berlin. "Die Verwendung
akademischer Abschlussbezeichnungen für einen anderen Bildungsweg schafft
jedoch Intransparenz und Verwirrung. Für die Berufsorientierung
Jugendlicher, bei Stellenausschreibungen und der Personalsuche werden
informative, eindeutige Bezeichnungen benötigt. Das Ziel muss doch eine
gute Sichtbarkeit der beruflichen Qualifikationen sein, um Mobilität und
Arbeitsmarktchancen zu fördern. Als Hochschulen haben wir mit dem Diploma
Supplement im Rahmen des Europasses gute Erfahrungen gemacht. Wir haben
angeboten, die berufliche Bildung bei der Weiterentwicklung der
existierenden Zeugniserläuterungen im Rahmen des Europasses zu
unterstützen."


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/positionen/gesamtliste-beschluesse/beschluss/detail/novelle-des-berufsbildungsgesetzes/

- Text der HRK-Entschließung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2266: Digitalisierte Arbeitswelt erfordert neues Lehren und Lernen an Hochschulen (idw)


Stifterverband - 13.03.2019

Digitalisierte Arbeitswelt erfordert neues Lehren und Lernen an
Hochschulen

• Aktuelle Studie von Stifterverband und McKinsey: Digitalisierung und
Automatisierung erfordern von Hochschulen neue Bildungsstrategien

• Bildungsangebot sollte verändert und ausgebaut werden

• großes Potenzial als Anbieter von Weiterbildung



Berlin, 13.03.2019. Hochschulen stehen vor der Herausforderung, alle ihre
Studierenden auf die digitalisierte Arbeitswelt vorzubereiten. Das
erfordert von Hochschulen neue Bildungsstrategien und eröffnet ihnen eine
Reihe strategischer Potenziale. Derzeit mangelt es vor allem an
Bildungsangeboten, die Zukunftskompetenzen wie komplexe Datenanalyse oder
kollaboratives Arbeiten vermitteln. Außerdem ist es notwendig, dass
digitale Fachkenntnisse in allen Studiengängen vermittelt werden. Bei der
Vermittlung von solchen Zukunftskompetenzen werden Hochschulen für
Unternehmen immer bedeutender: Heute arbeitet jedes vierte Unternehmen mit
Hochschulen zusammen, um seine Kompetenzbedarfe zu decken. In fünf Jahren
wird es mehr als jedes dritte sein (37 Prozent).

Dies sind die zentralen Ergebnisse einer aktuellen Studie von
Stifterverband und McKinsey & Company mit dem Titel Future Skills:
Strategische Potenziale für Hochschulen. Für die Studie wurden mehr als
600 Großkonzerne, mittlere und kleine Unternehmen sowie Start-ups in
Deutschland befragt. Zudem wurde untersucht, ob und inwieweit die
Hochschulen in Deutschland Studiengänge für spezifische technologische
Zukunftsfähigkeiten anbieten.

Die Studie nennt sieben Handlungsbereiche, in denen Hochschulen ihr
Bildungsangebot auf Future Skills ausrichten sollten:

1. Konzipierung neuer Studiengänge insbesondere in den transformativen
Technologien, wie zum Beispiel spezielle Masterprogramme für Big Data oder
Robotik

2. Weiterentwicklung der Curricula und Querschnittskompetenzen, um
agiles Arbeiten oder Kollaborationstechniken für alle Fachbereiche zu
ermöglichen

3. Vermittlung von Data Literacy, damit Absolventen aller Fächer mit
großen Datensätzen umgehen und sie bewusst einsetzen und hinterfragen
können

4. Schaffung neuer Lernumgebungen und agiler Innovationsräume, um die
neuen Lerninhalte anwenden und weiterentwickeln zu können

5. Positionierung von Hochschulen als Weiterbildungsanbieter, um den
großen Bedarf der Unternehmen decken zu können

6. Aufbau und Nutzung von Plattformen für lebenslanges Lernen

7. Entwicklung neue Formen der Zertifizierung und Kompetenznachweise,
da nicht nur formale Hochschulabschlüsse von den Unternehmen gefordert
werden, sondern auch spezielle Kompetenznachweise

Stifterverband und McKinsey beziffern allein den Bedarf an technischen
Spezialisten in den nächsten fünf Jahren auf rund 700.000 Personen.
Zusätzlich müssten rund 2,4 Millionen bereits Erwerbstätige in künftigen
Schlüsselqualifikationen wie agilem Arbeiten, digitalem Lernen oder
Techniken der Kollaboration weitergebildet werden.

"Die Hochschulen sollten auf die digitale Transformation der Lebens- und
Arbeitswelt intensiver eingehen", stellt Volker Meyer-Guckel,
stellvertretender Generalsekretär des Stifterverbandes, fest.
"Universitäten und Fachhochschulen können Lehrinnovationen umsetzen, wie
z. B. den verstärkten Einsatz von projektbasiertem Lernen oder
Online-Lern-Werkzeuge. Neue, transdisziplinäre Studiengänge und andere Lehr-
und Lernformate sind gefragt. Die dafür benötigen finanziellen Ressourcen
müssen mehr als bisher von der Politik bereitgestellt werden."

Aber nicht nur bei der Ausbildung, sondern auch bei der Weiterbildung
haben Hochschulen eine große Chance, sich zu positionieren.

"Hochschulen sollten sich stärker im Weiterbildungsmarkt positionieren und
so neue Gruppen von Lernenden gewinnen", schlussfolgert
McKinsey-Seniorpartner Jürgen Schröder. "Aber um Digital-Spezialisten und
Daten-Analysten ausbilden zu können, fehlt den Hochschulen oft selbst
entsprechend ausgebildetes Personal." Potenziale ergäben sich für
Hochschulen in der Weiterqualifizierung ihres Personals und in der
Zusammenarbeit mit technologischen Unternehmen bei der Entwicklung von
neuen Studiengängen und Weiterbildungsangeboten.

Die Analyse von Stifterverband und McKinsey Future Skills: Strategische
Potenziale für Hochschulen ist das dritte Diskussionspapier, das im Rahmen
der Future-Skills-Initiative des Stifterverbandes erstellt wurde. Die
erste Analyse Future Skills: Welche Kompetenzen in Deutschland fehlen
beleuchtet den massiven Bedarf an Technologiespezialisten und
Weiterbildung bis zum Jahr 2023. Das zweite Papier Wie Future Skills die
Personalarbeit verändern analysiert entsprechende Entwicklungen in den
Unternehmen.


Das Diskussionspapier Future Skills: Strategische Potenziale für
Hochschulen sowie die bereits veröffentlichten Analysen zum Thema finden
Sie unter

https://www.future-skills.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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FORSCHUNG/1194: Nutztierhaltung im Spiegel der Gesellschaft (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 13.03.2019

Nutztierhaltung im Spiegel der Gesellschaft

Forschungsprojekt "SocialLab" hat untersucht, wie Verbraucher, Landwirte
und der Handel ticken



Die landwirtschaftliche Tierhaltung wird in der Öffentlichkeit seit
Langem kritisch gesehen. Gesellschaftliche Vorstellungen, wie mit Tieren
umzugehen sei, und die moderne landwirtschaftliche Praxis liegen häufig
weit auseinander. Doch worauf legen die Verbraucherinnen und Verbraucher
besonders viel Wert, welche Erwartungen haben sie an tierhaltende
Betriebe? Und welche Rolle kann der Handel als Bindeglied zwischen Stall
und Teller spielen? Das Verbundprojekt SocialLab, an dem acht
Forschungseinrichtungen (koordiniert vom Thünen-Institut in Braunschweig)
beteiligt waren, sollte Antworten finden. Am 13. März 2019 stellten die
Wissenschaftler die Ergebnisse im Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) vor.

In Gruppendiskussionen mit Verbrauchern stießen die SocialLab-Forscher
jenseits von Pauschalbegriffen wie "Massentierhaltung" schnell auf
Zielkonflikte: Konsumenten müssen sich nicht nur zwischen billigen und
hochpreisigen, dafür tiergerecht produzierten Waren entscheiden. Auch
zwischen Aspekten wie Tierwohl, Umweltschutz und Klimawirkungen gilt es,
abzuwägen. So entspricht etwa der Freilandauslauf dem arteigenen Verhalten
vieler Nutztiere, dies kann aber mit verstärkter Belastung von Böden und
Grundwasser durch Exkremente einhergehen. Bei Befragungen zeigten sich oft
Hilflosigkeit im Umgang mit sich widersprechenden Zielen und die Tendenz,
diese Zielkonflikte zu verdrängen. Insgesamt zeigen die Ergebnisse von
SocialLab: Der Wunsch nach mehr Tierwohl steht in der Bevölkerung weit
oben - höher als Umweltziele, arbeitswirtschaftliche Ziele der Betriebe
oder selbst Aspekte der Arbeitssicherheit. Das sind Bereiche, bei denen
von der Landwirtschaft erwartet wird, innovative Lösungen zu finden.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner, die die
SocialLab-Veranstaltung eröffnete, betonte die Relevanz der Ergebnisse:
"Verbraucher schätzen die Vielfalt an hochwertigen Lebensmitteln in
Deutschland, sie wollen regionale Produktion um die Ecke. Gleichzeitig ist
zu beobachten, dass die gesellschaftlichen Anforderungen an eben jene
Produktion größer werden, besonders im Bereich der Tierhaltung. Diese
Anforderungen würden es gerade aber den regionalen Kleinbetrieben, die im
Wettbewerb stehen, schwer machen, zu überleben. Oder: Die Mehrheit ist für
mehr Tierwohl, aber beim Einkauf selten bereit, mehr Geld dafür
auszugeben.

Es sind diese Zielkonflikte, die das Projekt "Social Lab" in den Blick
nimmt. Mit 2,4 Millionen Euro fördere ich dieses Forschungsvorhaben, halte
es für eines der spannendsten, das wir unterstützen. Geforscht wird
entlang der Frage, was wir tun können, damit die Haltung von
landwirtschaftlichen Nutztieren in Deutschland eine bessere Akzeptanz
findet. Denn wir entwickeln sie kontinuierlich weiter, die Verbesserung
des Tierwohls und der Nachhaltigkeit spielen dabei eine große Rolle. Der
Erfolg von Neuerungen und dieser Initiativen wird aber nicht nur auf dem
Hof entschieden, sondern auch an der Kasse im Supermarkt - die Mehrkosten
kann nicht alleine der Landwirt tragen.

Deshalb ist es so wichtig, dass das "Social Lab" bei Verbrauchern wie
Landwirten Bewusstsein schafft für die Position des jeweils anderen und
wir für unsere Arbeit im Ministerium erfahren, wo die Defizite liegen beim
Verstehen. Und wo Ansatzpunkte sind, um unsere Anliegen so zu vermitteln,
dass sie noch besser ankommen. Die Ergebnisse werden wir ganz konkret
nutzen, insbesondere für die Entwicklung der Informationskampagne zu
unserem Tierwohlkennzeichen."

Methodisch breit aufgestellt

In dem Forschungsprojekt setzten die Projektpartner einen breiten
Methodenmix aus Befragungen, Analyse von Einkaufsdaten, Eye-Tracking, aber
auch innovativen neurowissenschaftlichen Verfahren ein. So kamen sie zu
differenzierten Aussagen hinsichtlich Verbrauchererwartungen und
Verbraucherverhalten, zu den Einstellungen der Landwirte und zu den
Möglichkeiten des Lebensmitteleinzelhandels.

Zielkonflikte gibt es nicht nur bei den Konsumenten, sondern auch in den
landwirtschaftlichen Betrieben. An welchen Stellschrauben sollen Landwirte
drehen, ohne an den Verbraucherwünschen vorbei zu produzieren? Und wie
viel Mehrkosten können sie sich leisten, wenn unklar ist, ob ihnen diese
auch finanziert werden? Gespräche mit Landwirten haben gezeigt, dass
Entwicklungen, die ein Mehr an Tierwohl ermöglichen, durchweg begrüßt
werden. Allerdings nehmen sie die derzeitigen wirtschaftlichen und
politischen Rahmenbedingungen dafür als wenig förderlich wahr.

Ein Blick ins Verbrauchergehirn

Wie stark sich Erwartungen auf das subjektive Empfinden auswirken, wurde
in einem Wahlversuch deutlich. Verbraucher sollten Kochschinken bewerten.
Getestet wurden - jeweils vom gleichen Verarbeiter hergestellt -
Kochschinken von Schweinen aus unterschiedlichen Haltungsbedingungen
(konventionell, biologisch und zwei andere tiergerechte Haltungssysteme).
Bei der Blindverkostung erhielten die Testpersonen die Schinkenproben
zunächst ohne Kennzeichnung und konnten keine Unterschiede feststellen.
Anschließend wurden den Probanden die Haltungssysteme erläutert und sie
konnten noch einmal testen. Hierbei traten deutliche Unterschiede auf: Die
Bio-Variante wurde am besten bewertet und die konventionelle am
schlechtesten.

Berichterstattung in den Medien

Das Bild der Bevölkerung über Tierhaltung wird maßgeblich durch die Medien
geprägt. Die Berichterstattung darüber nimmt in den (Print-)Medien seit
Jahren zu. Sie ist in der Regel anlassbezogen. In den Regionalmedien
stehen vor allem die lokalen Facetten der Tierhaltung im Vordergrund,
sowohl in positiver Hinsicht als auch bei Problemen. Insgesamt, so zeigen
die Analysen, ist die Themenvielfalt groß; es wird vielfach abwägend und
nicht wertend berichtet, auch wenn zunächst ein Problem als Aufhänger
dient.

Die Rolle des Handels

Ob Innovationen in der Nutztierhaltung erfolgreich sind, wird am Ende
nicht im Stall, sondern am Regal entschieden - über Top oder Flop
entscheiden die Verbraucher. Dem Handel kommt hier eine wichtige und noch
zu wenig berücksichtigte Rolle zu, denn er ist in der Lage, die oft nur
latenten Präferenzen der Verbraucher zu steuern (zum Beispiel mit Bannern
über dem Regal). Derzeit sieht sich der Handel allerdings meist als reiner
Bereitsteller von Produkten. Mit den SocialLab-Ergebnissen zu den
Präferenzen der Konsumenten wäre er in der Lage, die Verbraucher stärker
an die Produkte heranzuführen, die ihren Vorstellungen am ehesten
entsprechen.

Projektbeteiligte:


	Thünen-Institut für Marktanalyse, Braunschweig (Koordination)

	Fachhochschule Südwestfalen, Soest (Fachbereich Agrarwirtschaft)

	Georg-August-Universität Göttingen (Lehrstuhl Marketing für Lebensmittel und Agrarprodukte)

	Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (Lehrstuhl für Betriebswirtschaft)

	Privates Forschungs- und Beratungsinstitut für angewandte Ethik und Tierschutz INSTET, Berlin

	Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn (Institut für Lebensmittel- und Ressourcenökonomik)

	Technische Universität München (Lehrstuhl für Marketing und Konsumforschung)

	Zeppelin-Universität Friedrichshafen als assoziierter Partner (Gastprofessur für Konsumverhalten und Verbraucherpolitik)




Nähere Infos zum Projekt:

www.sociallab-nutztiere.de

Hier ist auch der 70-seitige Abschlussbericht mit weiteren
Ergebnissen als PDF zu finden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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Johann Heinrich von Thünen-Institut,

Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 13.03.2019
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FORSCHUNG/1193: Ertragsstabilität - biologische und konventionelle Landwirtschaft im Vergleich (idw)


Technische Universität München - 13.03.2019

Meta-Analyse der Ertragsstabilität: biologische und konventionelle
Landwirtschaft im Vergleich



Für die Landwirtschaft zählt nicht nur die Höhe des Ertrages, auch die
Stabilität der Erträge über mehrere Jahre ist wichtig. Wie sich
biologische und konventionelle Landwirtschaft in diesem Punkt
unterscheiden, zeigt eine Meta-Analyse eines Teams der Technischen
Universität München (TUM) und von Agroscope in Zürich.

Eine der größten Herausforderungen der heutigen Zeit ist es, die globale
Nahrungsproduktion und -sicherheit zu verbessern. Biologische
Landwirtschaft hat zum Ziel, durch den Verzicht auf Mineraldünger und
synthetisch hergestellte Pestizide die negativen Auswirkungen auf Mensch
und Natur zu minimieren.

Darüber hinaus ist auch eine stabile landwirtschaftliche Produktion
wichtig - auch bei aufgrund des Klimawandels zu erwartenden stärkeren
Schwankungen. Doch bisher gibt es wenig Kenntnisse darüber, wie sich
biologische und konventionelle Landwirtschaft in Bezug auf die jährlichen
Ertragsschwankungen unterscheiden.

Samuel Knapp vom Lehrstuhl für Pflanzenernährung der TU München und Marcel
van der Heijden vom schweizerischen Kompetenzzentrum für
landwirtschaftliche Forschung, Agroscope, untersuchten daher mit Hilfe
einer Meta-Analyse in bereits publizierten Studien die jährliche Variation
der Erträge.

Insgesamt verwendeten sie dafür 165 direkte Vergleiche aus 39 publizierten
Studien. Wie erwartet, bestätigte die Analyse, dass biologische
Bewirtschaftung geringere Erträge erbringt als konventionelle
Landwirtschaft, im Mittel über alle Kulturen fielen sie um 16 Prozent
niedriger aus.

Ähnliche Ertragsschwankung, aber unterschiedliche Ertragshöhe

Die Schwankungen der Erträge waren jedoch bei beiden Verfahren über die
Jahre sehr ähnlich. "Das hört sich zwar beruhigend an, hat jedoch einen
Haken", sagt Samuel Knapp. "Weil die absoluten Ertragsschwankungen ähnlich
sind, wirken sich die Schwankungen bei den geringeren Erträgen der
Biolandwirtschaft stärker aus. Die sogenannte relative Ertragsstabilität
ist im Biolandbau somit geringer"

Die Unterschiede der Stabilität zwischen den beiden Anbausystemen lassen
sich unter anderem auf eine höhere Düngung mit Stickstoff und Phosphor im
konventionellen Anbau zurückführen. Biologisch arbeitende Betriebe können
die Ertragsstabilität durch den Einsatz von Gründüngung und zeitliche
Optimierung der Düngung verbessern.

Der Effekt einer reduzierten Bodenbearbeitung

In der gleichen Studie untersuchten die Forscher auch den Effekt
reduzierter Bodenbearbeitung. Sie zeigt oft positive Effekte für die
Bodenstruktur und Bodenlebewesen, führt aber auch zu geringfügig
geringeren Erträgen.

Die beiden Wissenschaftler verglichen die Ertragsstabilität bei 367
paarweisen Langzeitvergleichen von reduzierter und konventioneller
Bodenbearbeitung. Das Ergebnis: Der Unterschied im Ertrag war zwar
messbar, betrug aber nur zwei Prozent. Bezüglich der Stabilität fanden die
Wissenschaftler keine signifikanten Unterschiede.


Originalpublikation:

S. Knapp, M.G.A. van der Heijden,

A global meta-analysis of yield stability in organic and conservation
agriculture.

Nature Communications 9, 3632, 2018

DOI: 10.1038/s41467-018-05956-1
https://www.nature.com/articles/s41467-018-05956-1

Weitere Informationen unter:

http://www.pe.wzw.tum.de

- Website des Lehrstuhls für Pflanzenernährung

https://www.agroscope.admin.ch/agroscope/de/home.html

- Website von Agroscope

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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FORSCHUNG/1192: Forscherteam untersucht Verarbeitungsmöglichkeiten für Eberfleisch (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 13.03.2019

Forscherteam mit Göttinger Beteiligung
untersucht Verarbeitungsmöglichkeiten für Eberfleisch



Das Verarbeiten von Fleisch männlicher unkastrierter Schweine ist eine
Herausforderung, da sich vermehrt geschlechtsspezifische Geruchsstoffe im
Fett anreichern können. In einem Forschungsverbund haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Göttingen
untersucht, auf welche Weise dieses Fleisch verarbeitet werden kann, um
eine möglichst gleichbleibende Produktqualität sicherzustellen. Das
Projekt wurde vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
gefördert. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Meat Science
erschienen.

(pug) Ab 2021 wird in Deutschland die betäubungslose Ferkelkastration aus
Tierschutzgründen nicht mehr zulässig sein. Bei der Mast von Jungebern
wird auf die Kastration schon jetzt völlig verzichtet. Allerdings gibt es
dabei Bedenken hinsichtlich der resultierenden Produktqualität. Denn bei
einem Teil der Tiere können sich bis zum Erreichen des üblichen
Schlachtgewichts vermehrt natürliche Geruchsstoffe im Fett anreichern, die
von entsprechend sensiblen Menschen überwiegend als unangenehm empfunden
werden. Nach aktueller EU-Gesetzeslage führt das Auftreten eines
"ausgeprägten Geschlechtsgeruchs" sogar zur Erklärung der
"Genussuntauglichkeit" des Fleisches durch die Behörden.

"Aus ethischen und ökonomischen Gründen ist jedoch geboten, alle
geschlachteten Tiere für die menschliche Ernährung vollständig und
wertschöpfend zu verwenden", sagt Dr. Johanna Mörlein von der Abteilung
Produktqualität tierischer Erzeugnisse der Universität Göttingen und
Erstautorin der Studie. Wissenschaftler aus Göttingen, Bernburg und
Westerau haben daher untersucht, welche Verarbeitungsstrategien geeignet
sind, um eine gleichbleibende Produktqualität sicherzustellen und das
Fleisch für die Lebensmittelkette zu erhalten. Die Forscher variierten
dafür verschiedene Gewürze, Rauch sowie den Anteil von stark
geruchsabweichendem Eberfleisch bei der Herstellung von Frankfurter
Würstchen. In zwei unabhängigen Konsumentenstudien wurden die Produkte
verkostet und bewertet.

Das Ergebnis: Die Verarbeitung von bis zu 30 Prozent stark
geruchsauffälligem Eberfleisch zu schmackhaften Wurstwaren ist möglich.
"Das Verschneiden von Rohmaterialien unterschiedlicher Qualitäten ist in
vielen Branchen der Lebensmittelindustrie üblich", so Mörlein. "Warum
sollte das nicht auch für Schweinefleisch gelten dürfen? Konsumententests
helfen uns dabei herauszufinden, welche Verarbeitungsstrategien eine
ausreichend ähnliche Produktqualität liefern."


Originalpublikation:

Mörlein et al.

Sustainable use of tainted boar meat: Blending is a strategy for
processed products.

Meat Science (2019).

https://doi.org/10.1016/j.meatsci.2019.02.013

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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KULTUR/429: Kolonialismus-Debatte - Blick auf das Thema muss noch deutlich erweitert werden (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 14. März 2019

Bund-Länder-Papier zur Kolonialismus-Debatte: 

Der Blick auf das Thema muss noch deutlich erweitert werden

Bund, Länder, Kommunen legen erstes Eckpunktepapier zum Umgang mit
Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten vor



Berlin - Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass die Staatsministerin des Bundes für
Kultur und Medien, die Staatsministerin im Auswärtigen Amt für
internationale Kulturpolitik, die Kulturministerinnen und Kulturminister
der Länder und die kommunalen Spitzenverbände gestern "Erste Eckpunkte zum
Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten" vorgelegt haben. Der
Deutsche Kulturrat hatte in seinen "Vorschlägen zum Umgang mit Sammlungsgut
aus kolonialen Kontexten" vom 20.02.2019 ein solches abgestimmtes
Gesamtkonzept gefordert.

Als wichtig erachtet der Deutsche Kulturrat, dass im Eckpunktepapier von
Bund, Ländern und Kommunen klargestellt wird, dass das während des
Kolonialismus geschehene Unrecht nicht vergessen werden darf. Für ebenso
wichtig erachtet er, dass im genannten Eckpunktepapier eine klare
Unterscheidung zur Aufarbeitung NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut
gemacht wird.

Der Deutsche Kulturrat ist erfreut, dass im Eckpunktepapier von Bund,
Ländern und Kommunen viele Aspekte angesprochen werden, die er selbst in
seiner Stellungnahme gefordert hat. Dazu gehört beispielsweise die
unmissverständliche Aussage, dass bei der Aufarbeitung von Sammlungsgut aus
kolonialen Kontexten menschlichen Überresten Vorrang eingeräumt werden soll
und sie zurückgeführt werden müssen. Weiter gehört dazu, dass der Dialog
mit der Zivilgesellschaft geführt, sowie der internationale Austausch
gefördert werden soll.

Der Deutsche Kulturrat bedauert, dass im Eckpunktepapier von Bund, Ländern
und Kommunen die Kirchen nicht adressiert werden und eine
Schwerpunktsetzungen (nur) auf Museen erfolgt. Er hätte sich gewünscht,
dass der im Bibliotheksbereich begonnene Auseinandersetzungsprozess im
Eckpunktepapier Erwähnung gefunden hätte. Weiter bedauert der Deutsche
Kulturrat, dass der von ihm geforderte Ombudsmann oder Ethik-Beirat, der
bei Zweifelsfällen angerufen werden kann, im Ersten Eckpunktepapier keine
Aufnahme fand. Er wird an dieser Forderung festhalten. Ferner sieht der
Deutsche Kulturrat nach wie vor Handlungsbedarf, sich nicht ausschließlich
auf die Rückgabe von Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten zu fokussieren,
sondern sich auch für einen gerechten Welthandel stark zu machen, um das
bis heute fortwährende koloniale Unrecht durch besseren Marktzugang der
betroffenen Länder abzumildern.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Das
erste gemeinsame Eckpunktepapier von Bund, Ländern und Kommunen zum Umgang
mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten ist ein guter Auftakt für die
erst wenige Monate alte Kulturministerkonferenz und ein Zeichen guter
Zusammenarbeit im kooperativen Kulturföderalismus. Es ist gut, wenn Bund,
Länder und Kommunen bei diesen wichtigen kulturpolitischen Fragen an einem
Strick ziehen und sich auf ein gemeinsames Vorgehen verständigen. Schon in
der Überschrift stellen die Autoren des Papiers klar, dass es sich um eine
erste Positionierung handelt, der hoffentlich bald weitere folgen werden.
Der Blick auf das Thema muss noch deutlich erweitert werden. Die kolonialen
Strukturen leben auch heute noch fort. Deutschland hatte zwar "nur" wenige
Jahrzehnte "eigene" Kolonien, doch ist Deutschland schon vorher und
nachher, bis heute, Teil der kolonialen Strukturen zum Nachteil der Länder
des Südens. Deshalb können die Fragen des Umgangs mit kolonialen Gütern
nicht getrennt vom Einsatz für einen gerechten Welthandel behandelt
werden."



Die ersten Eckpunkte zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
der Staatsministerin des Bundes für Kultur und Medien, der Staatsministerin
im Auswärtigen Amt für internationale Kulturpolitik, der
Kulturministerinnen und Kulturminister der Länder und der kommunalen
Spitzenverbändekann können abgerufen werden unter:

https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2019/Erste_Eckpunkte_final.pdf

Die Stellungnahme des Deutschen Kulturrates "Vorschläge zum Umgang mit
Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten" ist zu finden unter:

https://www.kulturrat.de/positionen/vorschlaege-zum-umgang-mit-sammlungsgut-aus-kolonialen-kontexten/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin
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E-Mail: post@kulturrat.de
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KULTUR/428: Einigung auf Eckpunkte zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 13. März 2019

Länder, Bund und kommunale Spitzenverbände einigen sich auf Eckpunkte
zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten



Die Kulturminister der Länder, Vertreter des Bundes und der kommunalen
Spitzenverbände haben heute im 10. Kulturpolitischen Spitzengesprächs
"Erste Eckpunkte" zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
beschlossen. Darin werden die zentralen Handlungsfelder benannt. Auf dieser
Basis ist ein vertiefter Austausch über die Kernfragen geplant. Dabei soll
auch der Sachverstand von Fachleuten aus den Herkunftsländern, Deutschland
und Europa angemessen einbezogen werden.

Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt
Hamburg und Vorsitzender der Kulturministerkonferenz (Kultur-MK): "Diese
Eckpunkte zeigen, dass die föderale Zusammenarbeit in der Kulturpolitik
wirkt. Wir stellen uns unserer Verantwortung und schaffen eine Grundlage
für den künftigen Umgang und die Rückgabe von Kulturgütern aus kolonialen
Kontexten. Es ist außerdem ein wichtiger Schritt für unsere postkoloniale
Erinnerungskultur, dass diese gesamtstaatliche kulturpolitische
Vereinbarung zustande gekommen ist. Ich freue mich, dass wir uns auf
gemeinsame Eckpunkte verständigt haben, die den Dialog mit den
Herkunftsgesellschaften und zivilgesellschaftlichen Gruppen zu einer
Grundlage des weiteren Verfahrens macht."

Staatsministerin für Kultur und Medien, Monika Grütters: "Mir liegt es sehr
am Herzen, dass wir beim Umgang mit Kulturgut aus kolonialen Kontexten alle
an einem Strang ziehen. Dass Bund, Länder und Kommunen sich hier gemeinsam
engagieren, ist unabdingbar. Nur in enger Abstimmung miteinander können wir
verantwortungsvolle, faire Lösungen entwickeln. Das Eckpunktepapier ist
Ausdruck unserer historischen Verantwortung, die koloniale Vergangenheit
aufzuarbeiten und mit den Partnern einen neuen Dialog in einem Geist der
Partnerschaft und Würde zu pflegen."

Michelle Müntefering, Staatsministerin im Auswärtigen Amt: "Die heutige
Vereinbarung zeigt: Wir als kulturpolitisch Verantwortliche in Deutschland
kümmern uns und tragen gemeinsam historische Verantwortung. Dies
unterstreicht: wir sind dialogfähig und konstruktiv."

Markus Lewe, Präsident des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeister der
Stadt Münster, für die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbänden:
"Die Städte sind mit ihrer Vielzahl völkerkundlicher Museen und Sammlungen
vom Thema koloniales Erbe betroffen. Sie stellen sich der Verantwortung und
sind bereit, sich gemeinsam mit Bund und Ländern an der Aufarbeitung dieses
schwierigen Kapitels deutscher Kolonialgeschichte aktiv zu beteiligen.
Wichtig ist dabei, auch die Perspektive der Herkunftsstaaten und von
Menschen ehemals kolonisierter Gebiete in den Dialog einzubeziehen."



Eckpunkte zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
(PDF) 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/1589206/3c890df9817f100acf6948d15de63a91/2019-03-13-bkm-anlage-sammlungsgut-data.pdf?download=1

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. März 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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ORGANISATION/381: Sozialverband SoVD - Eigenanteile in der Pflege sind ein Armutsrisiko (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 14. März 2019

Sozialverband SoVD: Eigenanteile in der Pflege sind ein Armutsrisiko

Präsident Adolf Bauer: "Pflegende und Pflegebedürftige nicht gegeneinander
ausspielen"



Der Sozialverband SoVD fordert angesichts steigender Pflegekosten ein
grundsätzliches Umdenken bei der Finanzierung der Pflegeversicherung. "Die
Kosten für notwendige Reformen und Verbesserungen in der Pflege dürfen
nicht durch immer weiter steigende Eigenanteile allein auf die
Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen abgewälzt werden", sagte
SoVD-Präsident Adolf Bauer heute anlässlich des beginnenden Deutschen
Pflegetags in Berlin und mit Blick auf die für Freitag geplante
Bundesratsberatung einer Gesetzesinitiative zur Begrenzung der
Eigenanteile. Der Verbandspräsident betonte: "Notwendige Verbesserungen in
der Pflege für beruflich Pflegende und Pflegebedürftige sind zwangsläufig
mit Kosten verbunden. Bei der Frage der Finanzierung dürfen die Pflegenden
und die Pflegebedürftigen jedoch nicht gegeneinander ausgespielt werden."
Gute Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Und deshalb muss sie
auch so wahrgenommen und finanziert werden", sagte Bauer.

Der SoVD ist maßgebliche Organisation für Pflege und Behinderung und
vertritt die sozialpolitischen Interessen der gesetzlich
Rentenversicherten, der gesetzlich Krankenversicherten und der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen. Über 570 000 Mitglieder sind
bundesweit im SoVD organisiert. Der Verband wurde 1917 als
Kriegsopferverband gegründet.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 9/2019 vom 14. März 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin
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ARBEIT/2916: Strategie gegen Fachkräftemangel in der Bauwirtschaft (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 13. März 2019

Strategie gegen Fachkräftemangel in der Bauwirtschaft



Die Fachkräfte in der Baubranche sind heute gefragter denn je. Die
Anzahl der Erwerbstätigen im Bauhauptgewerbe stieg auch im letzten
Jahr kräftig an - auf insgesamt rund 832.000 Beschäftigte. Dennoch
leidet auch die Bauwirtschaft unter einem Fachkräftemangel. Nach
Berechnungen des Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (www.kofa.de)
waren im Juni 2018 fast 70.000 offene Stellen für qualifizierte
Fachkräfte in Bauberufen bei der Bundesagentur für Arbeit (BA)
gemeldet. Und auch die BA hat hier erstmals einen Engpass
festgestellt. Zu diesen Themen tauschten sich die Vertreter der
Bundesregierung bei einem Spitzentreffen am 13. März 2019 aus.

Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer: "Die
Schaffung von ausreichend bezahlbarem Wohnraum ist die soziale Frage
unserer Zeit. Deshalb will die Bundesregierung alles daran setzen,
dass in dieser Legislaturperiode 1,5 Millionen neue Wohnungen
entstehen. Dazu brauchen wir ausreichende Kapazitäten in der
Bauwirtschaft und den planenden Berufen. Politik und Bauwirtschaft
müssen dazu im ständigen Austausch bleiben."

Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil: "Unser Anspruch
muss sein, jeder Bürgerin und jedem Bürger bezahlbaren Wohnraum zu
garantieren. Damit dies gelingt, müssen wir ausreichend Wohnraum
schaffen. Umso mehr kommt es darauf an, alle Fachkräftepotenziale
auszuschöpfen. Ohne Fachkräfte wird schließlich kein Haus gebaut.
Unter Federführung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
(BMAS) hat die Bundesregierung eine branchenübergreifende
Fachkräftestrategie erarbeitet, im Dialog mit den Sozialpartnern,
Ländern und der BA. Denn das Zukunftsthema Fachkräftesicherung ist
entscheidend für Deutschlands Wachstum und Wohlstand und dafür, dass
jeder Mensch ein erschwingliches Zuhause hat."

Auf Einladung des BMI nahmen an dem Spitzengespräch neben dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie auch Vertreterinnen und Vertreter aus
Verbänden der Bauwirtschaft, der IG BAU sowie der
Bundesarchitektenkammer und der Bundesingenieurkammer teil.

Die Gesprächspartner waren sich darüber einig, dass die Bauwirtschaft
und die planenden Berufe beim Thema Fachkräfte gut aufgestellt sind.
Um die große Nachfrage meistern zu können, haben die Unternehmen in
den letzten Jahren erheblich in Personal investiert. Für 2019 geht die
Bauwirtschaft von einer Ausweitung der Erwerbstätigen im
Bauhauptgewerbe um weitere 2 Prozent auf rund 850.000 Beschäftigte
aus. Dieser Beschäftigungsaufbau erfolgte im Wesentlichen durch den
Zuzug ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer - eine wichtige
Säule der Fachkräftesicherung, die weiter gestärkt werden muss. Die
Zahl der neuen Auszubildenden stieg im vergangenen Jahr um 8,6
Prozent. Getragen wird diese positive Entwicklung auch durch den
Investitionshochlauf für die Infrastruktur und das Maßnahmenpaket der
Bundesregierung, das Investitionen im Wohnungsbau durch verbesserte
Rahmenbedingungen fördert.

Dennoch macht der Arbeitskräftemangel auch vor der Bauwirtschaft
keinen Halt. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, hat die
Bundesregierung eine branchenübergreifende Fachkräftestrategie
beschlossen.

Bundesinnenminister Horst Seehofer: "Zusätzlich zur besseren Nutzung
der inländischen Potenziale und des europäischen Bewerbermarkts
brauchen wir gut ausgebildete Fachkräfte aus Drittstaaten. Deshalb
haben wir ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz auf den Weg gebracht, von
dem auch die Bauwirtschaft profitieren wird und das zwei Ziele
verfolgt: die weitere Reduzierung der illegalen Migration sowie die
Deckung des Arbeitskräftebedarfs der Wirtschaft."

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Es ist aber auch klar, dass
rechtliche Änderungen alleine nicht ausreichen. Die Bundesregierung
erarbeitet derzeit eine umfassende Strategie zur gezielten Gewinnung
von Fachkräften aus dem Ausland. Dazu gehört nicht nur der Umbau von
'Make-it-in-Germany' als Dachportal der Bundesregierung für Fachkräfte
aus dem Ausland, sondern auch eine gezielte Unterstützung insbesondere
von KMU bei der Rekrutierung von ausländischen Fachkräften. Das hilft
auch dem Handwerk und der Baubranche."

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 13. März 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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INTERNATIONAL/374: Honduras - Umweltschützer*innen leben gefährlich und im Konflikt mit Unternehmen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Honduras 

Umweltschützer*innen leben gefährlich und im Konflikt mit Unternehmen 

Von Ute Löhning
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Kundgebung Berlin in Erinnerung an Berta Cáceres

Foto: Ute Löhning (CC BY-SA-4.0)
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(Berlin, 14. März 2019, npl) - Lateinamerika ist für
Umweltaktivistinnen und -aktivisten weltweit die unsicherste Region.
Die Naturschutz-NGO Global Witness zählt in der Region jedes Jahr etwa
200 Morde an Personen, die sich für den Schutz der natürlichen
Ressourcen stark machten - und verbunden damit häufig den Interessen
großer Konzerne entgegentraten. Besonders brisant ist die Situation im
mittelamerikanischen Honduras. Drei Jahre nach dem Mord an Berta
Cáceres [1] sind auch heute viele, vor allem indigene Aktivist*innen
bedroht.


Erinnern an Berta Cáceres vor dem Brandenburger Tor

Berlin, Anfang März 2019. Blumen liegen auf dem Boden, Fotos von Berta
Cáceres sind auf Transparenten zu sehen. An einem regnerischen
Sonntagnachmittag haben sich einige Dutzend Menschen vor dem
Brandenburger Tor versammelt. "Heute erinnern wir an Berta Cáceres und
alle diejenigen, die ermordet wurden, weil sie die Menschenrechte
verteidigt haben. Sie sollen nicht vergessen werden und die Täter
nicht straffrei bleiben", sagt ein Redner übers Megafon und viele
singen auf Spanisch im Chor: "Berta ist nicht gestorben, heute gibt es
Millionen Bertas. Wir alle sind Berta!"

Die mit internationalen Preisen ausgezeichnete
Menschenrechtsverteidigerin Berta Cáceres war Anführerin des Rates
zivilgesellschaftlicher und indigener Organisationen COPINH [2]. Sie
setzte sich für die Rechte der indigenen Lenca ein und wollte den Bau
des Wasserkraftwerks Agua Zarca verhindern. In der Nacht zum 3. März
2016 drangen Auftragskiller in ihr Wohnhaus ein und ermordeten sie in
ihrem Bett. Die Angreifer schossen auch auf den mexikanischen
Menschenrechtsverteidiger Gustavo Castro, der im Nebenzimmer schlief.
Dieser überlebte allerdings schwerverletzt und wurde somit Zeuge des
Attentats.


Eigentliche Drahtzieher des Mordes nicht belangt

Berta Cáceres' Familie hat die internationale Kommission GAIPE mit
einer Untersuchung des Falls beauftragt. "Diese Kommission kam zu dem
Schluss, dass der Mord an Berta Cáceres aufgrund eines Komplottes
zustande kam, an dem Angestellte und Besitzer der Unternehmens DESA,
Militärs und Auftragsmörder beteiligt waren", erklärt Andrea Lammers
vom Ökumenischen Büro in München.

Im November 2018 wurden sieben Männer wegen Beteiligung an diesem Mord
von einem honduranischen Gericht verurteilt, unter ihnen Mitarbeiter
von DESA, dem Betreiberkonsortium des Wasserkraftwerks, gegen das
Berta Cáceres gekämpft hatte. Das Strafmaß wurde bis heute nicht
festgesetzt. Andrea Lammers kritisiert Unregelmäßigkeiten im
Prozessverlauf. Auch bei der Kundgebung am Brandenburger Tor wurde
Kritik geäußert: "Das Gericht hat die Ermittlungen nach den
eigentlichen Drahtziehern des Attentats nicht wirklich geführt. Die
Organisationen, die Bertas Cáceres Familie begleiten, beschuldigen
direkt die honduranische Familie Atala, die die Hauptanteilseignerin
des Betreiberkonsortiums DESA ist."

Immerhin führte der zivilgesellschaftliche Druck nach dem Mord an
Berta Cáceres dazu, dass sich internationale Investoren aus dem Agua
Zarca Wasserkraftprojekt [3] zurückzogen. Die Betreiberfirma DESA hat
die Bauarbeiten vorläufig eingestellt. Die Konzession hält sie
allerdings immer noch.


Aktivist*innen auch heute bedroht

Bei der Versammlung in Berlin erinnern die Redner*innen an diesem Tag
auch daran, dass in Honduras noch immer Menschen bedroht werden, die
sich gegen umweltzerstörende Großprojekte organisieren. So wurden Ende
Februar zwei Aktivisten der indigenen Tolupán [4] aus der bergigen und
vegetationsreichen Yoro-Region in Zentralhonduras erschossen. Salomón
Matute und sein Sohn Juan Samael Matute gehörten der Breiten Bewegung
für Würde und Gerechtigkeit MADJ [5] an.
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Der honduranische Menschenrechtsverteidiger Dennis Muñoz kennt ihren
Fall: "Die zwei Aktivisten wurden getötet, weil sie das Gebiet der
indigenen Tolupán [6] in der Yoro-Gegend verteidigt haben. Sie wurden
von Gruppen ermordet, die in Verbindung zu lokalen Unternehmen stehen,
die in dieser Gegend Holzabbau im großen Stil betreiben." Dennis Muñoz
hat sich in Honduras gegen Korruption und Straflosigkeit engagiert;
2016 musste er das Land verlassen. Seit fast zwei Jahren lebt er in
Deutschland, er genießt hier politisches Asyl. Aus der Ferne
beobachtet er die gefährliche Situation für Umweltaktivist*innen in
seinem Heimatland.


Schutzmaßnahmen verkehren sich ins Gegenteil

Die Tolupán-Gemeinde habe erklärt, dass die beiden Männer bereits
vorher verfolgt und eingeschüchtert worden waren, berichtet Muñoz. Und
weiter: "Diejenigen, die Schutz bei den Behörden suchen, werden
dadurch noch sichtbarer, das bedeutet fast schon ein Todesurteil. Die
Morde an Menschenrechtsverteidigern folgen immer demselben Schema.
Obwohl sie Anzeige erstatten und den Staat um Schutzmaßnahmen bitten,
werden sie verfolgt."

Bereits im Jahr 2013 hatte die Interamerikanische
Menschenrechtskommission CIDH den honduranischen Staat dazu
aufgefordert, Schutzmaßnahmen für Salomón Matute [7] zu ergreifen. Sie
verurteilt den Mord [8] an ihm und seinem Sohn Juan Samael Matute
scharf und weist in einer aktuellen Erklärung wiederholt darauf hin,
dass sich die Angriffe nicht nur gegen die Persönlichkeitsrechte der
Menschenrechtsverteidiger*innen richten, sondern auch gegen die
Ausübung ihrer wichtigen Rolle in der Gesellschaft.


Keine Gerechtigkeit ohne eine Ende der Straflosigkeit

Seit Jahren ist das mittelamerikanische Honduras weltweit eines der
gefährlichsten Länder für Umwelt- und Menschenrechtsverteidigerinnen,
Gewerkschafter und Feministinnen. Besonders seit dem Putsch gegen den
demokratisch gewählten Präsidenten Manuel Zelaya [9] im Jahr 2009 ist
die Menschenrechtssituation besonders angespannt. Nach Angaben der
Nichtregierungsorganisation Global Witness [10] wurden seitdem etwa
120 Menschen ermordet, weil sie sich Landraub und Umweltzerstörung
widersetzt hatten. Kaum einer dieser Morde wurde aufgeklärt.
Straflosigkeit ist eines der größten Probleme in dem hoch
militarisierten Land. Die Justiz schützt die Aktivistinnen und
Aktivisten nicht, im Gegenteil: Viele von ihnen erhalten Vorladungen
bei der Staatsanwaltschaft.


Vorwurf: Organisation einer kriminellen Vereinigung

Ein solcher Fall ereignete sich bei der Eisenerzmine El Guapinol, im
Süden des Landes, die von dem Unternehmer Lenir Pérez betrieben wird.
Dort wurden im Februar dreizehn Personen festgenommen. Sie hatten
gegen die Verunreinigung des Trinkwassers durch die Mine und für den
Erhalt des Carlos Escalera Nationalparks protestiert und hatten den
Zugang zum Gelände blockiert. Einer der Vorwürfe lautete: Organisation
einer kriminellen Vereinigung. "Dabei handelt es sich um eines der
schwerwiegendsten Vergehen im Strafgesetzbuch. Damit sollten
eigentlich organisierte Kriminalität oder Angriffe auf die Sicherheit
des Staates sanktioniert werden", sagt Dennis Muñoz und weiter: "Das,
wofür die Menschenrechtsverteidiger*innen kämpfen, ist allerdings
etwas ganz anderes: das Recht auf Wasser, auf Land, auf ein Leben in
Frieden. Die Kriminalisierung führt zu Angst, Terror und
Demobilisierung." Zwar wurden diese Vorwürfe am 4. März formell fallen
gelassen und die Beschuldigten wieder auf freien Fuß gesetzt - doch
bedeutet das noch keine generelle Entwarnung.

Andrea Lammers vom Ökumenischen Büro berichtet von einem anderen Fall:
19 Personen aus Azacualpa, in der Region von Copán, wird seit Januar
vorgeworfen, dem Minenunternehmen Pinares Schaden zugefügt zu haben:
"Da geht's darum, dass ein Minenunternehmen eine Goldmine installiert,
sogar das Gebiet eines Gemeindefriedhofs dafür beansprucht hat.
Dagegen haben sich die Leute stark zur Wehr gesetzt, deswegen werden
sie jetzt kriminalisiert."


Bedrohung in ganz Lateinamerika nach dem gleichen Schema


"Wir haben es mit einer systematischen Bedrohung in ganz Lateinamerika
[11] zu tun", erklärt Aktivist Dennis Muñoz. Er sieht Parallelen z.B.
zu Mexiko, wo im Februar der Umweltaktivist Samir Flores ermordet
wurde. "Das ist das gleiche Muster wie bei Berta Cáceres. Die
Gemeinden kämpfen gegen Megaprojekte und für den Erhalt der Natur und
ihres Gebietes. Alle werden wegen ihres Engagements bedroht und müssen
mit denselben Konsequenzen rechnen."

Hinweis: Am 2. April werden die Menschenrechtsanwälte Martin und
Victor Fernández, die bei der Breiten Bewegung für Würde und
Gerchtigkeit MADJ [12] aktiv sind, den Bremer Solidaritätspreis [13]
überreicht bekommen. Am 4. April werden sie zu einer Veranstaltung in
Berlin sein [14].



Zu diesem Beitrag gibt es auch einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/podcast/umweltschuetzer-leben-gefaehrlich-zur-situation-in-honduras/



Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/allgemein/3-maerz-drei-jahre-ohne-berta-copinh-kaempft-weiter-fuer-gerechtigkeit/

[2] http://copinh.org/

[3] https://www.npla.de/poonal/indigene-gemeinden-gegen-ein-staudammprojekt/

[4] https://www.npla.de/poonal/erneut-indigener-aktivist-ermordet/

[5] https://www.npla.de/poonal/angriff-auf-aktivisten-gegen-wasserkraftwerk-in-honduras/

[6] https://www.npla.de/poonal/erneut-indigener-aktivist-ermordet/

[7] http://www.oas.org/es/cidh/decisiones/pdf/MC416-13-Resolucion-es.PDF 

[8] http://www.oas.org/es/cidh/prensa/comunicados/2019/053.asp

[9] https://www.npla.de/poonal/staatsstreich-in-honduras/

[10] https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/honduras-deadliest-country-world-environmental-activism/

[11] https://www.npla.de/poonal/weiter-morde-an-aktivistinnen/

[12] https://movimientoamplio.org/

[13] https://www.senatspressestelle.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen146.c.313846.de

[14] https://programm.bildungswerk-boell.de/index.php?kathaupt=11&knr=19-0412&kursname=Rechtsmittel+nutzen+und+lokale+Initiativen+staerken&katid=0#inhalt


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/honduras-umweltschuetzerinnen-leben-gefaehrlich-und-im-konflikt-mit-unternehmen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen
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Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06866: Revolverhelden unter sich (SB)


In Amateurpartien finden sich nicht selten taktische
Glanzkombinationen. Das kommt daher, daß die Eröffnungsphase zuweilen
irrational behandelt wird. Die Strategien, die gewählt werden, haben
etwas Überfallartiges an sich. Die Spieler vermeiden zähes
positionelles Figurengeschiebe aus Mangel an tiefergehender
Sachkenntnis. In ihrer Not bleibt ihnen nichts anderes übrig, als sich
eben mit dem zu befassen, was in ihrer Reichweite liegt, und das sind
Angriffsfolgen. In einer Partie gegen einen erfahrenen Spieler hätte
solches Wildwest-Schach natürlich keine Chance. Unter sich freilich
können solche Revolverhelden oft interessante Duelle austragen, die
aus Sicht der Theorie zwar unergiebig sind, dem am taktischen
Feuerwerk sich erfreuenden Auge hingegen köstliche Momente bescheren.
Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der Nachziehende seinen König auf
etwas skurrile Weise an einen scheinbar sicheren Ort gebracht. Daß er
längst schon totgeweiht war, sollte ihm der Anziehenden in fünf Zügen
demonstrieren, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06866: Revolverhelden unter sich (SB)]



Lukomsky - Podebin

Moskau 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ljubojevic mußte sich davor hüten, mit dem übereilten 1.b5-b6 seine
Siegeschancen zu verderben, denn nach 1...e6-e5 2.b6-b7 e5xd4+
3.Ke3xd4 Lh1xb7 4.Sa5xb7 Kf5xf4 hätte sein Kontrahent Kurajica eine
Abwicklung ins Remis forcieren können. Doch nach dem vorbeugenden
Springerzug 1.Sa5-c4! war der Weg frei für den weißen Sieg: 1...Kf5-g4
2.Sc4-d6 Lh1-a8 - 2...f6-f5 3.b5-b6 Kg4xh5 4.b6-b7 Lh1xb7 5.Sd6xb7 Kh5-
g4 6.Sb7-c5 h6-h5 7.Sc5xe6 h5-h4 8.Se6-g5 und der schwarze Randbauer
ist gestoppt, während der weiße Damenbauer das Rennen macht - 3.b5-b6
Kg4xh5 4.f4-f5! - die letzte Feinheit, denn nach 4.b6-b7? La8xb7
5.Sd6xb7 Kh5-g4 ist die Partie Remis - 4...e6-e5 - oder 4...e6xf5 5.b6-
b7 La8xb7 6.Sd6xb7 Kh5-g6 7.d4-d5 Kg6-f7 8.Ke3-f4 - 5.d4xe5 f6xe5 6.b6-
b7 La8xb7 7.Sd6xb7 und Schwarz gab auf wegen der Gewinnfolge 7...Kh5-
g5 8.Ke3-e4 h6-h5 9.Sb7-c5 h5-h4 10.Sc5-d3 h4-h3 11.Sd3xe5 h3-h2
12.Se5-f3+



Erstveröffentlichung am 15. März 2006
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/157: Essen - Das Frühlingsfest bei PACT, 22. - 24.3.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 13. März 2019

Das Frühlingsfest bei PACT

Langes Wochenende u.a. mit Deutschlandpremieren von Xavier Le Roy und
Claire Croizé



Das traditionelle Frühlingsfest bei PACT steht in diesem Jahr ganz im
Zeichen der Verbindung von Performance, Tanz und Musik. Xavier Le Roy
bringt seine, auf der Venedig Biennale erstmals präsentierte,
Neufassung "Le sacre du printemps (2018)" als Deutschlandpremiere zu
PACT. Claire Croizé lässt die Musik von Johann Sebastian Bach auf
Texte von Rainer Maria Rilke und einen Hauch von Pop treffen - live am
Klavier (neu) interpretiert von dem zeitgenössischen Komponisten
Matteo Fargion. Und schließlich stehen bei "Beat the Drum!" die
Jüngsten im Fokus: eine audiovisuelle Erlebnisperformance für Babys
und Kleinkinder bildet den Abschluss des Frühlingsfestes.

Als Deutschlandpremiere präsentiert Xavier Le Roy am 22.03. seine
jüngst auf der Biennale di Venezia gezeigte Arbeit "Le sacre du
printemps 2018". Inspiriert von den Bewegungen eines Dirigenten bei
der Probe des titelgebenden Stückes entwickelte Le Roy aus dem Dirigat
eine eigenständige Choreographie, die er 2007 zunächst als Solo
verwirklichte. Eine Umkehrung von Ursache und Funktion entfaltet sich:
Gesten und Bewegungen, die die Musiker*innen zum Spielen anregen
sollen, erscheinen nun von der Musik produziert. Die mit Peter Böhm,
Scarlet Yu, Salka Ardal-Rosengren und Eleanor Bauer erarbeitete
Neuauflage als Trio reflektiert die Übertragung des existierenden
Werkes: die drei Performer*innen vervielfachen durch ihre persönliche
Sicht die Perspektive auf das Werk und fügen diesem eine neue
Interpretationsebene hinzu. Die Rolle des Dirigenten wird nun an
mehrere Personen delegiert und seine Handlungen zunehmend in einzelne
Stränge geteilt, die sich überlagern, parallel laufen oder
Widersprüche bilden - ein komplexes Gefüge der Subjekte, in der die
Ordnung etablierter Rollen kontinuierlich neu verhandelt wird.

Claire Croizé kollaboriert in "Flowers (we are)" erstmals mit dem
zeitgenössischen Komponisten Matteo Fargion und zeigt ihre Arbeit bei
PACT am 23.03. als Deutschlandpremiere. Schon zuvor spielte Musik eine
bedeutende Rolle im choreographischen Werk der Französin: so bezog sie
sich in früheren Arbeiten auf David Bowie und Sonic Youth. Für
"Flowers (we are)" kombiniert Croizé nun Kompositionen von Johann
Sebastian Bach mit Gedichten von Rainer Maria Rilke. Der Komponist
Matteo Fargion arrangiert hierzu Präludien aus "Das wohltemperierte
Klavier" als vierhändiges Klavierspiel und verfremdet sie mittels
Synthesizer- und Soundeffekten. Spielerisch und frei von starrer
Ehrfurcht interpretiert er Bach neu und ergänzt eigene Stücke. Croizé
verwandelt indes die Zeilen Rilkes in einen geradezu poppigen
Soundtrack, der einen Kontrast zu den klassischen Kompositionen
bildet. Die Choreographie lässt Rilkes Zeilen in den Bewegungen der
Tänzer*innen nachklingen. "Flowers (we are)" zeichnet imaginative,
lyrische Welten und erzählt von der rätselhaften Substanz
zwischenmenschlicher Verbindungen: der zaghaften Liebe zwischen zwei
Menschen, der überwältigenden Stärke der Bande zwischen Eltern und
Kind und der Vertrautheit, die die Performer*innen auf der Bühne
teilen.

Ein Stück für das ganz junge Publikum bringt am 24.03. das belgische
Kollektiv De Spiegel mit: "Beat the Drum!" ist ein Musikerlebnis für
Babys und Kleinkinder (acht Monate bis drei Jahre) - eine Reise durch
phantastische Bildwelten und Schattenspiele, begleitet von Flöte,
Saxophon und Schlagzeug. Kinder sind eingeladen, das faszinierende
Bühnenbild zu erkunden, Überraschungen zu entdecken und selbst die
Instrumente auf der Bühne zum Klingen zu bringen. Aufgrund der hohen
Nachfrage wird eine Zusatzvorstellung gespielt - das Stück ist nun um
15 Uhr und um 17 Uhr zu erleben. Für ältere Kinder wird während der
Aufführungen eine Kinderbetreuung angeboten.

An allen drei Tagen bietet Wim's Kochwerk saisonale Gerichte vor Ort
an. Sonntags ist außerdem das Team des Bochumer Kugelpudel mit
besonderen Eiskreationen zu Gast. Das Haus ist immer eine Stunde vor
Vorstellungsbeginn geöffnet.


Übersicht

Deutschlandpremiere

FR 22.03. | 20 Uhr

Xavier Le Roy

"Le sacre du printemps 2018"

Tanz / Performance

VVK 12 € / erm. 7 € (inkl. VRR-Ticket)

AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-Ticket)

Deutschlandpremiere

SA 23.03. | 20 Uhr

Claire Croizé / ECCE

"Flowers (we are)"

Tanz / Performance / Musik

VVK 12 € / erm. 7 € (inkl. VRR-Ticket)

AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-Ticket)

Für Babies und Kleinkinder

SO 24.03. | 15 Uhr & 17 Uhr (Zusatzvorstellung)

De Spiegel

"Beat the Drum!"

Musik / Performance

Erw. 6 € / Kinder 3 € (inkl. VRR-Ticket)

Tickets:

www.pact-zollverein.de

+49 (0) 201 81 222 00

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. März 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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MUSIKTHEATER - OPER/805: Hannover - "Die Gezeichneten" von Franz Schreker, 6.4.-18.6.2019


STAATSOPER HANNOVER

Die Gezeichneten

Oper in drei Aufzügen von Franz Schreker (1913-15)

Text vom Komponisten

Einführungsmatinee So, 31.03.19, 11:00 Uhr, Laves-Foyer

Premiere Sa, 06.04.19, 19:30 Uhr



Das Bürgertum der Stadt Genua ist in Aufruhr: Seit einigen Wochen
verschwinden unter ungeklärten Umständen junge Frauen. Schlimmes steht
zu befürchten. Davon scheinbar unberührt entsteht in der Bucht vor der
Stadt das Eiland Elysium. Ihr Schöpfer, Alviano Salvago, schmachtet
nach Schönheit, er selbst bezeichnet sich als Krüppel mit hässlicher
Fratze. Carlotta hingegen entdeckt in ihm eine einzigartige Seele, die
sie als Malerin auf ihre Staffelei bannen will - auch wenn sie durch
diese "Seelenmalerei" ihr Leben riskiert. Und dann ist da noch
Vitelozzo Tamare, der sich nach Carlotta verzehrt. Ihn, ein Bild von
einem Mann, hat sie abblitzen lassen, um sich Alviano zuzuwenden - für
Tamare unerträglich. Nun setzt er alles daran, sie zu erobern und zu
besitzen. Alle drei sind sie gezeichnet und getrieben von einer
unstillbaren Sehnsucht nach Schönheit.

Die Sinnlichkeit Debussys, die Leidenschaft Puccinis, die
Handlungsdramatik Wagners und die Doppelbödigkeit Zemlinskys
verschmelzen in der magisch schillernden Klangwelt Schrekers. Zu
dieser packenden Musik entsteht ein erotischer Reigen zwischen
Alviano, Carlotta und Tamare, überdreht und überhitzt sich, bis er auf
Elysium rauschhaft an den Rand des Abgrunds taumelt.

MUSIKALISCHE LEITUNG Mark Rohde

INSZENIERUNG Johannes von Matuschka

BÜHNE Christof Hetzer

KOSTÜME Florence von Gerkan

LICHT Elana Siberski

CHOR Lorenzo Da Rio

DRAMATURGIE Christopher Baumann

ALVIANO SALVAGO Robert Künzli

ANTONIOTTO ADORNO/CAPITANEO Stefan Adam

ANDREA VITELOZZO TAMARE Brian Davis

LODOVICO NARDI Tobias Schabel

CARLOTTA NARDI Karine Babajanyan

IN WEITEREN ROLLEN
Franziska Abram, Alla Doelle/Ylva Stenberg, Ula Drescher, Gala El
Hadidi; Simon Bode/Sung-Keun Park, Jonas Böhm, Pawel Brozek, Michael
Dries, Daniel Eggert, Byung Kweon Jun, Martin Rainer Leipoldt, Marek
Durka/Peter Michailov, Edward Mout, Latchetzar Pravtchev, Frank
Schneiders, Yannick Spanier

Chor der Staatsoper Hannover

Statisterie der Staatsoper Hannover

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

Weitere Aufführungen:

10.04., 13.04, 11.05., 19.05., 30.05., 18.06.2019

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/405: Österreich - 13.000 Freiwillige feiern Tag des Schmetterlings mit neuen Ergebnissen (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 14. März 2019

13.000 Freiwillige feiern Tag des Schmetterlings mit neuen
Ergebnissen 

Blühendes Österreich und GLOBAL 2000 präsentieren Ergebnisse der im
vergangenen Jahr über die App 'Schmetterlinge Österreichs'
durchgeführten Schmetterlingszählung.



Wien, am 14. März 2019 - Die größte Schmetterlingszählung Österreichs
über die App 'Schmetterlinge Österreichs' von Blühendes Österreich und
GLOBAL 2000 umfasst nach drei Jahren knapp 120.000 gezählte
Schmetterlinge von 13.000 Citizen-Scientists in ganz Österreich. 2018
ist der Kaisermantel der häufigste Schmetterling Österreichs.
Niederösterreich weist mit 122 gemeldeten Tagfalterarten die höchste
Artenvielfalt auf und liegt mit 29.047 Beobachtungen an erster Stelle
des Landes. Eine Auswertung für jedes Bundesland liegt vor.




[image: Foto: © Helmut Höttinger]

Schwarzbrauner Trauerfalter

Foto: © Helmut Höttinger



Kaisermantel ist Schmetterling des Jahres 2018

Die häufigsten gemeldeten drei Schmetterlinge 2018 sind der
Kaisermantel (5.246 Meldungen), gefolgt von Tagpfauenauge (4.470) und
Großes Ochsenauge (4.176).

2018 erbrachte die App 88.885 Schmetterlings-Meldungen in Österreich.
2017 waren es noch 26.010, was eine Erhöhung um das drei- bis
vierfache bedeutet. 80 Prozent (71.105 Meldungen) davon sind
Tagfalter, 20 Prozent (17.780 Meldungen) Nachtfalter.

Insgesamt meldeten die Freiwilligen 142 unterschiedliche
Tagfalterarten, was zwei Drittel aller 215 bisher in Österreich
nachgewiesenen Tagfalterarten entspricht.

Artenreichstes Bundesland mit 122 gemeldeten Tagfalterarten ist
Niederösterreich, gefolgt von der Steiermark mit 105 Arten und Kärnten
mit 103 Arten.

Die meisten Beobachtungen kamen aus Niederösterreich (29.047
Meldungen), mit Oberösterreich auf Platz 2 (13.591) und Kärnten auf
Platz 3 (11.049).
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Kaisermantel

Foto: © Chris W. / Blühendes Österreich



Daten für die Wissenschaft

Der wissenschaftliche Betreuer der App und Schmetterlingsexperte Dr.
Helmut Höttinger sagt: "Das Insektensterben ist in aller Munde und
auch in Österreich Fakt. Die BenutzerInnen der App leisten einen
bedeutenden Beitrag, mehr Wissen über die Verbreitung und Häufigkeit
von Schmetterlingen zusammenzutragen. Dies ist als Grundlage zur
Eruierung der Gefährdung einzelner Arten und für Schutzmaßnahmen
unerlässlich. Zudem sind dadurch auch die Effekte des Klimawandels
besser abschätzbar."

Wissenschaftliche Sensationen: Erstnachweise von Schmetterlingen
Unter den gemeldeten Schmetterlingen befinden sich fünf Arten, die
noch nie zuvor in einzelnen Bundesländern erfasst wurden. Der
Pelargonien-Bläuling (Cacyreus marshalli) aus Kärnten und
Niederösterreich, der Schwarze Trauerfalter (Neptis rivularis) aus
Salzburg, ein Schwarzbrauner Trauerfalter (Neptis sappho) ebenfalls
aus Salzburg und der Feigen-Spreizflügelfalter (Choreutis nemorana)
aus dem Burgenland.




[image: Foto: © Alex Sommer / App 'Schmetterlinge Österreichs']

Blauschwarzer Eisvogel

Foto: © Alex Sommer / App 'Schmetterlinge Österreichs'



Ein klares Bekenntnis Österreichs für die Artenvielfalt

Die App hilft nicht nur der Wissenschaft, sondern ist auch Treffpunkt
von tausenden Gleichgesinnten, die sich über die Faszination der
Schmetterlinge austauschen. "Die Österreicherinnen und Österreicher
machen die Schmetterlingsapp zu einem lebendigen Ausrufezeichen für
unsere Schmetterlinge und Insekten. Wir sehen, dass in den letzten
drei Jahren das Bewusstsein in Österreich für die Bedeutung unserer
Insektenvielfalt zugenommen hat. Ein Anstoß, uns weiterhin diesem
Thema zu widmen", erzählt Ronald Würflinger, Geschäftsführer von
Blühendes Österreich.

Blühendes Österreich, die gemeinnützige Privatstiftung der REWE
International AG fördert die natürliche Vielfalt in der Landwirtschaft
und setzt sich für den Erhalt von bedrohten Lebensräumen wie
Streuobstwiesen, Mooren und Auen ein.

Österreichweit fördert Blühendes Österreich Menschen, die einen
Beitrag zum Erhalt unserer Schmetterlingsvielfalt leisten. Derzeit
wird das erste Tagfalter Monitoring Projekt von Blühendes Österreich
in Tirol unterstützt, oder das Barcoding Projekt der Tiroler
Landesmuseen. Über FLORA, dem Programm zur "Förderung von
LandwirtInnen und Organisationen zur Rettung der Artenvielfalt"
erhalten aktuell 125 LandwirtInnen Prämien, um 570 Hektar wertvolle
Flächen zu pflegen. Auch GLOBAL 2000 ist Teil von FLORA und schützt
wertvolle Wiesen für Bienen am Bisamberg in Wien.

Vorrang für Umweltpolitik 

Die österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 kämpft für
das Schöne und setzt sich für politische Rahmenbedingungen ein, die
Umwelt- und Insektenschutz den nötigen Vorrang geben. "Heute gibt es
um bis zu achtzig Prozent weniger Insekten als noch vor 30 Jahren.
Auch das stille Sterben der bezaubernden Schmetterlinge schreitet
voran. Es ist höchste Zeit, an den Ursachen des Schmetterlingssterbens
anzusetzen", sagt Leonore Gewessler, Geschäftsführerin von GLOBAL
2000. "Zwei Drittel der wichtigsten landwirtschaftlich genutzten
Pflanzenarten werden durch Insekten bestäubt. Die Bedeutung der
Insekten für die Versorgungssicherheit der Menschen ist somit
unbestritten. Daher gilt es auch in Österreich ihren Lebensraum vor
Zerstörung, Verbauung und Umweltgiften zu schützen. Nur so können wir
die von unseren App-BenutzerInnen so wunderbar dokumentierte Vielfalt
unserer Heimat bewahren!"

Schmetterlingsschwerpunkte 2019

Zählung der Aurorafalter (07. März bis 02. Juni) sowie
Schmetterlingszählung in Österreichs Gärten (05.-28. Juli)

Schmetterlingszählung 2018: Die Highlights mit anschaulichen Grafiken
sowie der wissenschaftliche Bericht von Helmut Höttinger unter 

www.schmetterlingsapp.at

Die 2016-2018 veröffentlichten Reporte zum Zustand der Biodiversität
"Ausgeflattert I bis III - in allen Bundesländern und national finden
sich hier.

http://www.schmetterlingsapp.at/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.03.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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AKTION/664: "Rettet die Bienen!" erfolgreichstes Volksbegehren in der bayerischen Geschichte (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 14. März
2019

Jetzt ist es offiziell: "Rettet die Bienen!" ist das erfolgreichste
Volksbegehren in der bayerischen Geschichte

Unterstützung in der bayerischen Bevölkerung für mehr Naturschutz ist
so groß wie noch nie - Staatsregierung am Runden Tisch unter Druck



Hilpoltstein, 14.03.2019 - Nun ist es offiziell: Nach Bekanntgabe
durch die Landeswahlleitung ist das "Volksbegehren Artenvielfalt -
Rettet die Bienen!" das erfolgreichste Volksbegehren der Geschichte in
Bayern. Dieser Erfolg hatte sich bereits im ersten Schritt angedeutet.
Statt der nötigen 25.000 Zulassungsunterschriften überreichte die ÖDP
Bayern dem bayerischen Innenministerium im Herbst über 100.000
Unterschriften. Auch im zweiten Schritt haben es die Bündnispartner
geschafft, mit über 1,7 Millionen Unterschriften in 14 Tagen deutlich
mehr Bayern zu aktivieren in die Rathäuser zu gehen, als die
notwendige Mindestanzahl von knapp einer Million. "Mit mehr als 18
Prozent aller Wahlberechtigten im Freistaat haben sich so viele
Menschen wie noch nie zuvor in der Geschichte Bayerns für ein
Volksbegehren eingetragen", freut sich Agnes Becker, Beauftragte des
Volksbegehrens Artenvielfalt und Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP
Bayern.

Nach einer repräsentativen Umfrage Ende Februar wollen 84 Prozent der
bayerischen Bürger bei einem möglichen Volksentscheid für den
Gesetzentwurf des Volksbegehrens stimmen. Diese Zustimmung überwiegt
bei allen Wählern der im Landtag vertretenen Parteien. "Der Erfolg
bedeutet auch Verantwortung. Als Sprecher vertreten wir einen
Gesetzentwurf, hinter dem über 1,7 Millionen Bayern stehen. Ein
weniger an Naturschutz ist keine Option", stellt der LBV-Vorsitzende
Dr. Norbert Schäffer klar.

Nachdem das offizielle Ergebnis heute verkündet wurde, hat der
Bayerische Ministerpräsident vier Wochen Zeit, den Gesetzentwurf des
Volksbegehrens zu kommentieren und eine Empfehlung an den Landtag zu
schreiben. "Jetzt liegt der Ball beim Bayerischen Landtag und der wäre
gut beraten, den von über 1,7 Millionen Menschen unterstützten
Gesetzentwurf 1:1 zu übernehmen und damit dem Wunsch der Bevölkerung
nach Erhalt unserer vielfältigen Tier- und Pflanzenwelt Rechnung zu
tragen", so Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender von Bündnis 90/Die
Grünen im Bayerischen Landtag.

Wird der Gesetzesentwurf des Volksbegehrens vom Bayerischen Landtag
nicht unverändert verabschiedet, kommt es im Herbst zum finanziell
aufwändigen Volksentscheid. "Dem Willen der 1,7 Millionen Bürgerinnen
und Bürger entsprechend sollte der Gesetzesentwurf baldmöglichst vom
Landtag beschlossen werden, um einem aufwändigen Volksentscheid zu
vermeiden", so Claus Obermeier, Vorstand der
Gregor-Louisoder-Umweltstiftung. Weitere Punkte können unabhängig
davon unter Beteiligung des Runden Tisches in einem Ergänzungsgesetz
dem Landtag vorgelegt werden.

"Bayern hat mit dem 'Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!'
die Möglichkeit, sich endlich auch wieder im Naturschutz an die Spitze
zu setzen, und wieder zu einem Vorreiter zu werden", so Richard
Mergner, Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern.


Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und der BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites
gesellschaftliches Bündnis von über 200 Organisationen, Unternehmen,
Verbänden und Parteien unterstützt diese direktdemokratische
Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 14.03.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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AFRIKA/124: Feinstaub belastet die Luft über Afrika (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 12.03.2019

Feinstaub belastet die Luft über Afrika



Explosives Bevölkerungswachstum, Urbanisierung und eine wachsende
Wirtschaft - die Luft über Westafrika ist vielen Belastungen
ausgesetzt. Bisher fehlten jedoch aussagekräftige Informationen zu den
Auswirkungen auf Gesundheit, Wetter und Klima. Das Karlsruher Institut
für Technologie (KIT) koordinierte das europäisch-afrikanische
Konsortium "DACCIWA", das eine Vielzahl neuer Daten erhoben hat, um
Ursachen und Einfluss der Luftverschmutzung zu untersuchen. Dabei ging
es auch um die Wechselwirkung von Luftzusammensetzung und
Sommermonsun. Seine Ergebnisse hat das Forschungsteam nun in einem
Abschlussbericht veröffentlicht.




[image: Stadtbild - Foto: © Sébastien Chastanet]

Verkehr, Müllverbrennung und Staub aus der Sahara belasten die Luft
über afrikanischen Städten - mit schweren gesundheitlichen Folgen

 Foto: © Sébastien Chastanet



Die Weltgesundheitsorganisation WHO schätzt, dass weltweit etwa sieben
Millionen Menschen jährlich an den Folgen von verschmutzter Luft
sterben. "In westafrikanischen Städten überschreiten die
Konzentrationen von kleinen Partikeln häufig die Grenzen der WHO",
sagt Professor Peter Knippertz vom Institut für Meteorologie und
Klimaforschung (IMK) des KIT. Ihren Ursprung haben die Teilchen zum
einen im menschlichen Handeln: Holzkohlefeuer und Müllverbrennung in
den Städten oder Savannenbrände schleudern die feinen Teilchen in die
Luft. Zum anderen gibt es Partikel natürlichen Ursprungs: "Winde aus
dem Norden tragen den Sand aus der Sahara in den Westen des
Kontinents", so Knippertz. Der Klimaforscher koordinierte das Projekt
DACCIWA (steht für Dynamics-aerosol-chemistry-cloud interactions in
West Africa), das erstmals die gesamte Kette von der Entstehung über
die Verbreitung bis zu den Auswirkungen von natürlichen und vom
Menschen verursachten Emissionen untersuchte. Zum Projektabschluss
veröffentlicht das Konsortium einen Bericht, der die wichtigsten
Ergebnisse, Kampagnen und Ausblicke darstellt und konkrete
Handlungsempfehlungen gibt.




[image: Bei der Arbeit: Innenraum eines Forschungsflugzeugs - Foto: © Sébastien Chastanet]

In Flug- und Feldkampagnen untersuchten die Forschenden die Entstehung
und Verbreitung des Feinstaubs über Westafrika

 Foto: © Sébastien Chastanet




DACCIWA-Team legt Ergebnisse und Handlungsempfehlungen
vor

Umfassende Daten zu sammeln, sei die größte Herausforderung gewesen.
"Es gab kein angemessenes System zur Überwachung der Luftqualität in
Süd-Westafrika", so Knippertz. "Bisherige Computermodelle konnten die
komplexe atmosphärische Dynamik und Chemie in Westafrika nicht
verlässlich abbilden." Deshalb mussten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aktuelle Daten über die Zusammensetzung der
Atmosphäre, Wolken und Luft erheben sowie Informationen über
Gesundheitsrisiken und Krankheiten sammeln. Die Ergebnisse zeigen,
dass die Luftverschmutzung bereits ein gesundheitsschädliches Niveau
erreicht hat: Während der Trockenzeit ist die Konzentration von
Feinpartikeln in der Atmosphäre am höchsten, da sich in dieser Zeit
zusätzlich zu den Feinstaubquellen in den Städten verstärkt
Wüstenstaub der Sahara und Rauch aus Bränden in der Savanne in die
Luft mischen.

In der Zeit des Sommermonsuns kommen zu den lokalen Emissionen
Feinstaubpartikel aus Zentralafrika hinzu, die mit dem vorherrschenden
Südwind tausende von Kilometern transportiert werden können. "Wir
konnten 20 bis 40 Prozent der Partikel bei unseren Feldmessungen
bereits über dem Ozean feststellen", sagt Knippertz. Aufgrund der
hohen Luftfeuchte während des Monsuns können die Partikel mehr Wasser
aufnehmen. Dies trübt die Atmosphäre so erheblich, dass weniger
Sonnenlicht den Erdboden erreicht. "Die Trübung beeinflusst die
Luftzirkulation, Wolkenbildung und Niederschlagswahrscheinlichkeit",
so Knippertz. "Langfristig könnte sich dies auf die
Lebensmittelproduktion sowie die Wasser- und Stromversorgung
auswirken."

Computersimulationen des DACCIWA-Projektteams deuten darauf hin, dass
die Temperaturen in Westafrika bis 2050 voraussichtlich um ein bis
drei Grad Celsius ansteigen werden, je nach geografischem Standort.
Zusätzlich kann die erhöhte Partikelkonzentration in Städten in
Süd-Westafrika erhebliche Risiken für die öffentliche Gesundheit
darstellen und Erkrankungen der Atemwege, des Herz-Kreislaufsystems
und der Haut verstärken: "Wir konnten erstmalig zeigen, dass die
Anzahl der Krankenhausaufenthalte aufgrund der genannten
gesundheitlichen Probleme eng mit der Konzentration von Feinstaub in
der Luft zusammenhängt", sagt Knippertz. "Besonders in der Regensaison
stieg die Anzahl der bekannten Krankheitsfälle an, was darauf
hindeuten könnte, dass Feuchtigkeit die Auswirkungen der
Luftverschmutzung auf den Menschen verstärkt."

Mit den neuen Daten und Auswertungen können Forschende genauere
Klima-, Wetter- und Gesundheitsprognosen aufstellen, nicht nur für
Westafrika, sondern auch für Regionen, die weiter entfernt sind: "Wir
wissen zum Beispiel, dass der westafrikanische Monsun sich auf das
europäische Wetter auswirken kann und eine wichtige Einflussgröße für
atlantische Hurrikane darstellt", so Knippertz. DACCIWA schafft damit
Grundlagen für präzisere Klima-, Wetter- und Luftqualitätsmodelle, die
eine nachhaltigere Entwicklungspolitik ermöglichen.


Mehr über das Projekt DACCIWA

Fünf Jahre lang haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Daten in Westafrika gesammelt und ausgewertet. Hierfür haben sie mit
drei Forschungsflugzeugen des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt (DLR), den französischen Forschungsinstitutionen CNRS,
Météo-France und CNES sowie des British Antarctic Survey vor Ort
koordinierte Messflüge durchgeführt. An Bord hatten die
unterschiedlichen Flugzeuge ähnliche Messinstrumente, um ein Maximum
an Referenzdaten zu sammeln. Um die städtischen Emissionen zu
erfassen, baute das Forschungsteam vier Messstandorte in Abidjan und
Cotonou auf und wertete Gesundheitsdaten aus. Zudem haben
Klimaforscherinnen und -forscher des IMK unter Leitung von Dr. Norbert
Kalthoff im beninischen Savé mit der Messplattform "KITcube" eine
Vielzahl relevanter meteorologischer Parameter erfasst. Parallel dazu
hat die Arbeitsgruppe von Professor Andreas Fink, Experte des KIT für
das afrikanische Klima, eine großangelegte Wetterballonkampagne in
vier westafrikanischen Ländern koordiniert.

Zum Abschluss von DACCIWA hat das Konsortium
Informationsveranstaltungen für Politiker in Togo, Ghana sowie der
Elfenbeinküste durchgeführt, die Erkenntnisse erklärt und mögliche
Handlungen empfohlen. Zudem stellten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler ihre Projektergebnisse auch der Europäischen
Kommission in Brüssel vor und diskutierten diese dort. Die EU förderte
das Projekt mit rund 8,75 Millionen Euro.

DACCIWA ist eine Zusammenarbeit von 16 wissenschaftlichen
Einrichtungen in Europa und Afrika, neben dem KIT sind dies: das CNRS,
Frankreich; das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR); die
Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETHZ), Schweiz; das
European Centre for Medium-Range Weather Forecasts (ECMWF),
Großbritannien; die Kwame Nkrumah University of Science and Technology
(KNUST), Ghana; das Met Office, Großbritannien; die Obafemi Awolowo
University, Nigeria; die University of Manchester und die University
of Reading, beide Großbritannien; die Université Clermont Auvergne,
die Université Paris Diderot, die Université Paul Sabatier Toulouse
III., die Université Pierre et Marie Curie, alle Frankreich; die
University of Leeds sowie die University of York, beide
Großbritannien.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft"
schafft und vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt.
Ziel ist es, zu den globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in
den Feldern Energie, Mobilität und Information zu leisten. Dazu
arbeiten rund 9 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten
disziplinären Basis in Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes-
und Sozialwissenschaften zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet
das KIT durch ein forschungsorientiertes universitäres Studium auf
verantwortungsvolle Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und
Wissenschaft vor. Die Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke
zwischen Erkenntnis und Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen,
wirtschaftlichen Wohlstand und Erhalt unserer natürlichen
Lebensgrundlagen.




Weitere Informationen über DACCIWA:

www.dacciwa.eu

Weitere Materialien:

Abschlussbericht DACCIWA: zenodo.org/record/1476843#.XD2Mpy2bp24

Video zum EU-Projekt DACCIWA: www.youtube.com/watch?v=zjDrEvTmZt8

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt: http://www.klima-umwelt.kit.edu

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter: http://idw-online.de/de/news711942

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter: http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/230: "Neue Gentechnik" - Probleme mangelnder Regulierung am Beispiel der USA (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 14. März 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

"Neue Gentechnik": Probleme mangelnder Regulierung am Beispiel der
USA

Testbiotech legt neuen Bericht vor



Die US-Landwirtschaftsbehörde hat nach Recherche von Testbiotech
bereits mehr als 20 Freigaben für gentechnisch veränderte Pflanzen
erteilt, die mit den Verfahren der neuen Gentechnik in ihrem Erbgut
verändert wurden. In keinem Fall wurde eine eingehende Risikoprüfung
verlangt. Der heute veröffentlichte Bericht von Testbiotech zeigt,
dass sich die zugelassenen Pflanzen in ihren Herstellungsverfahren,
ihren Eigenschaften und ihren Risiken deutlich von denen aus
herkömmlicher Züchtung unterscheiden.

Diese Unterschiede entstehen nicht durch neu eingeführte Gene, sondern
unter anderem durch das spezifische Muster der genetischen
Veränderungen: So können 'Gen-Scheren' wie CRISPR/Cas ganze
Genfamilien auf einmal verändern, was mit bisheriger Züchtung nur
schwer oder gar nicht zu erreichen ist. Eine weitere Besonderheit: in
den meisten Fällen wurden zusätzlich die veralteten, wenig präzisen
Schrotschussverfahren wie die 'Genkanone' eingesetzt. Diese
Unterschiede zur herkömmlichen Züchtung werden von der US-Behörde
vollständig ignoriert.

Unter den Pflanzen befinden sich u.a. Kartoffeln, Leindotter, Luzerne,
Mais, Reis, Soja, Tomaten und Weizen. Auch ein Speisepilz wurde
zugelassen. Welche Eigenschaften die gentechnisch veränderten Pflanzen
jeweils genau haben, lässt sich allerdings längst nicht immer sagen.
Viele Informationen werden als Geschäftsgeheimnis eingestuft. Auch der
Stand der Entwicklung ist in der Regel aus den öffentlich einsehbaren
Informationen nicht ablesbar - es lässt sich nur feststellen, dass die
Anträge im Allgemeinen zu einem frühen Zeitpunkt gestellt werden.
Generell ist anzunehmen, dass längst nicht alle Pflanzen tatsächlich
auf den Markt kommen werden. Einige Firmen haben aber bereits
angekündigt, schon bald mit der Vermarktung beginnen zu wollen.

Grundsätzlich beruht die herkömmliche Züchtung von Pflanzen und Tieren
immer auf einer großen Bandbreite genetischer Vielfalt. Diese findet
sich in natürlichen Populationen, aber auch in der Gesamtheit der von
Menschen gezüchteten Pflanzensorten oder Tierrassen. Zusätzlich
entstehen auch immer neue Mutationen. Deren Auftreten kann durch
bestimmte Reize zusätzlich beschleunigt werden. Um wünschenswerte
Eigenschaften zu erzielen, werden die Populationen nach entsprechenden
Merkmalen durchsucht und geeignete Pflanzen oder Tiere weiter vermehrt
und miteinander gekreuzt, um eine die gewünschte Kombination der
Erbinformationen zu erreichen. Dabei können die natürlichen
Mechanismen der Vererbung und Genregulation nicht umgangen werden.

Dagegen wird mit der neuen und alten Gentechnik versucht, bestimmte
Eigenschaften direkt zu verändern. Diese Verfahren umgehen die
natürlichen Regeln von Evolution, Vererbung und Genregulation. Sie
können somit zwar schneller als herkömmliche Züchtung sein, bedingen
aber auch zusätzliche Risiken. Da hier mit speziellen Technologien ins
Erbgut eingegriffen wird, können sich die Ergebnisse deutlich von
denen unterscheiden, die mit der konventionellen Züchtung erreicht
werden. Daraus ergibt sich eine besondere Vorsorgepflicht gegenüber
einer Freisetzung dieser Organismen oder ihrer Verwendung in
Lebensmitteln.

In der EU unterliegen derartige Organismen der Gentechnikregulierung,
daher muss in jedem Fall eine Zulassungsprüfung erfolgen. In den USA
gibt es dagegen keine entsprechenden gesetzlichen Anforderungen. Aber
auch in der EU wollen verschiedene Akteure ihre Produkte künftig
möglichst schnell auf den Markt bringen. Ihr Ziel: Pflanzen und Tiere,
die mit neuen Gentechnikverfahren manipuliert wurden, sollen ohne
Zulassungsverfahren freigesetzt und daraus gewonnene Produkte ohne
Kennzeichnung vermarktet werden dürfen. Kämen die neuen Pflanzen ohne
Regulierung und Zulassungsprüfung auf den Markt, wüsste kein/e
LandwirtIn und kein/e GärtnerIn mehr, was er/sie eigentlich anbaut.
Die Pflanzen könnten auch miteinander gekreuzt und kombiniert werden,
ohne dass die Kombinationswirkungen im Detail überprüft werden. Die
VerbraucherInnen verlören jede Auswahlmöglichkeit: Es wäre für sie
nicht mehr nachvollziehbar, ob bei den Produkten eine gentechnische
Veränderung stattgefunden hat oder nicht. Nicht einmal die Behörden
wüssten, welche Pflanzen aus welchen Ländern importiert werden und
wonach sie suchen müssten, wenn tatsächlich Schäden an Mensch oder
Umwelt beobachtet werden.

"Die Risiken der Gentechnik-Organismen müssen in jedem einzelnen Fall
eingehend geprüft werden", fasst Christoph Then die Ergebnisse für
Testbiotech zusammen. "Bei Organismen, die ein Ausbreitungspotential
haben oder entwickeln können, müssen zudem entsprechend wirksame
Maßnahmen ergriffen oder Verbote ausgesprochen werden, um eine
Ausbreitung zu verhindern."




Weitere Informationen:

Link zum Testbiotech-Bericht

http://www.testbiotech.org/content/am-i-regulated

Link zu APHIS

https://www.aphis.usda.gov/aphis/ourfocus/biotechnology/am-i-regulated/Regulated_Article_Letters_of_Inquiry

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 14.03.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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GENTECHNIK/229: UNO warnt vor Vererbungsturbo bei Gentech-Tieren (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 06.03.2019

UNO warnt vor Vererbungsturbo bei Gentech-Tieren



Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) hat in einem Bericht
fünf unterschätzte Umweltrisiken vorgestellt. Eines von ihnen ist die
synthetische Biologie, also das Herstellen neuer Organismen mit Hilfe
von Genome Editing Verfahren. Dafür brauche es dringend rechtliche und
ethische Vorgaben, mahnt UNEP.

Bisher habe sich synthetische Biologie auf geschlossene Systeme
beschränkt, heißt es in dem UNEP-Bericht. Als Beispiele nennt er
Bakterien und Hefen, die so verändert wurden, dass sie in
abgeschlossenen Systemen Biotreibstoff, chemische Rohstoffe oder
Arzneimittel herstellen. Doch nun würden zunehmend Freisetzungen in
die Umwelt geplant. Dabei bezieht sich der Bericht nicht auf
Nahrungspflanzen, die mittels Gen-Scheren wie CRISPR/Cas verändert
wurden. Der Focus liegt vielmehr auf den gentechnisch veränderten
Mücken, die das Projekt Target Malaria im westafrikanischen Burkina
Faso freisetzen will. Sie sollen durch einen eingebauten Gene Drive
ihre Eigenschaften dominant vererben und so die vorhandene, Malaria
übertragende Mückenpopulation ausrotten. Ähnliche Überlegungen gibt es
laut UNEP, um auf pazifischen Inseln invasive Nagetiere auszurotten
und so die dort heimische Vogelpopulationen zu schützen. Der Versuch,
die amerikanische Kastanie durch Freisetzung pilzresistenter Exemplare
vor der Auslöschung durch den Kastanienrindenkrebs zu bewahren, dient
im Bericht als Beispiel von Genome Editing im Dienste der
Biodiversität.

ABER, warnt die UNEP: Die Fähigkeit, künstliches Leben zu kreieren und
bestehendes Erbgut zu ändern, berge die Gefahr von
Kreuzkontaminationen und unbeabsichtigen Nebenwirkungen. Die
absichtliche oder versehentliche Freisetzung gentechnisch veränderter
Organismen in die Umwelt könnte negative Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt haben und zu irreversiblen
Umweltschäden führen. Deshalb verweist der Bericht auf das
Vorsorgeprinzip und verlangt dessen Anwendung bei der Entwicklung und
im Umgang mit Produkten der synthetischen Biologie. Explizit erwähnt
der Text eine strenge Risikoabschätzung und die Einbeziehung der
verschiedenen Betroffenen. In diesem Zusammenhang verweist UNEP
darauf, dass Produkte der synthetischen Biologie lebende gentechnische
Organismen im Sinne der UN-Biodiversitätskonvention (CBD) und des
rechtlich bindenden Protokolls von Cartagena seien. Das Fazit des
Berichts: Den 'Code des Lebens zu hacken' habe derart große
Auswirkungen, dass die Regierungen dringendst zusammenarbeiten
müssten, um eine sichere Forschung und Entwicklung in diesem Bereich
zu gewährleisten. Dazu brauche es rechtliche Rahmenbedingungen, aber
auch ethische Richtlinien für die Forschung.

Harald Ebner, Gentechniksprecher der grünen Bundestagsfraktion, hält
die Warnungen des Berichts für 'mehr als berechtigt'. Er verweist auf
die rechtlichen Grundlagen für Regulierung und Kontrolle der
Gentechnik in der EU: "Wir sollten sie als Standortvorteil und Chance
begreifen, statt sie zu bekämpfen und auszuhöhlen, wie es die
Gentechnik-Lobby und ihre politischen Unterstützer tun", sagt Ebner.

Einen eigenen Kasten widmet der Report den Risiken, die von
Garagenlaboren, Biohackern und Do-it-yourself-Gentechbaukästen
ausgehen. 2017 habe es weltweit bereits 168 Biohacker-Gruppen gegeben,
heißt es in dem Report. Diesen Bereich zu regulieren, sei eine
Herausforderung für die Behörden. Die Sorge wachse, dass diese
Technologie von Terroristen missbraucht werden könnte, um Ernten zu
zerstören und biologische Waffen zu entwickeln.

Die vier anderen unterschätzten Umweltgefahren, die der Bericht
behandelt sind: die Zerschneidung von Lebensräumen, das Auftauen des
Permafrostbodens, der weltweite Stickstoffüberschuss sowie
Klimaschutzmaßnahmen, die nach hinten losgehen. [lf]



UNEP Frontiers 2018/19: Emerging Issues of Environmental Concern
(04.03.2019)

https://www.unenvironment.org/resources/frontiers-201819-emerging-issues-environmental-concern

UNEP Frontiers 2018/19: Synthetic Biology: Re-engineering the
Environment (04.03.2019)

https://wedocs.unep.org/bitstream/handle/20.500.11822/27544/Frontiers1819_ch1.pdf?sequence=1&isAllowed=y

Spiegel online: Uno warnt vor fünf unterschätzten Umweltgefahren
(05.03.2019)

http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/uno-warnt-vor-fuenf-unterschaetzten-umweltproblemen-a-1256235.html

Infodienst: Gene Drives: Vage Regeln statt weltweites Moratorium
(30.11.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33483/

Infodienst: Gene Drive löscht im Laborversuch Moskito-Population aus
(26.09.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33401/

Infodienst: Behörden warnen vor Krankheitserregern in Gentechnik-Baukästen 
(10.04.2017)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32530/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33609/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bundesregierung investiert Millionen in Genome Editing, 11.03.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33612/

EU-Lebensmittelbehörde muss Glyphosatstudien veröffentlichen,
07.03.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33611/

Gentechnik: Bauern müssen 10.000 Hektar Raps umpflügen, 04.03.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33599/

Bayer: 11.200 Glyphosat-Klagen in den USA, 27.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33598/

 * 

Quelle:

Nachricht, 06.03.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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MELDUNG/161: Deutschland beim Klimaschutz 20 Jahre zu spät (Campact)


Campact e.V. - 14. März 2019

Aktuelle Studie zum 1,5-Grad-Ziel zeigt:

Deutschland lässt sich beim Klimaschutz 20 Jahre zu viel Zeit



Verden/Berlin, 14. März 2019. Deutschland wird mit den jetzigen
Klimazielen der Bundesregierung die 1,5-Grad-Grenze des Pariser
Klimaabkommens weit überschreiten. Das zeigt eine aktuelle Studie des
NewClimate Institute im Auftrag der Bürgerbewegung Campact, die heute
in Berlin vorgestellt wird. Demnach müsste Deutschland seine
Treibhausgasemissionen bereits 2030 auf Null senken, um die
Erderhitzung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Derzeit strebt die
Bundesregierung an, erst im Jahr 2050, also 20 Jahre später,
klimaneutral zu sein.

"Zehntausende Schülerinnen und Schüler der 'Fridays For Future'-Bewegung 
fordern drastische Klimaschutzmaßnahmen, damit wir das
1,5-Grad-Ziel noch erreichen. Diese Studie zeigt: Sie haben Recht. Wir
brauchen eine kollektive Kraftanstrengung, um die Klimakrise
aufzuhalten. Die Große Koalition kommt mit ihren Klimazielen nicht
einmal in die Nähe davon. Doch auch Grüne und Linkspartei fordern zu
wenig", sagt Luise Neumann-Cosel von Campact.

In der Kurzanalyse hat das Team des NewClimate Institute um Prof. Dr.
Niklas Höhne errechnet, was Deutschland zum Einhalten des globalen
1,5-Grad-Ziels beitragen muss. Prof. Dr. Höhne: "Folgt Deutschland dem
jetzigen Zielpfad der Bundesregierung, stoßen wir bis Mitte des
Jahrhunderts 20 bis 130 Prozent mehr Treibhausgase aus, als wir uns
für 1,5 Grad leisten können."

Die Studie mit dem Titel "1,5°C: Was Deutschland tun muss" zeigt
verschiedene 1,5-Grad-kompatible Szenarien auf. 2015 hatte sich die
Weltgemeinschaft in Paris zum Ziel gesetzt, die Erderhitzung wenn
möglich auf unter 1,5 Grad zu begrenzen. Die Studie zeigt, dass
Deutschland bis 2030 klimaneutral sein muss, um einen angemessenen
Beitrag zum Pariser Klimaziel zu leisten. Sie kann damit auch den Weg
weisen zu einem Paris-kompatiblen Klimaschutzgesetz. Für 2019 hat die
Bundesregierung ein Gesetz angekündigt, mit dem die deutschen
Klimaziele Gesetzeskraft bekommen sollen.

Franziska Wessel, Berliner Schülerin, wird morgen an der "Fridays For
Future"-Demonstration in Berlin teilnehmen - als Teil der weltweiten
Proteste von Schülerinnen und Schülern für mehr Klimaschutz. Sie sagt:
"Wir wissen, was nötig ist, um die Klimakrise aufzuhalten. Aber keine
der Parteien ist ehrlich genug, das auch zu fordern. Am wenigsten die
Bundesregierung. Deswegen streiken wir jungen Menschen - denn es ist
unsere Zukunft, die hier verspielt wird."

Weitere Informationen:

Studie "1,5°C: Was Deutschland tun muss":

https://campact.org/klimastudie

NewClimate Institute, info@newclimate.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.03.2019

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





GENTECHNIK/1081: Bauern müssen 10.000 Hektar Raps umpflügen (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 04.03.2019

Gentechnik: Bauern müssen 10.000 Hektar Raps umpflügen



In Frankreich wurde mehr Rapssaatgut mit Spuren der gentechnisch
veränderten Sorte GT 73 verunreinigt als zunächst angenommen. Wie das
französische Portal InfOGM meldete, hat sich die betroffene
Ackerfläche auf 8000 Hektar vervierfacht. In Deutschland geht der
Saatgut-Hersteller Bayer von bis zu 2000 Hektar Rapsäckern mit
Gentech-Pflanzen aus, die bis spätestens Ende März umgebrochen werden
müssen.

Vergangenes Jahr waren - wie berichtet - 598 Säcke einer
verunreinigten Partie Winterraps der Monsantomarke Dekalb in insgesamt
zehn Bundesländer verkauft worden. Darin waren rund 0,1 Prozent der
gentechnisch veränderten Rapslinie GT73 gefunden worden, die gegen den
Unkrautvernichter Glyphosat resistent ist. Sie darf in der
Europäischen Union nicht angebaut werden. Seit Ende 2018 sind die
Behörden und der Mutterkonzern Bayer dabei herauszufinden, wo wieviel
von diesem Raps ausgesät wurde. Da die Überwachung der Gentechnik
Länderaufgabe ist, scheint es schwierig, sich einen bundesweiten
Überblick zu verschaffen. Insgesamt 70 deutsche Landwirte haben den
Raps gekauft, teilte das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) heute auf Anfrage mit. Sie verteilen sich
auf die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Bayern, Brandenburg,
Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt, wobei die drei letzten laut BVL
besonders betroffen sind. So wurden nach Angaben des Agrarministeriums
allein 180 Säcke verunreinigte Rapssaat in Sachsen-Anhalt verkauft.

Die Landesbehörden haben die Landwirte aufgefordert, ihre Rapsfelder
vor der Blüte umzubrechen, damit die gentechnisch veränderten Pflanzen
sich nicht vermehren können. Außerdem wurden laut BVL unterschiedliche
Anbauverbote erlassen, die mindestens bis 1. Juli 2019 gelten. Der
Bayer-Konzern wies darauf hin, dass nach guter landwirtschaftlicher
Praxis nur alle drei Jahre auf dem gleichen Feld Raps angebaut werde.
Annemarie Volling von der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft warnte jedoch, Rapssaatgut könne 20 Jahre lang
keimfähig im Boden überdauern. Solange bestehe auch das Risiko, dass
vereinzelt gentechnisch veränderter Raps keime. "Die zuständigen
Behörden der Bundesländer müssen sicherstellen, dass auflaufender
Durchwuchsraps vernichtet wird", forderte Volling.

Wie die Nachrichtenagentur Reuters unter Berufung auf Bayer Frankreich
mitteilte, will der Konzern die betroffenen Bauern mit 2000 Euro pro
Hektar entschädigen. Bei einer Fläche von 10.000 Hektar müsste der
Konzern damit insgesamt rund 20 Millionen Euro Schadenersatz zahlen.
Bayers Konzernzentrale in Leverkusen wollte diese Zahlen jedoch nicht
bestätigen. In Frankreich haben laut InfOGM rund 700 Landwirte das
Saatgut gekauft. Dort war nach Informationen des Portals im Oktober
2018 die erste Partie Rapssaatgut gefunden worden, die mit Spuren von
weniger als 0,1 Prozent GT 73 verunreinigt war. Deutsche Politiker
kritisierten daraufhin, dass die Verunreinigung erst nach der Aussaat
bekannt wurde. In der Bundesrepublik wird das Saatgut bereits vor der
Aussaat untersucht, um zu vermeiden, dass die Saat wieder umgebrochen
werden muss.

Allerdings hat das in diesem Fall auch nicht funktioniert. Denn die
Bundesländer überprüfen nach einem entsprechenden Handlungsleitfaden
üblicherweise nur zehn Prozent des Saatguts auf gentechnische
Verunreinigung. Eine Partie der betroffenen Charge Rapssaatgut aus
Frankreich wurde dabei nach Auskunft des BVL vor dem 30.9.2018 negativ
getestet. Die verunreinigte Partie war jedoch nicht kontrolliert
worden. Sie wurde erst untersucht, nachdem die Franzosen den Fund in
der Charge gemeldet hatten.

Die fragliche Charge Rapssaat war von der Bayer-Tochter Monsanto in
Frankreich aus argentinischem und spanischem Saatgut gemischt worden.
Nach einem internen EU-Papier, das dem Portal InfOGM zuerst vorlag,
bestand die gesamte Charge aus gut 21.000 Säcken Rapssaatgut. Das
entspricht etwa 200 Tonnen. Davon wurden 10.000 Säcke nach Deutschland
verkauft und rund 9500 in Frankreich. 8500 Säcke wurden demnach in
Deutschland insgesamt ausgesät. Wie das BVL mitteilte, wurden nach
Bekanntwerden der Verunreinigung in Frankreich alle Partien dieser
Charge kontrolliert. Nur in einer Partie - in diesem Fall 598 Säcke -
fand man eine gentechnische Verunreinigung, nämlich mit Raps GT73.

Bayer hat die Produktion des Rapssaatguts in Argentinien nach eigenen
Angaben vorläufig ausgesetzt. Bislang scheint unklar, wie die Samen
des Raps GT73, der in Argentinien nicht angebaut wird, in das Saatgut
gelangen konnten. Bayer wies darauf hin, dass in der Anlage kein
gentechnisch verändertes Saatgut aufbereitet werde. GT73-Raps darf nur
in Kanada, den USA, Australien und Japan ausgesät werden. Da er in der
EU nicht zum Anbau zugelassen ist, gilt hier das Prinzip der
Nulltoleranz. Der Import als Lebens- und Futtermittel ist in der EU
aber erlaubt. [vef]



Inf'OGM: 8 000 hectares de colza detruits (6.2.2019)

https://www.infogm.org/6677-ogm-france-1900-hectares-contamines-colza-transgenique?lang=fr

Reuters: French, German farmers destroy crops after GMOs found in
Bayer seeds (6.2.2019)

https://www.reuters.com/article/us-france-gmo-bayer/french-german-farmers-destroy-crops-after-gmos-found-in-bayer-seeds-idUSKCN1PV1RG

AbL e.V.: Ausbreitung von Gentechnik-Raps muss verhindert werden
(21.12.2018)

https://www.abl-ev.de/apendix/news/details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=2168&cHash=e41849ade98bde5cff8c2f14b4067599

Handlungsleitfaden der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Gentechnik:
Harmonisierte Saatgutüberwachung auf GVO-Anteile (April 2015)

https://www.lag-gentechnik.de/documents/handlungsleitfaden_2015_lag_d_2_1543488858.pdf

Agrarministerium NRW - Schriftlicher Bericht der Landesregierung:
Gentechnisch veränderte Anteile in konventionellem Rapssaatgut
(21.12.2018)

https://www.landtag.nrw.de/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-1546.pdf;jsessionid=B761694ABABF40B8EADF61BB3A1F5D0D.xworker

Verboten: Gentech-Raps von Baysanto auf deutschen Äckern ausgesät
(21.12.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33512/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33599/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bundesregierung investiert Millionen in Genome Editing, 11.03.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33612/

EU-Lebensmittelbehörde muss Glyphosatstudien veröffentlichen,
07.03.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33611/

UNO warnt vor Vererbungsturbo bei Gentech-Tieren, 06.03.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33609/

Bayer: 11.200 Glyphosat-Klagen in den USA, 27.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33598/

 * 

Quelle:

Nachricht, 04.03.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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FORSCHUNG/493: Steinkäuze auf Wanderschaft (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 12.03.2019

Steinkäuze auf Wanderschaft

Neue Studie über die Ansiedlung der Käuze in der Nordschweiz



Der Steinkauz, der Athene noctua, ist eine kleine nachtaktive Eule und
gehört zu den auf der deutschen Roten Liste als gefährdet eingestuften
Vogelarten. In den letzten Jahren ist es gelungen die bestehenden
Steinkauzpopulationen im Südwesten Deutschlands stabil zu halten,
teilweise steigen die Zahlen sogar. In der benachbarten Nordschweiz
haben sich dagegen immer noch keine Populationen etabliert, obwohl die
Bedingungen für die Art geeignet erscheinen. Ein Forscherteam um
Severin Hauenstein von der Abteilung für Biometrie und
Umweltsystemanalyse der Universität Freiburg hat nun untersucht, ob
junge Steinkäuze aus Deutschland die Nordschweiz erreichen könnten und
so eine natürliche Wiederansiedlung gelingen könnte. Ihre Ergebnisse
stellen die beteiligten Forschenden nun in der Fachzeitschrift
"Ecological Applications" vor.




[image: Ein Steinkauz, halb versteckt im Pflanzenwuchs - Foto: © Ralph Martin]

Eine natürliche Wiederansiedlung der Steinkäuze in der Nordschweiz ist
möglich. 

Foto: © Ralph Martin



Die Ausbreitungsmuster von Tieren vorherzusagen, sei schwierig, so
Hauenstein. Deshalb haben er und die an der Studie Beteiligten von der
Schweizerischen Vogelwarte in Sempach/Schweiz, dem Deutschen Zentrum
für integrative Biodiversitätsforschung Halle-Jena-Leipzig (iDiv), dem
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) sowie der Universität
Regensburg ein auf Individuen basiertes Computermodell entwickelt.
Mittels Simulationen können die Forschenden beurteilen, ob Individuen
aus derzeit expandierenden Steinkauz-Populationen im Südwesten
Deutschlands in der Lage sind, in geeignete Lebensräume in der
Nordschweiz zu migrieren. Aufgrund der intensiven Landwirtschaft und
des stetigen Lebensraumverlusts, ist der Steinkauz in der Schweiz
nahezu ausgestorben.

Die Bewegungsparameter in dem Modell wurden über Verfahren der
Bayes'schen Statistik basierend auf Radiotelemetriedaten von juvenilen
Steinkäuzen geschätzt. Unter anderem konnten die Forschenden so
plausible Unterschiede zwischen Individuen und Geschlechtern
nachweisen - weibliche Jungkäuze fliegen geradliniger und legen
längere Einzelstrecken während der Migrationsphase zurück, während
sich ihre männlichen Pendants tendenziell durch längere Rastperioden
und stärkere Lebensraumtreue auszeichnen.

Hauenstein erklärt, dass die gewonnenen Erkenntnisse darauf hindeuten,
dass eine natürliche Wiederansiedlung der Steinkäuze in der
Nordschweiz generell möglich ist, wenn auch eingeschränkt: "Besonders
zersiedelte Gebiete wie zum Beispiel rund um das Drei-Länder-Eck bei
Basel scheinen die Wanderbewegungen der juvenilen Steinkäuze stark
einzuschränken. Außerdem meiden Steinkäuze bewaldete Gebiete, da dort
ihr natürlicher Feind, der Waldkauz, vorkommt sowie höher gelegene
Gebiete, wie Jura, Schwarzwald und Schwäbische Alb." Die
Wissenschaftler stellen in der Studie bestehende, aber enge
Migrationskorridore heraus, wie beispielsweise das untere Aaretal oder
auch das Fricktal südöstlich von Basel. Indem dort der Lebensraum für
die Tiere aufgewertet wird, zum Beispiel durch die Extensivierung der
Landwirtschaft oder das Bereitstellen von Nisthilfen, könnte die
Ansiedlung der kleinen Eulen in der Nordschweiz beschleunigt werden.

Originalpublikation:

Hauenstein, S., Fattebert, J., Grüebler, M.U., Naef-Daenzer, B.,
Pe'er, G., Hartig, F. (2019): "Calibrating an individual-based
movement model to predict functional connectivity for little owls".
In: Ecological Applications. DOI: 10.1002/eap.1873



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/steinkaeuze-auf-wanderschaft

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711980

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 12.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/402: Mit Baldrian auf der Suche nach Bayerns wilder Katze (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 13. März 2019

Mit Baldrian auf der Suche nach Bayerns wilder Katze!

Hunderte Freiwillige sind zurzeit in den Wäldern Nordbayerns unterwegs
auf der Suche nach Wildkatzen - mit Lockstöcken, Pinzette und
geschultem Auge.



In 23 Landkreisen Nordbayerns zwischen der Rhön und dem Oberpfälzer
Wald suchen derzeit rund 180 ehrenamtliche Naturschützer*Innen des
BUND Naturschutz (BN) mit Unterstützung durch Förster und Jäger nach
Spuren der scheuen Wildkatze. Acht Wochen lang versuchen sie in der
Paarungszeit der Wildkatze, Wildkatzenhaare an mit Baldrian besprühten
Lockstöcken zu finden und zu sichern. Die Ergebnisse werden von allen
Beteiligten mit Spannung erwartet, denn vor fünf Jahren fand die erste
derartige Wildkatzenerfassung-Aktion in Nordbayern statt.

Damals wurden Wildkatzen in vielen Regionen, wie dem Frankenwald,
Steigerwald oder der Fränkischen Schweiz erstmalig nachgewiesen. Ob
diese Tiere nur "auf der Durchreise" waren oder mittlerweile in den
Wäldern heimisch geworden sind, soll die diesjährige Untersuchung
zeigen. Die gesammelten Haarproben werden zur genetischen Analyse an
das Senckenberg-Institut gesendet. Der "genetische Fingerabdruck" der
gesammelten Haare erlaubt dort nicht nur die Unterscheidung von
Wildkatzen und Hauskatzen, sondern sogar auch die einzelner
Individuen.

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass allein dieses Jahr ca. 4.000
Stunden ehrenamtlicher Forschungsarbeit geleistet werden. Neben
erwachsenen Wildkatzenliebhaber*Innen sind auch Kinder- und
Jugendgruppen des BN sowie einige Waldkindergärten aktiv. Prof. Dr.
Kai Frobel, der Artenschutzreferent des BN: "Es handelt sich hierbei
um die aktuell größte Mitmachaktion zur Erfassung einer seltenen
Tierart in Bayern! Viele für den erfolgreichen Wildkatzenschutz
notwendigen Erkenntnisse können wir nur durch dieses große
ehrenamtliche Engagement erlangen."

Die Europäische Wildkatze ist eine echte Ureinwohnerin - sie
durchstreifte unsere Wälder schon lange bevor die Römer die ersten
Hauskatzen aus Afrika mitbrachten. In Bayern war die Wildkatze um 1940
durch falsch verstandene jagdliche Verfolgung ausgerottet. 1984
startete der BUND Naturschutz eine erfolgreiche
Wiedereinbürgerungs-Aktion und setzte bis 2009 vor allem im Spessart
Hunderte von Wildkatzen aus. Dort entwickelte sich das erste
reproduzierende bayerische Wildkatzenvorkommen. Von den
laubholzreichen Wäldern des Spessarts, der Rhön und den Haßbergen
breitet sich die Art seit etwa zehn Jahren in Bayern über den
Jurabogen in Richtung Südbayern aus. Derzeit wird die bayerische
Population auf etwa 600-700 Tiere geschätzt.

Um an die Haare für die Genproben zu gelangen, kommt die sogenannte
Lockstockmethode zum Einsatz. Lockstöcke sind sägeraue
Dachlattenstücke, die im Wald an geeigneten Stellen in den Boden
geschlagen werden. Sie werden mit Baldrian besprüht, dessen Geruch
Katzen so fasziniert, dass sie zu den Lockstöcken kommen und sich
daran reiben. Die dabei hängenbleibenden Haare werden bei den
wöchentlichen Kontrollen von den Ehrenamtlichen eingesammelt. Derzeit
sind ca. 750 Lockstöcke in nordbayerischen Wäldern aufgestellt. Es ist
die einzige bewährte Methode, um der nachtaktiven und kaum jemals zu
sehenden Wildkatze auf die Schliche zu kommen.

Die große Bereitschaft vieler Menschen, an diesem Citizen-Science
Projekt mitzumachen und die damit gewonnenen Daten halfen schon vor
fünf Jahren, den Wildkatzenschutz zu verbessern: Es wurden neue
Erkenntnisse zu bevorzugten Waldlebensräumen gewonnen und
nachgewiesen, dass sich Wildkatzen wieder bayernweit ausbreiten und
allmählich ihre alten Lebensräume zurück erobern. Nachgewiesen ist
aber auch, dass die Bestände in Bayern im Vergleich zu anderen
Bundesländern nach wie vor so niedrig sind, dass sie weiter
unterstützt werden müssen. Im nächsten Jahr soll die Untersuchung in
Südbayern stattfinden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.03.2019

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0941/297 20-0, Fax 0941/297 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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RESSOURCEN/228: Bestände - der Ast, auf dem wir sitzen ... (SB)




Der Ressourcenverbrauch steigt weltweit weiterhin an und wird sich
voraussichtlich in den nächsten 40 Jahren verdoppeln. Eine
Entkopplung der Wohlstandsentwicklung vom Naturverbrauch findet beim
gegenwärtigen Trend nicht statt. Das geht aus einer umfassenden
Bestandsaufnahme des International Resource Panel (IRP) für das
UN-Umweltprogramm hervor, die am 12. März veröffentlicht wurde. [1]

In Folge dieser Entwicklung werden das Artensterben voranschreiten
und sich die Treibhausgasemissionen um fast die Hälfte erhöhen - mit
absehbar verheerenden Klimawandelfolgen für den Menschen und seine
Mitwelt. Die Autorinnen und Autoren des Global Resources Outlook 2019
schlagen vor, nicht nur die Ressourceneffizienz zu steigern, sondern
eine weitreichende Transformation von einer linearen zu einer
zirkulären Wirtschaft zu verwirklichen.

Ausgeblendet wird in dem Report allerdings ein fundamentaler Faktor,
der entscheidend für die zukünftige Entwicklung der Menschheit ist:
Solange die Wirtschaftsordnung darauf ausgerichtet bleibt, daß
Profite privatisiert und Verluste vergesellschaftet werden können,
erweisen sich alternative Technologien und Wirtschaftsformen als Teil
des Systems und damit des Problems.

Das International Resource Panel wurde 2007 vom UN-Umweltprogramm
gegründet und gibt in seinem Outlook Trends zum Ressourcenverbrauch
und Konsumverhalten wieder, um die Politik bei strategischen
Entscheidungen in Richtung einer nachhaltigen Wirtschaft zu
unterstützen. Der diesjährige Outlook zeichnet ein ziemlich düsteres
Bild.

Seit 1970 hat sich die Weltbevölkerungszahl verdoppelt, die
Ressourcenförderung insgesamt jedoch mehr als verdreifacht.
Nicht-metallische Mineralien werden heute sogar fünfmal soviel
gefördert. Damals lag der Materialverbrauch bei 27 Mrd. Tonnen. Bis
heute ist er auf 92 Mrd. Tonnen gestiegen und könnte im Jahr 2060 auf
190 Mrd. Tonnen explodieren. Die Hälfte der Treibhausgasemissionen,
die bis dahin um 43 Prozent zunehmen, geht auf die Förderung und
Verarbeitung von Materialien, Treibstoff und Nahrungsmitteln zurück,
die wiederum zu über 90 Prozent für den Verlust an Biodiversität und
Wasserknappheit verantwortlich sind. Von 1970 bis 2017 nahm der
Verbrauch an fossilen Treibstoffen von sechs Mrd. auf 15 Mrd. Tonnen,
an Biomasse von neun Mrd. auf 24 Mrd. Tonnen zu.

Seit dem Jahr 2000 hat sich der Rohstoffabbau um 3,2 Prozent jährlich
beschleunigt. Das geht wesentlich auf den Ausbau von Infrastrukturen
und einen höheren Lebensstandard in Entwicklungs- und
Schwellenländern Asiens zurück. Der Verbrauch ist aber auch in den
wohlhabenden Länder hoch und lag im Jahr 2017 pro Kopf bei 9,8 Tonnen
an Material, das aus anderen Weltregionen mobilisiert wurde.

"Der Global Ressources Outlook zeigt, daß wir uns durch die endlichen
Ressourcen des Planeten pflügen, als gebe es kein Morgen, und dabei
Klimawandel und Artensterben auslösen", sagt die geschäftsführende
Direktorin des UN-Umweltprogramms, Joyce Msyua, in einer
Presseerklärung. "Offen gesagt, es wird für viele Menschen auch keine
Zukunft geben, solange wir damit nicht aufhören." [2]

Zu der Bestandsaufnahme und dem Ausblick des IRP gehört ebenfalls die
Beschreibung eines möglichen Auswegs aus dem Dilemma: Etablierung von
Stoffkreisläufen durch Verbesserung der Haltbarkeit, intelligentes
Produktdesign, Standardisierung und Methoden des Reuse, Recycling und
Remanufacturing, also der Wiederverwendung, Wiederverwertung und
Wiederinstandsetzung. Werde dies alles umgesetzt, sei
wirtschaftliches Wachstum und zugleich eine Begrenzung der globalen
Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit
möglich, heißt es.

Die Co-Vorsitzenden des IRP, Izabella Teixeira, ehemalige
Umweltministerin Brasiliens, und Janez Potočnik, ehemaliger
EU-Umweltkommissar, entwarfen in ihrem gemeinsamen Vorwort die
Aussicht, daß im Jahr 2060 gegenüber den heutigen Trends der globale
Ressourcenverbrauch um 25 Prozent verringert, das Wachstum des BIP um
acht Prozent gesteigert und Treibhausgasemissionen um 90 Prozent
zurückgefahren werden könnten.

Dabei handelt es sich um Kennziffern, die nicht das geringste über
Wohlstandsniveau und -verteilung der Menschheit aussagen. Die vom IRP
entworfene Welt des Jahres 2060 könnte ebenso eine der grassierenden
Armut und des weit verbreiteten Hungers sein wie die eines allgemein
gehobenen Lebensstils, in dem kein Mensch unter existentieller Not
leidet. Das ist weniger von der Frage abhängig, ob eine lineare in
eine zirkuläre Wirtschaft transformiert wird, als von der
vorherrschenden Produktionsweise. Armut entsteht aus Reichtum, so wie
Profit aus Mangel generiert wird. In dem gegenwärtigen
Wirtschaftssystem können mit einer Ware nur dann dauerhaft Profite
generiert werden, wenn die Nachfrage niemals vollständig gedeckt
wird. Die Nachfrage wiederum gründet sich nicht einfach nur auf
Bedürfnisse, sondern auf Bedarf, also auf Mangel und unter Umständen
sogar existenzgefährdende, materielle Not.

Wenn also vor dem Klimawandel und seinen Folgen insbesondere für die
verletzlichsten Bevölkerungsgruppen des Globalen Südens gewarnt wird und
man sich erklärtermaßen bemüht, Schaden von den Menschen abzuwenden,
sollte der Hebel nicht nur bei der Wirtschaftsform angesetzt werden,
sondern bei der Frage, wer profitiert und wer nicht und was das
mit den vorherrschenden Produktionsbedingungen zu tun hat.


Fußnoten:

[1] http://www.resourcepanel.org/reports/global-resources-outlook

[2] http://www.resourcepanel.org/press

14. März 2019
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AKTION/244: Fridays for Future - Klimastreiks am 15. März in 200 deutschen Städten


Campact e.V. - 14. März 2019

Fridays for Future am 15. März: "Wir streiken, bis ihr handelt"

Klimastreiks in über 90 Ländern weltweit und über 200 Städten in
Deutschland



Deutschland, 14. März 2019. Am Freitag, 15. März, streiken junge
Menschen auf der ganzen Welt für eine konsequente Klimapolitik.
Inspiriert von der Schwedin Greta Thunberg fordern sie die Einhaltung
des 1,5-Grad-Ziels und nationaler Klimaziele. In über 90 Ländern,
darunter in Frankreich, Belgien, Kanada, England und Italien, aber
auch im Iran, Argentinien und Indien sind insgesamt über 1.200
Aktionen geplant. In Deutschland sind Streiks in über 200 Städten
angemeldet.







Liste der Streiks am 15. März:


	Aachen, 10:00 Uhr, Elisenbrunnen

	Achern, 11:00 Uhr, Rathaus

	Altenburg, 11:00 Uhr, Bahnhof

	Anklam, 13:00 Uhr, Marktplatz

	Ansbach, 13:00 Uhr, Martin-Luther-Platz

	Aschaffenburg/Unterfranken, 12:00 Uhr, Theaterplatz

	Augsburg, 11:00 Uhr, Rathausplatz

	Aurich, 11:30 Uhr, Sparkassen Arena

	Bad Kreuznach, 11:30 Uhr, Pauluskirche

	Bad Kreuznach, 11:30 Uhr, Pauluskirche

	Bad Mergentheim, 10:30 Uhr, Bahnhof, anschl. Kundgebung Marktplatz

	Bad Oldesloe/Kreis Storman, 13:30 Uhr, Start Olivet Allee

	Bad Säckingen, 11:30 Uhr, Münsterplatz

	Bad Segeberg, 8:30 Uhr, Marktpatz

	Bad Tölz, 11:00 Uhr, Vichyplatz

	Balingen, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Bamberg, 11:30 Uhr, Bahnhofsvorplatz

	Bargteheide, 10:00 Uhr, Rathaus Bargteheide

	Bayern Region 10 (Ingolstadt, Eichstätt, Pfaffenhofen, Neuburg, Schrobenhausen) 13:00 Uhr, Theaterplatz Ingolstadt

	Bayreuth, 11:15 Uhr, Beginn in der Königsallee

	Bensheim, 12:00 Uhr, GGB

	Berlin, 10:00 Uhr, Invalidenpark mit Demoroute

	Biberach, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Bielefeld, 12:00 Uhr, Hauptbahnhof Bielefeld

	Bochum, 12:00 Uhr, Bochum Hauptbahnhof

	Bogen, 08:00 Uhr, Rathaus

	Boizenburg (Elbe), 11:00 Uhr, Schulzentrum bis Rathaus

	Bonn, 09:30 Uhr, Münsterplatz

	Borken (Westfalen), 13:00 Uhr, Marktplatz

	Bottrop, 12:00 Uhr, Berliner Platz

	Braunschweig, 10:00 Uhr, Schlossplatz

	Bremen, 10:00 Uhr, Bahnhofsvorplatz

	Bremerhaven, 12:00 Uhr, Theodor-Heuss-Platz

	Buchholz in der Nordheide, 12:00 Uhr, Schützenplatz (Richard-Schmidt- Straße)

	Calw, 10:30 Uhr, Marktplatz

	Castrop-Rauxel, 13:00 Uhr, Marktplatz

	Celle, 12:00 Uhr, Stechbahn

	Chemnitz, 12:00 Uhr, Neumarkt Chemnitz

	Coburg, 11:45 Uhr, Start: Realschule CO I, danach auf dem Marktplatz

	Cottbus, 13:00 Uhr, Am Stadtbrunnen

	Cuxhaven, 10:00 Uhr, Wochenmarktplatz

	Darmstadt, 10:00 Uhr, Luisenplatz

	Deggendorf, 10:00 Uhr, Stadtplatz Deggendorf

	Dessau-Roßlau, 11:00 Uhr, Friedensglocke

	Dingolfing, 12:30 Uhr, Marienplatz

	Donauwörth, 09:45 Uhr, Treffen in der Bahnhofshalle, gemeinsame Fahrt nach Augsburg

	Dortmund, 10:00 Uhr, Friedensplatz

	Dresden, 12:00 Uhr, St. Benno Gymnasium

	Duisburg, 10:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Düren, 10:30 Uhr, Kaiserplatz

	Düsseldorf, 11:00 Uhr, am Rathaus in Düsseldorf; Zug zum Landtag

	Eberswalde, 13:32 Uhr, Hauptbahnhof Eberswalde

	Eckernförde, 9:00 Uhr, Hafenspitze

	Eisenach, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Elmshorn (Kreis Pinneberg), 08:50 Uhr, St.Nikolaikirche

	Emden, 10:00 Uhr, Schulzentrum MAX, JAG, BBS

	Erfurt/Thüringen, 14:00 Uhr, Angerdreieck

	Erlangen, 12:00 Uhr, Hugenottenplatz

	Essen, 10:00 Uhr, Willy-Brandt-Platz

	Eutin/Ostholstein, 10:30 Uhr, Wasserturm(Bismarkstraße)

	Falkensee, 11:00 Uhr, Bahnhof

	Flensburg, 10:00 Uhr, Hafenspitze

	Frankenthal (Pfalz), 11:00 Uhr, Speyrer Tor

	Frankfurt am Main, 12:00 Uhr, Bockenheiner Warte

	Freiberg, 10:00 Uhr, Obermarkt

	Freiburg, 10:00 Uhr, Stühlinger Kirchplatz

	Freudenstadt, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Friedberg, 10:00 Uhr, Bahnhof

	Geislingen an der Steige, 11:00 Uhr, Forellenbrunnen

	Gera, 12:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Gießen, 11:30 Uhr, Berliner Platz

	Gifhorn, 10:30 Uhr, Schillerplatz

	Glückstadt, 07:30 Uhr, Detlefsen-Gymnasium

	Göppingen, 11:30 Uhr, Kreissparkasse am Bahnhof

	Göttingen, 08:00 Uhr, Bahnhofsvorplatz

	Greifswald, 10:00 Uhr, Mühlentor

	Günzburg, 13.00 Uhr, Marktplatz

	Gütersloh, 12:00 Uhr, Berliner Platz

	Hagen, 10:30 Uhr, Berliner Platz (Hagen Hauptbahnhof)

	Halle, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Hamburg, 14:30 Uhr, Hachmannplatz

	Hannover, 12:30 Uhr, Kröpcke

	Haßfurt, 10:00 Uhr, Pfarrkirche/Vorplatz

	Heide, 13:00 Uhr, St.-Jürgen-Kirche

	Heidelberg, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Heidenheim, 11:00 Uhr, Bahnhof

	Heilbronn, 11:30 Uhr, Friedensplatz

	Herzogenaurach, 13:00 Uhr, Sternzug von Gymnasium zu Marktplatz

	Hildesheim, 12:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Husum, 8:00 Uhr, Wendehammer TSS

	Ingolstadt, 13:00 Uhr, Theaterplatz

	Itzehoe, 09:00 Uhr, Dithmarscher Platz

	Jena, 12:00 Uhr, Holzmarkt

	Kaiserslautern, 11:30 Uhr, Hauptbahnhof

	Kappeln, 10:00 Uhr Nordhafen

	Karlsruhe, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Kassel, 10:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Kehl, 10:30 Uhr, Rathaus

	Kempten, 11:30 Uhr, Forum Allgäu

	Kiel, 09:15 Uhr, Rathausplatz Kiel

	Kleve, 12:00 Uhr, am Ehrenmal

	Koblenz, 11:55 Uhr, Bahnhofsvorplatz

	Köln, 09:00 Uhr, Bahnhofsvorplatz

	Konstanz, 11:30 Uhr, Herosé-Park

	Krefeld, 11:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Lahr, 11:30 Uhr, Rathausplatz

	Landau (Pfalz), 10:00 Uhr, Rathausplatz Landau

	Landsberg am Lech, 14:00 Uhr, Hauptplatz

	Landshut, 11:30 Uhr, Rathaus

	Laupheim, 12:30 Uhr, Marktplatz

	Lauterbach, 13:00 Uhr, Kirche (Lauterbach)

	Leer, 10:00 Uhr, Mühlenplatz

	Leipzig, 12:30 Uhr, Richard-Wagner-Platz

	Leutkirch, 11:00 Uhr, Bahnhof

	Leverkusen, 11:30 Uhr, am Rathaus, Friedrich-Erhardt-Platz

	Limburg, 10:00 Uhr, Bahnhof

	Lindau (B), 12:00 Uhr, altes Rathaus

	Lindenberg, 11:30 Uhr, Pausenhof der Real- und Mittelschule

	Lörrach, 12:00 Uhr, Bahnhofsplatz

	Lübeck, 11:30 Uhr, vor der MuK

	Lüchow(Wendland), 12:00 Uhr, ZOB

	Ludwigsburg, 12:00 Uhr, Bahnhof

	Lüneburg, 11:00, Marktplatz

	Magdeburg, 11:00 Uhr, Domplatz

	Mainz, 10:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Mannheim, 11:00, Schloss Ehrenhof

	Marburg, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Marl, 10:00 Uhr, Creiler Platz

	Möckmühl, 11:00 Uhr, Unterer Marktplatz

	Mölln, 11:00 Uhr, Schulberg

	Mönchengladbach, 11:30 Uhr, Streik vor dem Rathaus Rheydt

	München, 11:00 Uhr, Odeonsplatz

	Münster, 10:00 Uhr, historisches Rathaus

	Murnau, 12:00 Uhr, Marinensäule

	Neheim, 10:00 Uhr, Neheimer Marktplatz

	Neubrandenburg, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Neustadt Aisch, 13:15 Uhr, Schulzentrum FAG DBRS

	Neustadt an der Weinstraße, 10:00 Uhr, Marktplatz

	Niebüll, 9:00 Uhr, Rathausplatz

	Nienburg(Weser), 11:00 Uhr, Bushaltestelle Im Meerbachbogen

	Nordhorn, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Nürnberg, 11:00 Uhr, Sebaldusplatz

	Oberhausen, 11:30 Uhr, Marktstraße

	Oettingen, 13:00 Uhr, Marktplatz

	Offenburg, 11:00 Uhr, am Fischmarkt

	Oldenburg, 11:45 Uhr, Bahnhofsplatz

	Osnabrück, 10:00 Uhr, Theatervorplatz

	Paderborn, 13:00 Uhr, Domplatz

	Passau, 11:30 Uhr, Cagnes-sur-Mer-Promenade

	Peine, 11:00 Uhr, Rathaus

	Penzberg, 10:30 Uhr, Stadthalle

	Pforzheim, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Potsdam, 11:55 Uhr, Landtag

	Rastede, 10:00 Uhr, Schulhof Wilhelmstraße

	Ratzeburg, 11:30 Uhr, Rathaus

	Ravensburg, 11:00 Uhr, Bahnhof

	Recklinghausen, 11:00 Uhr, Hauptbahnhof Recklinghausen

	Regensburg, 11:00 Uhr, Altstadt

	Rendsburg, 9:00 Uhr, Sternenmarsch zum Obereiderhafen

	Reutlingen, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Rhein-Sieg, 09:30 Uhr, Siegburg Markt

	Rostock, 12:00 Uhr, Kröpeliner Tor

	Rottweil, 11:30 Uhr, Im Stadtgraben

	Saarbrücken, 10:00 Uhr, Staatstheater

	Salzwedel, 11:30 Uhr, Rathausplatz

	Schwäbisch Hall, 13:30 Uhr, Marktplatz

	Schwalm-Eder-Kreis, 11:00 Uhr, Marktplatz Homberg

	Schweinfurt, 12:30 Uhr, Schillerplatz

	Schwerin, 11:00 Uhr, Grunthalplatz

	Seligenstadt, 10:30 Uhr, Marktplatz

	Siegen, 11:00 Uhr, Vor der Bluebox

	Soest, 13:30 Uhr, Marktplatz

	Speyer, 11:00 Uhr, Sankt-Guido-Stifts-Platz

	Stade, 11:00 Uhr, Stadeum

	Straubing, 11:00 Uhr, Ludwigsplatz

	Stuttgart, 11:00 Uhr, Rathaus

	Teltow-Fläming, 14:30 Uhr, Luckenwalde Bahnhof

	Templin, 12:00, Kuhrmeile

	Trier, 10:00 Uhr, Domfreihof

	Tübingen, 11:00 Uhr, Uhlandstraße

	Tuttlingen, 14:00 Uhr, Donauspitz

	Ulm, 12:00 Uhr, Marktplatz

	Villingen-Schwenningen, 11:30 Uhr, vor dem Amtsgericht (Niederestraße)

	Weiden i. d. Oberpfalz, 10:00 Uhr, Oberer Markt

	Weilheim, 11:00 Uhr, Kirchplatz

	Weimar, 12:00 Uhr, Goetheplatz

	Weißenburg i. Bay., 13:00 Uhr, Kirchweihplatz und Marktplatz

	Wernigerode, 13:00 Uhr, Nicolaiplatz

	Wesel, 15:30 Uhr, Rathaus

	Wetzlar, 11:00 Uhr, Bahnhofstraße

	Wiesbaden, 12:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Wismar, 11:00 Uhr, Rathaus

	Witten (NRW), 10:00 Uhr, Rathausplatz

	Wittenberg, 11:00 Uhr, Marktplatz

	Witzenhausen, 11:00 Uhr, Rathaus

	Wolfsburg, 10:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Worms, 10:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Wuppertal, 10:00 Uhr, Wuppertal Kluse

	Würzburg, 11:00 Uhr, Hauptbahnhof

	Xanten, 10:00 Uhr, Rathaus






Liste der Streiktermine (laufend aktualisiert)

https://fridaysforfuture.de/streiktermine/

https://www.fridaysforfuture.org/events/list 

Liste aller Orte und Länder weltweit, die ebenfalls stetig
aktualisiert wird

Die Aktionen werden von Schüler/innen und Student/innen
organisiert. Campact ist nicht Mitveranstalter und informiert
lediglich über die Schulstreiks und hilft bei der Medienlogistik.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.03.2019

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de
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DEMO/270: Parents For Future ruft zu Klimaprotesten am 15.03.2019 auf


Pressemitteilung #ParentsForFuture - 14. März 2019

Schülerstreik fürs Klima bekommt Unterstützung von Eltern:

Parents For Future ruft zu Klimaprotesten am 15.03.2019 auf



Die freitäglichen Klimaproteste, die Schüler*innen seit vergangenem
Herbst unter dem Hashtag #FridaysForFuture weltweit organisieren,
bekommen in Deutschland nun Unterstützung von Eltern und weiteren
Erwachsenen: #ParentsForFuture vereint eine neue Sammelbewegung
engagierter Erwachsener.

Sie teilt die Ziele der von der sechzehnjährigen Schwedin Greta
Thunberg inspirierten Jugend-Bewegung: beide Bewegungen eint die Sorge
um die Zukunft angesichts einer Klimakrise, zu deren Abwendung die
Politik bislang keinerlei angemessene Maßnahmen ergreift und die
Forderung nach einem ambitionierten Klimaschutz weltweit.

Zum weltweiten Klima-Streik-Tag am kommenden Freitag, den 15.03.2019,
ruft Parents For Future Deutschland alle Eltern, Großeltern,
Urgroßeltern, aber auch alle anderen Erwachsenen auf, sich den
Schüler*innenprotesten anzuschließen. Demonstrationen finden in über
70 Ländern und über 500 Städten weltweit statt. Zu den Forderungen
gehören unter anderem die Umsetzung des Pariser Abkommens zur
Begrenzung der Erderwärmung auf maximal 1,5 °C bis 2100 und die
Einhaltung der nationalen Klimaziele.

Die Demonstration in Berlin beginnt um 10:00 Uhr am Invalidenpark. Die
Abschlusskundgebung findet um 13:30 Uhr ebenfalls am Invalidenpark
statt.

Streikorte und Termine unter:

https://fridaysforfuture.de

Facebook: 

https://www.facebook.com/parentsforfuture.berlin

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.03.2019

#ParentsForFuture

E-Mail: parentsforfuture.berlin@gmail.com

Internet: https://parentsforfuture.de/presse/

weitergeleitet durch:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, 10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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DEMO/269: "Die Klimarevolution ins Rollen bringen" - Fahrraddemo in Hamburg, 15.3. (Ende Gelände Hamburg)


Pressemitteilung der Ende Gelände Ortsgruppe Hamburg - 14. März 2019

"Die Klimarevolution ins Rollen bringen" - Fahrraddemo in Hamburg
zum globalen Klimaschutz-Aktionstag am 15.3.



Am Freitag 15.03. 2019 lädt ein Bündnis aus den Klimaschutzinitiativen
Ende Gelände, Gegenstrom Hamburg und Hambi Soli Hamburg für 14 Uhr zu
einer Fahrraddemo von Wandsbek-Markt bis zum Gänsemarkt ein. Die
Fahrraddemo findet im Rahmen der Großdemonstration "Klima-Revolution"
statt, die um 16 Uhr auf dem Gänsemarkt beginnt.

Demonstriert wird für eine radikale Verkehrs- und Agrarwende sowie den
sofortigen Ausstieg aus der Kohleenergie. Das Bündnis ruft dazu auf,
"gemeinsam die fortschreitende Vernichtung von Lebensraum zu stoppen
und eine eskalierende Überhitzung des Planeten zu verhindern".

Klimaschutzgruppen aus ganz Hamburg beteiligen sich an der
Großdemonstration. Am globalen Klimaschutz Aktionstag wird auf der
ganzen Welt für konsequenten Klimaschutz protestiert. In über 100
Städten in Deutschland sind am 15. März Schulstreiks und
Demonstrationen geplant, an denen sich über 82 Länder beteiligen
werden.

Das Bündnis:

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Gruppen den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im Oktober
2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am Tagebau
Hambach im Rheinland blockiert. www.ende-gelaende.org

Gegenstrom ist eine vielfältige, antikapitalistische Gruppe, die sich
als Teil der globalen Klimabewegung von unten sieht. Gegenstrom setzt
sich für Klimagerechtigkeit und radikalen Klimaschutz ein.
www.gegenstromhamburg.de

Hambi Soli Hamburg ist eine Klimaschutzgruppe, die die Proteste und
Besetzungen für den Erhalt des Hambacher Forstes unterstützen.

https://hambacherforst.org/mach-mit/hambi-supportgruppen/#Hamburg




Facebook:

https://www.facebook.com/endegelaendehamburg/

Facebook-Veranstaltung:

https://www.facebook.com/events/343094706304993/

Twitter:

@Ende_GelaendeHH

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.03.2019

Ende Gelände Ortsgruppe Hamburg

E-Mail: hamburg@ende-gelaende.org
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